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Zusammenfassung

Mit dem , Teilhabechancengesetz“ wurden zum Jahresbeginn 2019 die Instrumente ,Eingliede-
rung von Langzeitarbeitslosen“ (§16e SGB Il) sowie ,Teilhabe am Arbeitsmarkt“ (§16i SGB II) ein-
gefiihrt. Beide Instrumente richten sich gleichermalien an langzeitarbeitslose Leistungsberech-
tigte, die auch bei guter Arbeitsmarktlage nur geringe Aussichten auf eine ungeférderte Beschafti-
gung und damit auf ein Leben jenseits staatlicher Transferzahlungen haben. Damit riickt eine Teil-
gruppe unter den erwerbsfahigen Leistungsberechtigten in den Fokus der arbeitsmarktpolitischen
Forderung, die Uber Jahre hinweg faktisch von regelmaliger Erwerbstatigkeit und den dariiber
vermittelten Teilhabemoglichkeiten ausgeschlossen ist. Entsprechend besteht das Kernanliegen
beider Instrumente darin, den Geférderten die Beteiligung am Arbeitsleben zu eréffnen und
dadurch zur Verbesserung ihrer Beschaftigungsfahigkeit, ihrer Arbeitsmarktchancen und ihrer ge-
sellschaftlichen Teilhabemdglichkeiten beizutragen. Zusammen mit der Einflhrung beider For-
derinstrumente hat der Gesetzgeber auch deren umfassende wissenschaftliche Evaluation be-
schlossen. Die Evaluation erfolgt im Rahmen der Wirkungsforschung nach §55 Abs. 1 SGB Il und
obliegt damit dem Institut flir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Im Fokus der Studie ste-
hen insbesondere die Implementation der MaBnahmen auf Ebene der Jobcenter, ihr betrieblicher
Einsatz sowie ihre Wirkungen auf die Beschaftigungsfahigkeit, die Arbeitsmarktchancen und die
gesellschaftliche Teilhabe der Geforderten. Der vorliegende Bericht dokumentiert den aktuellen
Arbeits- und Erkenntnisstand der wissenschaftlichen Evaluation.

Abstract

Despite the decline of unemployment in recent years, long-term unemployment remains one of
the major challenges for the German labour market. For that reason another two active labour
market programmes were introduced in 2019. Both measures address long-term unemployed peo-
ple with very poor labour market prospects. While the key objective of the first measure is to im-
prove participants’ chances on the regular job market, the second one intends to strengthen par-
ticipants’ prospects of social inclusion. Both programmes are designed as a wage subsidy for em-
ployers. The evaluation aims at a comprehensive analysis of the institutional implementation, the
operational use at the establishment level as well as the individual effects of both labour market
programmes. This report documents the current status of the evaluation and provides first re-
search results.
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1 Einleitung

Zum Jahresbeginn 2019 wurde das Instrumentarium der 6ffentlichen Beschéftigungsforderungim
Bereich der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende reformiert. Seither sind keine Férderungen mit
dem Instrument ,,Forderung von Arbeitsverhéltnissen“ (§16e SGB Il in der bis Ende 2018 giiltigen
Fassung) mehr moglich. Auch Eintritte in die beiden im Jahr 2015 eingefiihrten Programme zur
Forderung von Langzeitarbeitslosen waren nur bis Ende 2017 (ESF-Bundesprogramm zur Einglie-
derung von langzeitarbeitslosen Leistungsberechtigten nach dem SGB Il auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt) bzw. bis Ende 2018 (Bundesprogramm ,,Soziale Teilhabe“) moglich. Im Gegenzug wur-
den mit dem , Teilhabechancengesetz“ die Regelinstrumente ,Eingliederung von Langzeitarbeits-
losen“ (§16e SGB Il) sowie ,Teilhabe am Arbeitsmarkt“ (§16i SGB Il) eingefiihrt, die konzeptionell
deutliche Anleihen bei den beiden Bundesprogrammen erkennen lassen (vgl. Bauer/ Fuchs 2019,
S. 106). Dabei stellt vor allem die Forderung nach §16i SGB Il eine Erweiterung des Forderportfolios
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende dar. Seit der Abschaffung des Beschaftigungszuschusses
im Jahr 2012 existierte im SGB Il kein Regelinstrument mit einer vergleichbaren Zielsetzung und
Ausgestaltung mehr (vgl. Bauer et al. 2018; Kupka et al. 2018).

Die beiden Forderinstrumente richten sich an langzeitarbeitslose Leistungsberechtigte, die auch
bei guter Arbeitsmarktlage nur geringe Aussichten auf eine ungeférderte Beschaftigung und damit
auf ein Leben jenseits staatlicher Transferzahlungen haben. Damit riickt eine Teilgruppe unter den
erwerbsfahigen Leistungsberechtigten in den Fokus der arbeitsmarktpolitischen Forderung, die
Uber Jahre hinweg faktisch nicht erwerbstatig war und folglich von den vielféltigen materiellen wie
sozialen Einschrankungen betroffen sein diirfte, die mit langjahriger Arbeitslosigkeit einhergehen
(vgl. etwa Christoph/Lietzmann 2013; Eggs 2013; Gundert/Hohendanner 2014; Hirseland/Ramos
Lobato 2014; Marquardsen 2012; Ramos Lobato et al. 2016). Entsprechend besteht das Kernanlie-
gen beider Instrumente darin, diesem Personenkreis die Beteiligung am Erwerbsleben zu ermog-
lichen. Unterstlitzt werden sie dabei durch eine ,ganzheitliche beschaftigungsbegleitende Betreu-
ung“, die seitens der Jobcenter oder damit beauftragter Trager erbracht wird und ein umfangrei-
ches Beratungs- und Unterstiitzungsangebot fiir die Geforderten beinhaltet. Durch die gefor-
derte - und mithilfe der begleitenden Betreuung stabilisierte - Erwerbsbeteiligung sollen nicht zu-
letzt die Beschaftigungsfahigkeit der Geférderten und dadurch prospektiv auch ihre Aussichten
auf eine ungeforderte Beschaftigung verbessert werden. Im Falle der Férderung nach §16i SGB Il
spielt jedoch - wie bereits in dessen Namen anklingt - vor allem die Verbesserung der tiber Er-
werbsarbeit vermittelten Teilhabechancen der Geférderten eine zentrale Rolle, die bereits durch
die geforderte Beschaftigung erreicht werden soll (Bauer et al. 2018; Bauer/Fuchs 2019, S. 107;
Knuth 2018; Kupka et al. 2018).

Mit der Wahl des Teilhabebegriffs kniipft das Gesetz semantisch an die - anfanglich vor allem auf
europaischer Ebene gefiihrte, mit einiger Zeitverzogerung aber auch hierzulande von Sozialpolitik
wie Sozialwissenschaft aufgegriffene - Debatte um die seit Anfang der 1990er Jahre zu beobach-
tende Verfestigung von Arbeitslosigkeit und die damit verbundenen Risiken sozialer Ausgrenzung
an. Mit dem Ausgrenzungsbegriff wird der durch eine lange Dauer der Arbeitslosigkeit bedingte
sVerlust von Moglichkeiten [bezeichnet], am gesellschaftlichen Leben entsprechend den in ihr ver-
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allgemeinerten Standards der Niitzlichkeit, des Konsums, der materiellen Sicherheit, der 6ffentli-
chen Einflussnahme und der sozialen Anerkennung teilzunehmen“ (Kronauer 2002, S. 17, vgl. auch
Castel 2002, Sen 2002). Im Gegenzug bezeichnet der Teilhabebegriff die Chancen oder Handlungs-
moglichkeiten der Gesellschaftsmitglieder, individuell gewlinschte und gesellschaftlich iibliche
Lebensweisen und -standards realisieren zu kdnnen (vgl. Bartelheimer 2004, S. 53). Dabei gilt Er-
werbsarbeit zugleich als eigenstandige Dimension wie zentrale Voraussetzung fiir die Realisierung
gesellschaftlicher Teilhabe. Das macht den Teilhabebegriff flir Programme der 6ffentlichen Be-
schaftigungsforderung in besonderer Weise anschlussfahig. SchlieRlich gehort es zu einem ihrer
Grundgedanken, mithilfe des Einsatzes geforderter Formen der Erwerbsbeteiligung - wenn zu-
meist auch nur als Nebeneffekt der Forderung - die manifesten wie latenten Funktionen (Jahoda
1983) von regularer Erwerbsarbeit zu ersetzen und dadurch die desintegrativen Folgen von (Lang-
zeit-)Arbeitslosigkeit zumindest zeitweise zu milden (vgl. Trube 1997; Promberger 2008).

Evaluation der Forderinstrumente nach §16e und §16i SGB II

Zusammen mit der Einflihrung der Forderinstrumente hat der Gesetzgeber auch deren wissen-
schaftliche Evaluation beschlossen. Sie soll die Umsetzung der Férderinstrumente durch die Job-
center, ihren betrieblichen Einsatz sowie ihre Wirkungen auf die Beschaftigungsfahigkeit der Ge-
forderten, deren Arbeitsmarktchancen sowie gesellschaftlichen Teilhabemoglichkeiten untersu-
chen. Die Evaluationsergebnisse sollen nicht zuletzt eine fundierte Grundlage flir die Entscheidung
liefern, ob die aktuell bis Jahresende 2024 befristete Forderung nach §16i SGB Il (vgl. §81 SGB I1)
weiter bestehen bleiben soll.

Die Evaluation erfolgt im Rahmen der Wirkungsforschung nach §55 Abs. 1 SGB Il und obliegt damit
dem Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB). Konkret besteht die Evaluation aus vier
eng miteinander verzahnten Forschungsmodulen, die den genannten Aspekten aus unterschiedli-
chen Perspektiven nachgehen. Die Module greifen teils unmittelbar ineinander oder bauen inhalt-
lich bzw. methodisch aufeinander auf. Zusammen ermdglichen die einzelnen Untersuchungsbe-
standteile ein umfassendes Bild des Einsatzes sowie der Wirkungen beider Férderinstrumente.

Mit dem vorliegenden Forschungsbericht legt das IAB den ersten von zwei Berichten vor, in de-
nen - jeweils zum Jahresende 2020 bzw. 2023 - der Arbeitsstand und die Ergebnisse der Evalua-
tion dargestellt werden. Da mit den Forschungsarbeiten in den einzelnen Teilprojekten zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten begonnen wurde, unterscheidet sich auch ihr Arbeitsstand. Wahrend
aus manchen Teilprojekten bereits erste Befunde berichtet werden kdnnen, beschranken sich die
Ausflihrungen in anderen Fallen auf den Arbeits- und Erhebungsstand. Neben den verschiedenen
Startzeitpunkten, die teils eng mit dem Verfiigbarwerden der fiir die Analysen erforderlichen Da-
tengrundlage zusammenhangen, ist der unterschiedliche Fortschritt der Forschungsarbeiten auch
auf die Folgen der Covid-19-Pandemie zuriickzufiihren. So kam und kommt es seit Beginn der Pan-
demie in der ersten Jahreshalfte 2020 vor allem in den Untersuchungsteilen zu Verzogerungen, die
sich auf Befragungen stiitzen und deren Erhebungsphasen daher aus inhaltlichen wie forschungs-
organisatorischen Griinden verspatet begonnen haben bzw. verlangert werden mussten.

Im einleitenden Kapitel 2 werden mit der Zielsetzung und der Ausgestaltung der beiden Forderin-
strumente zunachst der Gegenstand der Evaluation beschrieben und davon ausgehend das Er-
kenntnisinteresse der Evaluation dargestellt. In den Kapiteln 3 bis 9 werden anschliefend die in-
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haltliche Ausrichtung sowie die methodische Umsetzung der jeweiligen Teilprojekte sowie - so-
fern bereits vorhandenen - die bislang vorliegenden Forschungsbefunde prasentiert. Der Bericht
schlieBt mit einer Zusammenfassung der bislang erzielten Einsichten (Kapitel ).

2 Gegenstand und Erkenntnisinteresse der
Evaluation

Die Umsetzung der Forderinstrumente nach §16e und §16i SGB Il durch die Jobcenter, ihr betrieb-
licher Einsatz sowie ihre - intendierten wie nicht-intendierten - Wirkungen bilden den Gegenstand
der vorliegenden Evaluationsstudie.! Entsprechend konstituieren die Zielsetzungen beider Instru-
mente sowie ihre rechtlich normierte Ausgestaltung den gemeinsamen analytischen Bezugspunkt
fur alle Untersuchungsteile der Evaluation. Die folgenden Ausfiihrungen geben daher einen allge-
meinen Uberblick Uiber die beiden Instrumente (Abschnitt 2.2) sowie die daraus abgeleiteten For-
schungsfragen der Evaluation (Abschnitt 2.3). Zur besseren Einordnung der Forderinstrumente
wird zunachst die Entwicklung 6ffentlich geférderter Beschaftigung im Bereich der Grundsiche-
rung flir Arbeitsuchende skizziert und dabei vor allem auf die Entwicklung von Teilhabe als einem
Ziel der Beschaftigungsforderung des SGB |l eingegangen (Abschnitt 2.1).

2.1 Offentlich geforderte Beschéftigung im SGB Il

Die 6ffentliche Beschaftigungsforderung ist ein klassisches Instrument der aktiven Arbeitsmarkt-
politik wie der Sozialpolitik. Unter diese Oberkategorie fallen eine Vielzahl von Instrumenten, mit
denen (sozialversicherungspflichtige) Beschaftigungsverhaltnisse teils bei gemeinniitzigen Arbeit-
gebern, teils bei privatwirtschaftlichen Betrieben gefordert werden (vgl. Bauer/Fuchs 2019; Maty-
sik et al. 2011). Im Bereich des Regelinstrumentariums der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ge-
horen zu dieser Gruppe arbeitsmarktpolitischer MaRnahmen - nach der Abschaffung der Arbeits-
beschaffungsmafinahmen (ABM) im Jahr 2009, des Beschaftigungszuschusses und der Arbeitsge-
legenheiten in der Entgeltvariante im Jahr 2012 sowie der Férderung von Arbeitsverhaltnissen im
Jahr 2018 - derzeit die Arbeitsgelegenheiten (§16d SGB Il) sowie die mit dem , Teilhabechancen-
gesetz“ geschaffenen Foérderinstrumente nach §16e und §16i SGB II. Jenseits der Regelforderung
existierten zwischen 2015 und Ende 2018 noch die Bundesprogramme ,Eingliederung von Lang-
zeitarbeitslosen® und ,Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt®.

Die verschiedenen Instrumente der Beschaftigungsforderung richten sich an Leistungsberechtigte
mit besonders geringen Arbeitsmarktchancen. Fiir sie sind haufig MaRnahmen nicht geeignet, die
wie die Forderung beruflicher Weiterbildung auf eine unmittelbare Integration in den ersten Ar-
beitsmarkt zielen. Stattdessen soll mit Hilfe geforderter Formen der Erwerbsbeteiligung zunachst
die grundlegende Beschaftigungsfahigkeit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer verbessert und
dadurch mittelfristig ihre Arbeitsmarktchancen erhoht werden. Gleichzeitig folgt die Beschafti-

! Die Ausfiihrungen dieses Kapitels sind in Teilen bereits als Bauer et al. 2018, Kupka et al. 2018 und Ramos Lobato 2020 er-
schienen. Wértliche Ubernahmen aus diesen Beitrdgen sind nicht eigens gekennzeichnet.
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gungsforderung stets dem Leitgedanken, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren und beabsich-
tigt daher - wenn auch vielfach nur als Nebeneffekt - die mit dem Ausschluss vom Arbeitsmarkt
einhergehenden Defizite sozialer Teilhabe zu lindern (vgl. Bellmann et al. 2006).

Obwohl die Verbesserung der Sozialintegration, wie dieses Ziel vor dem Aufkommen des Teilhab-
ebegriffs genannt wurde, eine feste GroRe im Zielkanon geférderter Beschéftigung darstellt (vgl.
etwa Trube 1997, S. 137ff, Promberger 2008, S. 13), hatte es bis in die jiingere Vergangenheit hinein
zumeist nicht den Status einer eigenstandigen Zielsetzung. Anders formuliert: Gesellschaftliche
Teilhabe sollte nicht vordringlich bereits im Rahmen der geforderten Beschaftigung realisiert wer-
den, sondern war als Folgewirkung der durch die Forderung ermdglichten Integration der
Geforderten in den allgemeinen Arbeitsmarkt konzipiert. Demnach bildet die geforderte Beschaf-
tigung zwar einen wichtigen Zwischenschritt auf dem Weg zur Realisierung gesellschaftlicher Teil-
habe, wird damit jedoch keineswegs gleichgesetzt. Dieses Verstandnis sozialer Teilhabe griindet
dabei auf der fiir Erwerbsarbeitsgesellschaften charakteristischen Normalitatsunterstellung, dass
allein ,richtige”, sprich marktvermittelte und damit nicht staatlicherseits subventionierte, Er-
werbsarbeit vollwertige gesellschaftliche Teilhabe ermdglicht (vgl. BonfR 2002; Castel 2002; Prom-
berger/Ramos Lobato 2016).

Ein davon abweichendes Verstandnis des Zusammenhangs von geférderter Beschaftigung und der
durch sie er6ffneten Teilhabemoglichkeiten kristallisierte sich erst in den Jahren nach Einflihrung
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende heraus. So war seit 2005 eine zunéchst zogerliche, zuneh-
mend aber deutliche Verschiebung im Verhaltnis von Arbeitsmarkt- und Sozialintegration als Ziel-
setzungen gefdrderter Beschaftigung zu beobachten - und zwar sowohl auf Ebene des arbeits-
marktpolitischen Fachdiskurses, als auch mit der Einflihrung des Beschaftigungszuschusses auf
Ebene des verfligbaren Regelinstrumentariums des SGB Il (vgl. Promberger 2009). Als eine Art Leit-
begriff dieser Entwicklung fungiert der ,Soziale Arbeitsmarkt“. Seinerzeit von Georg Cremer
(2007), zu diesem Zeitpunkt noch Generalsekretar des Deutschen Caritasverbands, in die Debatte
um den Einsatz geforderter Beschéftigung eingebracht, markiert er einen begrifflich wie konzepti-
onellen Gegenentwurf zur Férderidee eines ,,Zweiten® oder ,,Ubergangsarbeitsmarktes“ (vgl. Ro-
gowski/Wilthagen 2004; Schmid 1999). Zwar gibt der Férderansatz des Sozialen Arbeitsmarktes
den fiir letzteren konstitutiven Bezug zum ersten Arbeitsmarkt nicht vollends auf, relativiert diesen
aber entscheidend. Entsprechend soll geforderte Beschaftigung nicht mehr ausschlieRlich bzw.
nicht mehr fiir alle Geférderten gleichermalen als Briicke in den allgemeinen Arbeitsmarkt fungie-
ren, sondern wird zunehmend selbst als teilhabestiftende Instanz betrachtet.

In Gestalt des Beschaftigungszuschusses existierte in den Jahren 2007 bis 2012 ein Forderinstru-
ment, das diesem Verstandnis denkbar nahe kam. Zwar hielt auch diese Variante geforderter Be-
schaftigung am Ubergang der Geférderten in den allgemeinen Arbeitsmarkt als Fernziel fest,
riickte die Verbesserung ihrer gesellschaftlichen Teilhabemoglichkeiten jedoch dezidiert in den
Vordergrund (vgl. Bauer et al. 2010; Hirseland et al. 2012; ISG/IAB/RWI 2011; Ramos Lobato 2017).
Deutlicher noch als die Gesetzesbegriindung formulierte dies seinerzeit der SPD-Politiker Klaus
Brandner, der zusammen mit Karl-Josef Laumann (CDU) zu den Initiatoren des Instruments zahlt.
So heilt es in einem von ihm verfassten Strategiepapier (Brandner 2007), der Beschaftigungszu-
schuss solle den Geforderten eine ,sinnstiftende Teilhabe am Erwerbsleben (ebd., S. 10) bieten,
die auf der ,wirtschaftliche[n] Selbststandigkeit“ (ebd.) der Geforderten griindet, also ihre Unab-
hangigkeit von bediirftigkeitsgepriiften Sozialtransfers ermoglicht, und damit die Voraussetzung
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furein ,selbstbestimmtes Leben“ (ebd., S. 6) schaffen wiirde. Unterstrichen wurde diese program-
matische Grundausrichtung insbesondere durch die gesetzlich als Regelfall vorgesehene, in der
Geschichte der bundesdeutschen Arbeitsforderung bis dato einmalige Moglichkeit, die Férderung
nach Ablauf einer anfanglichen Befristungsphase von zwei Jahren auch unbefristet zu erbringen.

Im Zuge der 2012 in Kraft getretenen Instrumentenreform wurde der Beschaftigungszuschuss je-
doch abgeschafft. Seither existierte im Regelinstrumentarium der Grundsicherung fiir Arbeitsu-
chende kein Instrument mehr, das dem Ziel der Teilhabeférderung langzeitarbeitsloser Leistungs-
berechtigter vergleichbar verpflichtet ware (vgl. Bauer/Fuchs 2019, S. 98). Auf regionaler Ebene
hingegen wurde - in Gestalt von zwei Modellprojekten in Nordrhein-Westfalen und Baden-Wiirt-
temberg - nicht nur an dieser konzeptionellen Grundidee der Beschéftigungsforderung festgehal-
ten, sondern mit der sozialpadagogischen Begleitung von gefordert Beschaftigten zugleich ein in-
novatives Forderelement implementiert, das im Rahmen von §16e und §16i SGB Il nun Einzug in
das Regelinstrumentarium des SGB Il gefunden hat (vgl. Bauer et al. 2016; Fuchs/Hamann 2017).
Eine dhnliche Zielrichtung hatte bereits das 2015 eingeflihrte Bundesprogramm ,,Soziale Teilhabe
am Arbeitsmarkt“ eingeschlagen. So stand auch im Fokus dieses Programms nicht die (Re-)In-
tegration der Geforderten in den allgemeinen Arbeitsmarkt, sondern die Verbesserung ihrer sozia-
len Teilhabemdglichkeiten. In programmatischer Hinsicht konnen der Beschaftigungszuschuss
und das Bundesprogramm daher als Vorlaufer der Forderung nach §16i SGB Il betrachtet werden.

2.2 Forderinstrumente nach §16e und §16i SGB |

Die strukturelle Ahnlichkeit der Vorgiangerprogramme und der Férderung nach §16e und §16i
SGB Il betrifft dabei nicht nur die Zielsetzung, sondern auch die Zielgruppe der Forderung. So rich-
ten sich auch die neuen Instrumente an besonders arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende. Beide adressieren also Empfangerinnen und Empfanger von
Arbeitslosengeld Il, die geringe bzw. kaum realistische Arbeitsmarktchancen haben und ohne
staatliche Unterstiitzung aller Voraussicht nach langfristig von regularer Erwerbsarbeit und den
dariiber vermittelten gesellschaftlichen Teilhabemdglichkeiten ausgeschlossen sind. Abgegrenzt
werden die Zielgruppen der beiden Forderinstrumente wesentlich tiber die Dauer der Arbeitslosig-
keit (§16e SGB Il) bzw. die Dauer des Leistungsbezugs (§16i SGB Il). Im Falle der Férderung nach
§16e SGB Il ist dies laut den gesetzlichen Vorgaben eine mindestens zweijahrige Arbeitslosigkeits-
dauer. Im Falle der Férderung nach §16i SGB Il sind Leistungsberechtigte forderfahig, die sechs der
letzten sieben Jahre Arbeitslosengeld Il bezogen haben und in dieser Zeit nicht oder allenfalls
kurzzeitig einer Erwerbsarbeit nachgegangen sind. Abweichende Regelungen gelten fiir erwerbs-
fahige Leistungsberechtigte, die schwerbehindert sind oder mit einem minderjahrigen Kind im
Haushalt leben, sowie fiir Geforderte nach §16e SGB Il in der bis Ende 2018 giiltigen Fassung und
fiir Teilnehmende am Bundesprogramm ,Soziale Teilhabe“ (vgl. Tabelle 1).

Bei den Instrumenten nach §16e und §16i SGB Il handelt es sich um einen Lohnkostenzuschuss fiir
Arbeitgeber, die einen forderfahigen Leistungsberechtigten der Grundsicherung fiir Arbeitsu-
chende einstellen. Diese Forderung kann von allen Arbeitgebern in Anspruch genommen werden,
sie steht also privatwirtschaftlichen Betrieben ebenso zur Verfiigung wie 6ffentlichen und gemein-
niitzigen Einrichtungen. Entsprechend unterliegen die geforderten Beschaftigungsverhiltnisse
auch nicht den - etwa fiir die Arbeitsgelegenheiten (§16d SGB Il) geltenden - Kriterien der ,Zusétz-
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lichkeit“ und des ,,Offentlichen Interesses“. Diese Regelungen diirften Arbeitgebern nicht nur ei-

nen flexibleren betrieblichen Einsatz der geférdert Beschaftigten ermoglichen, sondern auch Do-

kumentationspflichten und damit administrative Aufwande reduzieren.

Tabelle 1: Ausgestaltung der Férderinstrumente nach §16e und §16i SGB Il

Zielgruppe

Forderdauer

Forderhohe

Ausgestaltung
der geférder-
ten Beschafti-
gungsverhalt-
nisse

Flankierende
Leistungen

Geltungsdauer

»Eingliederung von Langzeitarbeitslosen®
(Rechtsgrundlage: §16e SGB II)

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit einer
Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens zwei
Jahren

Zwei Jahre

Degressiver Lohnkostenzuschuss: pauschal
75% im ersten, 50% im zweiten Jahr

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsver-
héltnis (ohne Arbeitslosenversicherung)
Forderung des ,berticksichtigungsfahigen
Entgelts® im Sinne von §91 SGB I1I

Ganzheitliche beschéftigungsbegleitende Be-
treuung durch Jobcenter oder beauftragten
Dritten, Freistellung durch den Arbeitgeber
im ersten halben Jahr der Beschaftigung

dauerhaft

,»Teilhabe am Arbeitsmarkt*
(Rechtsgrundlage: § 16i SGB I1)

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte (i25), die mind.
sechs der letzten sieben Jahre hilfebediirftig und in
dieser Zeit kaum erwerbstatig waren;

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte (i25) mit min-
derjahrigem Kind/schwerbehindert, die die letzten
flinf Jahre durchgangig hilfebedurftig waren
Ausnahmeregelung nach § 16i Abs. 10 SGB Il fiir Ge-
forderte nach §16e SGB |1 (in der bis Jahresende 2018
giiltigen Fassung) oder am Bundesprogramm ,,Sozi-
ale Teilhabe“

Bis zu fiinf Jahre

Degressiver Lohnkostenzuschuss: pauschal 100% im
ersten und zweiten Jahr, ab dem dritten Jahr redu-
ziert sich die Férderung jahrlich um 10%-Punkte

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhaltnis
(ohne Arbeitslosenversicherung)

Forderung des Mindestlohns oder bei Tarifbindung
des Arbeitgebers das ,berlicksichtigungsfahige Ent-
gelt“im Sinne von §91 SGBI Il

Ganzheitliche beschéftigungsbegleitende Betreuung
durch Jobcenter oder beauftragten Dritten, Freistel-
lung durch den Arbeitgeber im ersten Jahr der Be-
schaftigung

Weiterbildungs- und Praktikumsmoglichkeiten, Be-
zuschuss von Weiterbildungskosten mit bis zu 3000
Euro

Nach derzeitiger Rechtslage (§81 SGB Il) sind Zu-
gange bis einschlieflich 31.12.2024 moglich

Quelle: Regelungen der §16e und §16i SGB II, Bundesagentur fiir Arbeit 2020a, 2020b

Einen ahnlichen Effekt diirfte auch haben, dass fiir beide Instrumente auf eine individuelle Fest-
stellung der Minderleistung der Geférderten und damit der Hohe der Lohnsubvention verzichtet
wurde. Stattdessen werden pauschale Fordersatze gewahrt (vgl. Tabelle 1). Im Falle von §16e
SGB Il ubernehmen die Jobcenter im ersten Jahr der Forderung durchgangig 75 Prozent des zu
beriicksichtigenden Arbeitsentgelts, im zweiten Jahr betragt der Zuschuss noch 50 Prozent. Im
Falle der Forderung nach §16i SGB Il, die bis zu fiinf Jahren betragen kann, werden die Lohnkosten
in den ersten beiden Jahren sogar vollstandig von 6ffentlicher Seite ibernommen. Anschliefend
sinkt die Forderung zwar jahrlich um 10 Prozentpunkte, betragt aber im letzten Jahr der Férderung
immer noch 70 Prozent. Als Bezugspunkt des Lohnkostenzuschusses fungiert im Falle von §16e
SGB Il das im Arbeitsvertrag vereinbarte Entgelt, solange dieses nicht das tarifliche bzw. ortsiibli-
che Arbeitsentgelt libersteigt (vgl. BA 2020a, S. 4). Demgegeniiber bildet im Falle von §16i SGB I
der jeweils geltende Mindestlohn die maRgebliche Bezugsgrofie. Unterliegt ein Arbeitgeber jedoch
einer Tarifbindung und ist er dadurch zur Zahlung eines hoheren Entgelts verpflichtet, berechnet
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sich auch der Lohnkostenzuschuss anhand des tariflich zu zahlenden Arbeitsentgelts (vgl. BA
2020b, S. 5). Einmalzahlungen, wie Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, werden in beiden Fallen nicht
offentlich bezuschusst.

Um die beiden Forderinstrumente zu finanzieren, hat der Bund den Eingliederungstitel der Job-
centervon 2019 bis 2022 um rund vier Milliarden Euro aufgestockt. Diese Zusatzmittel sind jedoch
nicht zweckgebunden, sondern konnen von den Jobcentern auch flir andere Ausgaben genutzt
werden. Zudem wurde mit dem Teilhabechancengesetz der sogenannte Passiv-Aktiv-Transfer
(PAT) eingefiihrt, der bislang nur in einem regionalen Modellprojekt durch kompensatorische Zah-
lungen seitens der Landesregierung ,,simuliert“ wurde (Fuchs/Hamann 2017). Die Jobcenter kon-
nen nun Transferleistungen, die sie durch die Arbeitsaufnahme der Geférderten einsparen, zur Fi-
nanzierung der Forderinstrumente nutzen.

Mit beiden Instrumenten werden sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhaltnisse gefordert, al-
lerdings wird kein Beitrag zur Arbeitslosenversicherung entrichtet. Durch die geforderte Beschaf-
tigung erwerben die Beschaftigten also keinen Anspruch auf Lohnersatzleistungen nach dem
SGB Ill, sondern sind im Falle erneuter Arbeitslosigkeit unmittelbar auf Leistungen der Grundsi-
cherung fiir Arbeitsuchende angewiesen. Die Forderdauer betragt im Falle von §16e SGB Il genau
zwei Jahre, eine kiirzere Forderdauer ist ebenso wenig moglich wie eine Verlangerung. Demgegen-
Uber betragt die Forderdauer von §16i SGB Il bis zu fiinf Jahre. Die Dauer des jeweiligen Arbeitsver-
trages ist hingegen gesetzlich nicht normiert, sondern wird vom Arbeitgeber festgelegt. Allerdings
hat der Gesetzgeber die Voraussetzungen geschaffen, dass Arbeitgeber mit Férderfallen nach §16i
SGB Il grundsatzlich einen befristeten Arbeitsvertrag fiir die maximale Forderdauer von fiinf Jah-
ren abschlieRen konnen (vgl. §16i Abs. 8 SGB II).

Beide Instrumente sehen zudem eine ,,ganzheitliche beschaftigungsbegleitende Betreuung® (vgl.
§16e Abs. 4 bzw. §16i Abs. 4 SGB Il) der Geférderten vor, die von den Jobcentern oder von beauf-
tragten Tragern erbracht werden kann. Mit dem ,, Teilhabechancengesetz“ wurde ein solches Be-
ratungs- und Unterstiitzungsangebot erstmals fiir Regelinstrumente des SGB Il eingefiihrt, bislang
wurde eine solche, vielfach auch als ,,Coaching” bezeichnete Betreuung wahrend einer Beschafti-
gungsmalnahme in regionalen Modellprojekten (Bauer et al. 2016, Fuchs/Hamann 2017) sowie
den Bundesprogrammen ,Eingliederung von Langzeitarbeitslosen“ sowie ,Soziale Teilhabe am
Arbeitsmarkt” implementiert. Den AnstoR, eine derartige Unterstiitzung anzubieten, hatten sei-
nerzeit die Ergebnisse der Evaluation des Beschaftigungszuschusses gegeben (ISG/IAB/RWI 2011).
Angesichts von problematischen betrieblichen Integrationsprozessen und einem dadurch erh6h-
ten Risiko von Mallnahmeabbriichen empfahl die Untersuchung ,.eine systematische fachliche Be-
gleitung der Integrationsprozesse im Rahmen geforderter Beschaftigung” (ebd., S. 197). Zur Kern-
aufgabe der ,ganzheitlichen beschaftigungsbegleitenden Betreuung® gehort es daher, das Be-
schéftigungsverhaltnis zu stabilisieren und auf diese Weise vorzeitige Abbriiche der MaRnahme zu
verhindern (vgl. Deutscher Bundestag 2019, S. 15f., 18f.). Das Spektrum an arbeits- wie lebenswelt-
lichen Themen, die im Rahmen der Betreuung potenziell behandelt werden konnen und miissen,
fallt daher denkbar grof aus.
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2.3 Forschungsfragen und Modulstruktur der Evaluation

Die Evaluation der Forderinstrumente nach §16e und §16i SGB |l besteht aus vier miteinander ver-

zahnten Forschungsmodulen (vgl. Tabelle 2). Sie stiitzt sich auf eine {iberwiegend neu zu erhe-

bende bzw. zu erschlieRende Basis aus standardisierten wie nicht-standardisierten Befragungsda-
ten sowie auf Prozessdaten der Bundesagentur fiir Arbeit (BA). Dabei werden fiinf Gibergeordnete

Fragekomplexe bearbeitet:

1. Welche Ziele verfolgen die Jobcenter mit den Mallnahmen nach §16e und §16i SGB Il und wie
setzen sie die Forderung praktisch um? (Modul 1a)

2. Welche Leistungsberechtigten werden mit den beiden Instrumenten gefordert, welche er-
werbsbiographischen Charakteristika weisen diese auf und entsprechen sie den gesetzlich de-
finierten Vorgaben fiir die Zielgruppen der Férderung? (Module 1b und 4a)

3. Welche Betriebe nutzen die Forderinstrumente? Lassen sich dabei unbeabsichtigte Nebenfol-
gen feststellen, insbesondere Mitnahme-, Verdrangungs- und Substitutionseffekte? (Modul 2a)

4. Wie implementieren die Jobcenter die beschaftigungsbegleitende Betreuung und welchen
Beitrag leistet diese zur Stabilisierung der Erwerbsbeteiligung? (Modul 2b)

5. Welche Effekte hat die MalRnahmenteilnahme auf die Beschaftigungsfahigkeit, die Arbeits-
marktchancen sowie die gesellschaftliche Teilhabe der Geférderten? Wie erleben die Gefor-
derten den Ubergang in die geférderte Beschaftigung und geht fiir sie damit subjektiv ein Zu-
gewinn an Teilhabemdglichkeiten einher? (Module 3a, 3b und 4b).

Tabelle 2: Modulstruktur der Evaluation

Modul Kurztitel Laufzeit Kapitel
Modul 1 Implementation der Férderinstrumente

Modul 1a Governance und Umsetzungspraxis 2019-2022 Kap. 3
Modul 1b Soziale Typik und Erwerbsverlaufe der Geforderten 2019-2023 Kap. 4
Modul 2 Betrieblicher Einsatz der Férderinstrumente

Modul 2a Mitnahme-, Substitutions- und Verdréangungseffekte 2019-2024 Kap.5
Modul 2b Prozesse betrieblicher Integration 2020-2023 Kap. 6
Modul 3 Wirkung und Wirkmechanismen |

Modul 3a Effekte auf Beschaftigungsfahigkeit und soziale Teilhabe 2019-2025 Kap.7
Modul 3b Biografische Fallstudien 2020-2024 Kap. 8
Modul 4 Wirkung und Wirkmechanismen ||

Modul 4a Selektivitat der Zugange in die Forderung 2019-2021 Kap.9
Modul 4b Wirkung auf Beschaftigungs- und Leistungsbezugsstatus 2022-2024

Quelle: Eigene Darstellung

Modul 1: Implementation der Forderinstrumente

Modul 1a untersucht die Governance sowie die Umsetzungspraxis der Fordermalinahmen nach
§16e und §16i SGB Il auf Ebene der Jobcenter. Im Fokus stehen sowohl die normative Rahmung
oder Aneignung der im Teilhabechancengesetz definierten Zielbestimmungen der Instrumente
durch die Jobcenter als auch die konkreten Formen ihres organisatorisch-praktischen Einsatzes.
Ziel der Implementationsstudie ist es, die Bandbreite an Umsetzungsvarianten zu identifizieren
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und zu typisieren. Hierzu stiitzt sie sich auf eine Kombination aus qualitativ ausgerichteten Fall-
studien in ausgewahlten Jobcentern sowie einer standardisierten Befragung, deren Ergebnisse vo-
raussichtlich im Jahr 2022 vorliegen werden (Kapitel 3).

Modul 1b untersucht fortlaufend die Eintritte in die Forderung nach § 16e und § 16i SGB II. Neben
den soziodemografischen Charakteristika der Geforderten stehen hierbei die typischen sozial-
strukturell assoziierten und durch erwerbsbiografische Verlaufsmuster unterschiedenen Gruppen
der in die Mafinahme eintretenden Population im Fokus. Dabei wird erwartet, dass sich die Struk-
tur der Teilnehmenden im Zeitverlauf, aber auch hinsichtlich sozio6konomischer (z.B. Berufe, Er-
werbsgeschichte, Mobilitdt, Einkommen) und ungleichheitssoziologischer Merkmale (Alter, Ge-
schlecht, Familiensituation) sowie entlang der regionalen Arbeitsmarktsituation voneinander un-
terscheiden. Die auf BA-Prozessdaten basierende Analyse klart solche Zusammenhange mit einem
induktiv-beschreibenden Design auf und informiert damit Giber komplexe Heterogenitaten, Un-
gleichheiten und deren Entwicklung in der Teilnehmerpopulation (Kapitel 4).

Modul 2: Betrieblicher Einsatz der Forderinstrumente

Modul 2a untersucht, ob und inwieweit die Subvention der Lohnkosten durch die Forderung nach
§16e und §16i SGB Il nicht-intendierte Effekte hat. Konkret wird analysiert, ob die Inanspruch-
nahme der Férderung durch die Betriebe sogenannte Mitnahme-, Substitutions- oder Verdran-
gungseffekte hat. Die Datengrundlage der Analysen bilden das ,erweiterte Betriebs-Historik-Panel
fur die Evaluation der Férderinstrumente nach §§16e/i SGB 11“ fiir den Zeitraum 2000 bis 2019 so-
wie zwei Aktualisierungen mit Daten bis 2020 und 2021. Dabei handelt es sich um ein administra-
tives Betriebspanel (Kapitel 5).

Modul 2b untersucht den betrieblichen Integrationsprozess von geférdert Beschaftigten nach &
16e und & 16i SGB II. Ein besonderes Augenmerk gilt hierbei der ganzheitlichen beschaftigungsbe-
gleitenden Betreuung der Geforderten, die erstmals in Regelinstrumenten des SGB Il zum Einsatz
kommt. Im Fokus stehen die typischen Problemlagen, die bei der betrieblichen Integration von
Geforderten entstehen: die Betreuungsdienstleistung und ihr Beitrag zur Losung von betrieblichen
Integrationsproblemen, die Rahmenbedingungen der Betreuungsdienstleistung sowohl auf Sei-
ten der Jobcenter bzw. externen Dienstleister als auch in den Betrieben sowie die Fachlichkeit der
Betreuerinnen und Betreuer. Die Untersuchung stiitzt sich auf eine qualitative Langsschnittbefra-
gung von Geforderten, ihren Betreuern sowie Vertretern der Arbeitgeber (Kapitel 6).

Modul 3: Wirkung und Wirkmechanismen |

Modul 3a untersucht die Wirkungen der Forderung nach & 16e und § 16i SGB Il auf die Beschifti-
gungsfahigkeit, die soziale Teilhabe sowie auf weitere subjektive Indikatoren der geférdert Be-
schéftigten. In den Blick werden kurzfristige, mittelfristige und auch langfristige Wirkungen ge-
nommen, was die Betrachtung der Situation nach Beendigung der geférderten Beschaftigung ein-
schlieRt. Die Datengrundlage bildet je eine eigenstandige standardisierte Panelbefragung einer re-
prasentativen Stichprobe von Geférderten nach §16e und §16i SGB Il sowie von zwei Kontrollgrup-
pen von nicht-geforderten Leistungsberechtigten, die aufgrund dhnlicher Charakteristika mit an-
nahernd gleicher Wahrscheinlichkeit hatten geférdert werden kénnen (Kapitel 7).

Modul 3b ergénzt die standardisierte Erhebung des Moduls 3a um eine qualitative Befragung aus-
gewahlter Geforderter der MaBRnahmen nach §16e und §16i SGB II. Zentrales Erkenntnisinteresse
ist es dabei, relevante Faktoren und ,Mechanismen’ fiir die Umsetzung und den Erfolg der beiden
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Maflinahmen aus den komplexen Handlungsmustern und biografischen Prozessen von Teilneh-
menden und geeigneten Vergleichsfallen induktiv zu ermitteln. Im Fokus stehen dabei die Art, der
Umfangund die Entwicklung von personlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Ressour-
cen der gefordert Beschaftigten. Die Analyse stiitzt sich auf narrative, lebens- bzw. erwerbsge-
schichtliche Interviews mit ausgewahlten Geforderten. Ziel der Analyse ist eine Typologie der bio-
grafischen Entwicklung von Teilhabechancen und -wahrnehmung (Kapitel 8).

Modul 4: Wirkung und Wirkmechanismen I|

Modul 4a untersucht zunachst auf deskriptiver Ebene, inwiefern die geforderten Personen die ge-
setzlichen Forderkriterien erfiillen. In einem zweiten Schritt wird der Einfluss des Alters, des Ge-
schlechts, der Qualifikation, des Haushaltstyps sowie des Vorliegens einer Schwerbehinderung auf
die Forderwahrscheinlichkeit betrachtet. Die Analysen stiitzen sich auf eine Stichprobe von Perso-
nen, die in den Monaten April bis Juli 2019 in eine Forderung nach §16e oder §16i SGB Il zugegan-
gen sind und am 31. Marz 2019 erwerbsfahige Leistungsberechtigte waren. Als Vergleichsgruppe
dient eine 50-prozentige Zufallsstichprobe aller Personen, die am 31. Marz 2019 erwerbsfahige
Leistungsberechtigte waren und in den Monaten April bis August 2019 nichtin eine Forderung nach
§16e oder 16i SGB Il zugegangen sind (Kapitel 9).

Modul 4 b untersucht die kurz- bis mittelfristige Wirkung (bis zu zwei Jahre nach Férderbeginn) der
Forderinstrumente auf den Arbeitsmarkterfolg der Teilnehmenden. Besondere Aufmerksamkeit
richtet sich dabei auf die Erfolgsvariablen ,regulédre (ungeforderte, sozialversicherungspflichtige)
Beschaftigung‘ und ,Bezug von SGB-II-Leistungen‘. Um die Wirkung der MalRnahmen zu identifizie-
ren, werden administrative Personendaten mit 6konometrischen Methoden ausgewertet. Die Da-
tenbasis bildet eine Zugangsstichprobe von geférderten Personen, die um eine Vergleichsgruppe
ahnlicher, aber nicht geférderter Personen ergénzt wird. Die Forschungsarbeiten beginnenim Jahr
2022. Informationen zur methodischen Umsetzung und zu den Ergebnissen des Teilmoduls wer-
den daher erst in den Abschlussbericht der Evaluation aufgenommen.

3 Governance und Umsetzung in den
Jobcentern

Implementationsstudien untersuchen die Umsetzung politischer Interventionen, einschlieflich
ihrer Einflussfaktoren, den Prozessen der Umsetzung und ihrer Ergebnisse.? Ihr Ziel ist es zu ver-
stehen, ,what, why, and how interventions work in ,real world‘ settings® (Peters et al. 2013). Ihre
Ubergeordnete Forschungsfrage lautet, wie ein Projekt, ein Programm oder eben eine arbeits-
marktpolitische FordermaRnahme durch die verschiedenen am Prozess beteiligten Akteure um-
gesetzt wird, welche Variationen und Differenzen sich in diesem Zuge ergeben, welche Umset-
zungselemente die Realisierung der libergeordneten Zielstellung unterstiitzen und welche Prob-
leme auftreten. Eine wesentliche Erkenntnis etwa der Forschung zu ,Street-Level Bureaucracy®
(Lipsky 2010) besteht darin, dass ,,Politik auf dem Papier” sich mitunter stark von ,Politik in der
Praxis“ unterscheidet. Dies gilt besonders dann, wenn die Politik selbst uneindeutig, inkonsistent

2 Kapitel 3 wurde von Claudia Globisch (IAB), Markus Gottwald (IAB) und Peter Kupka (IAB) verfasst.
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oder komplex ist und den umsetzenden Organisationen grofte Entscheidungsspielraume zukom-
men: ,,As decades of implementation research make clear, what you see is not what you may get“
(Brodkin 2017). Implementationsstudien arbeiten primar mit Methoden, die geeignet sind, Sinn-
strukturen und Relevanzsetzungen der individuellen oder kollektiven Akteure zu entschliisseln. Im
Bereich von arbeitsmarktpolitischen Interventionen haben sie einen festen Platz.

Die Implementationsstudie zum Teilhabechancengesetz untersucht die Governance (vgl. Berkel
2017) sowie die Umsetzungspraxis der Fordermafitnahmen auf Ebene der Jobcenter, die mit dem
Teilhabechancengesetz in den Paragraphen 16e und 16i SGB Il verankert werden sollen. Im Fokus
des Erkenntnisinteresses stehen sowohl die normative Rahmung oder Aneignung der im Gesetz
definierten Zielbestimmungen der beiden Instrumente durch die Jobcenter als auch die konkreten
Formen ihres organisatorisch-praktischen Einsatzes. Ziel der Implementationsstudie ist es, die
Bandbreite an Umsetzungsvarianten zu identifizieren und zu typisieren. Hierzu stiitzt sich die Im-
plementationsstudie auf eine Kombination aus qualitativ ausgerichteten Fallstudien in ausge-
wahlten Jobcentern sowie einer standardisierten Befragung.

Ausgangspunkt der Studie ist die im Gesetz (einschlief3lich der Erlauterungen im Gesetzesentwurf)
beschriebene Intervention und ihre Ziele. Wahrend die im Teilhabechancengesetz normierte Ziel-
bestimmung der Forderung nach §16e SGB Il klar ist (Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt
durch einen Lohnkostenzuschuss), sind die Ziele von §16i SGB Il sowie die auf gesetzlicher Ebene
festgelegten Umsetzungselemente relativ deutungsoffen. Fiir dieses Instrument ldsst sich eine so-
zialpolitisch motivierte, auf die Ermdglichung von sozialer Teilhabe abzielende Schwerpunktset-
zung ebenso ableiten und begriinden wie die primare Fokussierung auf den Arbeitsmarktiibergang
der Geférderten. Damit ist jedoch noch nicht bestimmt, welche Konsequenzen diese Deutungsof-
fenheit fiir die praktische Umsetzung der Forderung nach §16i SGB Il hat.

Um diese Frage zu beantworten, werden analytisch drei Ebenen der Implementation des Instru-
ments unterschieden, die mit einer Kombination aus qualitativen und quantitativen Befragungs-
daten untersucht werden: die jobcenterexterne Governance, die jobcenterinterne Governance so-
wie die organisatorisch-praktischen Umsetzung. Wahrend auf der ersten Ebene untersucht wird,
welche externen Akteurinnen und Akteure auf die lokale Umsetzung des THCG einwirken und wie
sie dies tun, stellt die zweite Ebene die geschaftspolitische Aneignung des Instruments durch die
Jobcenter und deren Varianz in den Fokus. Die dritte Analyseebene soll schlief3lich Aufschluss liber
die alltagspraktisch-organisatorische Umsetzung und ihre Varianten geben.

Zur jobcenterexternen Governance gehdren libergeordnete Verwaltungsinstanzen wie die Regio-
naldirektionen und die Zentrale der Bundesagentur fiir Arbeit, das BMAS oder die zustandigen Lan-
desministerien. Dariiber hinaus zahlen zu diesem Kontext aber auch politische und vorpolitische
Akteure wie Parteien, Verbande, Gewerkschaften sowie Fachgesellschaften. Deren Moglichkeiten,
direktin die Steuerung des Jobcenters einzugreifen, sind zwar begrenzt, gleichwohl pragen sie mit
ihrer Position zum THCG und ihren Erwartungen an dessen Umsetzung die fachlich und rechtlich
relevanten Diskurse. Auf lokaler Ebene spielen wiederum Tragerversammlungen, Beirdte und auch
Kommunalparlamente und ihre Ausschiisse eine bedeutsame Rolle. Der jobcenterexterne Gover-
nancekontext stellt somit einen bedeutsamen Umweltfaktor dar, der die Aneignungs- und Umset-
zungsvarianten auf Ebene der Jobcenter zu verstehen hilft.
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Die nachfolgend prasentierte Analyse nimmt dabei eine erste Sondierung vor. An qualitative Da-

ten, die wirim Rahmen von Interviews mit Vertreterinnen und Vertreter aus der Politik, der Verwal-

tung und dem Verbandewesen gewonnen haben werden drei Fragen gerichtet:

1. Welche Bedeutung wird der Einflihrung des THCG (speziell des §16i SGB 1) beigemessen und
woran wird diese festgemacht?

2. Wie werden , Teilhabe“ bzw. die Gewadhrung von , Teilhabechancen” durch das THCG verstan-
den und wie begriindet sich das jeweilige Verstandnis?

3. Welche Umsetzungsperspektiven bzw. -erwartungen leiten sich aus den rekonstruierten Deu-
tungshorizonten ab?

Die Analyse des jobcenterinternen Governancekontexts geht davon aus, dass die Aneignung des
Gesetzes durch die Jobcenter sehr unterschiedlich verlaufen dirfte. Neben den unterschiedlichen
regionalen Bedingungen (Wirtschaft, Arbeitsmarkt) und externen regionalen Einfliissen spielen die
Geschaftspolitik, die Organisationsstruktur, der personliche und professionelle Hintergrund der
Geschaftsfiihrungen und der Gbrigen fiir die Umsetzung verantwortlichen Personen eine entschei-
dende Rolle. Diese Aspekte untersuchen wir ebenfalls anhand von drei Hauptfragen:

1. Wie verlief die Vorbereitungs- und Anfangsphase der Umsetzung, welche organisatorischen
MalRnahmen wurden in den Jobcentern ergriffen?

2. Welche Bedeutung schreiben die Jobcenter-Verantwortlichen dem THCG zu, insbesondere:
Welche Vorstellung verbinden sie mit dem zentralen Konzept der Teilhabe? Wie wird das THCG
in die Geschaftspolitik integriert?

3. Wie wird das THCG konkret umgesetzt? Dabei geht es um die Auswahl der Geférderten, die
Akquise der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die Matchingprozesse, das Coaching (im Ge-
setz als ,ganzheitliche beschaftigungsbegleitende Betreuung® bezeichnet) sowie die Nutzung
des Passiv-Aktiv-Transfers (PAT).

Wir werfen einen ersten Blick darauf, wie die unterschiedlichen Aspekte der externen und internen
Governance zusammenwirken, so dass sich eine bestimmte Art des Umgangs mit dem THCG be-
nennen lasst. Dies geschieht anhand von drei Jobcenter-Steckbriefen, die die Dimensionen , Teil-
habeverstandnis“ und ,geschaftspolitische Bedeutung“ abbilden. Diese konnen den Ausgangs-
punktpunkt flr eine weitere Verdichtung und die Entwicklung von ,,Governance-Typen® bilden.
Hierzu muss aber noch weiteres empirisches Material gesichtet und analysiert werden.

Der nachfolgende Abschnitt beschreibt das methodische Vorgehen der Implementationsstudie
(Abschnitt 3.1) Sodann richtet sich der Fokus der Analyse zunachst auf die Perspektive von Akteu-
rinnen und Akteuren, die den jobcenterexternen Governancekontext bilden (Abschnitt 3.2). Hier
stehen unterschiedliche Deutungen des Teilhabekonzepts im Mittelpunkt. Der jobcenterinterne
Governancekontext und wesentliche Umsetzungsschritte des THCG werden in Abschnitt 3.3 dar-
gestellt. Im nachfolgenden Abschnitt 3.4 werden exemplarisch drei Jobcenter vorgestellt, die das
THCG auf eine je spezifische Art und Weise umsetzen. AbschlieRend gehen wir noch kurz auf die
Folgen der Covid-19-Pandemie flir die Umsetzung des THCG ein (Abschnitt 3.5). Das Kapitel
schlieRt mit einem summarischen Zwischenfazit (Abschnitt 3.6).

3.1  Empirische Umsetzung und Arbeitsstand

Die Implementationsstudie ist eine Mixed-Methods-Studie (vgl. Baur et. al 2018) mit qualitativem
Fokus und stiitzt sich auf drei Erhebungselemente: (a) Qualitative leitfadengestiitzte Interviews
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mit Entscheidungstragern und -tragerinnen aus Politik und Verwaltung, (b) Kurz- und Intensivfall-
studien in ausgewahlten Jobcentern, (c) einer standardisierten Befragung von Fach- und Fiih-
rungskraften der Jobcenter. Die Interviews mit Expertinnen und Experten haben das Ziel, die An-
eignung und Konstitution des Gesetzes durch Politik und Verwaltung und damit den jobcenterex-
ternen Governancekontext zu rekonstruieren, um vor diesem Hintergrund die Aneignung des Ge-
setzes durch die Jobcenter zu untersuchen. Mit Hilfe der Fallstudien soll die Governance und die
Umsetzungspraxis der beiden Férdermallinahmen in einem nach den Prinzipien minimaler und
maximaler Kontrastierung begriindeten qualitativen Sample untersucht und in einer Typologie
der Umsetzungspraxen verdichtet werden (vgl. zur Typenbildung Kelle/Kluge 2010; Przy-
borski/Wohlrab-Sahr 2008). Die Erkenntnisse der qualitativen Studie sollen schlieflich in eine
standardisierte Erhebung Gbersetzt werden und auf diese Weise ein statistisch reprasentatives Bild
der Umsetzungsvarianten beider FérdermaRnahmen ermoglichen.

Jobcenterexterner Governancekontext: Leitfadengestiitzte Experteninterviews

Zu Beginn des Forschungsprozesses, also im Verlauf des Jahres 2019, wurden 32 leitfadenge-
stiitzte face-to-face Interviews (vgl. Przyborski/Wohlrab-Sahr 2008), mit Entscheidungstrager und
Entscheidungstragerinnen aus Politik und Verwaltung, d.h. aus dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales und ausgewahlten Landesministerien, der Bundesagentur fiir Arbeit und ihren Regi-
onaldirektionen, kommunalen Spitzenverbande sowie mit Arbeitgeberinnen- und Arbeitgeberver-
banden, der Interessensvertretung der Arbeitnehmerschaft und von Wohlfahrts- und Fachverban-
den geflihrt. Im Fokus der Interviews standen die Deutungshorizonte und Umsetzungsperspekti-
ven der genannten Akteure, ihre strategischen Uberlegungen und Kommunikationsstrategien bei
der Mitgestaltung des Gesetzes, ihre Erwartungen und Bedenken an die MalRnahmen sowie ihre
Steuerungsimpulse. Neben der eigenstandigen Relevanz dieser leitfadengestiitzten Interviews fiir
die Analyse der jobcenterexternen Governance dienten sie ebenfalls dazu, die Befragung auf der
Jobcenterebene weiter zu entwickeln und deren Fragestellungen zu scharfen. Die Interviewten aus
Politik und Verwaltung stehen nur fiir einen Teilausschnitt des jobcenterexternen Governancekon-
textes. Flir eine umfassende Repradsentation missten Tragerversammlungen, Beirdte sowie Kom-
munalparlamente beriicksichtigt werden. Deren Rolle wird liber die Rekonstruktion der konkreten
Umsetzung des Teilhabechancengesetzes auf der Eben der Jobcenter in den Kurz- und Intensiv-
fallstudien eingeholt.

Bei den interviewten Expertinnen und Experten handelt es sich durchweg um Personen, die qua
Funktion seitens ihrer Organisation mit der Bearbeitung des Themas betraut sind (z.B. Fachrefe-
rentinnen und Fachreferenten) und tiber die eigene Beteiligung lhrer Organisation sowie deren
Steuerungsimperative berichten konnten. Den Interviewten wurde zu Beginn des Interviews ein
narrativer Stimulus zur Generierung einer Erzahlung tiber ihre berufsbiographische Entwick-
lungsgeschichte gegeben, um in einem weiteren Teil liber die eigenen Erfahrungen bei der Ent-
stehung und Vorbereitung des Teilhabechancengesetzes zu berichten. Die Auswertung der Inter-
views erfolgte bereits parallel zur Erhebung aus einer Kombination inhalts- und sequenzanalyti-
scher Vorgehensweisen in einer Interpretationsgruppe (vgl. Reichertz 2013). Dabei wurden ausge-
wahlte Interviews zuerst sequenzanalytisch interpretiert, um daraus Leitkategorien fiir eine in-
haltsanalytische Auswertung zu generieren. Die ersten inhaltsanalytisch codierten Interviews
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wurden gemaR ihrer Ubereinstimmungen im Interpretationsteam verglichen (Intercoder-Reliabi-
litdt) und aneinander angepasst, um dann mit dem so erstellten Codebaum das weitere Inter-
viewmaterial computergestiitzt mit Hilfe der Software MaxQDA zu codieren.?

Kurz- und Intensivfallstudien in Jobcentern

Die Fallstudien setzen sich aus Kurz- und aus Intensivfallstudien zusammen und wurden bzw. wer-
den in den Jahren 2019 bis 2021 durchgefiihrt. Die Kurzfallstudien fokussieren auf die erste der
beiden Erkenntnisebenen, beleuchten also vornehmlich die lokale Governance der Beschafti-
gungsmafRnahmen nach §16e und §16i SGB II. Entsprechend wird in ihrem Rahmen die Leitungs-
ebene der Jobcenter befragt. Das sind einerseits Geschaftsfiihrerinnen oder Betriebsleiter sowie
die Teamleiterinnen und Teamleiter bzw. Programmverantwortliche, die mit der Organisation des
Teilhabechancengesetzes betraut sind. Die Intensivfallstudien untersuchen die Ebene der organi-
satorischen Umsetzung der Forderinstrumente und beziehen entsprechend einen breiteren Kreis
an Akteuren in die Befragung ein (Integrationsfachkréfte in AV und AG-S, Beschéftigungstréager, Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber, Tragerversammlung).

Der Auswahlprozess der Fallstudienregionen orientiert sich an den Kontrastverfahren der Groun-
ded Theory (Glaser/Strauss 2010; Striibing 2014; Mey/Mruck 2011; Przyborski/ Wohlrab-Sahr 2008).
Demnach werden die Zahl, die Auswahlkriterien und das quantitative Verhaltnis von Kurz- und In-
tensivfallstudien nicht ex ante vollstandig festgelegt, sondern schrittweise im Verlauf des For-
schungsprozesses bestimmt. Auf diese Weise ist es moglich, auf Einsichten aus den bereits erho-
benen Fallen zu reagieren.

In einem ersten Schritt wurde eine Zufallsstichprobe von 15 aus 400 Jobcentern gezogen, die in
einem zweiten Schritt auf die Varianz beziiglich Stadt und Land, Ost-West-Nord-Siid-Regionen,
wirtschaftlich prosperierenden und strukturschwachen Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit Giber-
prift, verandert und erweitert wurde. In einem dritten Schritt wurde eine Varianz hinsichtlich der
§16e und 16i Zugangszahlen sowie der SGB-II-Tragerschaft hergestellt, d.h. es wurden Jobcenter
mit niedrigen und hohen Zugangszahlen hinsichtlich beider Instrument (§16e und i) ausgewahlt
sowie kommunale Jobcenter (zkT) und gemeinsame Einrichtungen (gE). In Abstimmung mit dem
Projekt ,Prozesse betrieblicher Integration“, welches das Coaching der geférderten Personen un-
tersucht, wurden auflerdem gemeinsame Jobcenter abgestimmt, um eine tiefere Kenntnis der
Umsetzungspraktiken der jeweiligen Jobcenter aus unterschiedlichen Perspektiven zu erlauben
und gleichzeitig eine Varianz hinsichtlich unterschiedlicher Formen des Coachings herstellen zu
konnen. Dies bietet die Moglichkeit, gemeinsame standortbezogene Analysen zum Coaching aus
der Sicht der Jobcenter, der Betriebe und der Geférderten durchzufiihren. Nach dem Prinzip des
Theoretical Sampling wurden nach der ersten Interviewphase gezielt Vergleichsfalle gesucht, z. B.
wurde in Regionen, die hinsichtlich der politischen Bewertung des Teilhabechancengesetzes kon-
trastieren, verschiedene Jobcenterorganisationsformen ausgewahlt um die Umsetzungspraxis
des THCG in diesen Regionen zu untersuchen.

Bislang wurden in 15 Jobcentern 28 Videointerviews und vier Telefoninterviews im Umfang von
zwei bis drei Stunden gefiihrt. Aufgrund der Reisebeschrankungen durch die Covid-19-Pandemie

3 Die Autoren und die Autorin bedanken sich bei Maren Miiller, Ulrike Biischel und Sabine Greger fiir ihre engagierte Unterstiit-
zung im Codierprozess.
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waren die Videointerviews die erste Wahl, um eine Gesprachssituation herzustellen, in der die mi-
mischen und gestischen Rezeptionssignale trotz der technischen Vermitteltheit, zumindest anna-
hernd hergestellt werden konnten. Die Videointerviews wurden entweder {iber die Videosoftware
»Skype for Business®“ oder alternativ mit der Videosoftware ,jitsi“ gefiihrt, aufgezeichnet und
transkribiert. Die Jobcentergeschaftsleitungen wurden via Email kontaktiert und zu einem ersten
Telefongesprach zur Erlauterung der Studie eingeladen. Dies erwies sich vor allem aufgrund der
Belastungen der Jobcenter wahrend der ersten Lockdown-Phase der Covid-19-Pandemie und des
in Folge dessen gesteigerten Aufwands bei der Leistungsbearbeitung in den Jobcentern als geeig-
neter Weg, um die Jobcenter fiir eine Teilnahme zu gewinnen. Von den Jobcentergeschaftsfiihre-
rinnen und -geschaftsflihrern wurde der Kontakt zu den Team- und Programmleiterinnen und Pro-
grammleitern des Teilhabechancengesetzes hergestellt. In manchen Jobcentern war dies eine
Person, die fiir die Forderung nach §16e und §16i SGB Il zustandig war, in anderen wiederum wa-
ren die Programmverantwortlichen fiir die Instrumente in unterschiedlichen Teams organisiert.

Neben sequenzanalytischen Fallrekonstruktionen (vgl. Oevermann et al. 1979, Oevermann 2000;
Soeffner/Hitzler 1994; Reichertz 1986, 2016; Soeffner 1989; Briisemeister 2008; Przyborski/Wohl-
rab-Sahr 2008; Erhard/Sammet 2018) sollen im Zuge der Auswertung inhaltsanalytische Katego-
rien gebildet und die einzelnen Falle nach diesen Kategorien geordnet und gegeniibergestellt wer-
den. Mit der Verbindung fallrekonstruktiver Auswertung und Kategorienbildung kdnnen Einseitig-
keiten vermieden werden, die aus der Fokussierung auf eine Methodologie entstehen kénnen (vgl.
Pszryborski/Wohlrab-Sahr 2008). Mit der falliibergreifenden Kodierung mit Kategorien kdnnen ne-
ben der Rekonstruktion von Fallstrukturen auch falliibergreifende Strukturen entdeckt und syste-
matisiert werden, die zur Verdichtung bei der Typenbildung beitragen werden.

Ausgehend von den Einsichten der Kurzfallstudien wird anschlieBRend entschieden, in welchen
Jobcentern auch eine Intensivfallstudie durchgefiihrt werden soll. Angesichts des bewusst offen
gehaltenen Samplings kann die erforderlich Zahl an Kurz- und Intensivfallstudien im Vorfeld nicht
exakt bestimmt werden. Wir planen derzeit neben bereits 3 ausgewahlten weiteren Jobcentern
noch ca. 8 Jobcenter mit ca. 16 leitfadengestiitzten Interviews mit Geschaftsflihrerinnen und Ge-
schéftsfiihrern sowie Programmverantwortlichen fiir die Kurzfallstudien zu untersuchen und we-
nigstens flnf Standorte fiir die Intensivfallstudien auszuwahlen.

Standardisierte Befragung

Im Rahmen der standardisierten Online-Befragung, die aller Voraussicht nach Anfang des Jahres
2022 durchgefiihrt wird, sollen Fach- und Fiihrungskrafte der Jobcenter befragt werden, um repra-
sentative Aussagen zur Umsetzung der MaRnahmen nach §16e und §16i SGB Il zu generieren. Ent-
sprechend baut die standardisierte Befragung auf den Befunden der Fallstudien auf. Dazu werden
die Einsichten und Erkenntnisse der Fallstudien in geeigneter Form fiir den Fragebogen libersetzt
und operationalisiert. Aufgrund dessen kann das Frageprogramm zum gegenwartigen Zeitpunkt
noch nicht abschlieRend festgelegt werden, erwartbar sind aber Fragen zu den folgenden Themen-
komplexen: Auswahl und Zuweisung von Leistungsberechtigten (mit Berlicksichtigung spezifi-
scher Zielgruppen: Frauen, Bedarfsgemeinschaften mit Kindern, Altere), Betreuung der Geférder-
ten wahrend der Forderphase, Rolle von Arbeitsvermittlung und AG-S, Akquise von Arbeitgebern,
Verhaltnis zu anderen Instrumenten (u.a. zum EGZ), Einschatzung von Mitnahme- und Verdran-
gungseffekten, Organisation des Coachings, Teilhabevorstellungen).
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3.2 Externer Governancekontext: Deutungshorizonte und
Umsetzungsperspektiven®

Einordnung und Relevanz des THCG

In den Interviews mit den Expertinnen und Experten fallen zunachst zwei Beobachtungen ins Auge:
Zum einen wird das THCG in aller Regel auf die Forderung nach §16i SGB Il bezogen. Dies heif3t
nicht, dass man der Férderung nach §16e SGB Il eine Funktion abspricht, allerdings misst man ihm
im Verhaltnis zum §16i eine weit geringere Bedeutung bei. Zum anderen fallt auf, dass sich die
Expertinnen und Experten - mit einer einzigen Ausnahme - Uiber die Einflihrung der Forderung
nach §16i SGB Il durchweg positiv dufdern. Nicht wenige geben an, dass sie fiir ein solches Rege-
linstrument schon seit mehreren Jahren aktiv eintreten. Zwar gibt es am Instrument auch Kritik,
gleichwohl werden die positiven Aspekte hervorgehoben. Verglichen mit ,,den Mdglichkeiten vor-
her“, so formuliert es eine der Expertinnen und Experten, sei das Instrument , Teilhabe am Arbeits-
markt“ dennoch ,eine grandiose Verbesserung“ (komm_01: 623-624). Unter dem Strich besteht im
Kreis der Befragten aber weitestgehend Konsens: ,das Thema war reif* (komm_02: 626-627).°

Als ,reif“ erachtet man das Thema vor allem angesichts des sich aufgrund einer sehr guten Arbeits-
marktlage zunehmend aufdrangenden Problems verfestigter Arbeitslosigkeit. Den ,harte[n] Kern
Langzeitarbeitsloser” nennen alle Expertinnen und Experten als zentrales Bezugsproblem des
THCG. Gerahmt wird dieses Problem jedoch haufiger nicht ausschlief3lich als ein Problem des Ar-
beitsmarktes und seiner Aufnahmefahigkeit, sondern zugleich als administratives Problem: Mit
der Férderung nach §16i SGB |l setze man bei einer Zielgruppe an, die in den vergangenen Jahren,
sei es aus ressourcen- oder strategischen Griinden, von der Arbeitsverwaltung eher stiefmiitterlich
behandelt wurde. Das insgesamt vier Milliarden Euro umfassende Finanzvolumen, die vergleichs-
weise lange Forderdauer und die Konzeption als Regelinstrument werden dabei u. a. als klares
»Bekenntnis“ (admin_02: 1698-1701) der Politik interpretiert, sich ernsthaft um die Verbesserung
der Situation von Langzeitarbeitslosen mit,,Handicaps“ (admin_02: 1064) zu bemihen. Eingedenk
weiterer Neuerungen, wie die Einflihrung des Passiv-Aktiv-Transfers (PAT) als Finanzierungsmo-
dus und des Wegfalls der Kriterien ,Zusatzlichkeit®, ,Wettbewerbsneutralitat” und ,,Gemeinniit-
zigkeit® zur Begrindung von Arbeitsverhaltnissen, machen Teile der Expertinnen und Experten im
THCG sogar einen ,Paradigmenwechsel“ aus. Durchaus erstaunlich ist, dass von ihnen nur eine
Minderheit eine etwaige, im THCG angelegte paradigmatische Verschiebung auf die Neugewich-
tung der Zielsetzung (Teilhabe) des Instruments bezieht, wobei einige der Expertinnen und Exper-
ten aber auch explizit darauf hinweisen, dass die Teilhabeidee natiirlich schon in friiheren Pro-
grammen leitend gewesen sei (z.B. Beschéftigungszuschuss oder Biirgergeld). Als Bruch mit dem
institutionellen Rahmen des SGB Il hingegen beurteilt keiner der Befragten die Einfiihrung der For-
derung nach §16i SGB 11.6 Relativiert wird der Neuigkeitswert des THCG zudem immer wieder mit
Verweis auf seine Befristung: Ob es (iber die vorangegangen Sonderprogramme hinausgeht, werde

4 Wesentliche Teile dieses Kapitels wurden bereits in Gottwald et al. 2020 veréffentlicht, womit es zum Teil wortwértlich tiber-
nommene Textpassagen aus dieser Veréffentlichung enthalt.

Um die institutionelle Verortung der Expertinnen und Experten anzuzeigen, aber dennoch Anonymitat zu gewahrleisten, un-
terscheiden wir bei den verwendeten Interviewpassagen grob zwischen Politik, Verwaltung, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbanden sowie Wohlfahrtsverbanden. Ist hier von Verwaltung die Rede, dann umfasst dies das BMAS, Landesministerien, die
Zentrale und die Regionaldirektionen der BA sowie Kommunalverwaltungen.

Zumindest im wissenschaftlichen Diskurs wird diese Meinung haufiger vertreten, etwa indem man den §16i als Systembruch
im SGB Il interpretiert, weil er sich vom Vermittlungsvorrang l6se (Koch/Kupka 2012).
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sich erstim Jahr 2024 entscheiden, wenn politisch tiber eine Verlangerung oder Entfristung befun-
den werden muss. Ausgesprochen niichtern wird schlieBlich die arbeitsmarktpolitische Wirkung
des THCG beurteilt. Davon, dass vom THCG substantielle, sprich: statistisch nennenswerte Arbeits-
markteffekte zu erwarten sind, geht keine/r der Expertinnen und Experten aus. Fiir eine deutliche
Reduktion des ,harten Kerns‘ an verfestigter Arbeitslosigkeit erscheint ihnen die bereitgestellte
Fordersumme doch zu gering. In Anbetracht dessen werden Ziel und der Erfolg des THCG nur be-
dingt an Quantitaten festgemacht. Betont wird stattdessen der qualitative outcome: die zielge-
naue Gewdhrung von Teilhabechancen, die die Geférderten auch subjektiv als Verbesserung ihrer
sozialen Teilhabe empfinden.

Deutungen von Teilhabe und Teilhabechancen

Den Begriff der sozialen Teilhabe verwenden die Expertinnen und Experten iberwiegend so, wie
er aus der sozialwissenschaftlichen Literatur bekannt ist. So wird u. a. ausgefiihrt, dass die Partizi-
pation am Erwerbssystem die zentrale Vermittlungsinstanz von sozialer Teilhabe sei, dass Er-
werbsarbeit fiir die Einbindung in Kollektive bzw. fiir soziale Integration (z.B. Betriebsgemein-
schaft, Familie sowie weitere Spharen des gesellschaftlichen Lebens) sorge, eine raumzeitliche
Strukturierung des Alltags garantiere sowie Anerkennung in Aussicht stelle, auf der Selbstbewusst-
sein, Stolz und Motivation griinden. Fiir die Geférderten bedeute das sozialversicherungspflichtige
Beschaftigungsverhaltnis zudem ,Arbeit statt Malnahme‘ sowie ,selbstverdientes Geld statt
Grundsicherung’, womit sie den Begriff der sozialen Teilhabe auch auf die Moglichkeit eines selbst-
bestimmten Lebens beziehen, das - so ein ebenfalls regelmalig vorgebrachtes Argument - noch
auf die Kinder der Geférderten ausstrahlen wiirde (Wahrnehmung einer Vorbildfunktion). Selbst
wenn die Erzéhlungen der Expertinnen und Experten in der Argumentation und den angefiihrten
Teilhabeaspekten variieren, ist ihnen ein erwerbsarbeitszentriertes Teilhabenarrativ gemein. Wird
jedoch die Gewahrung von Teilhabe bzw. von Teilhabechancen auf das Ziel des Gesetzes bezogen,
gehen die Deutungen je nach organisationaler Herkunft und des herangezogenen Referenzrah-
mens wieder auseinander. Dazu im Folgenden fiinf exemplarische Deutungsvarianten:

In einer ersten Deutungsvariante, die aus dem Bereich der Arbeitsverwaltung stammt, wird das
Ziel des Teilhabechancengesetzes auf Deutschland als eine (Erwerbs-)Gesellschaft bezogen, in der
sich ,echte‘ Teilhabe durch eine Integration in Erwerbsarbeit unter marktgesellschaftlichen Real-
bedingungen realisiert. Diese Realbedingungen sind wiederum dann gegeben, wenn sich die oder
der Geforderte qua Aufgabe und Funktion in gesellschaftliche Wertschopfungszusammenhéange
eingegliedert sieht, oder umgekehrt: ihre oder seine Aufgabe und Funktion nicht als etwas erlebt,
was von den gesellschaftlichen Wertschopfungsbeitragen anderer zehrt. Soziale Wertschatzung,
sodass mit dieser Auffassung vertretene Argument, hange in erster Linie von der Einbindung in
funktionale, liber das Erwerbssystem vermittelte, Leistungsbeziehungen ab. Aus diesem, an jenes
von Emil Durkheim erinnernde (vgl. Durkheim 1992), Gesellschaftsverstandnis wird erstens gefol-
gert, dass das Ziel des THCG darin bestiinde, als ,Briicke‘ in den ersten Arbeitsmarkt zu fungieren,
sowie zweitens, dass potentiell Geférderte zumindest die Anlagen erkennen lassen sollten, dass
eine Integration in den Ersten Arbeitsmarkt moglich ist; eine Deutung der Gewahrung von Teilha-
bechancen, die zumindest tendenziell dazu neigt, Leistungsberechtigten mit besonders ausge-
pragten Einschrankungen ihrer Arbeits- und Leistungsfahigkeit den Zugang zur Férderung nach
§16i SGB Il zu verwehren.
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In einer zweiten, wiederum aus der Verwaltung stammenden Deutungsvariante, wird die Differenz
von Markt und Staat bemiiht. Das heifdt, im Anschluss an die Idee des sozialdemokratischen Inter-
ventionsstaates wird hier darauf insistiert, dass liberall dort, wo der Markt versagt, die davon be-
troffene Bevolkerung erwarten kann, dass der Staat kompensatorisch einspringt - z.B. durch die
Bereitstellung eines ,sozialen Arbeitsmarkt(es)“. In Absetzung von der voranstehenden Deutungs-
variante und beeindruckt von Prozessen massenhafter Freisetzung (wie sie z.B. in Ostdeutschland
unmittelbar nach der Wende stattfanden), werden mit dieser Deutung Teilhabechancen weniger
auf die Moglichkeit des Erringens von sozialer Wertschatzung qua der Einbindung Einzelner in wirt-
schaftliche Wertschopfungsketten bezogen, sondern auf kollektive Erfahrungen des Verlusts
(nicht nur materiell, sondern auch von Wiirde). Demnach bestiinde das Ziel des THCG nicht primar
darin, als ,Briicke‘ in den ersten Arbeitsmarkt zu fungieren. Die mit dem THCG eingel6ste Markter-
satzfunktion des Staates, miisse vielmehr darauf gerichtet sein, ,,den Menschen® wieder ,das Ge-
fiihl“ zu geben ,,dazugehéren® (admin-r_05: 83-84). In dieser Deutungsvariante wird zudem - wie-
der im Unterschied zur Voranstehenden - besonderer Wert daraufgelegt, dass die Forderung tat-
sachlich jenen zu Gute kommt, deren Chancen (wieder) in den ersten Arbeitsmarkt zu gelangen,
gegen Null gehen - ein sog. Creaming gelte es zu vermeiden.

In einer dazu nochmals kontrastierenden Deutung aus dem Bereich der Verwaltung wird das THCG
stark auf den Erfolg der Organisation bezogen, der sich primar im Kennziffernsystem des Control-
lings abbildet. Von der Interviewerin danach gefragt, was das THCG fiir die Organisationseinheit
strategisch bedeute, gibt die Expertin an: ,Ja, das (+) das heil’t natiirlich als als Erstes natiirlich,
dass wir dass wir hieriiber keine Integration generieren kdnnen.“ (admin-r_04: 531-533); eine Ant-
wort, die auf den fiir die Erfolgsmessung der Organisationseinheit besonders bedeutsamen Ziel-
steuerungsindikator ,Integrationsquote” rekurriert; eine Quote wiederum, zu deren Verbesserung
nach §16i SGB Il geférderte Beschaftigungsverhaltnisse nicht beitragen. Strategisch folgt daraus
eine Fokussierung auf den Indikator ,Bestand an Langzeitleistungsempfangern“. Die Frage, wie
das THCG soziale Teilhabe ermdglicht, ist somit nachrangig. Wichtig ist, dass die im Controlling
gemessene Zielerreichung stimmt. Damit deutet sich, wie schon im ersten Fall, eine Forderprafe-
renz von arbeitsmarktnaheren Leistungsberechtigten sowie eine Ausrichtung auf Ubergange in
den ersten Arbeitsmarkt an.

Wie aus den Ausfiihrungen soweit hervorgeht, gibt es im Bereich der Verwaltung nicht die eine Deu-
tung des THCG. In den fiir die Steuerung der kommunalen Jobcenter zustéandigen Landerministe-
rien sind sie i. d. R. gepragt von regierungspolitischen Linien, aber durchaus auch von mit diesen
Linien nichtimmer ganzlich Gibereinstimmenden Facheinsichten der zustéandigen Beamtinnen und
Beamten. Und auch innerhalb der Bundesagentur fiir Arbeit, deren Zentrale und Regionaldirekti-
onen die Steuerung der gemeinsamen Einrichtungen verantworten, existieren unterschiedlich ak-
zentuierte Deutungen. Nicht viel anders stellt sich der Sachverhalt im Verbandewesen dar, wobei
hier die Positionen eindeutiger verteilt sind. Arbeitgeberverbande und Gewerkschaften neigen e-
her einer arbeitsmarktpolitischen Interpretation des Gesetzes zu, die Wohlfahrtsverbéande eher ei-
ner sozialpolitischen. Dazu wiederum zwei exemplarische Deutungsvarianten mit je spezifischen
Referenzhorizonten:

Die erste Deutungsvariante, die von einem Vertreter eines Arbeitgeberverbandes entstammt, wird
das Recht zur Bestimmung des Ziels des THCG herangezogen. Recht meint hier konkret das SGB I,
das mit dem nach wie vor giiltigen ,Vorrang der Vermittlung® eine zur Interpretation des Gesetzes

IAB-Forschungsbericht 32021 25



klare Rechtspramisse setzt. In diesen Deutungsrahmen gestellt, kann das THCG nur als Mittel zum
Zweck der Integration in den ersten Arbeitsmarkt gedeutet werden, wohingegen man das THCG
falschverstiinde, wiirde es als Mittel zum Zweck von ,, Teilhabe“ an und fiir sich begriffen. In diesem
Sinne wird der §16i als , das letzte Mittel“ (ag_02: 470) zur Integration von Leistungsberechtigten in
den ersten Arbeitsmarkt gedeutet; ein Mittel, das sogar als eine Art Testverfahren dienen kénnte:
Sollte sich herausstellen, dass die Arbeitsmarktintegration auch nicht auf diesem Wege zu realisie-
ren ist, ware namlich ganz grundsatzlich danach zu fragen, ob die betreffenden Personen noch
»richtigim SGB 11 (ag_02: 542) sind.

In einer letzten Deutungsvariante, die die Position eines Wohlfahrtsverbandes wiedergibt, wird
zwar ebenfalls auf den Rechtsrahmen des SGB Il Bezug genommen, allerdings werden dessen Im-
plikationen an der Idee des autonomen Subjekts gemessen. Kontrar zur voranstehenden Deu-
tungsvariante wird damit zum einen der Zugang zum ,sozialen Arbeitsmarkt“ explizit als eigenstan-
diges Forderziel anerkannt. Zum anderen allerdings wird die Verankerung des ,sozialen Arbeits-
marktes“ im Rechtkreis des SGB Il problematisiert, insofern durch diese eine zentrale Dimension
von sozialer Teilhabe notorisch zur Disposition stiinde: Uber dem Anspruch auf das Fiihren eines
selbstbestimmten Lebens schwebt stets das Damoklesschwert des SGB-1I-Sanktionsapparats. Die
dem THCG in dieser Deutungsvariante beigemessene Bestimmung- Gewahrung von Teilha-
bechancen im Sinne der Idee des autonomen Subjekts - wird anders gesagt, durch die das SGB Il
beherrschende Grundlogik potentiell konterkariert.

Obwohl im Feld der Akteure des jobcenterexternen Governancekontexts ein mehr oder weniger
geteiltes Teilhabenarrativ existiert, [asst sich zusammenfassend festhalten, dass die Vorstellungen
vom primaren Ziel des THCG, die damit verbundenen Teilhabeverstandnisse und deren normati-
ven Bezugshorizonte (Gesellschaft, Markt/Staat, Organisation, Recht, Subjekt) sehr unterschied-
lich ausfallen. Uber die Deutungsvarianten hinweg ist allerdings auch feststellbar, dass sich das
Feld der Expertinnen und Experten in Beflirworterinnen und Beflirwortern eines eher sozial- und
eines eher arbeitsmarktpolitisch gepragten Teilhabeverstandnisses teilt: Entweder wird Teilhabe
als Produkt einer Integration in den ersten Arbeitsmarkt (Teilhabe I) gelesen, womit dem THCG
zuvorderst eine ,Briickenfunktion zugeschrieben wird oder sie wird als Produkt der Férderung
selbst gesehen (Teilhabe II). Schlieflich kristallisiert sich aus der bisherigen Analyse der Expertin-
nen und Experten-Interviews heraus, dass den jeweiligen ,, Teilhabeverstandnissen® bestimmte Er-
wartungen an die Umsetzung der Forderung korrespondieren.

Umsetzungsperspektiven

Erkennbar ausgepragt ist diese Korrespondenz bei der Akquise der Arbeitgeberinnen und der Aus-
wahl der Arbeitnehmer. Expertinnen und Experten, die Teilhabe am ehesten durch eine Integration
in den ersten Arbeitsmarkt gewahrleistet sehen (Teilhabe 1), sprechen sich haufiger fiir eine Bevor-
zugung privater Arbeitgeber aus. Als Argumente werden i. a. R. die ,Natiirlichkeit’ der Arbeitsbe-
dingungen sowie der erwartete ,Klebeeffekt genannt; Argumente, in denen sich vor allem eine
Skepsis gegeniiber Beschaftigungstragern ausdriickt, die anstelle der erwarteten Arbeitsmarkt-
Ubergange aufgrund der ,kiinstlich® geschaffenen und solchermaRen unproduktiven Beschafti-
gungssurrogaten ausgepragte ,Lock-in-Effekte‘ beflirchten lassen. Expertinnen und Experten hin-
gegen, die das THCG eher sozialpolitisch auslegen und/oder dezidiert als ,sozialen Arbeitsmarkt*
begreifen (Teilhabe II), streichen gerade den speziell fiir die Zielgruppe geschaffenen ,Schon-
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raum® bei Beschaftigungstragern als angemessene Form der Problembearbeitung (v. a. Stabilisie-
rung) heraus, ohne daraus unmittelbar eine Praferenz abzuleiten. Der Mix der Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber hangt fiir Vertreterinnen und Vertreter dieses Teilhabeverstandnisses eher von
den ortlichen Gegebenheiten ab.

Die unterschiedlichen Einschatzungen zur ,richtigen Auswahl der Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber sind offenkundig auch Ausdruck unterschiedlicher Einschatzungen zur ,Arbeitsmarktnahe®
der Geforderten, insofern als Expertinnen und Experten, die zu einer arbeitsmarktpolitischen In-
terpretation des THCG neigen, das Potenzial der Zielgruppe, auf den ersten Arbeitsmarkt einzu-
munden, meist noch hoher einschatzen als jene, die es sozialpolitisch lesen. Schlief3lich spielen
bei Ersteren in der Auswahl von Férderkandidaten und Forderkandidatinnen die (vermeinten) Er-
wartungen privater Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber implizit eine gréfiere Rolle als bei Letzteren.

Entlang der beiden Teilhabeverstéandnisse scheinen sich zudem unterschiedliche Zugangsweisen
zum Thema Freiwilligkeit auszudifferenzieren. Zwar betonen Vertreterinnen und Vertreter des Teil-
habeverstandnisses |, dass die Aufnahme einer geférderten Beschaftigung prinzipiell freiwillig er-
folgen solle, allerdings graduell abgestuft. In manchen Fallen wirft bei ihnen die Ablehnung des
Angebots die Frage der Mitwirkungspflicht auf. Freiwilligkeit wird von ihnen zudem eher als prag-
matisches Zugestandnis an den Programmerfolg gesehen: Zwang und Sanktionen werden kaum
dazu flihren, dass bei den fiir das Programm gewonnen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber moti-
vierte Geforderte ankommen und fiir das Austesten von Arbeitsbereitschaften sei das Instrument
schlicht zu teuer. Diese Griinde werden auch von den Vertreterinnen und Vertreter des Teilhabe-
verstandnisses Il angefiihrt, jedoch tendieren diese eher dazu, Freiwilligkeit per se als eine bedin-
gungslos anzuwendende Sollensnorm mit Blick auf die Autonomie der Geforderten aufzufas-
sen - dies geht vereinzelt soweit, den Geférderten nicht nur das Coaching freizustellen, sondern
diesen auch eine Wahlfreiheit bei der Zusammenarbeit mit den Coaches zu liberlassen.

Abgesehen vom Aspekt der Freiwilligkeit, scheint der Zusammenhang zwischen den Praferenzen
fiir ein Teilhabeverstandnis und den rekonstruierbaren Umsetzungserwartungen beim Thema
Coaching am geringsten ausgepragt. Ohne dass sich hier eine klare Zuordnung vornehmen liel3e,
werden in den Interviews durchweg die Vor- und Nachteile von Umsetzungsmodellen (Selbstvor-
nahme vs. Vergabe), notwendige Qualitatsstandards oder Finanzierungsfragen (EGT vs. Verwal-
tungsbudget) diskutiert. Lediglich auf Seiten der Wohlfahrtsverbande wird das Verbot, als Arbeit-
geber das Coaching selbst vornehmen zu diirfen, zum Teil scharf kritisiert. Alles in allem sind sich
die Expertinnen und Experten jedoch einig, dass das Coaching im Sinne des Instrumentenerfolgs
zu den wichtigsten Gesetzesbestandteilen gehort, dass es also gerade von seiner Umsetzung ab-
hangt, ob und inwiefern es gelingt, die abgeschlossenen Beschaftigungsverhaltnisse zu stabilisie-
ren und/oder Ubergénge in den ersten Arbeitsmarkt zu erméglichen.

3.3 Interner Governancekontext: Erste Befunde aus Jobcentern

Vorbereitung und Anfangsphase

Die wesentliche Rahmenbedingung fiir alle Jobcenter bestand darin, dass das THCG im Laufe des
Jahres 2018 angekiindigt und beraten wurde. Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung lag im
August 2018 vor, die nachfolgenden Beratungen in Bundesrat und Bundestag brachten noch we-
sentliche Anderungen, die auf die Zielgruppe Einfluss hatten, und ganz am Schluss wurde noch die
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Geltungsdauer des §16i SGB Il begrenzt, was ebenfalls Einfluss auf die Planung der Jobcenter
hatte. Die endgiiltige Verabschiedung des 10. SGB-Il-Anderungsgesetzes erfolgte dann kurz vor
Weihnachten 2018. Gleichzeitig bestand seit Mitte des Jahres kein Zweifel, dass das THCG zum Ja-
nuar 2019 eingefiihrt werden wiirde. Dies fiihrte zu zwei systematisch unterscheidbaren Strategien
der Jobcenter. Die eine - und bislang zahlenmaRig liberwiegende - bestand darin, ungeachtet der
genauen Ausformulierung der Forderbedingungen mit den konkreten Vorbereitungen zu begin-
nen. Die andere Strategie war etwas abwartender, in den betreffenden Jobcentern wartet man auf
den genauen Gesetzestext und begann dann mit der konkreten Umsetzung.

In einem Jobcenter fallt die Entscheidung friih: ,,Bis Mitte des Jahres haben wir gesagt okay, jetzt
muss erst mal tatsdchlich jeder, der eine Chance haben will, der muss sie auch bekommen*, In den
Jobcentern, die diese Strategie bevorzugen, werden ungeachtet der konkreten Ausformulierun-
gen des Gesetzes (z.B. Leistungsbezug in sieben von acht oder in sechs von sieben Jahren als Vo-
raussetzung fiir die Forderung des §16i SGB Il) u.a. der Bestand an erwerbsfahigen Leistungsbe-
rechtigten durchforstet, entweder seitens der Vermittlerinnen und Vermittler, oder es werden An-
fragen aus dem operativen Datensatz (opDs)” der Bundesagentur fiir Arbeit durchgefiihrt. Ein Job-
center mit einer abwartenden Strategie beschaftigt sich zunachst inhaltlich ab Mitte 2018 mit dem
THCG und legt Ende des Jahres ein Konzept vor, auf dessen Grundlage dann die konkrete Arbeit
beginnt. Ein weiteres Jobcenter geht das THCG Ende 2018 an und erklart es zum geschaftspoliti-
schen Schwerpunkt.

Insbesondere die Jobcenter, die mit der konkreten Planung nicht auf die finale Entscheidung des
Gesetzgebers warten wollten, betonten die organisatorischen Herausforderungen der Umsetzung:
»Das war ein bisschen Wild West*. Aufgrund der Kurzfristigkeit mussten Vorlagen ,,selber gezim-
mert“werden, fiir das Coaching konnte zunachst keine Ausschreibung durchgefiihrt werden und
es wurden Arbeits- und Vermittlungsgutscheine (AVGS) genutzt.

»Plnktlicher Start“ kann in den unterschiedlichen Kontexten bedeuten, dass man mit der Vorbe-
reitung der Zuweisung beginnt oder dass man auf der Basis der erfolgten Vorarbeiten in einem
Kraftakt Ende des Jahres Voraussetzungen fiir einen Arbeitsbeginn einer grofReren Zahl Geférder-
ter ab 1. Januar 2019 schafft.

Die Vorbereitung im kommunalen Kontext bestand in fast allen Jobcentern darin, in Tragerver-
sammlungen und mit Beiraten zu diskutieren und in den politischen Strukturen der Landkreise
oder Gemeinden {iber das Gesetz zu informieren. Mit Vertreterinnen und Vertreter der Tragerland-
schaft wurden teils konkrete Absprachen getroffen, etwa tiber die Ubernahme von Geférderten
aus Vorlauferprogrammen. Zum Teil gibt es dabei Friktionen wie den Versuch eines Beirats, ins
operative Geschaft des Jobcenters einzugreifen, was von der Geschaftsfiihrung abgewehrt wird.

In mehreren befragten Jobcentern gibt es tradierte Kooperationen mit kommunalen Beschafti-
gungsgesellschaften, die einen grofien Teil der Geforderten ,,abnehmen®. Wo dies nicht der Fall ist,
gibt es Enttduschungen (iber die recht geringe Bereitschaft kommunaler Arbeitsgeber, Forderfalle
der THCG-Instrumente zu beschaftigen.

" Beidem IT-Verfahren opDs handelt es sich um ein Verfahren nach § 50 Abs. 3 SGB Il (Dateniibermittlung). Es ermdglicht diffe-
renzierte Abfragen zu Leistungsberechtigten, mit denen u.a. auch die formalen Kriterien zur Férderung nach den §§16e und
16i SGB Il gepriift werden konnen.
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Bewertung und strategische Zielsetzung

Wie die Expertinnen und Experten des jobcenterexternen Kontextes aulRern sich die befragten Ge-
schaftsfiihrerinnen und Geschaftsfiihrer der Jobcenter liberwiegend positiv zum THCG, wobei sie
hiermit zumeist die Forderung nach §16i SGB Il im Auge haben. Dieses Forderinstrument gilt als
wirkliche, sowohl fiir Leistungsberechtigte als auch fiir Arbeitgeber ausgesprochen attraktive, Er-
weiterung des Jobcenterangebots. So wird zum Beispiel von einer Jobcentergeschaftsfiihrung be-
tont, dass die Forderung nach §16i SGB Il belege, dass ,,der Sozialstaat in keiner Situation wehrlos“
sei (kJC1-GF); die neu geschaffene Férderung wird u. a. als Instrument beschrieben, das Leistungs-
empfangerinnen und Leistungsempfanger, die bereits als abgeschrieben galten, nochmals eine
Chance bote. Der weiterentwickelte §16e SGB Il wird in aller Regel dem im Instrumentenset bereits
vorhandenen Eingliederungszuschuss (EGZ) gleichgesetzt und diesem gegeniiber, trotz der Hohe
des gewahrten Lohnkostenzuschusses, haufiger als weniger attraktiv beschrieben. Unter anderem
weil die Forderung nach §16e SGB Il keine Beitrage zur Arbeitslosenversicherung vorsieht, wird
ihm der EGZ tendenziell vorgezogen: ,Dort wo ein normaler EGZ geht, wird er gemacht“ (kJC2_GF).

Selbst wenn die Jobcenterleitungen die Einflihrung des Férderinstruments nach §16i SGB Il liber-
wiegend begriiRen, kommt ihm innerhalb der Jobcentergesamtstrategien eine unterschiedlich
hohe Bedeutung zu. Jobcentergeschaftsfiihrungen, die ihm eine eher geringe Bedeutung zugeste-
hen, streichen in aller Regel das geringe Fordervolumen im Verhaltnis zum Gesamtgeschaft her-
aus. Dort heiflt esdann u. a. ,wir nutzen das Instrument halt mit“ (gJC8_GF). In anderen Jobcentern
stellt sich dieses Verhaltnis zwar dhnlich dar, dennoch beschreiben die Geschéftsfiihrungen das
Forderinstrument als flir die eigene Gesamtstrategie zentral. Dies scheint insbesondere dann der
Fall zu sein, wenn der Abbau des Bestands an Langzeitleistungsbeziehern als prioritares Strategie-
ziel explizit hervorgehoben wird.

Unterschiedliche Formen der strategischen Einbindung der Forderinstrumente nach §§16e/i SGB I
zeigen sich auch daran, ob es eher als zeitlich befristetes Projekt oder als Daueraufgabe begriffen
wird. Projektcharakter nimmt die Umsetzung des THCG an, wird sie mit Erreichen der Anzahl ge-
planter Forderfalle fiir abgeschlossen erachtet. Liegt das Coaching bei Dritten, geht damit verein-
zelt auch die Wahrnehmung einher, Verantwortung fiir die Geférderten abzugeben (,sind wir raus
aus der Nummer*; gJC8_GF). Den Charakter einer Daueraufgabe nimmt die Umsetzung der Forder-
instrumente in jenen Jobcentern an, in denen der Anspruch besteht, die Férderphase aktiv durch
regelmafigen Kontakt der Fachkrafte zu den Geforderten zu begleiten. Oftmals liegt dem das Ziel
zu Grunde, Geforderte vorzeitigin ungeforderte Beschaftigung zu liberfiihren, um dadurch freiwer-
dende Forderplatze nachbesetzen zu kénnen. In diesen Jobcentern wird die Forderung nach §16i
SGB Il zudem typischerweise als Instrument interpretiert, dessen primares Ziel es ist, Geforderte
wieder in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren: ,es geht um nachhaltige Integration und, wann
auch immer, in ungeférderte Beschdftigung“ (kJC2_GF). Dem gegeniiber stehen Jobcenter, die das
Instrument auf Leistungsberechtigte beziehen, deren Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt anzu-
kommen auRerst gering sind und die damit die Ermoglichung von Teilhabe In der Férderung selbst
erkennen. Begreifen diese Jobcenter die Umsetzung der Férderinstrumente als Daueraufgabe, so
wird durch die Begleitung der Fachkrafte eine langerfristige Stabilisierung der Geférderten ange-
strebt, ohne dass diese mit Auslaufen der Forderung notwendigerweise in eine ungeférderte Be-
schéftigung einmiinden miissten. Vielmehr geht es darum, den Gefdorderten eine neue ,,Absprung-
basis“ (kJC1_GF) zu schaffen.
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Nur die wenigsten Jobcenter in unserem Sample entwickeln eine Forderstrategie, die dezidiert an
bestimmten politisch definierten Zielgruppen ausgerichtet ist. Uberwiegend folgt man dem Credo:
wJjeder der eine Chance haben will, muss sie auch bekommen*“ (gJC3-GF). Das libergreifende Haupt-
zugangskriterium zur Férderung ist damit eine vorliegende Motivation zur Teilnahme. Nur verein-
zelt wurden Schwerpunkte gesetzt, z. B. auf Leistungsberechtigte, die noch ein relativ langes Er-
werbsleben vor sich haben (25-49-Jahrige) oder auf Bedarfsgemeinschaften mit Kindern und Al-
leinerziehenden. Dass beim THCG seitens der Politik und durch ibergeordnete Verwaltungsinstan-
zen vermittelt (z.B. dem BMAS), ein starkes Interesse an der Férderung von Frauen besteht, war
den Jobcentergeschaftsfiihrungen i. a. R. bewusst, wenngleich dies nicht zur Ableitung einer stra-
tegischen Schwerpunktsetzung fiihrte.

Dass beim THCG die Kriterien ,,Zusatzlichkeit”, ,Gemeinnutzigkeit” und ,Wettbewerbsneutralitat”
wegfallen und damit auch private Arbeitgeber fiir eine Férderung in Frage kommen, wurde von
allen Jobcentergeschaftsfiihrungen begriiRt. Strategisch verband sich damit oftmals der An-
spruch, auf eine paritatische Auswahl von Arbeitgebern hinzuwirken. Teils beflirworteten Jobcen-
tergeschaftsfiihrungen sogar eine ausschlieRliche Konzentration auf private Arbeitgeber. Eine sol-
che Strategie wird aber von den allermeisten Jobcentern in unserem Sample weder gewollt, noch
als umsetzbar erachtet. Gerade Jobcenter, die im Umfeld eines starken Tragermarktes agieren und
zu den Akteuren dieses Marktes gut etablierte Beziehungen pflegen, wollen und konnen dieses Ar-
beitgebersegment nicht einfach ignorieren.

Alle Jobcentergeschaftsfiihrungen betonen die Kostenintensitat der Forderung. Jedoch fallt dies
in den Eingliederungstiteln der Jobcenter offenkundig unterschiedlich stark ins Gewicht. Nicht zu-
letzt aufgrund der Mittelbindung in den Folgejahren scheint sich gerade fiir kleinere Jobcenter die
Frage zu stellen, wie stark sie mit der Gewahrung von Forderungen ins Risiko gehen kdnnen (,wenn
40 oder 50 Prozent [des EGT] nicht mehr zur Verfiigung stehen, wegen einem Instrument, wird man
nachdenklich, gJC5_GF). In einem Fall wird sogar die Strategie verfolgt, vorerst nur Zweijahres-
vertrage zu bewilligen ,,um finanztechnisch auf der sicheren Seite zu sein“ (gJC8_GF). Geschaftsfiih-
rungen, die eine Mittelknappheit beklagen, begreifen die Nutzung des Passiv-Aktiv-Tausches als
wichtiges Finanzierungsmittel, wenngleich die Einschatzungen zu den dadurch geschaffenen fi-
nanziellen Spielrdumen auseinandergehen (, Tropfen auf den heifSen Stein*; gJC1_GF vs. ,ist stra-
tegieverdndernd“; kJC1_GF). Bisweilen wird in diesem Zusammenhang die Forderung nach einem
eigenen THCG-Budget laut. Fiir Leitungen grofierer, zumeist in Metropolregionen gelegenen Job-
entern scheint das Finanzierungsthema wiederum weniger drangend. Dort stellt sich mit dem Pas-
siv-Aktiv-Tausch eher die Frage einer noch moglichen, sinnvollen Mittelausschépfung; mit Nut-
zung des Passiv-Aktiv-Transfers wird dann weniger einem finanziellen Sachzwang, als vielmehr
den Erwartungen Ubergeordneter Verwaltungsinstanzen und der Politik Rechnung getragen.

Unter dem Strich lasst sich festhalten, dass das THCG in keinem der befragten Jobcenter fiir eine
Neuausrichtung der geschaftspolitischen Strategien sorgt; es wird in die bereits existierenden Ge-
schaftspolitiken integriert und sorgt dort allenfalls fiir zusatzliche Akzentuierungen.

Umsetzung der Instrumente

Im Folgenden wird die konkrete Umsetzung der Instrumente des THCG anhand folgender Fragen
dargestellt: Welche Konsequenzen hatte die Umsetzung der THCG-Instrumente fiir die Organisa-
tion der Jobcenter, wie wurden Geforderte ausgewahlt, wir wurden Arbeitgeberinnen geworben
und wie wurde das Coaching umgesetzt?
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Organisation und Ansprache

Ahnlich verhilt es sich auf der Ebene der Organisationsstruktur der Jobcenter. Auch hier findet
die Umsetzung zumeist im Rahmen der ,Standardprozesse” statt. Nur bei der Personalausstat-
tung gibt es Veranderungen. Viele Jobcenter berichten, dass ihnen haufig zusatzliche Vollzeit-
dquivalente fir das Teilhabechancengesetz zur Verfligung gestellt worden waéren.

Variationen gibt es hingegen in der Form der Organisation: In gréRBeren Jobcentern ist das THCG
oft in Spezialteams organisiert. Wenn es Erfahrungen mit Vorlauferprogrammen gibt, werden
Kontinuitaten gepflegt: ,Das sind dieselben Menschen" (gJC9_GF), wie das Team, dass vorher
das ESF-LZA-Programm betreut hat. In anderen Jobcentern wird die Umsetzung der Instrumente
Uber ,,die Flache” organisiert. Das heil3t, dass alle Integrationsfachkrafte mit dem Teilhabechan-
cengesetz arbeiten und Geforderte zuweisen. Das ist eher in kleineren Jobcentern der Fall.

An der Organisation lasst sich zumeist auch die sozial- oder arbeitsmarktpolitische Ausrichtung
ablesen: Dort, wo eher auf Integration in den ersten Arbeitsmarkt gesetzt wird, ist die Organisation
des Teilhabechancengesetzes im untersuchten Sample oft beim Arbeitgeberservice angesiedelt,
wohingegen es bei den teilhabeorientierten Jobcentern folgerichtig im beschaftigungsorientier-
ten Fallmanagement verortet ist. Das gilt jedenfalls flir die Organisation des §16i SGB Il. In einigen
Jobcentern findet die Organisation der Férderinstrumente nach §16i und §16e SGB Ilin getrennten
organisatorischen Einheiten statt. Die Forderung nach §16e SGB Il fiir arbeitsmarknahere Leis-
tungsberechtigte ist dabei in unserem Sample meist beim Arbeitgeberservice verortet. Dort wiir-
den klassische Arbeitsvermittler speziell Arbeitgeber fiir Forderungen nach §16e SGB Il akquirie-
ren. In einem Jobcenter sind dort laut deren Selbstbeschreibung ,,Verkdufertypen“eingesetzt wor-
den. ,,Der eine war vorher bei der Organisation [XY], der verkauft alles.“ (gJC4_GF) Ein anderer war
in einem ,Vorgdngerprogramm* als Bewerbervermittler unterwegs und hatte insofern noch Kon-
takte zu Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, die sich um Arbeitslose geklimmert haben. Es zeigt
sich demnach, dass versucht wird, mit den vorhandenen Erfahrungen und Kontakten des Perso-
nals zu arbeiten.

An der organisatorischen Ansiedlung ist zuweilen auch ablesbar, ob die Jobcenter sich eher an den
Erwartungen der Arbeitgeber ausrichteten oder eher die Problemhintergriinde der Geférderten
und der Teilhabeaspekt im Vordergrund stehen. Ersteres kann sogar so weitgehende Auswirkun-
gen auf die organisatorische Umsetzung der Instrumente haben, dass das Coaching ebenfalls rein
aufdie Interessen der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber fokussiert ist und eher fiir deren Beratung
eingesetzt wird. Bei den Jobcentern, die starker an den Problemhorizonten der Geférderten aus-
gerichtet sind und den Teilhabeaspekt der Arbeitslosen in der Forderung betonen, wird hingegen
davon ausgegangen, dass es sich dabei um Menschen mit duferst geringen Chancen auf eine In-
tegration in den ersten Arbeitsmarkt handeln wiirde und hier viel Erfahrung und Sensibilitat fiir die
vielfaltigen Probleme und Hemmnisse der Geforderten notwendig sei. Deshalb sieht man sie im
Fallmanagement am besten aufgehoben. Das wird bei der Beschreibung der infrage kommenden
Leistungsberechtigten in diesen Jobcentern Giberdeutlich:

»Ein GrofSteil unserer Kunden war gesundheitlich nicht geeignet und hatte keinerlei Vorstellung, wo
es hingehen soll“ (gJC4_GF). Dass auch diejenigen, , die wirklich nicht mehr kénnen“vom Medizini-
schen Dienst der Bundesagentur fiir Arbeit oder der Rentenversicherung als erwerbsfahig einstuft
sind, wird in einigen Interviews problematisiert. Wenn ein Arbeitsfahigkeitsgutachten ergibt ,so
drei Stunden am Tag, sitzend und zwei Stunden Pause dazwischen ist schon noch mdglich“ wissen
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die Jobcenter, dass es dafiir faktisch keine Stellenangebote gibt. Manche Arbeitslose waren noch
aus Vor-ARGE-Zeiten (Sozialhilfe oder Arbeitslosenhilfe, Anm. d. A.) bekannt: ,es gibt einfach Men-
schen, die bleiben“ (gJC4_TL)

Andere Jobcenter wiederum, die auf ,nachhaltige und d.h. ungeférderte Beschdftigung® (JC
kJC2_GF) abzielen, schatzen die Fahigkeiten der potentiellen Teilnehmerinnen und Teilnehmer
optimistischer ein. Obwohl die Menschen oft schon abgeschrieben worden waren, hatten sie tat-
sachlich noch eine Chance, so dass sie ,entwickelt werden kénnen und sollen“ (JC kJc2_GF). Diese
Jobcenter haben versucht, ihre Ansprachemdglichkeiten noch einmal zu @ndern und setzen ihre
ganze Anstrengung darauf, die Leistungsberechtigten neu zu motivieren und ihnen ein Angebot
jenseits von ,Mallnahmen® zu kommunizieren: ,,Wir haben nochmal komplett unsere Sprache ver-
dndert“ (JC kJC2_GF). Dabei spielt auch die Hoffnung auf ,erwartungwidrige Ubergdnge®, wie sie
in wissenschaftlichen Ergebnissen des Instituts fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung beschrie-
ben wurden (vgl. Hirseland et al, 2019), eine Rolle (“also da gab es eine IAB-Studie, wo sozusagen
nach jahrelangem Bezug kommt mit einem Mal eine Vermittlung*, kJC1_GF).

Auswahl der Geforderten

Zu Beginn stand bei allen Jobcentern - spatestens mit Inkrafttreten des Teilhabechancengesetzes
im Januar 2019 - die Sichtung des vorhandenen Bestands an forderfahigen Leistungsberechtigten
auf der Agenda. Dies wurde mit Hilfe von sogenannten opDs-Abfragen (siehe FuRnote 5) gestartet.
Bei manchen Jobcentern wurden auch direkt aus der ,,Kundenberatung” heraus oder von Tragern
Kandidatinnen und Kandidaten vorgeschlagen. Manchmal seien diese auch aus der Direktvermitt-
lung nach erfolgreichem Abschluss einer MaBnahme vorgeschlagen worden. Die {iber die opDS-
Abfragen nach formalen Kriterien abgefragten Kundinnen und Kunden wurden bei den meisten
Jobcentern in einem zweiten Schritt zu Gruppeninformationsveranstaltungen und Einzelgespra-
chen eingeladen. Nachdem das Instrument angelaufen war, griffen einige Jobcenter auch auf die
»Kunden-werben-Kunden“-Strategien zuriick und luden zu den Gruppeninformationsveranstal-
tungen bereits nach §16i SGB Il geférderter Personen ein, die aus ihrem Leben und von ihren Er-
fahrungen in der Forderung erzahlt hatten und damit neue Langzeitzeitarbeitslose liberzeugen
sollten. Aus den Kandidatinnen und Kandidaten, die die formalen Kriterien erfiillten, wurden zu-
erst diejenigen herausgefiltert, die Interesse an einer neuen Férderung hatten. Diesen Prozess be-
schreiben viele Jobcenter als grofie Herausforderung. Vor allem die Heterogenitat der Gruppe so-
wie die langen MaRnahmenkarrieren werden als Problem genannt. So blieb von den formal in
Frage kommenden Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern auch nur ein Bruchteil faktisch geeig-
neter Personen librig: ,,Wir haben ja alle, die nach der gesetzlichen Anforderungszeit fiir e oder i ge-
eignet waren, sozusagen gecastet in den Teams, und im Grunde [...] sind von zehn neun ausgesiebt
worden und einer kam dann infrage.“ (gJC2_GF)

Grundsatzlich liegt bei der Selektion der Teilnehmerinnen und Teilnehmer jenseits der formalen
Kriterien der Schwerpunkt auf der Frage, ob die Leute motiviert sind und arbeiten kénnen, d.h. ob
die gesundheitlichen Einschrankungen es zulassen, fiir eine gewisse Stundenzahl am Stiick in ei-
nem Arbeitsverhaltnis zu arbeiten. Die gesundheitlichen Einschrankungen, physisch wie psy-
chisch, werden von vielen Interviewpartnerinnen und -partnern als Haupthinderungsgrund fiir
eine Aufnahme in das neue Regelinstrument betrachtet. Zu stark seien entweder die physischen
Einschrankungen oder die psychischen Barrieren in einem normalen - selbst in einem geforder-
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ten - Beschaftigungsverhaltnis regelmaliig zu arbeiten. Berichtet werden uns vor allem verhal-
tensbezogene Normen, die Barrieren darstellen kénnen: Hygiene, Plinktlichkeit, eigene Interpre-
tationen von Freiwilligkeit (,ich mache das freiwillig, also kann ich kommen wann ich will*,
(gJC3_TL), soziale Kompetenzen im Umgang mit Kolleginnen und Kollegen sowie Vorgesetzten so-
wie die oft unzulangliche Frustrationssteuerung.

Den meisten Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber kdme es, da es sich primar um Helfertatigkeiten
handeln wiirde, ohnehin auf die Motivation und Zuverlassigkeit an, nicht auf die Qualifikation. Da-
her ist sich der liberwiegende Teil der Jobcenterleitungen einig, dass das Instrument auf freiwilli-
ger Basis laufen muss und zu kostbar sei, um hier ,,Druck® auszuiiben. Es wird zwar, wie gesetzlich
vorgeschrieben, eine Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen, es gibt aber nur vereinzelte Job-
center, die Sanktionen - und das heil3t entweder den Abbruch des Arbeitsverhaltnisses oder die
Kilirzung von Leistungen - umsetzen. Wer sich hingegen fiir das Arbeitsverhaltnis entschieden
hatte, miisse auch das im ersten Jahr verpflichtend vorgesehene Coaching in Anspruch nehmen.
Aber auch hier zeigt sich laut Aussagen der Jobcenter- und Teamleitungen eine eher ,sanfte Fiih-
rung“. Zumeist werden bei Schwierigkeiten mit dem Coaching Losungen gefunden, die die Fre-
quenz oder die Prasenz betreffen, d.h. dass - wahrend der Pandemie ohnehin {iblich - zwischen-
durch nur einmal telefoniert wurde. Das Arbeitsverhaltnis wird jedoch in den seltensten Fallen ab-
gebrochen. Eingliederungsvereinbarung bzw. Sanktionen werden haufiger mit einem ,stumpfen
Schwert“ (kJC3_TL) verglichen.

Was die Auswahl von bestimmten Zielgruppen jenseits der bereits genannten angeht, lasst sich
beobachten, dass in einigen Jobcentern zwar Bedarfsgemeinschaften mit Kindern, Alleinerzie-
hende oder Schwerbehinderte auf der Agenda stehen und es fiir diese Gruppen teilweise spezielle
Projekte gibt. Der Fokus auf spezielle Zielgruppen stellt aber im bisher untersuchten Sample die
Minderheit dar. Uberhaupt genug hinreichend gesunde und motivierte Leute zu finden, wird als
die grofiere Herausforderung geschildert.

Auch die Vereinbarkeit von Beruf und Familie beschreiben einige Jobcenter als relevant fiir ihre
Selektionspraktiken. Wenn Mehrfachbetreuungspflichten bestiinden, wiirden Frauen auch
manchmal nicht in die engere Vorauswahl genommen. Hier spielen nicht nur Geschlechterrollen-
bilder, sondern auch faktische Sorgearbeitsarrangements in den Familien eine Rolle. Von einigen
Jobcentern wird uns aber auch berichtet, dass aufgrund der Vereinbarkeitsproblematiken Frauen
haufiger in Teilzeitverhaltnisse zugewiesen wiirden und es selbstverstandlich Vorstellungen gabe,
fiir welche Berufe Frauen geeigneter waren. Die ,,Gemdiiseschnipplerinnen® (gJC4-GF) in Kitas zum
Beispiel sind eindeutig weiblich codiert, wahrend handwerkliche Arbeiten eher Mannern zuge-
schrieben werden.

Akquise von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern

Resultierend aus den unterschiedlichen Vorstellungen zur ,,Gesundheit“ und den ,Entwicklungs-
moglichkeiten“ der Geforderten, ergeben sich divergierende Einschatzungen addquater Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber und davon abhangig auch verschiedene Akquisestrategien. Bei allen
wird jedoch zunachst von einem vorhandenen Pool an Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber (je nach
Praferenz private und kommunale Arbeitgeber, aber auch Beschéftigungstrager) geschopft, vor al-
lem auch solchen, die an Vorgangerprogrammen teilgenommen haben und damit ein realistisches
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Bild der Geforderten hatten. Denn es lagen arbeitgeberseits - so berichten alle Jobcentern - oft-
mals zu hohe Erwartungen an die Fahigkeiten der langzeitarbeitslosen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer vor. Daher bediirfe es gezielter Ubersetzungsarbeit der Jobcenter, um ein realistisches
Bild der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu vermitteln.

Jenseits des vorhandenen Pools von Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber lasst sich ein Spektrum
von geringer Suchaktivitat bis engagierter Akquise bei der Suche nach geeigneten Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber bei den Jobcentern beobachten, und zwar personlich durch die zustandigen
Fachkrafte, durch stadtteilbezogenes oder regionales Marketing oder durch die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer selbst. Alle Jobcenter berichteten dariiber, dass sowohl Teilnehmerinnen und
Teilnehmer als auch Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber auf sie zukommen, die bereits den einen
oder die andere im Auge hatten. Das ist vor allem in regional kleinrdumigeren Kontexten der Fall.

Gerade in der Anfangszeit setzten einige Jobcenter, die hinsichtlich des Arbeitgebertypus erstmal
nicht festgelegt waren, bevorzugt auf Beschaftigungstrager, um moglichst schnell mit dem Rege-
linstrument starten zu konnen. Andere wiederum schlossen die Zusammenarbeit mit Beschafti-
gungstragern von Beginn an aus oder begrenzten diese mit einer Quote.

An die privaten Arbeitgeber traten sie mit der Erwartung heran: ,Du hast die Méglichkeit ihn (iber
Jahre aufzubauen. Und wir erwarten dann, dass du ihn behdltst.“ (kJC2_GF)) Diese Moglichkeit, Ar-
beitskrafte vor allem im Bereich der Hilfstatigkeiten fiir das eigene Unternehmen aufzubauen und
moglicherweise Fachkrafte dadurch zu entlasten und die Geforderten zu stabilisieren, wurde in
den Interviews neben dem Appell an die soziale Verantwortung der Unternehmen immer wieder
kommuniziert. ,Ehrlich“und ,mit Beispielverldufen“ (kJC2_GF) von Menschen, die bereits in Betrie-
ben gearbeitet hatten, wird von vielen als ,,Erfolgsrezept” geschildert.

Einige Jobcenter haben auch kreative Marketingkampagnen mit Flyern und eigenen Stadtteillogos
entwickelt, die spezifische Unternehmen direkt angesprochen haben, denn die Arbeitgeber hatten
»erstmal von der ganzen zentralen Kampagne BMAS und RD nichts mitbekommen*“ (gJC2_GF). Ne-
ben der Entlastung von Fachkraften durch Helferinnen und Helfer iiber das Teilhabechancenge-
setz, sei es vor allem notwendig gewesen zu vermitteln, dass es in Zeiten des Fachkraftemangels
um Entlastung der Fachkrafte ginge: , die Vorteilsiibersetzung, du brauchst Fachkrdfte, du kriegst
keine, deswegen, [...] geh doch erstmal zu deinen Fachkrdften und nimm denen erst mal Lasten ab
[...]“(gJC2_GF)

In den Jobcentern, in denen das THCG auf ,nachhaltige und (...) ungeforderte Integration“ ausge-
richtet ist, herrscht oftmals eine ausgepragte Skepsis gegeniiber Beschaftigungstragern vor; ,, Trd-
gerwaren nicht das Ziel, auch nicht das Ziel des Gesetzes, aber vor allem nicht das Ziel des Jobcenters
[XY].“(JCkJC2_GF). Begriindet wird diese Skepsis einerseits mit fehlenden Anschlussperspektiven
auf Seiten der Geforderten, manchmal aber auch mit dem Bedenken, dass es diesen lediglich ums
Geld ginge und das Instrument nicht zur Finanzierung von Beschéftigungstragern gedacht ware.

Die Geschaftsfiihrungen und Teamleitungen in Jobcentern, die mit der Férderung nach §16i SGB ||
auf den ,Sozialen Arbeitsmarkt“ mit seiner Priorisierung sozialer Teilhabe setzen, sehen Beschaf-
tigungstrager dagegen durchaus als geeignete Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber an, da bei sozia-
len Arbeitgebern eine groRere Problemsensibilitat fiir die Zielgruppe gegeben sei und diese einen
Schonraum zur Verfiigung stellten, der fiir eine Stabilisierungsphase als angemessen betrachtet
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wird. So erlautert ein Jobcenterleiter, dass er entgegen seiner urspriinglichen Skepsis Beschafti-
gungstrager als Organisation kennengelernt habe, die sich sehr um die Weiterentwicklung der Ge-
forderten kiimmern wiirden. Dies bezdge sich nicht nur auf die allgemeine Personlichkeitsentwick-
lung, sondern auch auf das,, Thema Personalentwicklung“ (kJC1_GF): Sie wiirden sich auch um An-
schlussperspektiven fiir die Geférderten auf dem ersten Arbeitsmarkt bemdiihen.

Allerdings setzen auch die an einem ,,Sozialen Arbeitsmarkt“ orientierten Jobcenter nicht nur auf
Trager, sondern auf einen an den regionalen Gegebenheiten orientierten Mix zwischen privaten
und kommunalen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie Beschaftigungstrager. Der Klebeeffekt
wird meist bei privaten Betrieben erwartet, Beschaftigungstragern wird in der Stabilisierung der
Geforderten mehr zugetraut.

Die Akquise von kommunalen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern (Bauhofe, Verkehrsbetriebe,
etc.) gestaltet sich in vielen Jobcenterregionen schwierig: ,,[...] wir miissen bei der Kommune gu-
cken - das war jetzt mal der schwierigere Part“ (gJC9_GF). Meist werden hier finanzielle Griinde an-
gefiihrt. Die kommunalen Eigenbetriebe wiirden oft nur einstellen, wenn es vorhandene Planstel-
len gabe.

Matching

Um herauszufinden, welche Geforderten zu welchen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber passen,
sind unterschiedlich intensive Auswahlprozesse und sog. VorschaltmalBnahmen im Einsatz, die
von Gruppeninformationen und personlichen Einladungen durch Fachkrafte tGber betriebliche Er-
probungen bei Tragern und Praktika in Betrieben reichen. Bei diesen VorschaltmaRnahmen hatte
man auch neue Informationen liber die potentiell forderbaren Personen erhalten und diese, so sie
sich als nicht geeignet herausstellten, anderen Instrumenten zufiihren kdnnen. Das wurde als ,,po-
sitiver Kollateraleffekt” (gJC3_GF) bezeichnet. Nach solchen Selektionsmafinahmen blieben dann
die am besten geeigneten Ubrig: , Die Beschdftigten, die sie dann den Arbeitgebern anreichen, na die
kommen zumindest, und bei allen Unsicherheiten, die haben auch ein gewisses Durchhaltevermé-
gen“(gJC3_GF), denn ,wenn wir da bei den Arbeitgebern jetzt ein groles Expertimentierfeld draus
machen, wir schicken Euch mal irgendeinen, das machen sie ein paarmal und dann brauchen sie mit
dem Instrument bei niemandem mehr antreten® (gJC3_GF). An solchen Aussagen wird recht deut-
lich, dass diese Jobcenter sich an den Erwartungen der Arbeitgeber ausrichten und auswahlen,
wer denn fiir die praferierten und vorhandenen Arbeitgeber auch zumutbar ist. In diesen Jobcen-
tern wird den Arbeitgebern die Wahl gelassen ,,mit wem kannst denn Du am besten arbeiten®
(gJC1_GF).

Bei den bislang untersuchten auf den ersten Arbeitsmarkt zielenden Jobcentern war es géangige
Praxis, nach der Auswahl der Kundinnen und Kunden sich nach den betrieblichen Bedarfen der
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zu richten, teilweise sogar erst im Anschluss liber die entspre-
chende Forderung zu entscheiden. Die Ausrichtung an den Arbeitgebererwartungen spiegelt sich
auch in den Arbeitszeiten, die bei den privaten Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber oft auch Vollzeit
besetzt werden, wider.

Von anderen Jobcentern hingegen wird eine solche Umsetzungspraxis als kontraproduktiv be-
trachtet, da viele Geforderte Uber kiirzere Arbeitszeiten erst einmal an die neue Arbeitssituation
herangeflihrt und stabilisiert werden miissten. Hier wird der Auswahlprozess von den Teilnehmen-
den hergedacht: Dies funktioniert meist so, dass fiir diejenigen passende Arbeitsstellen gesucht
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werden bei denen {iber Gruppeninformationen und Fallmanagerinnen und Fallmanager heraus-
gefunden wurde, ,dass sie wollen und was sie wollen“ (gJC4_GF). Wenn Arbeitsstellen hereinkom-
men, wird geschaut, wer diese Stelle machen mochte. Gegebenenfalls wird dann wieder mit dem
Arbeitgeber verhandelt, ob der Arbeitsplatz eventuell etwas anders gestaltet werden oder die Ta-
tigkeit auf die Bediirfnisse und Fahigkeiten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer angepasst wer-
den konnte.

Coaching

Dem Coaching wird von vielen Jobcentern eine bedeutsame Funktion zugeschrieben. Aus Sicht
der Jobcenter ist es der Garant fiir das Funktionieren des neuen Instrumentes. Dabei finden sich
folgende Organisationsformen: externe Vergabe, Selbstvornahme und Mischmodelle.

Mit der Vergabe sind viele Jobcenter unzufrieden. Die Vergabemodalitdten fiihren tendenziell
dazu, dass die Dienstleister nach fachfremden Kriterien bestimmt werden: ,,Ich bin der Meinung als
Geschdftsfiihrer, wenn ich Geld hab, das ich verantworten kann, [...], den Auftrag zu vergeben, wie
ich das fiir richtig halte und nicht, wenn ich daran gebunden wdre an irgendwelche [...] Bieter- und
Bewerbungsskalen vom REZ, die nach irgendwelchen formalen [...] Kriterien funktionieren, aber halt
nicht nach Qualitdt nach Auswahl eines Geschdftspartners.“ (gJC2_GF) Ein weiteres Problem, dass
bei der Umsetzung des Coachings beobachtet wurde, waren Wechsel der Coaches, die durch die
anfanglich notwendige Organisation des Coachings (iber Aktivierungs- und Vermittlungsgut-
scheine und spatere Ubergange in regulére Vergabeverfahren, bedingt waren und aus Sicht der
Jobcenter nicht fiir jede/n Geforderte/n gleichermaRen einfach waren.

Die Jobcenter aus unserem Sample wiirden aus den genannten Griinden liberwiegend die Selbst-
vornahmemoglichkeit wahlen und nennen als Griinde fiir die externe Vergabe meist Ressourcen-
knappheit. Begriindet wird dies damit, dass die Jobcenter ,Herr des Verfahrens*“ (gJC4-GF) blieben
und kurze Wege fiir die Coaches von Vorteil waren, da sie oft auch zwischen den Geférderten und
der Leistungsabteilung vermitteln mussten.

Aber auch bei der internen Vergabe wird von strukturellen Problemen bei der Rekrutierung berich-
tet. So missten die Fallmanagerinnen und Fallmanager GehaltseinbuRRen in Kauf nehmen, wenn
sie sich fiir die Funktion als Coach bewerben. Dies sei problematisch, da es ohnehin herausfor-
dernd sei fiir diese schwierige Zielgruppe motiviertes Personal zu bekommen. Bei der Bewerbung
externer Coaches wiirden aus Sicht der Jobcenter vereinzelt auch differente Vorstellungen (z.b.
Kontakthaufigkeit, Betreuungsschliissel) vorherrschen. Coaches auf dem freien Markt wiirden zum
Teil von umfassenden Coachingkonzepten ausgehen, die haufigere und intensivere Treffen vorse-
hen wiirden, die im Rahmen des Teilhabechancengesetzes nicht leistbar seien. Viele Jobcenter be-
richteten daher Uber langwierige Besetzungsverfahren.

In unserem Jobcenter wurden - jedoch zumeist erst auf Nachfrage - Optimierungsmoglichkeiten
bei der Qualifizierung der Mitarbeiter des Coachings beschrieben. Geplant waren hier vereinzelt
Fortbildungsveranstaltungen, die durch die Covid-19 Pandemie unterbrochen wurden. Die Beset-
zung eigener Coaches erfolgte vorwiegend nicht aufgrund vorhandener Zertifikate oder Qualifizie-
rungen im Bereich des Coachings, sondern durch langjahrige Erfahrungen im Vermittlungsge-
schaft oder Fallmanagement, die teils auch schon vor Eintritt ins Jobcenter bei Tragern gesammelt
wurden, oder bei den arbeitgeberorientierten Jobcentern in der Erfahrung innerhalb des AGS mit
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber.
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Unterschiede zwischen den Jobcentern sind vor allem hinsichtlich der Intensitat der Begleitung
des Coachings zu vermerken. Wahrend manche Jobcenter nach der Vermittlung der Geforderten
ins geforderte Arbeitsverhaltnisihren Job als erledigt betrachten und die Problembearbeitung den
Coaches uberlassen, pflegen andere Jobcenter auch wahrend der Férderphase regelmalig Kon-
takt zu den Geforderten mit dem Anspruch, die Qualitdt und den Ablauf des Coachings besser zu
kontrollieren.

3.4 Umsetzungim Kontext: Kontrastierende Jobcenter

Die nachfolgende Beschreibung der Umsetzung der THCG-Instrumente in drei Jobcentern spiegelt
den Stand der Auswertung im November 2020 wieder. Fiir eine tiefergehende Analyse und Typisie-
rung der Jobcenter reicht das empirische Material noch nicht aus. Insofern verfolgt die Darstellung
zwei Ziele: Da die Jobcenter nach kontrastiven Kriterien ausgewahlt wurden, kdnnen sie als Beleg
dafiir gelten, wie beeindruckend unterschiedlich die Jobcenter das Gesetz interpretieren und
dementsprechend die Instrumente umsetzen. Gleichzeitig beruht die Auswahl auf zwei Dimensio-
nen der Analyse, die fiir die Typenbildung von Bedeutung sein diirfte. Dies ist zum einen die Di-
mension ,Teilhabeverstandnis“ bei der zwei Jobcenter diametrale Positionen einnehmen, wah-
rend eines eher eine mittlere Stellung innehat. Die zweite Dimension umfasst die ,,geschaftspoliti-
sche Bedeutung® des THCG, also die Frage, ob die Instrumente des Gesetzes fir die Geschaftspo-
litik der Jobcenter eine zentrale oder starker randstandige Bedeutung haben. Hier wiederum se-
hen wir zwei Jobcenter, fiir die die Instrumente des THCG geschaftspolitisch zentral sind sowie
eines, dessen Geschaftspolitik augenscheinlich einen anderen Schwerpunkt hat.

Jobcenter ,Integration in den ersten Arbeitsmarkt“

»Wir gehen nicht auf einen zweiten, dritten oder vierten Arbeitsmarkt, sondern suchen da, wo es hin-
gehort“

Das Jobcenter ,Integration in den ersten Arbeitsmarkt“ betreut einen landlichen Arbeitsmarkt, in
dem Landwirtschaft, Kleingewerbe und Handel dominieren. Es gibt keine nennenswerte Trager-
landschaft, die politischen Druck generieren konnte. Der Einfluss der Kommunen oder des Land-
kreises ist ebenfalls gering. Die Geschaftspolitik ist insofern stark von den Praferenzen des Ge-
schaftsfiihrers gepragt. Dieser betrachtet das proaktive ,Bespielen der politischen Partner, also
das Einbringen der fiir das Jobcenter relevanten Themen in den kommunalpolitischen Diskurs, als
eine seiner Hauptaufgaben.

Unter den bisher analysierten Jobcentern hat dieses eine Alleinstellung, was die konsequente Aus-
richtung der Umsetzung des THCG auf den ersten Arbeitsmarkt angeht. Die Zusammenarbeit mit
Tragern ist weniger gewiinscht, denn ,,dann haben wir einen relativ hohen Nennerfolg [Zugangszah-
len, Anm. d. A.], aber wir erreichen relativ wenig fiir die Menschen“. Der GF sieht in den neuen Instru-
menten eine ,Chance fiir Menschen, die sonst nicht iiber die Hiirde der Eignungsdiagnostik springen,
eine Beschdftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt aufzunehmen.“ Dabei ist ein wichtiges Bewer-
tungskriterium, ,dass das Instrument von Arbeitgebern so gut angenommen wird“. Dementspre-
chend ist sein Teilhabeverstandnis komplett auf eine Integration in den ersten Arbeitsmarkt aus-
gerichtet. ,Teilhabe am Arbeitsprozess, am kollegialen Umfeld, eigenes Geld verdienen, selbstbe-
stimmtes Leben, das ist der Begriff der Teilhabe“. Gegen die Vorstellung, dass bereits die Teilnahme
an der Forderung Teilhabe bedeuten kdnnte, ,wiirde ich ein Veto setzen“. Diese Politik spiegelt sich
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in den Zugangen zur Forderung nach §16i SGB Il wider: Zwei Drittel der Geforderten arbeiten bei
privaten Arbeitgebern, etwas tiber 10 Prozent im kommunalen Bereich, der Rest bei sozialen Ein-
richtungen, die aber nicht als Trager auftreten.

Folgerichtig wird die Umsetzung des THCG dem AG-S uibertragen. Mit der Vermittlung der THCG-
Geforderten bei beiden Instrumenten wurde ein bewerberorientiertes AG-S Team betraut, das
gute Kontakte zu Arbeitgebern hatte. ,,Da haben wir das Coaching noch mit angedockt und haben
eine perfekte Struktur fiir dieses Férderinstrument gehabt.“

Die Auswahl der Forderfalle erfolgt in einem ,trichterférmigen Verfahren. Von mehreren Hundert
Personen, bei denen die Forderkriterien zutreffen, werden 180 einer VorschaltmalRnahme zuge-
wiesen, davon werden wiederum 90 konkret angesprochen. Kriterien waren dabei eine Grundpro-
duktivitat, Motivation und Durchhaltevermégen. Das Matching verlief dann so, dass Kunden aus-
gewahlt wurden, dann wurde geschaut, welche Arbeitgeber aktuell Bedarf haben und wie die Per-
sonen mit ihren Profilen auf die Stellen passen. Dabei spielt das konkrete Forderinstrument zu-
nachst eine geringe Rolle: ,Wir haben erst geschaut, welcher Arbeitsplatz passt zu einem Kunden
und erst dann, welche Forderung kommt in Frage. Wir haben versucht, einen stérkenorientierten An-
satz zu fahren®. In diesem Fall bedeutet das, dass man die starksten Kundinnen bzw. Kunden aus-
gesucht hat. Die Anforderungen der Arbeitgeber spielen insgesamt eine grofiere Rolle als die Prob-
leme oder Bediirfnisse der Arbeitsuchenden: , Ein Landwirt mit sechs Angestellten kann sich keinen
erlauben, der nicht eine Grundproduktivitédt mitbringt®,

Auch das Coaching wird in die Arbeitgeberorientierung des JC eingebaut, was sich bereits in der
organisatorischen Einbindung an das AG-S-Team ausdriickt: ,,Und an dieser Organisationsstruktur
setzen wir das Coaching an, weil wir dann in einem Team eine durchgehende Betreuung des Arbeit-
gebers haben®. Entsprechend ist das Coaching auch an arbeitsbezogenen Verhaltensweisen aus-
gerichtet (,Das macht den Kern aus“) und weniger an personlichen Problemlagen; es werden nicht
»die Lebensverhdltnisse durcheinandergewirbelt”. Bei Gesprachen zwischen Coaches und geférder-
ten Personen ist entweder der Arbeitgeber anwesend oder er erhélt ein Protokoll des Gesprachs.
Auch beim Coaching zeigt sich der klare Bezug zu den Bediirfnissen der Arbeitgeber: ,,Dadurch,
dass wir das fiir den Arbeitgeber machen, kriegen wie eine gute Resonanz hin“. Eine Verbesserung
des Instruments , Teilhabe am Arbeitsmarkt® wird in einer noch starkeren Ausrichtung auf den ers-
ten Arbeitsmarkt gesehen, etwa durch ein schnelleres Abschmelzen der Férderung oder eine
friihere Forderung entsprechender Personen: ,Warum soll man da sechs Jahre warten, das ist ja
irgendwie absurd”.

Jobcenter ,,Soziale Teilhabe“
sJeder sollte eine Chance bekommen, wichtig war, dass er will“

Das Jobcenter ,Soziale Teilhabe“ ist zustandig flir den Arbeitsmarkt einer Grofistadt, die in den
vergangenen Jahrzehnten einen durchaus erfolgreich gestalteten Strukturwandel durchgemacht
hat. Gleichzeitigist die Arbeitslosigkeitimmer noch vergleichsweise hoch, mit einem groRen Anteil
von Langzeitarbeitslosen. In diesem Jobcenter wird die Einflihrung des THCG geradezu euphorisch
begriiRt. Aus Sicht der Geschaftsfiihrung ist ,,16i oder das THCG das beste was uns passieren hat
kénnen, also nicht nur uns, sondern auch den Kunden“. Dementsprechend misst man seiner Umset-
zung eine besondere Relevanz bei.
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Mit Blick auf die Geschaftspolitik wird das THCG als Instrument beschrieben, das explizit den Lang-
zeitleistungsbezieherinnen und -beziehern zu Gute kommen soll, wobei es um ,Leute“ ginge - so
wird diese Gruppe weiter spezifiziert - ,die sonst nie eine Chance gehabt héiitten am Arbeitsmarkt,
oder eine Chance hatten, aber wieder rausgeflogen sind (...) Leute, von denen sie nie denken, dass
die eine Arbeit kriegen.“ Im ,Vordergrund“ des Instrumenteneinsatzes stiinde ,eindeutig die Teil-
habe“. Teilhabe wiederum bedeutet flir die Geschaftsfiihrung dieses Jobcenters, dass die Gefor-
derten ,,aus der Isolation der Arbeitslosigkeit rauskommen®, was bereits durch die Forderung selbst
gelingen kann.

Das Jobcenter gehort auch zu jenen, in dem die Umsetzung der Instrumente des THCG nicht als
Projekt, sondern eher als Daueraufgabe begriffen wird: Uber die Generierung von Férderfallen hin-
aus wird eine fachlich fundierte Begleitung der Geférderten angestrebt, um diese und deren Be-
schaftigungsverhaltnisse zu stabilisieren, Weiterbildungsmdoglichkeiten zu eruieren und ggf. Uber-
gange in den ersten Arbeitsmarkt zu ermdoglichen. Dies ist einer der Griinde, weshalb man das
Coaching selbst macht, man verspricht sich davon eine bessere Umsetzung der selbst gesteckten
Qualitatsanspriiche. In der Arbeitgeberselektion werden alle Moglichkeiten genutzt, wenngleich
eine stadtische Beschaftigungsgesellschaft, mit der man eine langjahrige, gut eingespielte Koope-
ration v. a. im Bereich der Arbeitsgelegenheit (AGH) pflegt, nahezu die Halfte der 16i-Falle aus-
macht. Sich ,ausschlie8lich“ auf private Arbeitgeber zu konzentrieren, hadlt man iberdies fiir falsch,
weil die Geforderten bei Beschaftigungstragern auf eine groRere Sensibilitat fir ihre Problemlagen
trafen.

Die organisatorische Zustandigkeit fiir die Forderung nach §16i SGB Il liegt beim Fallmanagement.
Dort wurde eigens ein kleines Projektteam fiir die Umsetzung gebildet, dem auch die Coaches an-
gehoren. Die Forderung nach §16e SGB Il wird in einem arbeitgeberorientierten Team umgesetzt,
in das auch die Coaches integriert sind. In der Selektion der Geforderten gibt es keine spezifische
Zielgruppenpréaferenz. Die Auswahl der Geforderten erfolgt liber verschiedene Wege. Neben einer
opDs-Abfrage und Gruppenveranstaltungen wird dazu auch auf Einzelgesprache mit den Leis-
tungsberechtigten gesetzt. Im Matching geht man von den Bediirfnissen der Geforderten aus, wo-
flirman u. a. eine standardisierte Abfrage zu den Einsatzwiinschen startete. In der Stellenakquise
wird auf die Moglichkeit von Teilzeitbeschaftigung geachtet. AuRerdem verhandelt das Jobcenter
mit potenziellen Arbeitgebern tber Arbeitszeitmodelle, die den Problemlagen des Einzelfalls ge-
recht werden. Bei der Auswahl des eigenen Coachingpersonals legt man Wert auf das Vorhanden-
sein eines sozialpadagogischen Ausbildungshintergrundes. AuRerdem sind weitere Fortbildungen
vorgesehen. Die Finanzierung der Instrumente des THCG stellt bislang kein Problem dar - man
nutzt den PAT aufgrund von politischen Erwartungen, die an das Jobcenter gerichtet werden, und
nicht, weil die aktuelle finanzielle Situation das Jobcenter dazu zwingen wiirde.

Jobcenter: ,,Mittlere Relevanz*

»Sind das eigentlich die richtigen... Wdr es nicht auch anders auf den Arbeitsmarkt gegangen?“

Beim Jobcenter ,Mittlere Relevanz“ handelt es sich um ein Groflistadt-Jobcenter mit einem (vor
der Pandemie) sehr dynamischen Arbeitsmarkt, der auch eine gute Aufnahmefahigkeit fiir Leis-
tungsberechtigte der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende bot. Im Gastro- wie im Logistikbereich
gab es Beschaftigungsmoglichkeiten fiir Personen ohne Ausbildung. Férderschwerpunkt des Job-
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centers waren in den vergangenen Jahren Bedarfsgemeinschaften mit Kindern und Alleinerzie-
henden, also Leistungsberechtigte mit Erziehungsverantwortung. Insbesondere die Unterstiit-
zung von Miittern wird priorisiert, um Unterbrechungen der Erwerbstatigkeit durch die Betreuung
von kleinen Kindern moglichst zu vermeiden: ,,Das ist so der Fokus, das treibt uns um*.

Die Geschiftsfiihrung sieht einen Bedarf fiir das Instrument ,Teilhabe am Arbeitsmarkt®: ,Es war
ein Instrument, auf das wir auch ein Stiick gewartet haben, auch, dass es so verstetigt ist, weil es
wirklich fiir die Arbeit hilfreich ist“. Die Botschaft des THCG lautet: ,,Die Miihseligen und Beladenen
kénnen auf dem Arbeitsmarkt landen®. Die Zielgruppe der Instrumente wird wie folgt beschrieben:
»Bei 16e, LZA mit 2 Jahren, da haben ich keine besondere Ambition, das miisste so gut laufen. Die
Kunden kriegen wir auch auf den Markt. ... Wirklich Langzeitbezieher, wenn jemand x Jahre im Sys-
tem ist, ist das das Klientel, um das wir uns wirklich kiimmern miissen*.

Soziale Teilhabe sieht die Geschaftsfiihrung darin ,dass auch soziale Lebensthemen bearbeitet wer-
den“, was durch das Coaching stattfinden kdnnte oder aber, wenn ein Arbeitgeber an Lebensthe-
men Interesse hatte. Dies scheint jedoch in der Realitat nicht unbedingt der Fall zu sein. Die Beant-
wortung der Frage nach der Bedeutung von Teilhabe gegentber der Integration bei der Férderung
deutet auf eine gewisse Distanz zwischen der Fiihrungsebene des Jobcenters und der Umsetzung
im zustandigen Team hin: ,/ch ahne fast, dass der Integrationsfokus der GroRere ist*.

Organisatorisch setzt das Jobcenter auf Spezialistentum, also Teams mit speziellen Kompetenzen.
»Da, wo wir mit Personal gezielt mit besserem Betreuungsschliissel auch mit einer - mehr Freiheit fiir
die Mitarbeiter in der Gestaltung der Beratung reingegangen sind, sind die Ergebnisse einfach gut*.
Dies gilt auch fiir das THCG und seine Instrumente. Im AG-S gibt es ein bewerberorientiertes Team,
das die intensive Beratung mit der Klientel des THCG durchfiihrt. Dies sind , dieselben Menschen“
die vorher an der Umsetzung eines Vorlauferprogramms gearbeitet und sich dabei eine Expertise
erworben haben, die sich fiir die Instrumente des THCG nutzen lasst.

Die Arbeitgeberakquise erfolgt auf der Basis einer intensiven Kundenanalyse. Als schwierig wird
die Gewinnung kommunaler Betriebe beschrieben. Die Auswahl der Geforderten funktioniert wie
in den meisten Jobcentern liber opDs-Anfragen, dann werden die Vermittlerinnen und Vermittler
eingeschaltet, diese machen dann dem spezialisierten Team Vorschlage, worauf dieses sich die
geeigneten Kundinnen oder Kunden ,fischt*.

Mehrfach duBert die Geschaftsfiihrung Skepsis, was das Erreichen der skizzierten Zielgruppe an-
geht, z.B.: ,Ich bin mir nicht ganz sicher, ich hatte den Eindruck, das sind z.T. auch Menschen, die wir
auch ohne Férderung auf dem Arbeitsmarkt untergekriegt hétten®. Im Ergebnis arbeiten 16i-Gefor-
derte z.B. als medizinische Fachangestellte, Personalreferenten oder bei einem Bildungstrager:
»Der Mensch sitzt jetzt im Sekretariat und macht ganz wichtige Aufgaben*.

Das Coaching verlauft dufierst unbefriedigend und ,,ist noch kein fest etablierter Baustein“. Bei dem
Trager, der die Ausschreibung gewonnen hat, mussten erst die ,Basics gekldrt“ werden, z.B. was
die notwendige Intensitat der Betreuung angeht. Dennoch macht das Jobcenter das Coaching
nicht selbst, da dies die Organisation tUberfordern wiirde. Insgesamt entsteht der Eindruck, dass
es unterhalb der Geschaftsfiihrungsebene eine starke Eigendynamik gibt, ohne dass klare Vorga-
ben gemacht werden.
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Im Jobcenter ,Mittlere Relevanz® wird die Bedeutung des THCG angesichts der Arbeitsmarktferne
vieler Langzeitleistungsbeziehender durchaus gewiirdigt. Gleichzeitig werden seinen Instrumen-
ten keine herausgehobene Bedeutung gegeniiber den etablierten Schwerpunkten der Geschafts-
politik beigemessen. Die Umsetzung des Instruments ,, Teilhabe am Arbeitsmarkt* erfolgt in einem
speziellen Team, in dessen Arbeit anscheinend nicht eingegriffen wird, auch wenn die Geschafts-
fiihrung Zweifel an den Ergebnissen der Umsetzung hat.

Fallvergleich

Die drei Falldarstellungen machen deutlich, dass es in der gegenwartigen Umsetzung des THCG
durch die Jobcenter ,vor Ort‘ deutliche Unterschiede gibt.

Den ersten beiden Jobcentern ist allerdings zundchst einmal gemein, dass sie der Umsetzung der
THCG-Instrumente innerhalb ihrer jeweiligen Geschaftspolitiken eine relativ hohe Bedeutung bei-
messen. Zugleich unterscheiden sie sich jedoch darin, mit welcher Ziel- bzw. Zwecksetzung sie das
Gesetz verbinden. Das erste der angefiihrten Jobcenter begreift das THCG - und hier auch den
§16i - klar als Instrument zur Integration von Langzeitarbeitslosen bzw. Langzeitleistungsbezie-
hern in den ersten Arbeitsmarkt. Das Forderziel , Teilhabechance gewdhren® wird dann als einge-
[0st betrachtet, wenn es gelingt, die Geforderten durch die Vermittlung in ein ungefordertes Ar-
beitsverhaltnis von staatlichen Leistungen unabhangig zu machen. Das zweite Jobcenter verfolgt
eine diametral entgegengesetzte Strategie. Auch wenn das THCG dazu beitragen mag, Langzeit-
leistungsbezieher wieder auf den ersten, ungeforderten Arbeitsmarkt zu platzieren, wird sein Ein-
satz eben nicht primar dieser Zielsetzung unterstellt. Das Forderziel ,, Teilhabe gewahren® gilt in
diesem Fall schon dann als eingelost, wenn das geforderte Beschaftigungsverhaltnis selbst dazu
beitragt, die Geforderten aus einer arbeitslosigkeitsbedingten sozialen Isolation zu befreien, sie
langerfristig zu stabilisieren und ggf. ihre Beschaftigungsfahigkeit zu verbessern. Den Umsetzungs-
strategien liegen damit unterschiedliche Vorstellungen von der Zielgruppe des Gesetzes sowie von
den Einsatzbetrieben und den entsprechenden Einsatzbedingungen zu Grunde- im ersten Fall
wird stark auf die Privatwirtschaft gesetzt, wahrend diese im zweiten Fall eine Option neben ande-
ren darstellt und dahingehend nicht einmal die bevorzugte.

Diese doch recht auffalligen Unterschiede in der strategischen Einbindung des THCG schlagen sich
offenkundigin seiner jeweiligen organisatorisch-praktischen Umsetzung nieder. Im Jobcenter ,,In-
tegration in den ersten Arbeitsmarkt“ ist die Umsetzung des THCG beim AGS angesiedelt, im Job-
center ,Soziale Teilhabe“ demgegeniiber im Fallmanagement. Richten sich die Auswahl der Gefor-
derten und das Matching im ersten Fall inshesondere an den Erwartungen der (privaten) Arbeitge-
ber aus, versucht man im zweiten Fall in beiderlei Hinsichten eher den Problemlagen den Gefor-
derten Rechnung zu tragen; Vorgehensweisen, die noch in die Verstandnisse vom Coaching sowie
in die konkreten Ausgestaltungsweisen von dessen organisatorischer Umsetzung hineinragen.

Der dritte Fall, das Jobcenter ,Mittlere Relevanz“ zeichnet sich gegeniiber den ersten beiden wie-
derum dadurch aus, dass das THCG innerhalb der Jobcentergeschaftspolitik eine eher nachgeord-
nete Rolle spielt. Der Fall zeigt dies in zweierlei Hinsichten an: 1) Zwar gesteht man dem THCG sei-
tens der Geschéftsfiihrung eine wichtige Bedeutung in der Bearbeitung des Problems ,Langzeitar-
beitslosigkeit“ zu, definiert die mitihm verfolgte geschaftspolitische Strategie jedoch nicht annéah-
rend so klar, wie in den ersten beiden Fallen. 2) Strategisch scheint das THCG sogar ein Stiick weit
,in der Luft zu hdngen, was sich letztlich auch darin bemerkbar macht, dass die Ausrichtung seiner
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Umsetzung stark durch die Arbeitsebene unterhalb der Geschaftsfiihrung bestimmt wird. Im Kon-
text des sich dort entfaltenden Umsetzungsgeschehens, nimmt das THCG tendenziell den Charak-
ter eines arbeitsmarktpolitischen Integrationsinstruments an mit entsprechenden Konsequenzen
in der Gefoérdertenselektion und Arbeitsplatzauswahl. Seitens der Jobcentergeschaftsfiihrung
wird diese Entwicklung zwar als mogliche Abweichung von der Intention des Gesetzgebers notiert,
aber nicht als Anlass zum Gegensteuern genommen.

In der Gesamtschau lassen sich die vorgestellten Jobcenter in ihrer Unterschiedlichkeit als (nach
derzeitigen Auswertungsstand wahrscheinliche) Extremfalle auf zwei dimensionalen Achsen ab-
tragen: Die ersten beiden Jobcenter beschreiben ein Kontinuum divergierender Teilhabeverstand-
nissen mit einem sozial- und einem arbeitsmarktpolitischen Pol, wohingegen beide zum dritten
der dargestellten Jobcenter ein Kontinuum in der dem THCG beigemessenen geschaftspolitischen
Bedeutung bezeichnen.

Es gibt gute Griinde anzunehmen, dass die im Verlauf der weiteren Forschung auffindbaren Um-
setzungsvarianten des THCG nicht lediglich Variationen und Mischverhaltnisse innerhalb dieser
beiden Dimensionen reprasentieren. So zeichnet sich schon auf dem aktuellen Erhebungs- und
Auswertungsstand ab, dass das dimensionale Raster, auf dem eine spatere Typenbildung auf-
bauen kann, zusatzliche Dimensionen beriicksichtigen muss und somit wesentlich komplexer aus-
fallt. Dabei wird es in der noch ausstehenden Typenbildung zudem darum gehen, die einen Fall
bzw. Umsetzungstypus bestimmenden und insofern (jedenfalls im Ansatz) erklarenden Einfluss-
faktoren zu identifizieren. Bei Betrachtung der vorgestellten Jobcenter liegt es beispielsweise
nahe, solche Einflussfaktoren, die den Umsetzungstypus pragen, im lokalen Jobcenterumfeld zu
suchen. Womdglich ist es kein Zufall, dass in einem eher landlich gepréagten Arbeitsmarkt, ohne
nennenswerte Tragerlandschaft und nur geringer Einflussnahme der Kommune, eine Umset-
zungsstrategie verfolgt werden kann bzw. sogar muss, die auf den ersten, ungeforderten Arbeits-
markt und die bevorzugte Bedienung privater Arbeitgeber abzielt. Faktisch bestehende Armut und
ihre Sichtbarkeit sowie die starke Tragerlandschaft im Umfeld eines GroRstadtjobcenters mogen
dagegen eher zu einer sozialpolitischen Interpretation des THCG veranlassen. Weitere, an diesen
Fallen weniger markant hervortretende Einflussfaktoren sind denkbar, wie z. B. der jobcenterex-
terne Governancekontext (Landes- und Kommunalpolitik, ibergeordnete Behdrden, Tragerver-
sammlungen, Beirate etc.), besondere Arbeitsmarktbedingungen, geschaftspolitische Pfadabhan-
gigkeiten, Netzwerke, berufsbiografische Hintergriinde und individuelle Praferenzen von Jobcen-
terleitungen etc..

3.5 Folgen der Covid-19 Pandemie

Die Covid-19-Pandemie und das damit verbundene SchlieRen des Publikumsverkehrs ab dem 17.
Marz 2020, war fiir alle Jobcenter eine grolde Herausforderung, vor allem was die Gewahrleistung
der Beratung und die Sicherstellung der technischen Arbeitsfahigkeit iber Home-Office-Zugange
angeht: ,Es wird nichts mehr so sein wie vor Corona, da diirfen wir uns nichts vormachen, sowohl bei
den Mitarbeitern, mit Homeoffice etc., als auch bei den Kunden.“ (gJC4_GF)

Netziiberlastung, die fehlende Ausstattung mit Kameras sowie Datenschutzbegrenzungen wurden
als Hindernisse fiir barrierefreies digitales Arbeiten beschrieben. Die Arbeit von zu Hause hatte oft-
mals andere Probleme nach sich gezogen, z. b. die Sicherstellung der Zustellung der Bescheide, so
dass ,ganz viele Arbeitsprozesse grundlegend um/[ge]stell[t] werden [mussten].“ (kJC3_GF))
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In einigen Jobcentern wurde uns auch von Pandemie-Angsten und Ausfillen von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern berichtet. Ebenso stellte die Vereinbarkeit von Beruf und Kinderbetreuungs-
pflichten vor allem wahrend der SchlieRung der Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen eine
Belastung fiir die Aufrechterhaltung der Arbeitsfahigkeit dar.

In Bezug auf das Teilhabechancengesetz lasst sich unterscheiden zwischen kurz- und mittelfristi-
gen sowie prognostischen langfristigen Folgen. Kurzfristig wurde der GroRteil des Personals flir die
Unterstiitzung der Leistungsabteilung in den Jobcentern eingeteilt und war damit vor allem zu
Beginn des Lockdowns sehr stark beschaftigt. Gleichzeitig mussten Anfragen von Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber beantwortet werden, vor allem Auskiinfte hinsichtlich der rechtlichen Lage
zur Forderung. Erklartes Ziel der Jobcenter war es, dass die Beschaftigung von Seiten der Arbeit-
geberinnen und Arbeitgeber weitergefiihrt wird. Daher bemiihten sie sich darum, in einzelfallbe-
zogenen Beratungen mit den Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber individuelle Losungen zu finden.
Die durch die Bundesagentur fiir Arbeit sichergestellte Finanzierung der Forderung garantierte,
dass die Bestandsfalle weiterlaufen konnten. Bei den meisten Jobcentern kam es jedoch zum Ein-
bruch bei der Rekrutierung neuer Falle, denn die Arbeitgeber ,,waren vor Ort erstmal mit sich selbst
beschdftigt, insbesondere die Firmen, die ja unsere Zielgruppe ist, Klein- und Mittelbetriebe*
(cJC4:GF). Einige Jobcenter hatten bis zum Lockdown die geplanten Mittel fiir das Instrument 16i
aber auch schon ausgeschopft und die Besetzung des Instruments (vorerst) abgeschlossen: ,,/ch
kann jetzt nichts mehr machen. Wir haben 60 Leute in der Pipeline stehen. Nicht aufgrund von Corona
wurde auf Stop gestellt.“ (kJC2_GF)

Der Umgang mit der neuen Situation in Bezug auf das Teilhabechancengesetz zeichnete sich kurz-
fristig vor allem durch pragmatische Losungen aus: Von Seiten vieler Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern wurden vertragliche Arbeitszeiten reduziert und Arbeitszeitkonten eingefiihrt. Dies wird oft
mit Uberlegungen zum Betriebsklima zwischen unterschiedlichen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern begriindet, d.h. zwischen geférderten Beschaftigten und solchen die anwesend seien
und Kurzarbeit leisten missen. In manchen Fallen wurden Vertrage auch ,ruhend® gestellt und
nach einigen Monaten wieder aktiviert. Das Coaching der Geforderten erfolgte weitgehend telefo-
nisch, was jedoch in den meisten Fallen als unzureichend beschrieben wurde. In wenigen Fallen in
unserem Sample wurde das Coaching ausgesetzt. Beflirchtungen, dass der Kontakt abreiRen und
das Beschaftigungsverhaltnis gefahrdet werden wiirde, fiihrten in einigen Jobcentern zu Deklarie-
rung bestimmter Falle zu ,,Notfallen, um fiir notwendig erachtete Face-to-Face-Kontakte zu er-
moglichen. Ein haufiger angewandtes Mittel zur Ermoglichung direkter Kontakte war die Nutzung
sog. ,walk&talk“-Formate (Treffen im Park, etc.).

Bereits wahrend der Pandemie wird (iber die schwierige telefonische Erreichbarkeit der Arbeitslo-
sen geklagt und Befiirchtungen formuliert, dass sich deren Situation verschlechtere: ,,Da werden
die Leute jetzt von Woche zu Woche, Monat zu Monat nicht besser, weil die kiimmern sich anders um
ihre Kinder als Sie, erstmal wertungsfrei anders, also wenn Institutionen sich zuriickziehen, tauchen
mehr soziale Schwierigkeiten auf...“ (kJC1_GF)

Das Thema Digitalisierung und die Zukunft der Beratung in den Jobcentern unter Pandemie-Be-
dingungen nimmt einen groRen Stellenwert in den Uberlegungen der Jobcenter-Geschéftsfiihre-
rinnen und Geschaftsfiihrer ein. Die in den Jobcentern durch die Pandemie erzwungene techni-
sche Aufriistung in Punkto Digitalisierung wird von allen Jobcenterleitungen fiir notwendig erach-
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tet und begriiRt. Es wird betont, dass viele Anderungen sehr schnell, pragmatisch und flexibel ent-
schieden werden konnten, ohne lange Verfahrenswege, etwa durch den Personalrat, einzuhalten.
Skeptisch betrachtet man allerdings den Einsatz von digitaler Technik in der Beratung von vul-
nerablen Gruppen, die Ko-Prdsenz sei im Prinzip nicht zu ersetzen - einerseits im Sinne des Fall-
verstehens, anderseits aber auch aus Mangel an Technik und Technikkompetenz auf Seiten der
Beratenen. Bei Personen, die einen Erstantrag stellen oder gut qualifizierte Alleinerziehende, ware
dies laut Einschatzung der Jobcenter denkbar, bei Menschen, die schon sechs Jahre arbeitslos
sind, schwierig. Eine starke Einschrankung der intensiveren Nutzung digitaler Kommunikations-
medien stellt fiir viele der Jobcenterleitungen allerdings auch der Datenschutz dar.

Ob die pandemiebedingte Veranderung bei der Zusammensetzung der Leistungsberechtigten die
direkte Vermittlung von neuen Arbeitslosen starken und das Engagement in den Jobcentern im
Bereich der ,,Sozialen Teilhabe“ verringern wird, beantworten die Jobcenterleitungen nicht ein-
heitlich. Einerseits wird befiirchtet, dass die Risikobereitschaft der Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber sinken konnte, die Férderung nach §16e und §16i SGB Il zu nutzen. Andererseits wird gese-
hen, dass Helfertatigkeiten, in denen Geforderte nach §16i SGB Il zum Einsatz kommen, zur Entlas-
tung von Fachkraften auch gestarkt werden konnten.

Gemeinsam ist allen, dass sie die Situation als offene, mit vielen Unsicherheiten behaftete be-
schrieben, die viel Pragmatismus erfordert. Eine Jobcenterleitung fasst die Vielfalt an Unsicherhei-
ten wie folgt zusammen: ,Wir bauen Notkonstruktionen. Wir wissen nicht, welche Rahmenbedingun-
gen kommen, wir wissen nicht, wie geht es mit EGV weiter, wir wissen nicht, wie geht es mit Freiwil-
ligkeit weiter. Wir haben jetzt zum Beispiel entschieden, dass bis 31.12. eine Beurlaubung digital oder
telefonisch erfolgen kann, auch Riickmeldung. Und das sind die Herausforderungen, wir brauchen
Jetzt in den Jobcentern allmdhlich klare Rahmenbedingungen, wo es hingeht. Und die Entscheidun-
gen kénnen wir nicht alleine treffen, vor Ort ja, aber wir miissen wissen, gibt es jetzt das bedingungs-
lose Grundeinkommen oder gibt es nicht [...] und danach muss ich auch unsere Prozesse beschrei-
ben.“ (cJC4_GF)

3.6  Zwischenfazit

Die Implementationsstudie hat bislang die Umsetzung des Gesetzes anhand des externen Gover-
nancekontextes, des internen Governancekontextes sowie von Aspekten der Umsetzung in den
Jobcentern untersucht.

Die Analyse des jobcenterexternen Governancekontextes zeigt, dass den beiden Instrumenten des
Gesetzes eine unterschiedlich grofle Bedeutung zugeschrieben wird. Der eigentliche Kern des
THCG wird ganz Gberwiegend im Instrument , Teilhabe am Arbeitsmarkt (§16i SGB Il) gesehen,
wahrend der ,Eingliederung fiir Langzeitarbeitslose“ (§16e SGB Il) aus Sicht der befragten Exper-
tinnen und Experten ein geringeres Gewicht zukommt. Ubereinstimmend wird vorgetragen, dass
die Férderung nach §16i SGB Il ein zentrales Problem des Arbeitsmarktes adressiert, namlich die
verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit und den damit verbundenen Leistungsbezug. Als Bruch mit
der Logik des SGB Il, etwa dadurch, dass fiir bestimmte Gruppen der Primat der Vermittlungen
aufgehoben oder zumindest abgeschwacht wird, wird das Gesetz hingegen nicht verstanden.
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Von groRer Bedeutung fiir das Verstandnis des Gesetzes ist die Definition des namensgebenden
Konzepts der Teilhabe. In den Interviews mit den Expertinnen und Experten lieen sich zwei Defi-
nitionen von Teilhabe unterscheiden: Teilhabe als Integration in den Arbeitsmarkt (von uns als
Teilhabe | bezeichnet) oder Teilhabe durch die geférderten Beschaftigungsverhaltnisse selbst
(Teilhabe I1). Das Uberwiegen der Lesart ,Teilhabe 1 in unserem Sample kénnte dabei auf einer
Deutung basieren, die den Charakter Deutschlands als eine erwerbsarbeitszentrierte Gesellschaft
in den Mittelpunkt stellt, das rechtliche Argument stark macht, dass das SGB Il ein Gesetz zur In-
tegration von Arbeitsuchenden sei oder die organisationspolitischen Ziele der Arbeitsverwaltung
betont. Ein Staatsverstandnis, nach dem staatliche Interventionen bei Marktversagen sinnvoll
seien, oder aber eine Betonung der Autonomie von Subjekten, ging dagegen tendenziell mit Teil-
habeverstandnis Il einher. Dabei bewegten Vertreterinnen und Vertreter dieses Verstandnisses
sich eherim politisch-wissenschaftlichen Diskurs eines sozialpolitisch motivierten sozialen Arbeits-
marktes wahrend die Verfechterinnen und Verfechter der Idee, dass erst Integration in ungefor-
derte Beschaftigung wirkliche Teilhabe schafft, die , Teilhabe am Arbeitsmarkt“ als Briickeninstru-
ment der Integration - mit einer grof3ziigigen Forderung und einem langen Zeitraum zur Bearbei-
tung von Vermittlungshemmnissen - betrachten.

Aus Sicht der Implementationsstudie bedeutet dies zunachst, dass dem Gesetz durchaus ein ge-
wisses Malb an Ambiguitatinnewohnt und dass es offen ist fiir unterschiedliche Auslegungen seiner
Ziele. Wir gehen davon aus, dass es sich dabei nicht nur um akademische Unterscheidungen han-
delt, sondern um wirkmachtige Sichtweisen, die die konkrete Umsetzung des Gesetzes beeinflus-
sen. Bezogen auf wesentliche Perspektiven der Umsetzung fiihrt bei den Expertinnen und Exper-
ten das Teilhabeverstandnis | mit Verweis auf den ,Klebeeffekt® zu einer tendenziellen Bevorzu-
gung privater Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber fiihren, wahrend Befragte mit einer sozialpoliti-
schen Auslegung Bildungs- und Beschaftigungstragern eine groRere Rolle zubilligen wiirden, da
diese sich starker um die Probleme der Geforderten kiimmern kénnen und einen Schonraum
schaffen, in dem sich die Geforderten bewegen kdnnen. Analog dazu wiirden bei einem integrati-
onsorientierten Teilhabeverstandnis tendenziell eher Leistungsberechtigte zum Zuge kommen,
die - innerhalb der Forderkriterien - eher geeignet erscheinen, den Anforderungen der Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber gerecht zu werden, was sich auch in einer relativ optimistischen Beur-
teilung der Leistungs- und Entwicklungsfahigkeit der Zielgruppe niederschlagt.

Ein vieldiskutierter Aspekt des Gesetzes, die Freiwilligkeit der Teilnahme, hangt dagegen nicht mit
den unterschiedlichen Teilhabeverstandnissen zusammen: Fast alle Befragten bevorzugen eine
freiwillige Teilnahme. Allerdings unterscheidet sich die Motivation hierfiir zwischen den beiden
Gruppen: Wahrend diejenigen, die der Deutung , Teilhabe II“ zuneigen, Freiwilligkeit als unbedingt
zu erflillende Norm ansehen - besonders die, die auf die Autonomie der Subjekte rekurrieren, ist
denjenigen, die das Instrument , Teilhabe am Arbeitsmarkt“ eher im Sinn einer Integration in un-
geférderte Beschaftigunginterpretieren, das Instrument schlicht zu schade und zu teuer, dass man
es flir widerwillige und unmotivierte Leistungsberechtigte verwenden wiirde. Die Bedeutung des
Coachings unterscheidet sich zwischen den Deutungsperspektiven nicht. Fast alle Befragte sind
davon liberzeugt, dass Coaching einen wesentlichen Beitrag zum Erfolg des Gesetzes leisten kann.

Die Darstellung des jobcenterinternen Governance-Kontexts basiert auf ersten Eindriicken der
Kurzfallstudien mit den befragten Jobcentern. Sie umfasst die Vorbereitungsphase, strategische
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Zielsetzungen, organisatorische Veranderungen und die Hauptprozesse der Umsetzung: die Selek-
tion der Geforderten, die Akquise von Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, das Matching und das
Coaching. Von allen Jobcentern wird die Situation als herausfordernd beschrieben, sich auf die
Umsetzung eines Gesetzes vorzubereiten, von dem man zwar weil3, dass es kommt, aber die ge-
nauen Bedingungen nicht kennt. Die Jobcenter ziehen daraus unterschiedliche Konsequenzen:
Entweder sie bereiten sich - meist ab Mitte 2018 - auf das Inkrafttreten des Gesetzes so vor, sodass
sie Anfang Januar 2019 direkt mit Zuweisungen beginnen konnten, oder sie warteten auf die ge-
nauen Regelungen und begannen 2019 mit Auswahl- und Akquiseprozessen. Unabhangig davon
wurde in den gemeinsamen Einrichtungen moniert, dass es an fiir die Umsetzung erforderlichen
Materialien fehlt, vor allem an Vorlagen aus der BA-Zentrale. Einige Jobcenter nutzen das Fehlen
zentraler Vorgaben durchaus, um eigene Entscheidungen zu treffen.

Die Bewertung des THCG ist ganz liberwiegend positiv, wobei sich dies im Wesentlichen auf das
Instrument ,, Teilhabe am Arbeitsmarkt“ bezieht. Beim Instrument ,,Eingliederung von Langzeitar-
beitslosen® variieren die Einschatzungen hingegen starker, die Bedeutung wird jedoch in jedem
Fall geringer eingeschatzt als die der Férderung nach §16i SGB II. Dieses Instrument wurde jedoch
auch unterschiedlich in die Geschaftspolitik eingebettet: Eine bloRe Mitnutzung des Instruments
bildetet den einen Pol, ein geschaftspolitisch sehr zentraler Stellenwert den anderen. Ein weiterer
Unterschied bezog sich beim Instrument , Teilhabe am Arbeitsmarkt“ darauf, ob es als Dauerauf-
gabe gesehen wurde oder als Projekt, bei dem nach dem ersten ,,Befiillen” mit Geférderten nur
noch wenige Zuweisungen stattfinden und es kaum eine Nachbetreuung der Geférderten gibt.

Schwerpunkte auf bestimmte Gruppen von Leistungsberechtigen wurden iberwiegend nicht ge-
setzt, dagegen gab es deutliche Unterschiede bei der Akquise von Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
ber: Diese reichte von einer starken Praferenz fiir private Arbeitgeber - meist im Rahmen eines in-
tegrationsorientierten Teilhabeverstandnisses - bis hin zu einer gréfReren Bedeutung von Beschaf-
tigungstragern. Kommunale Betriebe scheinen vielerorts nicht bereit zu sein, Geférderte zu be-
schéftigen. Als vorlaufige Tendenz lasst sich festhalten, dass die Instrumente des THCG in die be-
reits existierenden geschéftspolitischen Schwerpunkte eingebettet wird und nicht zu Anderungen
der Strategie fiihrt. Dies gilt auch fiir die organisatorische Einbettung der Umsetzung: Die Umset-
zung wird im Rahmen der vorhandenen Organisationskonzepte vorgenommen, allenfalls kommt
es zu Personalanpassungen. In grofkeren Jobcentern sehen wir haufiger eine Beauftragung vor-
handener Spezialistenteams, in kleineren ibernimmt die normale Arbeitsvermittlung auch die
Forderfalle der neuen Instrumente. Je nachdem, wie weit ein integrationsorientiertes Teilhabever-
standnis das Jobcenter pragt, spielt der Arbeitgeberservice eine zentrale Bedeutung bei der Um-
setzung. Bei der Forderung nach §16i SGB Il wird auch oft das Fallmanagement einbezogen.

Die Auswahl der Geférderten im Falle von §16i SGB Il erfolgt liberwiegend nach dem Muster: Aus-
wertung aus dem operativen Datensatz oder - in kleineren Jobcentern - ,,Durchkammen® der Fall-
bestande der Integrationsfachkréafte, um diejenigen zu identifizieren, die die Forderkriterien erfiil-
len, Gruppenveranstaltungen, um Interessentinnen bzw. Interessenten zu rekrutieren, Vorschalt-
mafinahmen und dann die Suche nach passenden Arbeitsstellen. Die Teilnahme ist aus Sicht der
Befragten i. a. R. freiwillig; es geht eher darum, gesundheitliche und psychische Probleme abzu-
klaren. Die wichtigsten Voraussetzungen sind Motivation und eine gewisse Zuverldssigkeit. In den
meisten Jobcentern gibt es keine Orientierung auf bestimmte Zielgruppen. Alle, die passen und
wollen, sollen eine Chance erhalten.
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Die Ausrichtung auf bestimmte Typen von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern richtet sich nach
Auffassung der Jobcenterleitungen haufig nach dem Teilhabeziel: Wird Integration in ungefor-
derte Beschaftigung angestrebt, erhalten private Unternehmen tendenziell ein héheres Gewicht
und Beschaftigungstrager werden teils sehr kritisch gesehen. Wird das Ziel einer sozialen Teilhabe
durch die Forderung selbst betont, steigt i. d. R. die Bedeutung der Beschaftigungstrager. Private
Betriebe werden mit unterschiedlicher Intensitat gesucht. Z.T. werden Kampagnen mit Infoveran-
staltungen und Flyern durchgefiihrt, haufig kennen die Jobcenter liber den AG-S die in Frage kom-
menden Betriebe. Beschaftigungstrager, die als Arbeitgeber fiir Geforderte in Frage kommen, ar-
beiten meist schon mit dem Jobcenter zusammen und stellen z.B. Personen aus Vorlauferpro-
grammen ein. Aus Sicht der Jobcenter kdnnen diese z.T. besser mit besonders arbeitsmarktfernen
Personen umgehen als private Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. Viele Jobcenter bemiihen sich
um die Akquise von Arbeitsplatzen im kommunalen Bereich. Dies wird haufig als besonders schwer
und wenig erfolgreich beschrieben. Beim Matching lasst sich die Tendenz beobachten, dass die
integrationsorientierten Jobcenter darauf achten, die Anforderungen der Betriebe zu erfiillen,
wahrend teilhabeorientierte Jobcenter das Matching eher von der Seite der Geforderten angehen
und dariiber verhandeln, die Arbeitsanforderungen, Arbeitszeit etc. an deren Moglichkeiten anzu-
passen.

Die Bedeutung des Coachings fiir eine erfolgreiche Umsetzung des Gesetzes wird von allen Befrag-
ten aus den Jobcentern betont. Das Vergabeverfahren wird dabei oft kritisch gesehen, da die fach-
lich gewtiinschten Bieter haufig nicht zum Zuge kommen und es dann an den ,Basics“ mangelt.
Selbstvornahme scheitert teilweise an den organisatorischen Voraussetzungen, aber dort, wo die
Jobcenter das Coaching selbst durchfiihren, sind sie sehr zufrieden damit.

Der jobcenterinterne Governance-Kontext wird illustriert durch drei kurze Fallbeispiele von Job-
centern, die die Umsetzung des THCG auf deutlich unterschiedliche Weise angehen. Ein Jobcenter
setzt primar auf Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Die organisatorische Einbettung und alle
Umsetzungsprozesse werden diesem klaren Ziel untergeordnet. Ein zweites Jobcenter fokussiert
eindeutig auf soziale Teilhabe, mit allen Konsequenzen fiir Zustandigkeit, Arbeitsgeber- und Ar-
beitnehmerakquise und Coaching. In beiden hat das THCG eine hohe geschéftspolitische Rele-
vanz. Davon unterscheidet sich wiederum das dritte Jobcenter, das andere geschéftspolitische
Prioritaten hat und der Umgang mit dem THCG etwas diffus erscheint. Hier ist es eher so, dass die
Strategie der organisatorischen Zuordnung folgt.

Die Beispiele zeigen, dass esinnerhalb des Rahmens des Teilhabechancengesetzes ausgesprochen
unterschiedliche Strategien seiner Umsetzung gibt, bis hin zu Zweckbestimmungen der Instru-
mente - oder besser des Instruments ,, Teilhabe am Arbeitsmarkt“ - die sich fast diametral gegen-
Uberstehen. Die Jobcenter haben demnach grofie Entscheidungsspielrdume bei der Umsetzung
des Gesetzes.

Die Beispiele geben erste Hinweise darauf, dass externe Einfliisse (Landes- und Kommunalpolitik,
Ubergeordnete Steuerungsinstanzen, das Vorhandensein einer Tragerlandschaft, etc.) und interne
Governanceaspekte (Organisation, Spezialisierung, Personal, Geschaftspolitik und Praferenzen
der jeweiligen Leitung) eine Vielzahl von ,Governancetypen“ moglich macht. Insofern sind die bis-
lang betrachteten Dimensionen , Teilhabeverstandnis“ und ,Bedeutung des THCG im Rahmen der
Geschaftspolitik” ein erster Anfang auf dem Weg zu einer typisierenden Rekonstruktion der Gover-
nance und Umsetzung des THCG.
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4 Soziale Typik und Erwerbsverlaufe der
Geforderten

Im Rahmen des vorliegenden Moduls 1b werden die Eintritte in die Férderung nach §16e und §16i
SGB Il fortlaufend untersucht, um dem administrativen und politischen Bedarf nach einem Moni-
toring der neuen Instrumente nachzukommen.® Unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten ist ein
solches Design besonders erkenntnistrachtig, wenn neben der Erfassung und Beschreibung der
soziodemografischen Zusammensetzung der Geforderten und ihrer Veranderung weitere analyti-
sche Gesichtspunkte einbezogen werden. Prozess-soziologische Gesichtspunkte aus der Lebens-
laufsoziologie wie aus der Armutsforschung sprechen dafiir, dass die zeitlich-biografische Dimen-
sion von Armut, Leistungsbezug, aber auch ihrer Uberwindung fiir das vertiefte Verstandnis dieses
Problems extremer sozialer Ungleichheit, aber auch der MaRnahmen zu ihrer Bekampfung eine
zentrale Rolle spielen. Der Abstieg in Armut ist ein zeitlicher Prozess; Verstetigungs- und Verfesti-
gungsphdanomene ,ereignen‘ sich nicht, sondern entwickeln sich. Soziale Stabilisierung, Teilhabe
an FordermalRnahmen, die Riickkehr auf den Arbeitsmarkt und schlieRlich bzw. hoffentlich die
nachhaltige Sicherung des Lebensunterhaltes aus eigener Kraft sind individuell vollzogene, gesell-
schaftlich gerahmte, institutionell geférderte, letztlich immer biografisch ausgeformte Prozesse.
Deshalb muss ein vertieftes Monitoring - so unsere programmatische Vorstellung - diese biografi-
schen Prozesse auf der individuellen Ebene geeignet in die Betrachtung einer arbeitsmarkt- und
sozialpolitischen Malknahme einschliefsen.

Die beiden Forderprogramme nach §16e (Eingliederung von Langzeitarbeitslosen, kurz EVL) und
§16i (Teilhabe am Arbeitsmarkt, kurz TaAM) SGB Il richten sich an langzeitarbeitslose Leistungsbe-
rechtigte der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende, die nur begrenzte Aussichten auf dem Arbeits-
markt haben. Dabei unterscheiden sich die Programme etwas hinsichtlich der anzusprechenden
Gruppen und der Forderziele. Wahrend das Ziel von §16e SGB Il (EVL)® darin besteht, die Wieder-
beschaftigungschancen der Teilnehmerinnen und Teilnehmern im reguldren (ungeférderten) Ar-
beitsmarkt zu erhdhen, verfolgt die Forderung nach §16i SGB Il (TaAM)? ein zweifaches Ziel. So soll
das Instrument sowohl die Wiederbeschaftigungschancen im reguldren Arbeitsmarkt erhohen als
auch - bereits wahrend der MalRnahme - die soziale Integration und gesellschaftliche Teilhabe
verbessern (vgl. Bauer et al. 2019; siehe auch Kapitel 2). Im Hintergrund stehen letztlich auf Jahoda
(1982) zuriickgehende Uberlegungen von den latenten Funktionen der Erwerbsarbeit, zu denen
nicht zuletzt die psychosoziale Stabilisierung, Sozialintegration und Teilhabe der Erwerbstatigen
gehoren (vgl. Promberger 2008).1!

Das Kapitel wurde von Anton Nivorozhkin (IAB) und Markus Promberger (IAB) verfasst. Die Autoren danken Miriam Raab fiir
ihre Beitrage zur Diskussion friiherer Fassungen der Typologie, Martin Dietz, Philipp Ramos Lobato und Cordula Zabel fiir
kritisches Feedback, sowie Melanie Meier fiir bibliografische Arbeiten und die Unterstiitzung bei der Riickiibertragung einer
vorangegangenen englischen Fassung ins Deutsche.

° Im Folgenden kurz §16e.
1

=3

Im Folgenden kurz §16i

1

=

Es sei darauf hingewiesen, dass die Effektivitat von geforderter Beschéftigung im Hinblick auf diese oft als ,weiche‘ oder ,Ne-
beneffekte’ bezeichneten Outcomes explizit in den ersten 6konometrischen Wirkungsanalysen nicht untersucht wurde (vgl.
Hujer/Caliendo 2000). Mittlerweile liegen zumindest vereinzelte Forschungsergebnisse hierzu vor (vgl. Gundert/Hohendanner
2015; Wulfgramm 2011a, 2011b; Tisch/Wolff 2015), beschrénken sich jedoch auf Ein-Euro-Jobs und Vorgéngerinstrumente wie
den Beschéftigungszuschuss.

IAB-Forschungsbericht 3|2021 48



Im Modul 1b geht es vor diesem Hintergrund um die typischen, sozialstrukturell und durch spezi-
fische erwerbsbiografische Merkmale unterschiedenen Gruppen der in die Mallnahme eintreten-
den Population. Dabei wird erwartet, dass sich die Struktur der Teilnehmenden im Zeitverlauf,
aber auch hinsichtlich soziookonomischer (z.B. Berufe, Erwerbsgeschichte, Mobilitdt, Einkom-
men) und ungleichheitssoziologischer Merkmale (Alter, Geschlecht, Familiensituation) sowie ent-
lang der regionalen Arbeitsmarktsituation voneinander unterscheiden. Die auf BA-Prozessdaten
basierende Analyse klart solche Zusammenhange mit einem induktiv-beschreibenden Design auf
und informiert damit tiber komplexe Heterogenitaten, Ungleichheiten und deren Entwicklung in
der Teilnehmerpopulation. Ziel ist es, die Geforderten mit Blick auf zeitliche, biografische, sozial-
o0konomische, sozialstrukturelle sowie regionale Dimensionen zu typisieren.

Wie jedes soziale Phanomen ist aber auch die Herausbildung einer fiir solche Analysen geeigneten
Datenlage ein sozialer und somit nicht ganz kalkulierbarer Prozess. Im vorliegenden Fall begannen
sich zwar mit dem Zeitpunkt des Projektbeginns am 1. Januar 2019 die Daten Geforderten zu sam-
meln, flir die Einbeziehung erwerbsbiografischer Merkmale hingegen wiirde die vollstandige und
detaillierte erwerbsbiografische Datenspur aus den Sozialversicherungsmeldungen z.B. der letz-
ten zehn Jahre bendétigt, wie sie in den sogenannten ,Integrierten Erwerbsbiografien“ (IEB), vor-
liegen, dem wesentlichen Datensatz fiir derartige Analysen. Fiir das Jahr 2019 und die Geférderten,
die deutlich nach dem 1. Januar 2019 in die MaRnahme eintraten, lagen diese Daten jedoch erst
im Herbst 2020 vor. Vor diesem Hintergrund wurde entschieden, die zunachst konsekutiv geplan-
ten Analyseschritte von erwerbsbiografischer Charakterisierung der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer (urspriinglich als erster Schritt geplant) und die Clusterung von deren Sozialdaten (ur-
spriinglich der zweite Schritt) zusammenzuziehen. Denn die hierfiir ausreichende grébere er-
werbsbiografische Charakterisierung, etwa auf Basis von individuellen Durchschnitten, konnte mit
hinreichender Genauigkeit auch ohne die noch fehlenden IEB-Daten flir 2019 ermittelt werden. So-
mit wurden die exakten Erwerbsverlaufe aus der gesamten Beobachtungsperiode durch ausge-
wahlte erwerbsbiografische Kennwerte (z.B. vergangene Zeit seit letzter Erwerbstatigkeit, Anteil
von Erwerbszeiten an der beobachteten Zehnjahresperiode) des tatsachlich in der IEB bis 31. De-
zember 2018 beobachteten Zeitabschnitts ersetzt bzw. angenahert. Dieses Verfahren ist robust ge-
gen kleinere, wegen der verzogerten Konsolidierung der IEB entstehenden Veranderungen. Zu ei-
nem spateren Abschnitt der Untersuchung wird noch zu spezifizieren sein, ob eine genauere Rep-
likation der Ergebnisse mit der bis dahin vorliegenden vollstandigen IEB noch einen zusatzlichen
Erkenntnisgewinn erwarten lasst.

Die folgenden Ausfiihrungen gehen zunachst auf die verwendeten Daten und die Konstruktion des
Samples ein (Abschnitt 4.1), anschlieRend werden die fiir die Analysen verwendeten Variablen vor-
gestellt (Abschnitt 4.2). Abschnitt 4.3 erklart die flir die Untersuchung verwendete latenten Klas-
senanalyse (engl. Latent Class Analysis, LCA) als spezifische Variante der Clusteranalyse, wahrend
der Abschnitt 4.4 die Ergebnisse darstellt. Das Kapitel diskutiert die Schlussfolgerungen aus den
vorliegenden Untersuchungsergebnissen (Abschnitt 4.5).

4.1 Datengrundlage

Zur Untersuchung der Eintritte in die MaBnahmen verwenden wir zwei administrative Datensatze.
Zum einen nutzen wir die Informationen zu den Maflnahmeteilnahmen, die im Data Warehouse
(DWH) der Bundesagentur fiir Arbeit verfiigbar sind; sie entstehen letztlich aus den Eintragen der
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Fachkrafte der Bundesagentur in das interne Dokumentationssystem VERBIS. Zum anderen nut-
zen wir die Informationen zu retrospektiven sozio6konomischen und demographischen Merkma-
len der Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus den Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) des IAB;
hierbei handelt es sich um eine Aufbereitung von individuell kontierten Daten der Sozialversiche-
rungsmeldung und der SGB II-Registerdaten fiir wissenschaftliche Zwecke. Die fiir die folgenden
Analysen verwendeten Daten des DWH decken die ersten acht Monate der Durchfiihrung der Mal3-
nahmen von Januar bis August 2019 ab. Die verwendeten IEB-Daten reichen bis Ende Dezember
2018 und liefern wichtige riickblickende Informationen zu friiheren Beschaftigungsverhaltnissen,
Zeiten der Arbeitslosigkeit sowie zur Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen. Dariiber
hinaus werden Informationen zur Zusammensetzung der Haushalte aus den Daten der Leistungs-
historik Grundsicherung (LHG) verwendet.

Abbildung 1 stellt den Stichprobenansatz dar. Demzufolge liegen soziokonomische und demo-
graphische Merkmale der Teilnehmer zum 31. Dezember 2018 sowie genaue und merkmalsrei-
chere Daten zur Teilnahme an den MaRnahmen fiir den Zeitraum zwischen dem 01. Januar 2019
und dem 31. August 2019 vor. Dies flihrt zu einer ,Beobachtungsliicke’ (oder einem Zeitraum mit
fehlenden Informationen) zu sozio6konomischen und demographischen Merkmalen zwischen
dem Ende des Beobachtungszeitraums in den IEB-Daten und dem Beginn der Teilnahme an den
MaRnahmen in den DWH-Daten. Die Beobachtungsliicke flir Personen, die zu Beginn des Jahres
2019 mit der Teilnahme begonnen haben, ist damit gering. Flir Personen, die sich zum 31. August
2019 fiir die MaBnahmen anmeldeten, erhéht sich die Beobachtungsliicke zwischen IEB und DWH
auf maximal neun Monate, was wir fiir vertretbar halten.

Abbildung 1: Langsschnittlicher Stichprobenansatz

IEB - Erwerbsverlaufe
und soziodk. Daten der

Personen DWH - Eintritt/Austritt in §16e/i

A J

Dezember August
2018 2019 Kalenderzeit

Quelle: Eigene Darstellung. © IAB

In der empirischen Analyse beschranken wir die Stichprobe auf die Beobachtungen mit vollstan-
digen Daten zu wichtigen personlichen Merkmalen. Dabei schliefen wir Personen aus der Betrach-
tung aus, die am Bundesprogramm ,Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ teilgenommen haben. Die
resultierende Stichprobe fiir die Férderung nach §16i SGB Il (TaAM) umfasst 20.558 Personen, die
flir §16e SGB Il (EVL) 5.806 Personen.
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4.2  Variablenauswahl

Folgende Variablen dienen der Definition des demographischen Profils der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer: Alter, Geschlecht, Haushaltstyp, Migrationshintergrund und Behinderungsstatus.
Frihere Studien haben gezeigt, dass Geschlecht und Alter der MaRnahmenteilnehmerinnen
und -teilnehmer fiir die Beschaftigungsergebnisse von grofiter Bedeutung sind (vgl. Humpert/Pfei-
fer 2013; Olivetti/Petrongolo 2016; OECD 2019). Des Weiteren kann die Haushaltszusammenset-
zung der Geforderten an den Programmen die GroRe der verfiigharen sozialen Netzwerke bestim-
men und somit den Ubergang zur Beschaftigung erleichtern (vgl. loannides/Loury 2004). Anderer-
seits kann die Haushaltszusammensetzung negativen Einfluss auf die Aufnahme einer Beschafti-
gung haben, etwa aufgrund von Kinderbetreuungspflichten oder der Anwesenheit eines Zweitver-
dieners im Haushalt (vgl. Drobnic et al. 1999). Die vier Haupttypen von Haushalten sind Haushalte
von Einzelpersonen, Alleinerziehende und Paare mit und ohne Kinder unter 18 Jahren. Um den
Migrationshintergrund zu beobachten, kdnnen wir hier nur Informationen zur Staatsangehdorigkeit
verwenden - was als unvollkommene Anndherung gelten darf, die insbesondere Personen mit
Migrationshintergrund und deutscher Staatsangehorigkeit, d.h. deutschstammige Migrantinnen
und Migranten, Kontingentfliichtlinge und die Nachkommen friiherer Immigrantinnen und Immig-
ranten nicht erfasst. Gleichwohl ist die Einbeziehung des Migrationshintergrundes relevant, da
eine Reihe von Studien (vgl. Chiswick/Miller 2009; OECD/Europaische Union 2015) unterschiedli-
che Beschéftigungsergebnisse zwischen Einheimischen und Migrantinnen bzw. Migranten auf-
zeigt. SchlieRlich wird der Gesundheitszustand der Teilnehmer an den Mallnahmen durch eine In-
dikatorvariable kontrolliert, die den Schwerbehindertenstatus berticksichtigt. Auch dieser ist
hochgradig unvollkommen und kaum geeignet, den Einfluss der Gesundheit auf Eintrittswahr-
scheinlichkeit und MaRnahmeerfolg abzuschatzen, gleichwohl ist die Gruppe der Personen mit
schweren Behinderungen eine Fokusgruppe fiir die Formulierung der Arbeitsmarktpolitik (vgl. Jo-
nes 2016).

Das soziookonomische Profil der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Malknahmen wird
durch den Bildungsstatus, Region und Arbeitsmarkterfahrung beschrieben. Die Rolle des Bildungs-
abschlusses als Treiber der Beschaftigungsergebnisse istin der Literatur ausfiihrlich dokumentiert
und wird als Annaherung fiir individuelle Kompetenzen angesehen. Personen mit geringen Bil-
dungsabschluss sind tendenziell einem hoheren Risiko von Arbeitslosigkeit und der Abhangigkeit
von Sozialleistungen ausgesetzt (vgl. Becker 2009; Barrett 2000). Unter Berlicksichtigung der Tat-
sache, dass fast 50 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer keinen Berufsabschluss haben,
nimmt die Variable fiir das Bildungsniveau den Wert 1 an, wenn die Geforderten einen Berufsab-
schluss erhalten haben und den Wert 0, wenn dies nicht der Fall ist. Dariiber hinaus gibt es starke
regionale Unterschiede in den Arbeitsmarktbedingungen (vgl. Schneider/Rinne 2019). Wesentlich
ist hierbei der Unterschied zwischen dem ostdeutschen und dem westdeutschen Arbeitsmarkt. Die
deutsche Wiedervereinigung im Jahr 1990 und die Einfiihrung der Marktwirtschaft in Ostdeutsch-
land fiihrten zu weit verbreiteten BetriebsschlieRungen, Arbeitsplatzverlusten, Briichen in der
Werkstattkultur sowie zur Abwertung und Unterbrechung von Arbeitsbiografien bedingt durch al-
ters- und geschlechtsspezifische Migration von Ost nach West (vgl. Krueger/Pischke 1995; Pa-
rikh/Van Leuvensteijn 2003; Buettner/Rincke 2007). Gleichzeitig war in Westdeutschland das
Wachstum des Dienstleistungssektors, der Riickgang der Arbeitsplatze in der Fertigung mit gerin-
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gen Qualifikationen sowie die Globalisierung, Computerisierung und eine zunehmende Flexibili-
sierung von Management, Unternehmen und Arbeitsbedingungen zu beobachten (vgl. Fourastie
1969; Lutz 1989; Boltanski/Chiapello 2001). Durch diesen Prozess drangten hauptsachlich altere
oder gering qualifizierte Fertigungsarbeiter in marginale Arbeitsmarktpositionen wie prekare Ar-
beitsverhaltnisse oder Arbeitslosigkeit. Um diese entscheidenden Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschland zu erfassen, nehmen wir eine Indikatorvariable in das Modell auf, die angibt, in
welcher Region die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der MalRnahmen leben.

Um die Arbeitserfahrung der Mainahmeteilnehmerinnen und -teilnehmer abzubilden werden die
letzten 20 und die letzten 10 Jahre vor dem 31. Dezember 2018 beobachtet. Arbeitserfahrung be-
einflusst die Riickkehrchancen in den Arbeitsmarkt Giber mindestens zwei Kanale. Erstens kann
eine lange Arbeitserfahrung dazu beitragen, die individuellen Fahigkeiten zu erhalten und zu ver-
bessern (vgl. Becker 2009). Zweitens kdnnen Menschen mit [angerer Arbeitserfahrung ein groRes
soziales Netzwerk aufbauen, das ihre Wahrscheinlichkeit einer Wiederbeschaftigung erhoht (vgl.
Cingano/Rosolia 2012). Die Messung der Arbeitserfahrung im Rahmen der Clusteranalyse stellt aus
mindestens zwei Griinden eine Herausforderung dar. Erstens ist die Arbeitserfahrung zunachst ab-
hangig vom Alter, wie ein hypothetisches Beispiel von zwei Malnahmeteilnehmern unterschiedli-
chen Alters (z. B. 55 und 27 Jahre) mit derselben Dauer der Arbeitserfahrung veranschaulicht. Fir
eine 55-jahrige Person kann eine 5-jahrige Berufserfahrung als relativ ,,geringe Berufserfahrung
betrachtet werden, obwohl sie fiir die 27-jahrige Person eher als ,,hoch* aufgefasst wiirde. Um die
Arbeitserfahrung zu standardisieren, wird die durchschnittliche Arbeitserfahrung innerhalb der
letzten 20 Jahre fiir Gruppen, die nach Geschlecht, Alter, Berufsausbildung und Region definiert
sind, berechnet. AnschlieRend wird die individuelle Arbeitserfahrung als gering definiert, wenn sie
unter 60 Prozent des Durchschnittswerts in der jeweiligen Gruppe (Alter/Geschlecht/Bildung/Re-
gion) liegt. AuBerdem kann Arbeitserfahrung begrenzt auch im Rahmen atypischer Beschaftigung
erworben werden - etwa bei geringfligiger, haufig unterbrochener oder geférderter Beschafti-
gung. Obschon solche Arbeitserfahrung nicht unwichtig sein kann, hat sie womoglich z.B. fiir die
biografische Aufschichtung von berufsbezogenen Fahigkeiten eine geringere Relevanz. Dariiber
hinaus es ist moglich, dass bestimmte Langzeitarbeitslosengruppen (z. B. Menschen mit Behinde-
rungen, alleinerziehende Miitter) von atypischen Beschéftigungsverhaltnissen mehr betroffen
sind als andere Gruppen. Deswegen wird die Arbeitserfahrung nicht fiir atypische Beschéftigungs-
verhaltnisse, sondern nur fiir regulare (sozialversicherungspflichtige) Beschaftigung gemessen.

Zusatzlich zu den diskutierten Indikatoren werden andere (externe) Merkmale der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer an den MaRnahmen untersucht. Diese Merkmale sind nicht in die Clusterbil-
dung der latenten Klassenanalyse eingeschlossen, sondern werden verwendet, um die Assozia-
tion zwischen den einzelnen zugewiesenen Klassen (Cluster) und den externen Merkmalen ex post,
d.h. nach der Clusterbildung zu untersuchen. Die resultierenden Cluster werden im Hinblick auf
die bisherigen erwerbsbiografischen Verlaufe, wie die kumulierte Zeit seit der letzten sozialversi-
cherungspflichtigen Beschaftigung und der Zeit in MaRnahmen in den vergangenen zehn Jahren,
beschrieben. Wir betrachten auch die Zeit als Aufstocker - ergo wie viel Zeit eine Person in den
letzten zehn Jahren beschéftigt war, wahrend sie Arbeitslosengeld Il erhielt.
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43 Anwendung der latenten Klassenanalyse

Anhand der vorgewahlten Indikatoren wird die latente Klassenanalyse (Latent Class Analysis, LCA)
verwendet, um die moglichen Cluster von MaRBnahmeteilnehmerinnen und -teilnehmer zu identi-
fizieren (vgl. Goodman 1979; Collins/Lanza 2010). Diese Cluster werden auch als ,latente Klassen“
bezeichnet. In unserem Kontext ist eine Klasse eine soziale Gruppe, die bestimmte beobachtbare
Merkmale aufweist und keine Auswirkungen auf die funktionale Integration, sozialen Konflikte, so-
ziale Interaktion oder Gruppenreproduktion hat. Daher sollte die LCA als Klassifizierung der Be-
obachtungseinheiten hinsichtlich Ahnlichkeit und Unterschiedlichkeit innerhalb mehrerer ausge-
wahlter Indikatoren verstanden werden. In unserer Analyse sind die Indikatoren Merkmale der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Mallnahmen nach §16e und §16i. Die statistische Me-
thode identifiziert somit Bevolkerungscluster durch die Kombination von soziookonomischen und
demographischen Merkmalen, die innerhalb von Clustern so dhnlich wie méglich und zwischen
Clustern so unterschiedlich wie mdglich sind.

Die LCA unterscheidet sich von der traditionellen Darstellung der Arbeitsmarktstatistik, da sie ge-
meinsame Muster bei der Verteilung verschiedener soziookonomischer und demographischer
Merkmale beriicksichtigen kann. Einfache Kreuztabellen (sowie eine lineare Regression) konnen
die Pravalenz jeder Variable oder jedes einzelnen Merkmals (z. B. Geschlecht oder Alter) isoliert
zeigen, wahrend alle anderen Variablen konstant gehalten werden. Im Gegensatz dazu kann die
LCA Zusammenhéange zwischen verschiedenen Merkmalen aufdecken und potenziell Gruppen
identifizieren, die auf dem Arbeitsmarkt mit ahnlichen Herausforderungen konfrontiert sind. Der
Fokus auf die gemeinsamen Muster von Merkmalen ist relevant, da die Gestaltung und der Erfolg
der Aktivierungsstrategien in der Regel von der Fahigkeit abhangt, die realen Kombinationen ver-
schiedener sozio6konomischer Barrieren zu beriicksichtigen.!?

Eine wichtige auf der LCA basierende Annahme ist der Local Independence Assumtion (LIA). Die
Annahme der LIA impliziert, dass die bei der Modellierung verwendeten Variablen innerhalb jeder
latenten Klasse unabhangig sind und die latente Klassenstruktur die gesamte Abhangigkeit zwi-
schen den beobachteten Variablen erklart. Dies bedeutet, dass die latente Variable allein erklaren
kann, warum die beobachteten Elemente innerhalb der Klasse miteinander in Beziehung stehen.
Die zugrundeliegende Datenstruktur ist zu komplex, da die Interdependenzen zwischen Indikato-
ren haufig das Ergebnis von tatsachlichen sozio6konomischen Prozessen sind (vgl. Hennig/Liao
2013). Die LCA wird als Erkundungsmethode verwendet, um Cluster zu finden, die dhnliche Be-
obachtungen zusammenbringen. In diesem Sinne kann die LCA eine effiziente Reduzierung der In-
formationen in den Daten ermoglichen und Gruppen bestimmen, die sich nach bestimmten Merk-
malen maximal ,unterscheiden, ohne dass dabei versucht wird, kausale Aussagen tber die resul-
tierenden Gruppen zu tatigen (vgl. Anderlucci/Hennig 2014).

Wir wenden die LCA in drei Schritten an: Zuerst konstruieren wir das Modell fiir die zuvor beschrie-
benen Indikatorvariablen. Im Anschluss werden die Malinahmeteilnehmerinnen und -teilnehmer
aufgrund ihrer modalen Wahrscheinlichkeiten den latenten Klassen zugeordnet. Schlieflich wird
die Assoziation zwischen der zugewiesenen Klassenmitgliedschaft und den Variablen mit Kreuzta-
bellen untersucht.

12 Ein dhnlicher Ansatz zur Arbeitsmarktsegmentierung wurde entwickelt in einer Reihe von OECD-Berichten - “Faces of Job-
lessness” (vgl. Fernandez et al. 2016).
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4.4 Ergebnis der latenten Klassenanalyse

Der Abschnitt prasentiert die Ergebnisse der Anwendung der LCA. Die LCA wird getrennt auf die
Teilnehmergruppen der Férderung nach §16e (EVL) und §16i (TaAM) angewandt. Die Auswahl der
Anzahl der latenten Klassen ist eine zentrale Herausforderung bei der Anwendung der LCA. Fiir die
Auswahl der Klassenanzahlin die LCA gibt es mehrere statistische Kriterien, z. B. das Akaike-Infor-
mationskriterium (AIC) und das Bayes-Informationskriterium (BIC) (vgl. Collins/Lanza 2010). In der
Praxis werden die Modelle mit unterschiedlicher Anzahl an Clustern zuerst ausgerechnet und dann
das Modell ausgewahlt, das ein oder mehrere statistische Kriterien minimiert. Ein alternativer An-
satz besteht darin, die Anzahl der Klassen basierend auf der Idee des Domanennutzens (Inhalt)
auszuwahlen. Dieser Ansatz scheint attraktiv, da VerstoRe gegen die oben diskutierte Annahme
der lokalen Unabhangigkeit haufig zu einer schlechten Modellanpassung und einer Uberschatzung
der Anzahl der Klassen fiihrt (vgl. Oberski 2016). In der empirischen Anwendung bestimmen wir
zuerst die Anzahl der Klassen basierend auf dem BIC und untersuchen dann die Interpretierbarkeit
jeder Klasse. Die BIC-Kriterien verweisen auf eine Sechs-Klassen-Losung fiir das §16e (EVL) und auf
eine Neun-Klassen-Losung fiir das §16i (TaAM). Diese Clusterlosungen bieten jedoch auch mehrere
Klassen, die relativ klein und nicht gut interpretierbar sind. Zum Zweck der Modellinterpretierbar-
keit und der Analyseziele beschranken wir uns auf eine Lésung mit fiinf Klassen fiir die Forderung
nach §16e (EVL) und eine Losung mit sieben Klassen fiir die Férderung nach §16i (TaAM).

Tabelle 3 prasentiert die Zusammenfassung der Ergebnisse der LCA. Es wurden insgesamt sechs
verschieden breite Typen von Programmteilnehmern identifiziert. Diese Typen unterscheiden sich
hauptsachlich in ihren demografischen, soziohistorischen und/oder regionalen Merkmalen und
schlieRen oft mehrere rechnerische Cluster ein.

Tabelle 3: Zusammenfassung der Ergebnisse der LCA

Typ Cluster Benennung

§16e (EVL) §16i (TaAM)
1 | | Ostdeutsche ,Verlierer der Wiedervereinigung
2 1l 1l Westdeutsche ,Verlierer® des Strukturwandels

Strukturwandel Ost und West und kumulierte Ar-

3 na i beitsmarktbarrieren

4 1 Vil Uberwiegend alleinstehende jiingere Ménner, Bil-
dungsnachteile und Arbeitsmarktferne

5 v v Migrationsspezifische Arbeitsmarktrisiken

6 v V, Vi Frauenspezifische Arbeitsmarktrisiken

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Zu diesen Typen gehoren altere Geforderte aus Ost- und Westdeutschland mit und ohne akkumu-
lierte Hindernisse fiir den Eintritt in den Arbeitsmarkt (Typ 1, Typ 2, Typ 3); relativ junge alleinste-
hende Manner mit geringer Bildung und Arbeitserfahrung (Typ 4); Migranten (Typ 5) und Frauen
die nach einer langen Familienpause in den Arbeitsmarkt eintreten wollen (Typ 6). Aus den Ergeb-
nissen resultieren zwei wichtige Schlussfolgerungen. Erstens, und wie erwartet, sind die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer an §16i (TaAM) denkbar heterogen zusammengesetzt. Zweitens wird fiir
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viele Typen von Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein Kontinuum von Arbeitsmarkthindernissen
beobachtet. Im Folgenden wird jeder Programmteilnehmertyp separat beschrieben.

Zwei wichtige historische Prozesse spielen eine zentrale Rolle bei der Bestimmung von Clustern
von relativ alteren Teilnehmerinnen und Teilnehmern an beiden Maftnahmen. Wahrend der Pro-
zess der deutschen Wiedervereinigung die erste Gruppe alterer Teilnehmer aus Ostdeutschland
definiert - Typ 1 ,,Ostdeutsche ,Verlierer der deutschen Wiedervereinigung® (BetriebsschlieRun-
gen, Umstrukturierungen) (Tabelle 4), definiert der wirtschaftliche und technologische Wandel
(Rationalisierung, Tertiarisierung) die zweite Gruppe alterer Teilnehmer aus Westdeutsch-
land - Typ 2 ,,Westdeutsche ,Verlierer‘ des Strukturwandels“ (Tabelle 5). In beiden Typen liberwie-
gen Manner deutlich.

Tabelle 4: Typ 1, Ostdeutsche ,Verlierer® der Wiedervereinigung

Cluster | Cluster |
§16e (EVL) §16i (TaAM)
Ostdeutsche ,,Verlierer“ der Ostdeutsche ,,Verlierer“ der
Wiedervereinigung Wiedervereinigung

Ost 100% 100%
Frauen 39% 29%
Alter 54J. 54J.

Migrant/in 3% 0%

Ausbildung 91% 84%
Alleinstehend 3% 81%
Paar ohne Kind 23% 15%
Geringe Arbeitserfahrung 60% 61%
Keine Beschaftigung, 10J. 45% 66%
Beschéftigung, 10J.+ 1,73J. 0,85J.
Aufstocker/in, 10J.++ 46% 82%

ClustergrofRe in % 15% 22%

Anmerkung: Ausgewahlte Ergebnisse, vollstéandige Ergebnisse im Anhang (Tabelle 31 und Tabelle 32). + Beschaftigung ist defi-
niert als regulére Beschaftigung (Voll- und nicht marginale Teilzeit). Durchschnittlicher Wert der Personen, die zuvor beschéftigt
waren. ++ Zeitanteil an der Beobachtungsperiode, der auf regulare Beschéaftigung und gleichzeitigen Erhalt von ALG II-Transfers
entfallt.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Ostdeutsche ,Verlierer” der deutschen Wiedervereinigung besitzen in beiden Mafinahmen eine
dhnliche demografische Struktur (Tabelle 4). Das Durchschnittsalter in beiden Clustern liegt knapp
bei 54 Jahren, wobei Manner die Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer stellen. Die An-
teile von Menschen mit beruflicher Qualifikation, Migrantinnen und Migranten, Menschen mit Be-
hinderung sowie Alleinstehende, sind auch in den zwei verglichenen Clustern dhnlich.

Gleichzeitig unterscheiden sich die Cluster in Bezug auf soziodkonomische Indikatoren ein wenig.
Wahrend der Anteil der Personen ohne Berufserfahrung in den letzten 20 Jahren zwischen den
Clustern ahnlich ist, ist der Anteil der Personen, die in den letzten zehn Jahren nicht gearbeitet
haben, héher und die Beschéftigungsdauer fiir Teilnehmerinnen und Teilnehmer an §16i (TaAM)
geringer. AuRerdem ist der Anteil der Zeit, in der Teilnehmerinnen und Teilnehmer gearbeitet und
gleichzeitig ALG-II-Leistungen erhalten haben (Aufstockerinnen und Aufstocker), unter den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern an §16i (TaAM) hoher.
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Durch die langjahrigen wirtschaftlichen Umbriiche nach der Wiedervereinigung sind ostdeutsche
»Verlierer der deutschen Wiedervereinigung aus dem Erwerbsleben ausgeschieden und fanden
trotz eines hohen Anteils an formalen Bildungs- und Ausbildungsabschliissen nicht mehr nachhal-
tig zurlick. Dies ist mit individuellen Merkmalen verkniipft: Der groRte Teil lebt alleine; die wirt-
schaftliche Stabilitat ihres Haushalts leidet unter dem Fehlen eines Partnereinkommens. Bei ei-
nem grof3eren Teil sind neben gesundheitlichen Problemen ebenso motivationale Schwierigkeiten
zu vermuten, denn die Betroffenen gehen nach langer Erwerbslosigkeit bereits in die Endphase
der Erwerbsbiografie liber.

Tabelle 5 beschreibt die Cluster von westdeutschen ,Verlierern® des Strukturwandels. Ganz ahn-
lich wie bei dem Cluster alterer Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Ostdeutschland (Tabelle 2)
weisen die Geforderten des Clusters westdeutscher ,Verlierer” des Strukturwandels in beiden
MaRnahmen eine dhnliche demografische Struktur auf. Allerdings sind die §16i (TaAM)-Geférder-
ten etwas haufiger jlinger, mannlich und nicht-migrantisch als §16e (EVL)- Teilnehmerinnen und
Teilnehmer. In Bezug auf soziookonomische Indikatoren zeigen die §16i (TaAM)- Teilnehmerinnen
und Teilnehmer vor allem eine geringere Anbindung an den Arbeitsmarkt.

Tabelle 5: Typ 2, Westdeutsche ,Verlierer“ des Strukturwandels

Cluster I Cluster Il
§16e (EVL) §16i (TaAM)
Westdeutsche ,,Verlierer® des Westdeutsche ,,Verlierer® des
Strukturwandels Strukturwandels
Ost 2% 0%
Frauen 30% 24%
Alter 54J. 51J.
Migrant/in 7% 0%
Ausbildung 62% 58%
Alleinstehend 82% 92%
Paar ohne Kind 15% 7%
Geringe Arbeitserfahrung 39% 47%
Keine Beschaftigung, 10J. 21% 52%
Beschaftigung, 10J.+ 2,6J. 0,97J.
Aufstocker, 10J.++ 37% 64%
ClustergrofRe in % 24% 34%

Anmerkung: Ausgewahlte Ergebnisse, vollstandige Ergebnisse im Anhang (Tabelle 8 und Tabelle 9). + Beschaftigung ist definiert
als regulare Beschaftigung (Voll- und nicht marginale Teilzeit). Durchschnittlicher Wert der Personen, die zuvor beschaftigt wa-
ren. ++ Zeitanteil an der Beobachtungsperiode, der auf reguldre Beschéftigung und gleichzeitigen Erhalt von ALG II-Transfers
entfallt.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Ahnlich wie bei dem Cluster &lterer Geférderter aus Ostdeutschland erreichen Geférderte dieses
Typs nach strukturwandelbedingten Entlassungen (Rationalisierung, Tertiarisierung, Computeri-
sierung) keine stabile Beschaftigung mehr, auch wenn ein relativ hoher Anteil von ihnen tber eine
Ausbildung verfiigt. Auch hier ist neben wirtschaftsgeschichtlichen Makroentwicklungen eine As-
soziation mit individuellen Merkmalen zu vermuten, z. B. Alleinstehende. Zudem kénnen Gesund-
heitsprobleme und Motivationsschwierigkeiten unterstellt werden. Unterschiedliche historische
Kontexte zwischen Typ 1 und Typ 2 zeigen sich allerdings in den niedrigeren Frauenanteilen und
den niedrigeren Anteilen Ausgebildeter des Typs II.
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Typ 3 (Tabelle 6) nimmt eine gewisse Sonderstellung ein. Wahrend dieser Cluster bei den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern an §16i (TaAM) beobachtet wird, wurde er fiir Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an §16e (EVL) nicht identifiziert. Die Durchschnittsalter sind dhnlich wie bei Typ 1 und
Typ 2 (Tabelle 4 und Tabelle 5), aber die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Typs Il weisen
deutlich hohere Frauen- und Migrantenanteile sowie eine wesentlich geringere Haufigkeit berufli-
cher Abschliisse auf. In Typ Il mischen sich die Merkmale der alteren ,Verlierer des Strukturwan-
dels in Ost und West mit migrationsspezifischen, frauenspezifischen und bildungsbezogenen
Hemmnissen der Erwerbsintegration.

Tabelle 6: Typ 3, Strukturwandel Ost und West und kumulierte Arbeitsmarktbarrieren

Cluster 11l
§16i (TaAM)
Strukturwandel O/W und
kumulierte Arbeitsmarktbarrieren

Ost 34%
Frauen 57%
Alter 56J.

Migrant/in 40%
Ausbildung 13%
Alleinstehend 45%
Paar ohne Kind 55%
Geringe Arbeitserfahrung 78%
Keine Beschaftigung, 10J. 70%

Beschéftigung, 10J.+ 0,75J.
Aufstocker, 10J.++ 83%

ClustergrofRe in % 10%

Anmerkung: Ausgewahlte Ergebnisse, vollstéandige Ergebnisse im Anhang (Tabelle 8 und Tabelle 9). + Beschaftigung ist definiert
als regulare Beschéftigung (Voll- und nicht marginale Teilzeit). Durchschnittlicher Wert der Personen, die zuvor beschaftigt wa-
ren. ++ Zeitanteil an der Beobachtungsperiode, der auf regulare Beschéftigung und gleichzeitigen Erhalt von ALG II-Transfers
entfallt.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Typ 4 (Tabelle 7) beschreibt jlingere, Giberwiegend bildungsbenachteiligte, arbeitsmarktferne, al-
leinstehende Manner in beiden MalRnahmen. Hier zeigen die §16i (TaAM)-Teilnehmerinnen und
Teilnehmer stérker ausgepragte bzw. verfestigtere Probleme als die §16e (EVL)-Teilnehmerinnen
und Teilnehmer. Bei gleichen Problemkonstellationen haben relativ viele Bildungs- und Ausbil-
dungsdefizite und weisen eine groRere Arbeitsmarktferne auf. Biografisch sind Schwierigkeiten
beim Berufsiibergang, aber auch beim Ubergang in Partnerschaft und Familie zu vermuten. Der
Anteilswert dieses Typs ist bei der Forderung nach §16e (EVL) deutlich hoher als bei §16i (TaAM).
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Tabelle 7: Typ 4, Uberwiegend alleinstehende jiingere Minner, Bildungsnachteile und
Arbeitsmarktfern

Cluster 11l Cluster VII

§16e (EVL) §16i (TaAM)

Ausbildungsdefizite/gestorter

Jungere Manner Arbeitsmarkteintritt

Ost 43% 35%
Frauen 17% 18%
Alter 36J. 35J.
Migrant/in 0% 0%

Ausbildung 50% 20%
Alleinstehend 75% 89%
Paar ohne Kind 22% 10%
Geringe Arbeitserfahrung 54% 80%
Keine Beschaftigung, 10J. 29% 56%
Beschaftigung, 10J.+ 1,7J. 0,52J.
Aufstocker, 10J.++ 45% 76%
ClustergrofRe in % 34% 11%

Anmerkung: Ausgewahlte Ergebnisse, vollstandige Ergebnisse im Anhang (Tabelle 8 und Tabelle 9). + Beschaftigung ist definiert
als regulare Beschaftigung (Voll- und nicht marginale Teilzeit). Durchschnittlicher Wert der Personen, die zuvor beschaftigt wa-

ren. ++ Zeit-anteil an der Beobachtungsperiode, der auf reguldre Beschaftigung und gleichzeitigen Erhalt von ALG II-Transfers
entfallt.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Migrationsspezifische Arbeitsmarktrisiken (z. B. mangelnde Sprachkompetenz) kommen bei Typ 5
(Tabelle 8) hinzu. Interessanterweise sind die §16i (TaAM)-Teilnehmerinnen und Teilnehmer im
Vergleich zu den §16e (EVL)-Teilnehmerinnen und Teilnehmern im Schnitt zwar etwas alter, haufi-
ger mannlich und seltener Migrantinnen bzw. Migranten, haben jedoch haufiger einen Ausbil-
dungsabschluss und Erwerbserfahrung, waren jedoch im letzten Zehnjahreszeitraum etwas selte-
ner sozialpflichtig beschaftigt. Die familiale Integration ist vergleichsweise hoch, doch scheint sie
weniger zur 6konomischen Stabilitat des Haushalts beizutragen.*®

13 Die Interpretation von Teilnehmern in Typ 5 steht erst am Anfang: Zu klaren ist etwa der Anteil an Teilzeitbeschéaftigten und
Teilnehmern an vorgingigen MaRnahmen geférderter Beschiftigung, auch wenn Uberganger aus dem Pilotprogramm bereits

ausgeschlossen sind. Typspezifische multiple Regressionsanalysen, aber auch biografische Analysen konnten dies in Zukunft
aufkldren.
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Tabelle 8: Typ 5, Migrationsspezifische Arbeitsmarktrisiken

Cluster IV Cluster IV
§16e (EVL) §16i (TaAM)

Manner mittleren Alters mit zusatzli-

Migranten mit Bildungsdefiziten chen Arbeitsmarkbarrieren

Ost 9% 9%
Frauen 22% 0%
Alter 41J. 45J.
Migrant/in 100% 37%
Ausbildung 19% 29%
Alleinstehend 34% 16%
Paar ohne Kind 54% 2%
Geringe Arbeitserfahrung 81% 46%
Keine Beschaftigung, 10J. 57% 44%
Beschaftigung, 10J.+ 1,3J. 1J.

Aufstocker, 10J.++ 58% 7%
ClustergrofRe in % 14% 8%

Anmerkung: Ausgewahlte Ergebnisse, vollstandige Ergebnisse im Anhang (Tabelle 8 und Tabelle 9). + Beschaftigung ist definiert
als regulare Beschéftigung (Voll- und nicht marginale Teilzeit). Durchschnittlicher Wert der Personen, die zuvor beschaftigt wa-
ren. ++ Zeitanteil an der Beobachtungsperiode, der auf regulare Beschéftigung und gleichzeitigen Erhalt von ALG II-Transfers
entfallt.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Frauenspezifische Arbeitsmarktrisiken zeigen sich bei Typ 6 (Tabelle 9). Wahrend die LCA fiir die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer an §16e (EVL) nur eine separate Klasse von Frauen ergibt, legt
das Modell fiir die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in §16i (TaAM) zwei Klassen nahe: Die beiden
Gruppen von Frauen in der Férderung nach §16i (TaAM) unterscheiden sich in vielen sozio6kono-
mischen und demographischen Merkmalen. Die erste Klasse in §16i (TaAM) kann als relativ nah am
Arbeitsmarkt angesehen werden, wohingegen die zweite Klasse weiter davon entferntist und Teil-
nehmerinnen mit multiplen Vermittlungshemmnissen einschlief3t. Teilnehmerinnen der Klasse V
§16i (TaAM) sind sogar besser ausgebildet und nur unwesentlich alter als Teilnehmerinnen der
Klasse IV §16e (EVL) sind. Bei Cluster VI §16i (TaAM) kommen eine hohere Erwerbsferne, Bildungs-
und Ausbildungsdefizite und migrationsspezifische Arbeitsmarktbarrieren hinzu.
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Tabelle 9: Typ 6, Frauenspezifische Arbeitsmarktrisiken
ClusterV ClusterV Cluster VI
§16e (EVL) §16i (TaAM) §16i (TaAM)

Erschwerte Arbeitsmarkt-

Vorw. Alleinerziehende Vorw. Alleinerziehende "
Frauen Frauen ruckkehrv.o.n Frauen nach
Familienphase

Ost 43% 43% 26%
Frauen 93% 88% 100%
Alter 39J. 41J. 40J.

Migrant/in 16% 0% 36%
Ausbildung 57% 78% 10%
Alleinstehend 85% 88% 55%
Paar ohne Kind 11% 11% 38%
Geringe Arbeitserfahrung 67% 46% 88%
Keine Beschaftigung, 10J. 46% 53% T7%
Beschaftigung, 10J.+ 1,4J. 1J. 0,65J.
Aufstocker, 10J.++ 49% 73% 84%
ClustergrofRe in % 13% 7% 9%

Anmerkung: Ausgewahlte Ergebnisse, vollstéandige Ergebnisse im Anhang (Tabelle 8 und Tabelle 9). + Beschaftigung ist definiert
als regulare Beschéftigung (Voll- und nicht marginale Teilzeit). Durchschnittlicher Wert der Personen, die zuvor beschaftigt wa-
ren. ++ Zeitanteil an der Beobachtungsperiode, der auf regulare Beschéftigung und gleichzeitigen Erhalt von ALG II-Transfers
entfallt.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

45  Zwischenfazit

Unsere Befunde zeigen, dass sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der beiden Fordermalinah-
men nach §16i SGB Il (TaAM) und §16e SGB Il (EVL) dhnlich entlang der beobachtbaren Merkmale
sind. Beide Teilnehmergruppen entsprechen der allgemeinen Idee der Paragraphen 16e und 16i
SGB II, Forderbeschéftigungen fiir Gruppen von Leistungsberechtigten mit wenig Arbeitserfahrung
und langen Erwerbslosigkeitsdauern zu schaffen. Dabei konnen nur geringe, gleichwohl relevante
Unterschiede in Alter und Arbeitsmarktferne beobachtet werden. Differenzen in Alter und anderen
altersbezogenen Parametern kénnen vor allem durch die Unterschiede in den Zugangskriterien
der Programme erklart werden; gleichwohl erklaren diese Kriterien nur einen kleinen Teil der Ar-
beitsmarktferne. Wenn man die Arbeitsmarktferne in den verschiedenen Alters-, Bildungs- und
Gender-Zellen vergleicht, zeigen sich nur noch geringe Unterschiede zwischen den Teilnehmer-
gruppen der Forderung nach §16e und §16i SGB 1.

Dieser Zusammenhang erschlief3t sich erst auf den zweiten Blick: Vergleichen wir einen fiktiven 28-
Jahrigen mannlichen Grundsicherungsempfanger mit einem ebenfalls fiktiven 58-Jahrigen. Der
28-Jahrige hat seit seinem Ausbildungsende mit 18 nie gearbeitet. Der 58-Jahrige hat ebenfalls mit
18 seine Ausbildung beendet, dann 25 Jahre gearbeitet und war 15 Jahre erwerbslos. Der Indikator
,Kumulierte Dauer der Arbeitslosigkeit’ ist bei beiden gleich; wenn dies als Indikator fiir Arbeits-
marktferne betrachtet wird, sind beide gleich arbeitsmarktfern. Jeder Arbeitsvermittler wird aber
wissen, dass der 58-Jahrige, ungeachtet weiterer Probleme die zur Langzeitarbeitslosigkeit beige-
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tragen haben mogen, Uber betrachtliche Arbeitserfahrung verfligt. Aussagefahig wird der Ver-
gleich also erst innerhalb einer Altersgruppe. Gleiches gilt fiir andere altersabhangige Parameter,
aber auch verschiedene Bildungsgruppen und die verschiedenen Geschlechter.

Gleichzeitig unterscheidet sich die die Ausgestaltung der beiden Programme deutlich voneinan-
der, nicht nur hinsichtlich der Zugangskriterien Alter und Erwerbsferne, sondern auch im Hinblick
auf die finanzielle Férderung: Die Forderanteile fiir die Geférderten nach §16i (TaAM) sind deutlich
hoher als bei §16e (EVL), und die mogliche Forderdauer ist mehr als doppelt so lange.

Ein vertiefter Blick auf die in den vorangegangenen Analysen identifizierten Teilnehmercluster ver-
weist auf einige weitere Auffalligkeiten. Erstens: Es zeigen sich Cluster mit dlteren Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern, so etwa die Cluster | und Il jeweils in 16e und 16i. Bei diesen Gruppen zeigt
sich, dass die der Mallnahme vorangegangene Langzeitarbeitslosigkeit weniger mit Bildungs- und
Ausbildungsdefiziten, jedoch stdrker mit wirtschaftsgeschichtlichen Prozessen assoziiert ist.** Diese
sind etwa die westdeutsche soziokonomische Transformation mit dem Ubergang zur Dienstleis-
tungsgesellschaft (Tertiarisierung), der Digitalisierung, Strukturwandel und Internationalisierung,
Rationalisierung). Gleiches gilt fiir die soziookonomische Transformation Ostdeutschlands im Ge-
folge der deutschen Wiedervereinigung. Beide Prozesse fiihrten zu Arbeitslosigkeit und erschwer-
ten den Betroffenen gleichzeitig die Riickkehr in den Arbeitsmarkt durch ein ungiinstiges Zusam-
mentreffen von erhéhten individuellen Risiken (Gesundheits- und Familienprobleme, wie sie libli-
cherweise mit langer dauernder Arbeitslosigkeit einhergehen, letztere zeigen sich mittelbar am
Uberdurchschnittlichen Anteil von Einpersonenhaushalten in den entsprechenden Clustern), mit
den erwihnten historischen Bedingungen (Anderungen der Wirtschaftsstruktur, abnehmende Auf-
nahmefahigkeit der Arbeitsmarkte im sekundaren Sektor, Mismatch von ehemaligen Industriebe-
schéftigten und Dienstleistungsarbeitsplatzen). Selbst wenn dies nur als interpretierende Hypo-
these anzusehen ist, weil die Daten keine Makro-Mikro-Schliisse von Geschichte auf Biografie er-
lauben, und einige Variablen in den hier verwendeten Daten nicht, unzureichend oder nur indirekt
beobachtet werden konnen (Gesundheit, Familienprobleme, Motivation), halten wir diese Hypo-
these fiir hoch plausibel und im Einklang mit einer breiten wirtschafts- und sozialhistorischen Li-
teraturlage.'® Die MaRnahmeteilnehmerinnen und Teilnehmer in diesen Clustern sind aus den ge-
nannten Griinden nicht nur weit entfernt vom Arbeitsmarkt, sondern - angesichts ihres Al-
ters — auch vergleichsweise nahe am biographischen Ubergang in die Rente. Der Cluster Il in §16i
(TaAM) zeigt in dieselbe Richtung, weist jedoch oft noch Sprachprobleme, Qualifikations- und Bil-
dungsdefizite auf. Letzteres ist allerdings weniger ein Problem, wenn die Riickkehr auf den ersten

14 Zu verstehen als Nicht-Beteiligung an ungeforderter Arbeit seit mindestens 12 Monaten.

! Ein vorlaufiger Literaturiiberblick muss hier Adamy/Steffen (1998) erwédhnen, der zeigte, dass sich die Reihen der Armen seit
den spaten 1970ern mit Langzeitarbeitslosen gefiillt hatten, Fourastié (1969) mit der Tertiarisierung, in deren Verlauf mehr und
mehr Beschiftigte aus dem schrumpfenden sekundiren Sektor erwerbslos wurden, Lutz (1989), iibrigens der Ubersetzer von
Fourastié (1969) ins Deutsche, der die strukturelle Arbeitslosigkeit mit der verzogerten Tertiarisierung Deutschlands erklarte,
Jahoda et al. (1933) und die nachfolgende Literatur als Hinweis auf die mit Arbeitslosigkeit assoziierten Familien- und Gesund-
heitsbelastungen, Raithel/Schlemmer (2011) tiber das historische Szenario der Riickkehr der Arbeitslosigkeit nach Deutsch-
land in den 1970ern. Feser/Larm (1982) berichteten bereits friih Giber den Zusammenhang der ersten mikroelektronischen Re-
volution mit der strukturellen Arbeitslosigkeit, fiir deren allmahliche Auflésung durch Lohn- und ‘Workfare’-Politik seit den
friihen 2000er Jahren Berthold und Coban (2013 argumentieren. Ergdnzend zu letzteren Autoren identifiziert Promberger
(2012) fiir die gleiche Periode eine Transformation der strukturellen Arbeitslosigkeit in flexible, atypische Beschaftigung. Bei
diesen Prozessen bleibt - wie es scheint - eine Klientel zurlick, die sich heute in Langzeitarbeitslosigkeit und geférderter Be-
schaftigung findet. Gleichwohl, abgesehen von etwas Jugendforschung, muss bis 2019 ein Fehlen biografischer Studien kon-
statiert werden, die die Verbindung der Wirtschaftsgeschichte von 1970 bis etwa 2010 mit den individuellen und familialen
Schicksalen der heutigen Langzeitarbeitslosen untersuchen. Das Fehlen von Befunden ist jedoch nicht der Befund des Fehlens:
Sogar dieser erste Literaturiiberblick zeigt, dass da drauRen etwas ist, jedoch noch bestatigt werden muss.
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Arbeitsmarkt ohnehin nicht zur Debatte steht. Der mit einem Migrationshintergrund assoziierte
Mangel an deutschen Sprachkenntnissen hingegen schon, da ein solcher Mangel eine Barriere fiir
soziale Integration in verschiedener Hinsicht darstellt.

Zweitens: Defizite in Bildung und Berufsausbildung sind hoch relevante Arbeitsmarktbarrieren fiir
die jiingeren und mittelalten Teilnehmerinnen und Teilnehmer in den Clustern lle, VIli, zusammen
mit migrationsassoziierten Sprachbarrieren in IVi und Ve, die sich in friiheren Studien als hochgra-
dig hinderlich fiir die Arbeitsmarktintegration erwiesen haben (vgl. Deeke 2011). Da das Cluster llle
weder stark mit dem Migrationshintergrund noch mit (im Vergleich zu anderen Clustern, nicht im
Vergleich zur Gesamtgesellschaft) unterdurchschnittlicher Bildung/Ausbildung assoziiert und zu-
dem im Schnitt etwas alter ist (Durchschnitt 36), diirfen dort Gesundheits- und Motivationsprob-
leme unterstellt werden. Fiir letzteres kdnnte die hohe Zahl von Singlehaushalten ein indirekter
Beleg sein. Insgesamt umfassen die genannten Cluster, neben individuellen Merkmalen, die Ver-
lierer des Bildungssystems, deren Verluste und Scheitern mitinharenten Problemen des Bildungs-
systems und seiner sozialen Barrieren (vgl. Allmendinger/Leibfried 2005) zusammenhangen, wie
auch mit der Reproduktion klassenspezifischer Kulturmuster (vgl. Willis 1977), mit Schwierigkei-
ten, ja dem Scheitern des biografischen Ubergangs ins Berufsleben unter widrigen Bedingungen,
wie sie etwa hinter Langzeitarbeitslosigkeit und Leistungsbezug der Eltern (vgl. Schels 2012) und
der intergenerationalen Ubertragung eines benachteiligten sozialen Status stehen (vgl.
Jenkins/Siedler 2007).

Drittens: Eine weitere Gruppe, sie besteht aus den Clustern Ve, Vi, VIi, besteht hauptsdchlich aus
Frauen jiingeren und mittleren Alters, die geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktproblemen ausge-
setzt sind, von diesen Problemen in Langzeitarbeitslosigkeit gefiihrt wurden und darin festgehalten
werden. Diese Probleme sind assoziiert mit geschlechtsungleichen Gesellschaftsstrukturen und
deren unterschiedlichen und widerspriichlichen, Frauen zugeschriebenen Anforderungen und
Rollen in Arbeitsmarkt und Gesellschaft. Zusammen mit den entsprechenden Normen werden
diese Anforderungen und Rollen seit Mitte der 1970er Jahre allmahlich immer inkonsistenter: Was
friher in kritischer Absicht als ,Alternativrolle® (Offe/Hinrichs 1977) fiir Frauen (vgl. Gottschall
1995) bezeichnet wurde - die Rolle der Familien- und Sorgearbeit in einem mannlichen Allein- o-
der mittlerweile Hauptverdienermodell - ist praktisch und insbesondere in dieser Gruppe von
Langzeitarbeitslosen immer schwerer zu realisieren, unter den Bedingungen geringer Einkommen,
prekarer Arbeit, Familienbriichen, wirtschaftlichem Druck und den-oft so wahrgenomme-
nen - Zumutungen des aktivierenden Wohlfahrtsstaats. Die Geschlechtszuschreibungen und ge-
genderten Gesellschaftsstrukturen und Arbeitsmarktanforderungen bedeuten, zusammen mit
den Alterszuschnitten der Forderung nach §16e und §16i SGB Il, dass sich in diesen Typen von Teil-
nehmern alleinerziehende Miitter, oft mit Schulkindern, oder Mitter mit erfolglosen Riickkehrver-
suche auf den Arbeitsmarkt nach einer Familienphase finden, die weitere Barrieren fiir Eintritt oder
Riickkehr in den Arbeitsmarkt aufweisen. Dies sind die in den ausgewerteten Daten beobachteten
Hemmnisse, wie geringe Erwerbserfahrung, geringe Bildung und Ausbildung, potenziell in Kombi-
nation mit unbeobachteten Barrieren wie schlechter Gesundheit und Motivationsproblemen.

Zuletzt sei noch auf einen weiteren Forschungsbedarf hingewiesen: Eine Situation, in der zwei in
sich zwar heterogene, im Bezug auf Erwerbsferne recht dhnliche Teilnehmergruppen zwei ziemlich
unterschiedlichen Beschaftigungsprogrammen zugewiesen werden, ist auffallig und harrt weite-
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rer Aufklarung. So gibt es Anzeichen dafiir, dass die Entscheidung der Fallbearbeiter bei der Zu-
weisung einer Art zweifachen Aschenputtel-Logik folgt: Kunden, die sich im Hinblick auf die meis-
ten soziodemographischen Charakteristika ziemlich ahnlich sind - Aschenputtels Erbsen, um im
Bild zu bleiben - werden zunachst nach den Programmkriterien eingeteilt (Alter und die Schwel-
lenwerte fiir die Arbeitslosigkeitsdauer). Doch dann werden in der Praxis - durch die Fallbearbei-
ter, gewissermalden die liber Spezialwissen verfligenden Tauben des Marchens - weitere implizite,
nichtin den Verwaltungsakten enthaltene Kriterien herangezogen, die ,bessere oder ,schlechtere’
Arbeitsmarktchancen oder hohere/geringere Arbeitsmarktferne erkennen lassen: Arbeitsmotiva-
tion, Mitwirkungsbereitschaft und Gesundheit. Die ,besseren‘ werden den §16e-MaRnahmen zuge-
wiesen, die ,schlechteren‘ den §16i-Mallnahmen, wobei ,besser und ,schlechter’ im Hinblick auf
beobachtete und dokumentierte Merkmale eben nur geringe Unterschiede aufweisen, im Hinblick
auf die nur von Expertinnen vor Ort wahrnehmbaren Eigenschaften jedoch deutliche Unter-
schiede. So liegen die durchschnittlichen Beschaftigungsdauernin einer Zehnjahresperiode fiir die
16e-Teilnehmerlnnen bei etwa zwei Jahren, bei den 16i-Teilnehmerlinnen bei einem Jahr, die Un-
terschiede sind gering. Gleichwohl liegen weitere Hinweise vor, dass darliber hinaus undokumen-
tierte Merkmale starker differenzieren und eine Rolle in der Zuweisung spielen. Nach bislang un-
publizierten Fallstudien (Modul 1a) und zum Coaching in diesem Bericht (vgl. Kapitel 3 und Kapitel
6) berichten Fallbearbeiterlnnen der Jobcenter von Gesundheitsproblemen, Motivationsschwierig-
keiten und Verhaltensauffdlligkeiten einiger Kunden, was sich in der empirischen Literatur besta-
tigt.’® Die hier verwendeten administrativen Daten enthalten anders als Befragungsdaten keine
Informationen, die eine Analyse erlauben, doch ist zu empfehlen, diese Fragestellung in den ge-
planten Teilnehmerbefragungen oder mit anderen geeigneten Daten zu untersuchen.

5 Mitnahme-, Substitutions- und
Verdrangungseffekte auf betrieblicher
Ebene

Die Instrumente nach §16e und §16i SGB Il dienen der Forderung von Langzeitarbeitslosen und
Langzeitleistungsbeziehenden.!” Fiir diese Gruppe von Leistungsberechtigten der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende sollen sie Moglichkeiten zur Teilhabe am Erwerbsleben schaffen und eine Stei-
gerung ihre Beschaftigungsfahigkeit bewirken. Ein Kernstiick beider Instrumente ist die ver-
gleichsweise groRzligig ausgestaltete finanzielle Unterstiitzung fiir Betriebe, die eine forderbe-
rechtigte Personen beschaftigen. So libernehmen die Jobcenter im Falle der Forderung nach §16e
SGB Il im ersten Jahr 75 Prozent der anfallenden Lohnkosten, im zweiten Forderjahr immerhin
noch die Halfte. Die gesetzlichen Regelungen zur Férderung nach §16i SGB Il sehen in den ersten

6 Analysen auf Basis des Panels Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung (PASS) ergaben, dass mehr als 40% der Langzeitarbeitslo-
sen berichten, dass ihre gesundheitliche Situation ihre Arbeitsfahigkeit und -bereitschaft beeintrachtigt (Eggs et al. 2014),
und etwa 10% bekunden, dass ihr Gesundheitszustand eine Erwerbsaufnahme unméglich macht (Lietzmann et al. 2019).
Anzumerken ist, dass es sich dabei nicht um objektive, sondern subjektive (selbst berichtete) Gesundheitsinformationen han-
delt, doch sind diese fiir die Betroffenen hochgradig verhaltensrelevant.

" Das Berichtskapitel wurde von Alexandra Schmucker (IAB), Bastian Stockinger (Bundesagentur flr Arbeit) und
Joachim Wolff (IAB) verfasst.
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beiden Jahren der Beschéftigung sogar eine vollstandige Ubernahme der Lohnkosten durch die
Jobcenter vor. Anschliefend sinkt die Forderung jahrlich um 10 Prozentpunkte, betragt im flinften
und letzten Jahr der Férderung also immer noch 70 Prozent. Die Forderung steht dabei privatwirt-
schaftlichen, 6ffentlichen und gemeinniitzigen Betrieben gleichermalen offen.

Eine solche Forderung soll Anreize fiir die Betriebe bieten, auch solche Personen einzustellen, die
sie aufgrund ihrer langen Arbeitslosigkeitsdauer und den damit womdéglich assoziierten Leistungs-
einschrankungen sehr wahrscheinlich nicht einstellen wiirden. Gleichzeitig birgt die 6ffentliche
Subvention der Lohnkosten das Risiko einer nicht-intendierten Inanspruchnahme durch die Be-
triebe. Diese ungewollte Nebenwirkung der Beschaftigungsforderung tritt im Wesentlichen in Ge-
stalt sogenannter Mitnahme-, Substitutions- oder Verdrangungseffekte auf. Wie in friiheren Evalu-
ationsstudien zu vergleichbaren Férderinstrumenten, beispielsweise zum Beschaftigungszu-
schuss (§16e Abs. 10 SGB Il i.d.F. vom 01.01.2009) (vgl. ISG et al. 2011), wird daher auch in diesem
Forschungsprojekt untersucht, inwiefern die Férderung der §§16e und 16i SGB Il - unter Berlick-
sichtigung der moglichen Auswirkungen durch die Covid-19-Pandemie - zu derartigen Nebenef-
fekten fiihrt. Der vorliegende Sachstandsbericht erlautert die theoretische Einbettung der geplan-
ten Analyse (Abschnitt 5.1), ihre methodische Umsetzung (Abschnitt 5.2) und gibt einen detaillier-
ten Einblick in die aufwandige Erstellung der benétigten Datengrundlage (Abschnitt 5.3). Das Ka-
pitel schlieft mit einem kurzen Ausblick auf die weiteren Arbeitsschritte (Abschnitt 5.4).

5.1 Theoretische Einbettung

Nehmen Betriebe eine staatlich finanzierte Lohnkostenférderung in Anspruch, besteht erstens die
Moglichkeit, dass Betriebe die Forderung fiir forderfahige Beschaftigte in Anspruch nehmen, die
sie auch ohne Forderung beschaftigen wiirden (,Mitnahmeeffekte®). Hierbei wird in diesem For-
schungsmodul die weite Definition von Mitnahme nach Calmfors (1994) zugrunde gelegt. Danach
liegt Mitnahme vor, wenn ein Arbeitgeber irgendwelche férderfahigen Personen auch ohne Forde-
rung beschaftigen wiirde. Demgegeniiber steht eine enge Definition, wonach ein Arbeitgeber eine
oder mehrere bestimmte Personen auch ohne Forderung beschéftigen wiirde (z. B. Layard, Nickell
und Jackman, 1991). Letztere Definition ist fiir eine empirische Messung (mit administrativen Pro-
zessdaten) nicht praktikabel. Das liegt daran, dass die Analyse von Mitnahmeeffekten notwendi-
gerweise anhand von Beschaftigtengruppen und nicht anhand einzelner Beschaftigter erfolgt
(siehe Abschnitt 5.2). Somit wird nur die o. g. weite Definition verwendet. Allerdings kann auch die
weite Definition nur naherungsweise angewandt werden, da forderfahige Personen - sowohl nach
§16e als auch nach §16i SGB Il - in den gegebenen Daten nur ndherungsweise identifiziert werden
konnen. Durch Anwendung der weiten Definition werden mogliche Beschaftigtenbewegungen in-
nerhalb der Gruppe der forderfahigen Beschéftigten den Mitnahmeeffekten zugerechnet, wenn-
gleich (mit Blick auf bestimmte Personen) hierfiir auch der Begriff des Substitutionseffekts in Frage
kame.

Durch die Inanspruchnahme von Leistungen der Beschaftigungsforderung kann es innerhalb von
Betrieben zweitens zum Ersetzen von nicht-forderfahigen Beschaftigten durch geforderte Beschaf-
tigte kommen. Bei diesem sog. ,,Substitutionseffekt“ handelt es sich - in Abgrenzung zum Mitnah-
meeffekt - also um eine Umverteilung von Beschaftigung zwischen forderfahigen und nicht-for-
derfahigen Beschaftigten. Dabei verstehen wir den Begriff Substitution nicht allein so, dass nicht-
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geforderte Beschiftigte einer bestimmten Ausbildung oder Kompetenz durch gefordert Beschaf-
tigte mit derselben Ausbildung bzw. Kompetenz substituiert werden. Es kdnnte z. B. auch eine un-
gefordert beschaftigte Person mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung durch mehrere gefor-
dert Beschaftigte ohne eine solche Berufsausbildung substituiert werden, wenn es aus Sicht des
Betriebs ausreicht, geforderte Beschaftige anzulernen, um die wichtigsten Tatigkeiten der Person
mit abgeschlossener Berufsausbildung zu libernehmen. Der Begriff der Substitution sollte aber in
unserem Kontext noch weiter gefasst werden, weil eine Konkurrenz zwischen verschiedenen For-
dermoglichkeiten der 6ffentlichen Beschaftigungsforderung besteht. So konnten durch eine For-
derung von Beschaftigten nach §16e und §16i SGB Il Beschaftigungsverhaltnisse ersetzt werden,
die - gabe es diese Forderung nicht - durch andere Lohnkostenzuschiisse geférdert wiirden. Auch
das ware eine Form von Substitution, die bereits kurz nach Neufassung bzw. Inkrafttreten von §16e
und §16i SGB Il auftreten konnte - namlich dann, wenn und sofern Betriebe ohnehin geplant ha-
ben, gefordert Beschaftigte einzustellen. Womoglich werden diese Substitutionseffekte innerhalb
von Betrieben bei Forderungen nach §16i SGB Il vermieden, weil die Regelungen in §16i Abs. 7
SGB Il das Ersetzen bestehender Arbeitsverhaltnisse durch geforderte Arbeitsverhaltnisse nach
§16i SGB Il verhindern soll. Allerdings kann diese Regelung ein solches Ersetzen bei neu entstehen-
den Stellen nicht verhindern. Wir beriicksichtigen in unseren Analysen alle genannten Formen von
Substitution.

Drittens konnten Betriebe durch die Forderung Wettbewerbsvorteile gegeniiber nicht geférderten
Konkurrenten erzielen, wodurch moéglicherweise Marktanteile und letztlich auch Beschéftigte von
nicht-geférderten zu geférderten Betrieben umverteilt werden (Verdrangungseffekte). In diesem
Zusammenhang ist bemerkenswert, dass die §§16e und 16i SGB Il nicht die Zusatzlichkeit oder
Wettbewerbsneutralitat der bezuschussten Beschaftigungsverhiltnisse vorschreiben, wie dies
beispielsweise bei den Arbeitsgelegenheiten (§16d SGB Il) der Fall ist. Allerdings verlangt §16i
Abs. 9 SGB Il eine jahrliche Stellungnahme des Ortlichen Beirats an die Agentur fir Arbeit zu mog-
lichen Wettbewerbsverzerrungen sowie Verdrangungseffekten.

5.2 Methodischer (6konometrischer) Ansatz

Fur die empirische Identifikation von Mitnahme-, Substitutions- und Verdrangungseffekten
kommt insbesondere eine Matching-Analyse in Betracht, bei der geforderte und nicht-geforderte
Betriebe mit sonst dhnlichen Merkmalen einander zugeordnet werden, sodass jeder geforderte
Betrieb mit einem oder mehreren nicht-geforderten Betrieben (nachfolgend ,,Vergleichsbetriebe®)
verglichen werden kann. Zu diesen Merkmalen zé@hlen neben GréRe, Branche und Beschiftigten-
struktur auch die Beschaftigungsentwicklung und Fluktuation (Zu- und Abgange bezogen auf die
Betriebsgrofie) unmittelbar vor Inkrafttreten von §16e (Neufassung) und §16i SGB I1. Die letzteren
Kriterien sind deshalb von Bedeutung, weil Betriebe mit hoher Fluktuation oder hohem Beschafti-
gungswachstum die Forderinstrumente ab deren Einflihrung in besonders hohem Mal} nutzen
konnen, um neue Beschaftigte einzustellen.

Der erste Schritt einer solchen Matching-Analyse ist der Vergleich der Beschaftigungsentwicklung
von geforderten Betrieben und dhnlichen, aber nicht-geforderten Vergleichsbetrieben. Dabei ist
die Beschaftigungsentwicklung definiert als Veranderung des jeweiligen Bestands an Beschaftig-
ten zwischen einem Zeitpunkt vor und einem Zeitpunkt nach der Reform. Dieser Ansatz basiert auf
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der Annahme, dass mit den o. g. Betriebsmerkmalen alle Determinanten der Beschaftigungsent-
wicklung erfasst sind. Diese Annahme diirfte im vorliegenden Fall nicht zutreffen, da auch unbeo-
bachtete Betriebsmerkmale - beispielsweise die Qualitat des Managements - einen Einfluss auf
die Beschaftigungsentwicklung haben diirften. Um dieser Einschrankung zu begegnen, wird in ei-
nem zweiten Analyseschritt ein Differenz-von-Differenzen-Matching durchgefiihrt. Hierbei wird
nicht die oben definierte Beschaftigungsentwicklung (vor und nach der Reform) zwischen gefor-
derten Betrieben und Vergleichsbetrieben verglichen. Stattdessen wird zuerst eine weitere Diffe-
renz ermittelt, ndmlich die genannte Beschaftigungsentwicklung abziiglich einer Beschaftigungs-
entwicklung des jeweiligen Betriebs in einem Vergleichszeitraum vor der Reform. Diese GroRe wird
nun zwischen geforderten Betrieben und nicht-geférderten Vergleichsbetrieben verglichen. So
wird der Einfluss zeitkonstanter unbeobachteter Faktoren auf die betriebliche Beschaftigungsent-
wicklung eliminiert. Der so ermittelte Effekt der Reform auf die betriebliche Beschaftigungsent-
wicklung ist somit weniger stark durch unbeobachtete Determinanten verzerrt als der im ersten
Analyseschritt ermittelte Effekt.

Entwickelt sich die gesamte ungeforderte Beschaftigung der geforderten Betriebe weniger positiv
als jene der Vergleichsbetriebe, legt dies Mitnahmeeffekte nahe. Es kdnnte sich jedoch auch um
Substitutionseffekte handeln, dann namlich, wenn die Beschéftigung geforderter zulasten nicht-
forderfahiger (statt wie beim reinen Mitnahmeeffekt forderfahiger) Beschéftigter geht. Die Ermitt-
lung eines reinen Mitnahmeeffektes wiirde also erfordern, dass forderfahige und nicht-forderfa-
hige Personen exakt unterschieden werden konnen. Mit den verfiigbaren Daten ist jedoch nur eine
naherungsweise Unterscheidung moglich, sodass etwaige Mitnahmeeffekte tendenziell iber-
schatzt werden - und auch Substitutionseffekte umfassen - diirften. Die naherungsweise Identifi-
kation forderfahiger Beschéftigter erfolgt anhand detaillierter Erwerbsbiographien. Diese und die
Herausforderungen, die sich bei der Entwicklung eines entsprechenden Betriebsdatensatzes erge-
ben, werden in Abschnitt 5.3 naher beschrieben.

Um Substitutionseffekte zu identifizieren, wird hingegen ausschlieRlich die Beschéftigungsent-
wicklung nicht-forderfahiger Beschaftigter betrachtet. Diese lassen sich, wie eben beschrieben, in
den verfligbaren Daten nur ndherungsweise identifizieren. Somit konnen Substitutionseffekte nur
annahernd ermittelt werden, da sie - wie eben beschrieben - zum Teil falschlich als Mitnahmeef-
fekte identifiziert werden dirften. Weisen geforderte Betriebe bei nicht-forderfahigen Beschaftig-
ten eine weniger positive Entwicklung auf als nicht-geforderte Vergleichsbetriebe, legt dies eine
Substitution nicht-geférderter durch geférderte Beschaftigte nahe. Analog kann eine mdgliche
Substitution anderweitig geforderter Beschaftigter durch die nach §16e und §16i SGB Il Geforder-
ten identifiziert werden. Hierbei wird die Beschéftigungsentwicklung der mit anderen Instrumen-
ten geforderten Beschaftigen als Vergleichsgrofie betrachtet. Entwickelt diese sich in Forderbe-
trieben nach §16e und §16i SGB Il weniger positiv als in Vergleichsbetrieben, spricht dies fiir ent-
sprechende Substitutionseffekte.

Um Verdrangungseffekte zu schatzen, wird hingegen auf die Beschaftigungsentwicklung in Betrie-
ben, die keine Geforderten nach §16e oder §16i SGB Il beschaftigen, (Nicht-Forderbetrieben) fo-
kussiert. Dabei wird das Wettbewerbsumfeld verschiedener Nicht-Forderbetriebe betrachtet, wel-
ches sich anhand von Branche und Region abgrenzen lasst. Insbesondere werden Nicht-Férderbe-
triebe einer jeweiligen Branche in Regionen mit hoher Forderintensitat (also einer allgemein ho-
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hen Inanspruchnahme der Férderung nach §16e und §16i SGB II) verglichen mit Nicht-Forderbe-
trieben derselben Branche in Regionen mit geringer Forderintensitat. Wenn die Beschaftigungs-
entwicklung der Betriebe in Regionen mit hoher Forderintensitat weniger positiv ausfallt, kann
dies auf Verdrangungseffekte hindeuten. Auch hier kann zudem mit dem Differenz-von-Differen-
zen-Ansatz der intertemporale Vergleich der jeweiligen Beschaftigungsentwicklung vor und nach
Einfihrung der neuen Instrumente zwischen beiden Gruppen von Betrieben (hohe versus geringe
regionale Forderintensitat) herangezogen werden.

Eine separate Ermittlung von Verdrangungseffekten bei Arbeitgebern, die keine Forderinstru-
mente nutzen, und von Mitnahme- und Substitutionseffekten in Forderbetrieben erfordert, dass
geforderte und nicht-geforderte Betriebe unterschieden werden kénnen. Moglich ist dies durch die
Nutzung einer erweiterten Version des Betriebs-Historik-Panels des IAB (BHP), also von Daten auf
Ebene einzelner Betriebe. Gegeniiber anderen Evaluationsstudien zu vergleichbaren Férderinstru-
menten, die sich auf Regional- oder Individualdaten stiitzen, bieten diese Informationen groRRe
Vorziige. So kénnen mit Hilfe von Regionaldaten, wie sie etwa zur Evaluation des Modellprojektes
»Burgerarbeit“ (IAW/ISG 2015) und des Bundesprogramms Kommunal-Kombi (IAW/ISG 2013) ein-
gesetzt wurden, Mitnahme- und Substitutionseffekten sowie Verdrangungseffekte nicht separat
betrachtet werden. Zudem nutzen die genannten Studien von IAW und ISG zur Identifikation der
Effekte aus, dass die betreffende Forderung in einigen Regionen den Jobcentern nicht zur Verfu-
gung stand. Die Forderung nach §16e und §16i SGB Il steht hingegen allen Jobcentern in Deutsch-
land offen. Dies ist allerdings insofern von Vorteil, da bei einer regional begrenzten Forderung die
jeweiligen Regionen typischerweise nicht zufallig ausgewahlt werden. Dies erschwert jedoch die
im vorliegenden Teilprojekt beabsichtigte Identifikation kausaler Zusammenhange. Ein weiterer
Vorteil einer Analyse auf Betriebsebene besteht darin, dass fiir jede geforderte Einheit (geforderter
Betrieb) eher eine geeignete Vergleichseinheit (nicht-geforderter Betrieb) gefunden werden kann.

Im Vergleich zu einer Individualdatenanalyse, wie sie zur Evaluation des ESF-Bundesprogramms
zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter (ISG/IAW/SOKO 2019) genutzt wurde,
nimmt eine Betriebsdatenanalyse sehr viel detaillierter den Betrieb als jenen Akteur in den Blick,
von dem etwaige Mitnahme-, Substitutions- oder Verdrangungseffekte potenziell ausgehen. Dies
geschieht durch eine sehr umfangreiche und prazise Berlicksichtigung der Beschaftigungsstruktu-
ren eines jeden betrachteten Betriebs. Insbesondere wird hierbei die geforderte Beschaftigung der
Betriebe betrachtet, und dies bis weit in die Vergangenheit hinein. Somit kann beispielsweise er-
mittelt werden, ob die nach §16e und §16i geférderten Betriebe auch schon in der Vergangenheit
Forderinstrumente genutzt haben und ob solche Betriebe eher zu einer (moglicherweise nicht-in-
tendierten) Inanspruchnahme der Férderung neigen. Vor allem aber ist eine Individualdatenana-
lyse von Mitnahme-, Substitutions- und Verdrangungseffekten notwendigerweise auf einen (Vor-
her-Nachher-)Vergleich von forderfahigen Beschaftigten beschrankt. Gerade die Substitution und
Verdrangung von Beschaftigung bezieht sich jedoch nicht allein auf forderfahige Personen, son-
dern auch auf andere Personen, die wegen der FérdermaRnahmen eine Beschaftigung nicht aus-
Uben. Letztlich kann daher nur durch Betrachtung der Betriebsebene eine etwaige Substitution
oder Verdrangung reguldrer Beschaftigung hinreichend prazise identifiziert werden, da so auch
mogliche Interdependenzen zwischen tatsachlich geférderter Beschéftigung und reguldrer Be-
schaftigung sichtbar werden. Insgesamt lassen sich mit dem skizzierten Forschungsdesign daher
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Mitnahme- und Substitutionseffekte sowie Verdrangungseffekte vergleichsweise umfassend und
prazise ermitteln.

5.3 Entwicklung des erweiterten Betriebs-Historik-Panels

Vor Beginn der wissenschaftlichen Analysen, die im Jahr 2021 beginnen werden, waren und sind
zundchst umfangreiche Datenarbeiten nétig, um differenzierte Aussagen zu Mitnahme-, Substitu-
tions- und Verdrangungseffekten generieren zu konnen.

Anforderung

Die Datengrundlage der Analysen bilden das ,,erweiterte Betriebs-Historik-Panel fiir die Evaluation
der Forderinstrumente nach §§16e/i SGB I1“ (BHP-XT) fiir den Zeitraum 2000 bis 2019 sowie zwei
Aktualisierungen mit Daten bis 2020 und 2021. Dabei handelt es sich um ein administratives Be-
triebspanel, das vom Geschaftsbereich Daten- und IT-Management (DIM) in Anlehnung an das Be-
triebs-Historik-Panel (BHP) des IAB (Ganzer et al. 2020) in den Jahren 2019 bis 2021 aufgebaut
wird. Das BHP aggregiert Meldungen zur Sozialversicherung auf Betriebsebene und enthalt jahr-
lich eine Beobachtung pro Betrieb zum Stichtag 30. Juni. Unter anderem enthalt es den Bestand
an Beschaftigten, untergliedert nach verschiedenen Merkmalen (Beschaftigtenstruktur), Zu- und
Abgange von Beschaftigten nach ahnlichen Merkmalen untergliedert, die Entgeltstruktur sowie
Branchen- und Ortsindikatoren zum aktuellen Gebietsstand, mittels derer sektorale und regionale
Arbeitsmarktdaten zugespielt werden kdnnen. Die geplanten Analysen erfordern, dhnlich wie bei
den entsprechenden Analysen zum Beschaftigungszuschuss (ISG et al. 2011), ein deutlich erwei-
tertes BHP-XT.8 Das Datendesign sieht folgende Anforderungen sowie Modifikationen und Ergén-
zungen im Vergleich zum regularen BHP vor:

e Datengrundlage:

Wahrend das BHP lediglich auf eine Datenquelle - der Beschaftigtenhistorik — beruht, miissen
flir das BHP-XT weitere Datenquellen einbezogen werden. In erster Linie werden zusatzlich
Angaben zur Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, aber auch zum SGB-II-Leis-
tungsbezug und zu Arbeitslosigkeitszeiten bendtigt. Diese Daten werden standardmaldig be-
reits in den Integrierten Erwerbsbiografien des IAB (IEB) mit der Beschaftigtenhistorik zusam-
mengefiihrt. Dennoch missen fiir das Projekt spezifische, z.T. sehr komplexe Regelwerke ge-
schaffen werden, um beispielsweise geforderte Beschaftigungsverhaltnisse zu identifizieren.
Die Herausforderung hierbei ist es, Heuristiken zu entwickeln, wie mit Inkonsistenzen in den
Daten umzugehen ist. Beispielsweise beginnen bzw. enden die Episoden zur Beschaftigung
und die parallel laufenden Episoden zur MaRnahmeteilnahme nicht immer exakt am gleichen
Tag oder es gibt mehr als ein Beschaftigungsverhaltnis parallel zur MalRnahmeteilnahme.

18 Dieser Evaluationsdatensatz wurde ebenfalls von DIM erstellt, kann aber fiir dieses Projekt aus unterschiedlichen Griinden
nicht einfach aktualisiert werden. Seit damals erfolgten zum einen eine Vielzahl von Anderungen in den relevanten Daten-
grundlagen, die zu bewerten und zu integrieren sind (z.B. neue MaRnahmearten, MaBnahmedaten aus XSozial, Redesign des
BHP). Zum anderen sollen neue projektspezifische Anforderungen umgesetzt werden. Insbesondere sollen Informationen zu
den der BA gemeldeten offenen Stellen erschlossen werden. Neu im Vergleich zur Version von 2010 ist auBerdem, dass regel-
maRige Aktualisierungen geplant sind. Die Programmierung des neuen Datensatzes muss daher nach den Standards fiir re-
gelméaRige Aufbereitungen erfolgen. Des Weiteren erfordern die technischen Entwicklungen der letzten Jahre bei DIM eine
Umstellung der Datenmodellierung und -programmierung sowie der Datenhaltungsplattform.
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e Stichtagsbezogene Bestandsdaten:
Die Beschaftigtenstruktur wird im BHP anhand der Dimensionen Geschlecht, Alter, Erwerbs-
status (sozialversicherungspflichtig, geringfligig, Auszubildende, etc.), Voll-/Teilzeit, Qualifi-
kation, Beruf, Tatigkeitsniveau, Staatsangehorigkeit, Befristung und Leiharbeit abgebildet.
Flir das BHP-XT werden zusatzlich Angaben zu geforderter Beschaftigung (Forderinstrumente
nach §16e und §16i SGB |l sowie weitere elf Kategorien), sozialversicherungspflichtigen Be-
schaftigungen mit gleichzeitigem Bezug von Arbeitslosengeld Il und Betriebszugehdrigkeits-
dauern generiert. Abweichend zum BHP werden andere Zusammenfassungen der Merkmale
Staatsangehorigkeit, Beruf (14 Berufssegmente nach Matthes et al. (2015)) und Beschafti-
gungsstatus gebildet. Des Weiteren erfordert das Projekt, neben den im BHP vorliegenden
Arbeitsortangaben nach der politischen Gebietsstruktur zum aktuellen Gebietsstand, auch
Informationen zur Gebietsstruktur der SGB-II-Trager. Dies stellt eine besondere datentechni-
sche Herausforderung dar, da bisher nur Ortsangaben bis zur Gemeindeebene fiir die Be-
triebe vorlagen. Anhand dieser Angaben ist eine Zuordnung der Jobcenter jedoch nicht im-
mer eindeutig moglich (z.B. ist Berlin eine Gemeinde mit mehr als einem Jobcenter). Um ein-
deutige Verknlipfungen von Betrieben und Jobcenterbezirken zu erhalten, muss fiir das Pro-
jekt erstmals die kleinste verflighare regionale Einheit fiir die Arbeitsorte in den Beschaftig-
tendaten erschlossen werden. Dariiber hinaus sollen fiir beide Gebietsstrukturen die histori-
schen Gebietsstande ab 2000 aufgenommen werden. Anders als im BHP werden die Daten
nicht nur fiir einen Stichtag pro Jahr generiert, sondern fiir vier Stichtage jeweils zum Quar-
talsende.

e Beschaftigungsdynamik:

Wahrend fiir das BHP die Ein- und Austritte der Beschaftigten lediglich tiber einen Abgleich der
Bestandsangaben eines Betriebs an zwei aufeinanderfolgenden Stichtagen berechnet wer-
den, istimvorliegenden Falle ein komplexeres Datendesign der Beschéftigtenstrome erforder-
lich: So werden alle Ein- und Austritte, die zwischen zwei Stichtagen erfolgen, Wechsel zwi-
schen Erwerbsstatus (z. B. von geringfligiger und sozialversicherungspflichtiger Beschafti-
gung) sowie Wechsel zwischen geforderter und ungeforderter Beschaftigung erfasst. Zudem
werden detaillierte Angaben zur Vorgeschichte der Neueinstellungen bendtigt. So werden die
Dauern von ,Nicht-Erwerbstatigkeit, Arbeitslosigkeit, SGB-II-Leistungsbezug vor Antritt der
Beschaftigung berechnet sowie ein Indikator gebildet, der angibt, wie viele neueingestellte
Personen die Voraussetzungen fiir eine Férderung nach §16i SGB Il erfiillen. Des Weiteren ist
der Verbleib von Beschaftigten, die aus dem Betrieb ausscheiden, von Interesse. Im BHP-XT
wird dazu der Erwerbsstatus (arbeitslos, beschaftigt oder sonstiges) am ersten Tag nach Ende
der Beschaftigung ausgewiesen. Die Daten zu Ein- und Austritten werden ab April 2000 bis zum
aktuell verfligbaren Datenrand 19 fiir alle Quartale erzeugt.

e Stellenangebot:
Fur das Projekt werden die Daten zu den bei der BA gemeldeten offenen Stellen ab 2000 er-
schlossen, um Anzahl und Struktur des Stellenangebots den Betrieben im BHP-XT zuordnen

% Fir das letzte Quartal kdnnen keine Abginge ausgewiesen werden, da ein GroRteil der Beschaftigungsmeldungen am 31.12.
enden und eine eindeutige Unterscheidung zwischen echten Beendigungen einer Beschéaftigung und zensierten Enden nicht
moglich ist.
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zu konnen. Hierfiir werden die Einzeldaten fiir die monatlichen Statistiken der BA (,,Data-
marts“) verwendet. Diese Daten haben den Vorteil, dass hierfiir von der Statistik der BA bereits
umfangreiche MalRnahmen zur Qualitatssicherung und Konsolidierung vorgenommen wur-
den. Ein Nachteil der Statistik-Daten ist jedoch, dass sie jeweils den Stand zum Stichtag der
BA-Statistik (jeweils zur Monatsmitte) ausweisen, wahrend das BHP-XT Angaben zu den Stich-
tagen zum Quartalsende beinhaltet. Fiir die Integration beider Datensatze bedeutet dies, dass
eine zeitliche Abweichung der jeweiligen Datenstande von ca. zwei Wochen vorliegt.

e Kurzarbeit:

Da aufgrund der Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf den Arbeitsmarkt das Kurzarbei-
tergeld seit dem Friihjahr 2020 enorm an Relevanz gewonnen hat, werden Daten zu Art und
Umfang des Einsatzes von Kurzarbeit in den Betrieben erschlossen. Hierzu werden die Einzel-
daten der Statistik der BA verwendet, um ein an die spezifischen Forschungsbedarfe ange-
passtes IAB-Standarddatenprodukt aufzubereiten. Ziel ist ein zeitraumbezogener Betriebsda-
tensatz zum konjunkturellen Kurzarbeitergeld ab 2018. Um die betrieblichen Entwicklungen
wahrend der Covid-19-Pandemie bei den Analysen des Projekts berlicksichtigen zu kdnnen,
sollen die Kurzarbeitsdaten mit dem BHP-XT verknlipft werden. Hierfiir stehen jedoch noch
umfangreiche Arbeiten zur Konzeption und Qualitatspriifung an.

Umsetzungsplan

Der zentrale Meilenstein fiir das Teilprojekt ist die Fertigstellung der Version 1.0 des Datensatzes
BHP-XT im ersten Quartal 2021 (BHP-XT V1.0 2000-2019). Dies ist der friihestmdgliche Zeitpunkt,
da die Daten zu den 2019 neu eingefiihrten Forderinstrumenten des Teilhabechancengesetzes erst
in der aktualisierten IEB-Version von Herbst 2020 verfiigbar sein werden. Somit kdnnen die um-
fangreichen Aufbereitungen und Qualitatspriifungen erst im 4. Quartal 2020 beginnen. Im Vorfeld
wurden detaillierte Fachkonzepte zur Aufbereitung der Bestandsdaten des BHP-XT, der Beschafti-
gungsdynamik und des Stellenangebots erarbeitet. Ein weiterer wichtiger Schritt ist dabei der suk-
zessive Aufbau von sogenannten Prototypen fiir die einzelnen Teildatensatze. Diese Prototypen
enthalten zwar lediglich Daten bis Ende 2018 und somit noch keine Informationen zu den Forder-
instrumenten nach §16e und §16i SGB II, dienen aber als , Testdaten® zur Qualitatspriifung und zur
Entwicklung von Aufbereitungs- und Analyseprogrammen. Parallel wird die Datengenerierung
ausfihrlich dokumentiert, um einerseits maximale Transparenz fiir die Forschenden zu schaffen
und andererseits die anstehenden Updates der Daten vorzubereiten. In den beiden Folgejahren
(2022 und 2023) sind die Aktualisierungen der Daten um jeweils ein Jahr vorgesehen, wobei 2021
zwischen der Erstellung der ersten Version und dem ersten Update noch die Moglichkeit zur Modi-
fikation des BHP-XT besteht. Da die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf den Arbeitsmarkt
friihestens mit dem ersten Update ,,BHP-XT V2.0 2000-2020%, das Anfang 2022 verfiigbar sein wird,
ersichtlich sein werden, wird der ErschlieBung der Kurzarbeitergelddaten zunachst keine hohe Pri-
oritat eingerdumt. Es ist geplant, im Friihjahr 2021 nach Abschluss der Arbeiten fiir die Version
»BHP-XT V1.0 2000-2019“ einen Prototyp anzufertigen. Spatestens mit der Auslieferung der Version
»BHP-XT V2.0 2000-2020“ (voraussichtlich Anfang 2022) sollen auch entsprechende Informationen
zur Kurzarbeit in den Betrieben zur Verfligung gestellt werden.
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54  Zwischenfazit

Den grofSten Teil der bisherigen Arbeiten bildete die (noch andauernde) Entwicklung des BHP-XT.
Hierflir wurden bisher die Fachkonzepte fiir die Bestandsdaten, die Beschaftigungsdynamik und
das Stellenangebot abgeschlossen. Zudem wurden Protoptypen fiir die Bestandsdaten und die
Stellenangebote mit Daten bis 2018 generiert. Im Zuge dessen wurden bereits erste Teile des Qua-
litatssicherungskonzepts und der Aufbereitungsstandards bzw. (Teil-)Automatisierung fiir effizi-
ente Updates umgesetzt. Die bereits erfolgten Qualitatspriifungen ergaben keine Mangel. Aktuell
wird der Prototyp fiir die Beschaftigungsdynamik aufbereitet sowie die Dokumentation, das Qua-
litatssicherungskonzept und die Automatisierung entsprechend erweitert.

Im Jahr 2021 wird mit den verfiigharen Daten bereits ein erstes Matching von Teilnahme- und Ver-
gleichsbetrieben durchgefiihrt. Darauf aufbauend werden voraussichtlich ab dem ersten Quartal
2022 die Wirkungsanalysen erfolgen, die fiir den Zeitraum bis Ende 2020 mdglich sind. Da Mit-
nahme-, Substitutions- und Verdrangungseffekte teils erst zeitlich verzogert eintreten, kdnnen
diese vorerst nur teilweise abgebildet werden. Erst mit Fertigstellung des zweiten Updates, also
mit Datenrand 2021 (drei volle Jahre nach Inkrafttreten des Teilhabechancengesetzes), konnen
die Wirkungsanalysen um Ergebnisse zu mittelfristigen Effekten erganzt werden.

6 Prozesse betrieblicher Integration

Bereits seit langerer Zeit werden im SGB Il flankierende, personenbezogene Dienstleistungen zur
Stabilisierung sowohl von geférderter Beschaftigung als auch im Kontext von Qualifizierungsmaf3-
nahmen eingesetzt.?° Diese zielen auf eine vor allem personenbezogene Unterstiitzung der Teil-
nehmenden bzw. Geférderten und sollen dem Risiko von vorzeitigen Abbriichen der Forderung
vorbeugen. Beispiele fiir derartige Dienstleistungen finden sich in den letzten Jahren zum einen
im Rahmen von Modellprojekten auf Landesebene zur offentlich geférderten Beschaftigung in
NRW (Bauer et al. 2016, 2016a; Bauer 2018) und Baden-Wiirttemberg (Fertig et al. 2017), zum an-
deren auf Bundesebene im Kontext des ESF-LZA-Programms (ISG/IAW 2018), aber auch in laufen-
den Modellprojekten zur modularisierten geforderten Weiterbildung in NRW spielt eine solche
Dienstleistung eine zentrale Rolle (Bauer et al. 2020).

Der Grundgedanke dieser Unterstiitzung ist zunachst, dass alle positiven Effekte der Programme
davon abhangen, dass die Teilnahme der Geférderten stabil bleibt und vorzeitige Abbriiche ver-
mieden werden. Dariiber hinaus stellt die flankierende Bearbeitung gerade von Problemlagen im
personlichen Bereich einen Beitrag zur personlichen Stabilitat und sozialen Integration dar und
verbessert dadurch auch die grundsatzlichen Chancen im Erwerbssystem.

Der Stabilisierungsbedarf ergibt sich der zentralen Wirkungshypothese nach aufgrund von beson-
deren Merkmalen der Zielgruppe. Ganz allgemein wird hier von einer erhohten Irritierbarkeit und
Vulnerabilitat der Teilnehmenden gegeniiber betrieblichen und auferbetrieblichen Anforderun-
gen ausgegangen, die als krisenhafte Zumutungen erfahren werden und zu Beschaftigungsabbrii-
chen fiihren kénnen. Diese gehen zum Teil aus der vorausgehenden langen Arbeitslosigkeit hervor

2 Das Kapitel wurde von Frank Bauer (IAB), Jenny Bennett (ISG), Philipp Fuchs (ISG) und Jan Gellermann (IAB) verfasst.
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(Entwohnung von regelmaRiger Arbeit, betrieblichen Sozialstrukturen, hierarchischen Betriebs-
strukturen, fehlende Tagesstruktur, Armut, Wohnungsprobleme etc.), sind zum Teil aber auch bi-
ografisch und erwerbshistorisch bedingt und betreffen die Person sowie die auRerbetriebliche Le-
bensfiihrung der Geforderten.

Von besonderem praktischen und wissenschaftlichen Interesse ist die Untersuchung der Praxis ei-
ner solchen Dienstleistung, da diese im Rahmen des Teilhabechancengesetzes (THCG) erstmals
eine Anwendung als Regelinstrument im Rechtskreis des SGB Il findet. Das motiviert die systema-
tische Untersuchung der Unterstiitzungsdienstleistung und findet ihren Ausdruck in der Bestim-
mung folgender Untersuchungsziele:

1. Ermittlung und theoretisch-empirische Systematisierung typischer Problemlagen, die bei der
betrieblichen Integration von Geférderten regelmalig entstehen.

2. Untersuchung der Betreuungsdienstleistung, die ihre Relation zu den Problemlagen der Ge-
forderten sowie den Problemsituationen in den Betrieben erhellt und so den Beitrag der Be-
treuung zur Losung von betrieblichen Integrationsproblemen deutlich macht.

3. Ermittlung und Systematisierung der unterschiedlichen organisatorischen Rahmenbedingun-
gen der Betreuungsdienstleistung sowohl in den zustandigen Institutionen (Jobcenter bzw.
externe Dienstleister) als auch in den Betrieben, um ihren Einfluss auf die Arbeit der Betreue-
rinnen und Betreuer bei der Bearbeitung der Probleme der Geforderten zu bestimmen.

4. Bestimmung der Fachlichkeit der Betreuerinnen und Betreuer bzw. Entwicklung einer theore-
tisch-empirischen Konzeption ,,ganzheitlicher beschaftigungsbegleitender Betreuung®.

Die hier angedeutete Komplexitat der Untersuchungsziele ergibt sich aus der Sache des Untersu-
chungsgegenstandes selbst, ndmlich daraus, dass aufgrund der Unterschiedlichkeit von §16e und
§16i SGB Il die Heterogenitat der moglichen Problemlagen bei Geforderten ebenso grofd ist wie die
Vielfalt der betrieblichen Bedingungen, die die Betreuerinnen und Betreuer in den Betrieben vor-
finden. Denn es kdnnen privatwirtschaftliche Betriebe oder gemeinniitzige Beschaftigungstrager
oder auch Kommunen sein, die die Forderung in Anspruch nehmen. Es kann sich um Betriebe mit
und ohne Erfahrungen mit 6ffentlich geforderter Beschaftigung handeln, die aus prinzipiell allen
Branchen stammen kdnnen. Zudem diirfte es flir die konkrete Auswahl des Personals fiir die Un-
terstiitzung und die Arbeitsbedingungen der Betreuerinnen und Betreuer von Bedeutung sein, ob
die Jobcenter die Unterstiitzung mit eigenem Personal realisieren oder diese an externe Dienst-
leister delegieren.

Diese allgemeine Ausrichtung des Untersuchungsmoduls 2b spiegelt auch der vorliegende erste
Ergebnisbericht: Zunachst folgt eine kurze Darstellung des theoretischen Rahmens der Untersu-
chung, die die Funktion und die bestimmenden Situationslogiken der Betreuung darlegt (Ab-
schnitt 6.1). Daran schlief3t sich eine kurze Skizze der methodischen Ausrichtung der Untersuchung
an (Abschnitt 6.2). Einen Uberblick tiber die Praxis der FelderschlieRung und -arbeit gibt das Kapi-
tel zur Standort- und Fallauswahl, das mit der kontrastiven Anlage der Selektion zugleich Auskunft
Uber ex-ante entwickelte Auswertungskategorien enthalt. Abschnitt 6.3 berichtet Giber erste zent-
rale Befunde und systematisiert diese nach verschiedenen Untersuchungsperspektiven. Das Kapi-
tel schlief3t mit einer Zusammenfassung der bislang vorliegenden Befunde und gibt einen Ausblick
auf die weitere Forschungsarbeit (Abschnitt 6.4).
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6.1  Theoretischer Hintergrund

Die Betreuung von ALG-1I-Beziehenden als Bestandteil von arbeitsmarktpolitischen Zielgruppen-
programmen ist gleichermaRen in der Praxis der Arbeitsmarktpolitik wie in der Arbeitsmarktfor-
schung relativ neu. GrolRe Teile der hier relevanten Forschungsergebnisse stammen aus Evaluati-
onsprojekten und Implementationsstudien zu regionalen Modellprojekten mit relativ kleinen Teil-
nehmendenpopulationen: Beginnend mit der ,Evaluation des SGB-ll-geforderten Jobtrainer
NRW* (Fuchs/Bauer 2010) wurden Betreuungsansatze auch im Projekt ,6ffentlich geforderte Be-
schaftigung in Nordrhein-Westfalen“ (Bauer et al. 2016a) und in der Begleitforschung zum Modell-
projekt ,Passiv-Aktiv-Tausch“ (Fertig et al. 2017) in Baden-Wiirttemberg untersucht, sowie in der
laufenden ,Implementationsanalyse des Modellprojekts zur Forderung geringqualifizierter Ju-
gendlicher und junger Erwachsener® in NRW (Bauer et al. 2020). Auf Bundesebene hingegen ist in
diesem Zusammenhang bislang in erster Linie die Evaluation des ESF-LZA-Programms (ISG/IAW
2019) zu nennen.

In allen diesen Projekten hatte die begleitende Unterstiitzung bzw. Betreuung der Teilnehmenden
einen zentralen Stellenwert, und die je daraus resultierenden Ergebnisse sind die Basis flir die ak-
tuelle Bearbeitung der Aufgabenstellung im Kontext der Evaluation der Forderinstrumente nach
§16e und §16i SGB II. Bauer (2021) entwirft im Rekurs auf diese Forschungsergebnisse eine sozio-
logisch orientierte theoretisch-begriffliche Erschliefung der Funktionen und der relevanten Situ-
ationslogiken, die sich fiir die Unterstlitzung von Geforderten in der Implementationspraxis stel-
len. Daran orientiert sich die folgende Darstellung des theoretischen Hintergrunds samt den sys-
tematisierten Befunden zu Dienstleistungen, die mit der ganzheitlichen beschaftigungsbegleiten-
den Betreuung vergleichbar sind. Diese Befunde leiten den weiteren Untersuchungsprozess an,
nicht nur hinsichtlich der Fallauswahl, die fiir die Variation der hier aufgezeigten, inhaltlich pra-
genden Merkmale sensibel sein muss, sondern auch hinsichtlich der damit verbundenen Hypothe-
sen, die es zu priifen, elaborieren und erweitern gilt.

6.1.1  Zum Begriff der Unterstltzungsdienstleistung im Rahmen geforderter
Beschaftigung

Die Terminologie fiir die eingangs skizzierte Dienstleistung und die Personen, die diese erbringen,
ist bislang keineswegs einheitlich. In einigen Fallen werden diese als Coaching bzw. Coaches be-
zeichnet, in anderen Fallen als sozialpadagogische Begleitung oder, wie im vorliegenden Fall, als
»ganzheitliche beschaftigungsbegleitende Betreuung” (gbB). Ungeachtet der konkreten Bezeich-
nung bleibt jedoch relativ unklar, worin die Praxis dieser Aufgaben besteht, welche inhaltlichen
und fachlichen Anforderungen damit einhergehen und wie die hier tatigen Fachkrafte selbst ihre
Arbeit verstehen. Exemplarisch fiir die begrifflichen Unscharfen in diesem Praxisfeld sei an dieser
Stelle darauf verwiesen, dass etwa der im Rahmen des THCG vermiedene Coaching-Begriff zumin-
dest problematisch ist aufgrund seiner inhaltlichen Unbestimmtheit und auch fiir die Fachkrafte
kaum Orientierung bietet (Bauer et al. 2020). Im Rahmen des vorliegenden Berichts werden im Ein-
klang mit dem Gesetzestext daher die Bezeichnungen Betreuung oder Unterstiitzung, ganzheitli-
che beschaftigungsbegleitende Betreuung bzw. das Kiirzel gbB sowie Betreuer/-in oder Betreu-
ungskraft fiir die beschriebene Tatigkeit und die damit befassten Personen verwendet.
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6.1.2  Ganzheitliche beschaftigungsbegleitende Betreuung als Gewahrleistungsfunktion
eines stabilen Beschaftigungsverhaltnisses

Die Instrumente nach §16i und §16e SGB Il sind in der Ausrichtung der Férderung zwar etwas un-
terschiedlich akzentuiert, gemeinsam ist beiden Férderungen jedoch die Grundidee der geforder-
ten Integration in Beschaftigung, einerseits mit Blick auf die langfristige (ungeforderte) Beschafti-
gung, andererseits als unmittelbare Ermoglichung gesellschaftlicher Teilhabe durch Erwerbsar-
beit. Dieser Grundidee zufolge stellt ein Beschaftigungsverhaltnis einen multidimensionalen Wirk-
mechanismus dar, da Erwerbsarbeit fiir eine Arbeitsgesellschaft eine Institution konstituiert, de-
ren Funktion sich keinesfalls im Gelderwerb erschopft (Daheim/Schonbauer 1996). So begriindet
die Erwerbsintegration zugleich einen Status innerhalb der Erwerbsgesellschaft. Im vorliegenden
Fall ist mit der Aufnahme der geférderten Beschaftigung folglich der Ubergang vom vormals lang-
zeitarbeitslosen Sozialleistungsempfanger bzw. Sozialleistungsempfangerin zum Erwerbsbiirger
bzw. zur Erwerbsblirgerin (Lessenich 2009) zugleich eine alltagspraktisch wie symbolisch wirk-
machtige Statustransformation verbunden. Dies lasst sich unter anderem daran ablesen, dass
trotz anhaltender staatlicher Transferzahlungen fiir die geférderten Beschaftigungsverhaltnisse
die Zuschreibung der ,faulen Arbeitslosen® (Hirseland/Ramos Lobato 2014) fiir die Geférderten
nicht mehr zutreffend ist und sie sich auf diese Weise auch dem damit verbundenen stigmatisie-
renden Diskurs entziehen. Mit Blick auf den beruflichen und aufRerberuflichen Alltag kommen wei-
terhin die latenten Funktionen von Erwerbsarbeit zum Tragen: die Einrichtung einer Zeitstruktur,
die regelméaRigen Kontakte aufierhalb der Kernfamilie und Aktivitat durch Beschaftigung sowie die
Verbindung des Einzelnen mit Zielen und Zwecken, die liber seine eigenen hinausgehen (Jahoda
1982: 182). Im Rekurs auf Kronauer et al. (1993) ist anzufiihren, dass Erwerbsarbeit auch Moglich-
keiten des Konsums sowie die biografische Lebensplanung tangiert. Ein letztes, vielschichtiges
Themenfeld, das ebenfalls eng mit der Integration in Erwerbsarbeit zusammenhangt, ist das der
sozialen Teilhabe (Sen 2002). Auch hier haben Untersuchungen wiederholt gezeigt, dass sowohl
das subjektive Teilhabeempfinden als auch materielle Voraussetzungen von Teilhabe durch gefor-
derte Erwerbsarbeit gestarkt werden (Bauer etal 2016; ISG/IAW 2019; IAQ et al. 2019; Ramos
Lobato 2017).

Voraussetzung dafiir, dass die Geforderten an der Vielfalt der genannten Effekte der geférderten
Erwerbsarbeit partizipieren, ist die Tatsache, dass sie auch tatsachlich stabil im Beschaftigungs-
verhaltnis verbleiben. Zumindest fiir den Fall, dass die Geférderten keinen Ubergang in einen an-
deren angestrebten alternativen Status vollziehen, etwa Verrentung oder eine ungeférderte sozi-
alversicherungspflichtige Beschaftigung in einem anderen Betrieb, wiirden die Effekte durch die
Riickkehr in den Leistungsbezug nach dem SGB Il hinféllig. Hier leistet die gbB durch ihren Auftrag
der Stabilisierung der geférderten Beschaftigungsverhaltnisse einen wesentlichen Beitrag zur Si-
cherstellung der Ermoglichung all dieser mit Erwerbsarbeit assoziierten Aspekte.

Aus dieser Konstellation ergibt sich die Anforderung der Risiko-Absorption an die Betreuerinnen
und Betreuer, die gewissermalen prinzipiell fiir alle Themen und Probleme zustandig sind, die ein
Risiko flir den Fortbestand des Beschéftigungsverhaltnisses darstellen. Dieser Sachverhalt kommt
in dem Begriff ,ganzheitliche“ Betreuung pragnant zum Ausdruck. Auch wenn sich damit a priori
zundchst kein Thema aus der Betreuung ausgrenzen lasst, haben vergangene Untersuchungen
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gleichwohl gezeigt, dass aufgrund der Situationslogik der geférderten Beschaftigung mit be-
stimmten Risiken systematisch zu rechnen ist, die im Folgenden thematisch gegliedert dargestellt
werden.

6.1.3  Zur Systematisierung der Abbruchsrisiken bei geforderter Beschaftigung

Die Anforderungen an die Geférderten im betrieblichen Alltag lassen sich in zwei Spharen gliedern.
Zum einenist hier die inhaltliche Bewaltigung der geleisteten Arbeit zu nennen. Auch fiir die Arbeit
der Geforderten gelten (ibliche Standards im Sinne von ,Qualitatsnormen®, die als Referenz dafiir
dienen, ob die Erwartungen hinsichtlich der fachlich angemessenen Ausfiihrung der ihnen tber-
tragenen Aufgaben erfiillt werden. Dies lasst sich auch als Leistungserwartung bezeichnen. Zum
anderen miissen die Geforderten Verhaltenserwartungen gerecht werden, die nicht unmittelbar
ihre Arbeitsleistung betreffen. In diesem Kontext ist an den sozialen Umgang im Betrieb hinsicht-
lich Hoflichkeit und Befolgung von Anweisungen genauso zu denken wie an die Einhaltung von
Erwartungen mit Blick auf Plinktlichkeit oder rechtzeitige Krankmeldung. Die Bewaltigung dieser
Anforderungen entspricht der erfolgreichen Ausfiillung der ,Arbeitsrolle“ (Dreitzel 1968: 167) mit
ihrer doppelten Referenz: Sie ist ,,von ihrer Genese aus organisationsbezogenen Herrschaftsnor-
men abgeleitet und von ihrer Art als ,Qualitdtsnorm* zu verstehen® (Bauer 2021: 26).

Dass die Geforderten nicht uneingeschrankt und unmittelbar wie ,regulare® Beschaftigte diesen
MaRstében entsprechen konnen, legt bereits die Zahlung einer umfangreichen und langfristigen
Lohnsubvention nahe, die die Arbeitgeber gewissermalen fiir Abweichungen von jenem MaRstab
kompensieren soll. Auch die Tatsache, dass die lange Dauer der Arbeitslosigkeit mit der Entwoh-
nung von Anforderungen dieser Art einhergeht, macht plausibel, dass es den Geforderten Prob-
leme bereiten kann, diesen Erwartungen gerecht zu werden. So mag es manchen Geférderten zu-
mindest anfangs nicht bewusst sein, dass eine SMS an den direkten Vorgesetzten nicht als formale
Krankmeldung ausreicht. Durch derartige Abweichungen der Geférderten von den Ublicherweise
im betrieblichen Kontext geltenden Erwartungen entstehen systematisch Risiken fiir die Stabilitat
des Beschaftigungsverhaltnisses.

Mit dem Eintritt in ein gefordertes Beschaftigungsverhaltnis nach einer langen Phase der Arbeits-
losigkeit wird auch eine Anpassung der auRerbetrieblichen Lebensfiihrung notwendig. Dies be-
trifft beispielsweise die zeitliche Koordinierung der Arbeit mit Aufgaben der Kinderbetreuung oder
der Pflege von Angehorigen, aber auch die alltdglichen Routinen der Sozialkontakte oder Einkaufs-
gewohnheiten. Hinzu kommt, dass so heterogene Problemlagen wie riskanter Alkoholkonsum,
Schulden oder Gesundheitsprobleme die Aufnahme und Fortfiihrung einer Beschaftigung er-
schweren konnen. Hier haben Untersuchungen bereits mehrfach gezeigt, dass bei Zielgruppen, die
mit der des THCG vergleichbar sind, mit solchen Risiken zu rechnenist (z. B. Bauer et al. 2016a oder
ISG/IAW 2019). Da derartige Anpassungsprozesse und Problemlagen sich auch direkt oder indirekt
negativ auf die Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit der Geforderten auswirken und somit eine
Gefahr fiir das Beschaftigungsverhaltnis darstellen konnen, muss die ghB auch fiir solche Themen
sensibel sein und angemessen darauf reagieren kénnen.

Gerade die letztgenannten Probleme verweisen auf ein Themenspektrum, bei dem es angeraten
sein kann, weitere, spezialisierte Dienstleistungen hinzuziehen, etwa die kommunalen Eingliede-
rungsleistungen nach §16a SGB II. Hierflir miissen die Betreuungskrafte zunachst in der Lage sein,
die geschilderten Problemlagen zu erkennen, gegeniiber den Geférderten zu thematisieren und
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gef. auch eine Problemeinsicht bei diesen zu erzielen. Organisatorisch bedarf dies in einem zwei-
ten Schritt auch einer grundlegenden Kenntnis und Vernetzung der Betreuerinnen und Betreuer
von bzw. zu den einschlagigen Anbietern. Eine solche Form der Unterstiitzung setzt voraus, dass
der Kontakt zu den Geforderten sowohl mit Blick auf die Frequenz als auch die Qualitat der Arbeits-
beziehung hinreichend eng ist, dass derartige Entwicklungen auch erkannt, thematisiert und an-
gegangen werden kdnnen. Eine wichtige Voraussetzung stellen hierfiir der regelmaRige Kontakt
zu den Geforderten und der Einblick in die betriebliche Praxis, einschlieRlich des Kontakts zu An-
leiterninnen und Anleiter und Vorgesetzten der Geforderten, dar. Mit anderen Worten bedarf die
gbB also der Nahe zur betrieblichen Praxis. Genauso setzt dies aufseiten der Betreuerinnen und
Betreuer voraus, dass es ihnen gelingt, ein Vertrauensverhaltnis zu den Geférderten aufzubauen
und sich nicht von Formen der Lebensfiihrung irritieren zu lassen, die sich nicht mit den eigenen
Vorstellungen decken.

SchlieBlich verweist bereits die Tatsache der ghB an sich auf eine fundamentale Abweichung der
geforderten Beschaftigungsverhaltnisse im Rahmen des THCG von ,normalen“ Beschaftigungs-
verhaltnissen, da Beschaftigte liblicherweise nicht wahrend ihrer Arbeit durch Personal begleitet
werden, das aus Mitteln des SGB Il finanziert wird. Allerdings haben friihere Untersuchungen auch
in dieser Hinsicht gezeigt, dass es den wahrgenommenen (Erwerbs-)Status der Geférderten starkt,
wenn sie das Beschaftigungsverhaltnis als moglichst ,normal“ erfahren. Dieser Sachverhalt, der
auch als ,,simulierte Normalitat“ (Bauer et al. 2016b) bezeichnet werden kann, wird durch die gbB
gestort; ein Konflikt, der sich letztlich nicht grundlegend auflésen ladsst, hinsichtlich seiner sozialen
Implikationen wohl aber sehr unterschiedlich sensibel gehandhabt werden kann. Dies betrifft
etwa Fragen danach, ob die Kollegeninnen und Kollegen der Geférderten um den Sachverhalt der
Forderung und die damit einhergehende Betreuung wissen sollten oder wie viel Nahe der gbB zu
den betrieblichen Ablaufen im Einzelfall notwendig ist, um einerseits sich anbahnende Probleme
zu erkennen, andererseits aber nicht in storender Weise als Betreuer/-in im betrieblichen Alltag
prasent zu sein.

6.1.4 gbBals eigenstandiger Wirkungshebel

Im Zuge der Integration in geforderte Erwerbsarbeit tauchen immer wieder Probleme auf, die sich
nicht unmittelbar auf die Situation im Betrieb und die Stabilitat des Beschaftigungsverhaltnisses
beziehen. Eine Dienstleistung wie die gbB ist daher auch mit der Aufgabe konfrontiert, auferbe-
triebliche Probleme von Geférderten zu bearbeiten, die liber das Beschaftigungsverhaltnis hinaus-
weisen. In diesen Fallen entfaltet sie gewissermalRen eine eigenstandige Wirkung jenseits ihrer
Funktion der Beschaftigungsstabilisierung. Gerade die Bearbeitung personlicher Probleme oder
akuter Notlagen kénnen Anlass dazu sein, vermittelt Uiber die Intervention der gbB bei den Gefor-
derten Veranderungs- und Bildungsprozesse in Gang zu setzen oder zu unterstiitzen. Ein plasti-
sches Beispiel stellt hierfiir eine Ver- oder Uberschuldung von Geférderten dar. Wenn etwa Lohn-
pfandungen oder die Zwangsraumung der Wohnung drohen, kann dies ein direktes Eingreifen der
gbB erforderlich machen, da die Probleme auch unmittelbar auf die Beschaftigung durchschlagen
und zu Abbriichen fiihren kdnnen. Nach Bewaltigung der akuten Krise kann dies jedoch einen Bil-
dungsprozess nach sich ziehen, in dessen Verlauf das Konsumverhalten und der Umgang mit Geld
thematisiert und langfristig bearbeitet werden kdnnen. Auf diese Weise eignen sich die Geférder-
ten - im Idealfall - einen verantwortungsvollen Umgang mit ihren Finanzen an, so dass auch per-
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spektivisch einer weiteren Eskalation vorgebeugt wird. Derartige Bildungsprozesse sind an-
spruchsvoll und werden von den Geférderten bisweilen auch als fordernd oder belastend wahrge-
nommen, doch konnen sie Handlungsspielrdume der Geforderten erweitern und ihnen Losungs-
strategien fiir wiederkehrende Probleme vermitteln. So tragen solche Bildungsprozesse im Falle
des Gelingens auch dazu bei, die Nachhaltigkeit der Integration ins Erwerbsleben zu unterstutzen
(Bauer et al. 2020, 138).

An dem geschilderten Beispiel der Verschuldung werden zudem zwei unterschiedliche Aspekte ei-
ner personenbezogenen Dienstleistung wie der ghB ersichtlich. So entspricht die stellvertretende
Krisenbewaltigung im Fall der drohenden Zwangsraumung durch eine Betreuungskraft in der Ter-
minologie der Sozialen Arbeit der ,Arbeit fiir“ die Klienten (Heiner 2012). Der darauf aufbauende
Bildungsprozess ist hingegen im Sinne einer ,Arbeit mit“ den Klienten zu verstehen (ebd.). Hier
geht die Betreuung dazu Uber, aktiv Eigenverantwortung der Geforderten einzufordern und Auto-
nomie (wieder-)herzustellen, statt entlastend und stellvertretend fiir sie auftretende Probleme zu
l6sen. Das kann den Geforderten als Zumutung erscheinen. In Anlehnung an Oevermann geht es
hier aber um die ,Zumutbarkeit von Forderungen an die Eigenverantwortlichkeit im richtigen Ver-
haltnis zum Erfordernis von externen Hilfen und Abstiitzungen“ (Oevermann 2009: 131). Praktisch
gewendet heildt das, dass Betreuerinnen und Betreuer es vermeiden miissen, durch rein entlas-
tende Arbeit die Ursachen der Probleme aus dem Blick zu verlieren und damit den Hilfebedarf zu
verfestigen. Stattdessen gilt es, ganz im Sinne des oft zitierten Mottos der ,Hilfe zur Selbsthilfe“,
durch die Initiierung und Unterstiitzung von Bildungsprozessen die Autonomie der Geférderten zu
starken. Dabei kann und sollte es keinesfalls um die Arbeit an gravierenden psychischen Proble-
men gehen, die in den Zustandigkeitsbereich von Therapeuteninnen und Therapeuten fallt, son-
dern bereits die konsequente und reflektierte Arbeit an vermeintlich alltaglichen Kleinigkeiten wie
chronischer Unplinktlichkeit kann einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung eines Beschafti-
gungsverhaltnisses leisten, der auch ohne therapeutische Qualifikation umsetzbar ist.

6.1.5  Zur Systematisierung der Handlungskontexte der gbB: Die Situationslogik der
Unterstltzung

Das Handeln der Betreuerinnen und Betreuer im Rahmen der gbB ist stets eingebettet in konkrete
Handlungskontexte, die mit spezifischen Anforderungen, Chancen und Restriktionen einherge-
hen, ohne jedoch das Vorgehen vollstandig zu determinieren (Bauer et al. 2016a; Bauer/Kupka
2016). Fur deren Systematisierung kann auf zwei Quellen zuriickgegriffen werden: In erster Linie
bieten die Dimensionen von Handlungstypen Sozialer Arbeit einen sinnvollen Rahmen, der sich
auch auf den Kontext der ghB tibertragen ldsst, auch wenn es sich hierbei nicht im engen Sinne um
Soziale Arbeit handelt. Hierzu zéhlen ,(1) die Dauer der Kooperation, (2) der Umfang der gemein-
sam verbrachten Zeit, (3) die Lebenswelt- und Alltagsnéhe, (4) der Formalisierungsgrad der Inter-
aktion, (5) das Spektrum der bearbeitbaren Probleme und (6) das Ausmaf} der fallbezogenen Ver-
netzung mit anderen Diensten und Einrichtungen (Heiner 2012: 612). Dariiber hinaus kann spezifi-
scher fiir den Kontext der gbB auf Erfahrungen aus Forschungsprojekten zuriickgegriffen werden,
die die Umsetzung von flankierenden Dienstleistungen fiir 6ffentlich geforderte Beschaftigung un-
tersucht haben (Bauer et al. 2016a; Fuchs/Hamann 2017). Hier ist vor allem der Typ des Arbeitge-
bers als systematische EinflussgroRe, sowohl mit Blick auf die Geférderten (7) als auch die Betreu-
ungskrafte (8), von Interesse.
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Hinsichtlich der Dauer (1) handelt es sich mit bis zu fiinf Jahren - zumindest im Falle der Férderung
nach §16i SGB Il - um eine langfristige Interaktion, so dass entsprechend auch langfristige Pro-
zesse initiiert und begleitet werden kénnen. Der Umfang der gemeinsam verbrachten Zeit (2) hin-
gegen ist im Fall der gbB nicht klar fixiert. Orientiert man sich als Referenz an vergleichbaren Vor-
lduferprojekten, so ldsst sich bei einem Betreuungsschliissel von etwa 1:40 auf eine Vollzeitstelle
im Durchschnitt ungefahr eine Stunde pro Woche und Fall veranschlagen. Zusammen mit der
Dauer entspricht dies einem relativ langen und dichten Kontakt, ahnlich dem einer langfristigen
Psychotherapie. Die Nahe zur Alltags- und Lebenswelt (3) hingegen lasst sich nur schwer in allge-
meingiiltiger Weise bestimmen. Wesentlich diirfte hierfiir der Einblick der gbB in den betrieblichen
Alltag sein. Die Moglichkeit hierfiir variiert erfahrungsgemalfd in Abhangigkeit von der Art des Ar-
beitgebers. So erweisen sich privatwirtschaftliche Arbeitgeber in der Regel als zogerlicher, Betreu-
ungskraften den Zugang zum Betrieb zu gewdhren, allein schon, weil ihnen diese Dienstleistung
zundchst fremd ist (Fuchs/Hamann 2017). Auch wenn gemeinniitzige Arbeitgeber und Beschafti-
gungstrager mit derartigen flankierenden Angeboten eher Erfahrung haben oder diesen zumin-
dest aufgrund ihrer Grundausrichtung offener gegeniiberstehen, zeigen bisherige Untersuchun-
gen, dass hier oftmals die spezifischen Konstellationen von Organisationszugehdrigkeit und kon-
kretem Arbeitsort der Geférderten die Betreuung der Geforderten (mit-)pragen (Bauer etal.
2016a). Indirekt kann der betriebliche Zugang auch den Ort fiir die Kontakte zwischen Geforderten
und Betreuerinnen und Betreuern beeinflussen. Fiir derartige Gesprache ist grundsatzlich ein ver-
traulicher Rahmen notwendig, den nicht alle Betriebe gleichermalien gewadhren kdnnen. Dies
kann die Verlagerung der Gesprache in den offentlichen Raum (Spaziergédnge, Café etc.), in die
Raumlichkeiten des Jobcenters oder des Arbeitgebers der Betreuungskraft oder sogar in die Pri-
vatwohnung der Geforderten erforderlich machen.

Die unterschiedlichen raumlichen Rahmungen stehen dabei zugleich auch fiir einen unterschied-
lichen Grad der Informalisierung (4): Wahrend ein Gesprach in den Raumlichkeiten des Jobcenters
im Zweifelsfalle fiir die Geforderten starker einem Vermittlungsgesprach dhnelt - eine Assoziation,
die nicht unbedingt positiv konnotiert sein muss -, kann ein Gesprach in der Privatwohnung der
Geforderten Ausdruck fiir einen Grad an Vertrautheit sein, den man nicht jeder Person gewahrt.
Inwiefern es gelingt, ein Verhaltnis zwischen Betreuungskraft und Gefoérderten zu etablieren, das
weniger von einem distanzierten und rollenférmigen Handeln gepragt ist, hangt aber auch von
weiteren Faktoren ab, etwa der grundsatzlichen Erreichbarkeit der Betreuungskrafte (z. B. liber ein
Diensthandy), die eine Verfligharkeit der Hilfe signalisiert, die flir eine stark formal gepragte Bezie-
hung eher untypisch ist.

Das denkbar breite Spektrum der potenziell zu bearbeitenden Probleme (5) wurde bereits durch
die potenzielle Allzustandigkeit der gbB aufgezeigt: Alles, was ein Risiko fiir die geférderte Beschaf-
tigung darstellt, kann und sollte im Rahmen der Betreuungsbeziehung zum Thema gemacht wer-
den. Im Umkehrschluss kann das allerdings auch heiften, dass abweichende Verhaltensformen der
Geforderten, die auf die Betreuerinnen und Betreuer befremdlich wirken mogen, aber keine desta-
bilisierenden Auswirkungen auf die Beschaftigung haben, auch nicht zwingend problematisiert
werden miissen. Auch die Notwendigkeit der Vernetzung mit anderen Diensten (6) wurde bereits
angesprochen. Entsprechend der Allzustandigkeit und der zu erwartenden Heterogenitat der
Problemlagen der Geférderten ist dies unabdingbar und das Spektrum der relevanten Angebote
denkbar breit und letztlich fallspezifisch zu bestimmen.
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Wendet man sich schlieRlich den Arbeitgebern von Betreuungskraften (7) zu, so ist festzuhalten,
dass dieses Merkmal die Praxis der Betreuung durchaus (mit-)pragt (ISG/IAW 2019). Wahrend man
bei Fachkraften des Jobcenters davon ausgehen kann, dass sie aufgrund ihrer Organisationszuge-
horigkeit eher Unterstiitzung bei Fragen der Leistungsgewahrung und allgemein Fragen des SGB I
bieten kdnnen, kann dies zumindest potenziell mit einer gewissen Skepsis der Geférderten einher-
gehen, gerade im Fall von negativen Erfahrungen mit dem Jobcenter. GewissermaRen spiegelbild-
lich hierzu verhalt sich die Situation von Betreuungskraften, die nicht beim Jobcenter angestellt
sind. Ihre organisationsbedingte Distanz zum SGB Il kann zwar den Aufbau eines Vertrauensver-
haltnisses beglinstigen, allerdings sind sie bei Fragen, die das SGB Il betreffen, zunachst einmal
Externe, die sich schwerer Gehor verschaffen konnen als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Job-
centers.

Hinsichtlich der Arbeitgeber der Geforderten (8) ist die ebenfalls bereits angedeutete Unterschei-
dung zwischen privatwirtschaftlichen Betrieben auf der einen Seite und gemeinniitzigen oder
kommunalen Betrieben auf der anderen Seite zentral. Dies betrifft zunachst die zu erwartende Ak-
zeptanz der Betreuung der Geforderten, die unter der erstgenannten Gruppe von Arbeitgebern
tendenziell geringer ist (Fuchs/Hamann 2017; ISG/IAW 2019). Dariiber hinaus hat sich in friiheren
Formen offentlich geférderter Beschaftigung gezeigt, dass betriebliche Klebeeffekte in der Privat-
wirtschaft leichter erzielt werden konnen, als dies im gemeinniitzigen Bereich der Fall ist
(Fuchs/Hamann 2017). Der letztgenannte Befund kann entsprechend unterschiedliche Strategien
mit Blick auf die Ermdglichung einer langfristigen und idealerweise ungeforderten Beschaftigung
jenseits des THCG begriinden.

6.2  Methodische Ausrichtung

Methodisch betrachtet stellt Modul 2b eine rekonstruktiv angelegte Implementationsstudie dar,
die lber vier Jahre die Prozesse der betrieblichen Integration der geforderten Beschaftigten un-
tersucht, deren Arbeitgeber einen Lohnkostenzuschuss nach §16e und §16i SGB Il erhalten. Es
handelt sich also um eine ,qualitative“ Langsschnittstudie. Dabei werden die unterschiedlichen
Formen der gbB und deren Folgen fiir den betrieblichen Integrationsprozess untersucht. Die me-
thodologische Grundeinstellung verdeutlicht folgende Skizze.

Zur Analyse der Praxis der gbB und den leitenden fallspezifischen Deutungsmustern hinter diesen
Aufgaben und Inhalten sowie der berufsbiografischen Vorerfahrungen der Betreuerinnen und Be-
treuer werden narrative Interviews gefiihrt. Mithilfe eines moglichst offenen Erzahlstimulus wer-
den die Betreuerinnen und Betreuer aufgefordert, liber ihre Aufgaben, die Arbeitspraxis sowie ih-
ren beruflichen Hintergrund zu berichten. Auch die Interviews mit Vertreterninnen und Vertretern
der Betriebe sind zunadchst rein narrativ angelegt. So sollen Betriebsvertreterinnen und -vertreter
ihrerseits moglichst offen {iber ihre Erfahrungen mit den Geforderten und der gbB berichten. Bei
den Interviews mit Vertreterinnen und -vertretern der Betriebe wird sichergestellt, dass die aus-
kunftsgebende Person liber unmittelbare Erfahrung mit den Geforderten in direkter Arbeitspraxis
verfiigt. Diese offene, explorative Ausrichtung der anfanglichen Fragestellung wird um starker
strukturierte Leitfragen im Laufe des Interviews erganzt. So werden Fragen zu konkreten Umset-
zungspraxen, den Rahmenbedingungen des Coachings und typischen Problemkonstellationen
thematisiert.
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Schlief3lich werden mit den Geférderten umfangreiche narrativ-biografische Interviews gefiihrt.
Hieraus lassen sich Informationen generieren zum Herkunftsmilieu, zur Bildungs- und Berufsbio-
grafie, zum Zustandekommen der Langzeitarbeitslosigkeit, zum Stellenwert von Erwerbsarbeit
und Arbeitseinkommen, zu sozialen und persénlichen Problemen, der Bedeutung des geforderten
Arbeitsverhaltnisses und der gbB sowie zu Verdanderungsprozessen auf der Subjektebene, die sich
im Zuge der Forderung ereignen. Dariiber hinaus stehen die Erfahrungen im Rahmen der geforder-
ten Beschaftigung in und aufierhalb des Beschaftigungsbetriebs sowie mit der gbB im Fokus.

6.2.1  Fallrekonstruktive Auswertung des Materials

Materialgrundlage der Untersuchung bilden die wortgetreuen Transkripte der verschiedenen In-
terviews mit den Geférderten, den Vertreterninnen und Vertretern der Betriebe und den Betreue-
rinnen und Betreuern. Bei der Auswertung des Interviewmaterials orientieren wir uns am Metho-
denmodell der Objektiven Hermeneutik (Oevermann 1996, 2000; Wernet 2009). Dabei handelt es
sich um ein Verfahren zur Textanalyse, das das Ziel verfolgt, den Prozess der Erkenntnisgewinnung
intersubjektiv nachvollziehbar zu machen. Verwiesen sei hier auf die fiir die Methode charakteris-
tischen funf Prinzipien bei der Auswertung von Texten: Kontextfreiheit, Wortlichkeit, Sequenziali-
tat, Extensivitat und Sparsamkeit.

Die methodische und methodologische Grundausrichtung des Projekts ist rekonstruktiv. Das ist
vor allem darin begriindet, dass die konkrete Implementation der ghB in Betrieben von geforder-
ten Beschaftigten vergleichsweise neu ist und ihre wissenschaftliche Analyse daher in relevanten
Dimensionen nur explorativ sein kann. Wie die oben dargelegten Befunde bereits verdeutlichen,
sind derartige Dienstleistungen und hierfiir relevante Konstellationen jedoch nicht véllig uner-
forscht, so dass diese Erkenntnisse als Hintergrundwissen und Arbeitshypothesen den For-
schungsprozess anleiten. In dieser Hinsicht geht es um eine Priifung, Modifizierung und Prazisie-
rung von Erkenntnissen, die darauf angewiesen ist, eine friihzeitige Subsumtion der Ergebnisse
unter bereits bekannten Kategorien zu vermeiden. Andererseits ist davon auszugehen, dass der
spezifische Kontext der gbB auch ganzlich neue Praktiken hervorbringt. Diese sind analytisch je-
doch nur dann als wirklich ,,neu® zu erschliefsen, wenn die Untersuchung sich dieser Praxis mit
einer maximalen Offenheit und einer rekonstruktiven methodischen Grundausrichtung nahert.

Rekonstruktiv muss die Forschung zudem deshalb sein, weil die Problemlagen der Geférderten
sowie die Reaktionsweisen der ghB darauf nur einzelfallspezifisch ermittelt werden kénnen. Denn
eine ganzheitliche Betreuung kann nur auf die Problemlagen eines konkreten Klienten bzw. einer
konkreten Klientin bezogen sein und wird vom ihm bzw. ihr gepragt. Daraus folgt fiir die Analyse
der Unterstiitzungsprozesse, dass sie sich an deren Offenheit mimetisch ,anschmiegen“ muss.

Die rekonstruktive Anlage der Untersuchung erfordert schliefilich eine maximal kontrastive Aus-
wahl von Untersuchungseinheiten, die zunachst theoretisch angeleitet ,,duRere Kontrastmerk-
male“ beriicksichtigt, wobei moglichst auf Forschungserfahrungen basierte Dimensionen heran-
gezogen werden, um dann im Prozess der Forschung Kontraste in Dimensionen einzubeziehen, die
sich aus dem Forschungsprozess selbst ergeben. Die Prozesse der Standort- und Fallauswahl fol-
gen also einer gemischten Ex-ante- und lterativ-Logik, die im folgenden Abschnitt skizziert wird.
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6.2.2  Kontrastive Standort- und Fallauswahl

Untersuchungseinheiten sind im Rahmen von Modul 2b ,,Betriebe mit Geforderten und deren Be-
treuerinnen und Betreuern in Regionen®. Die Standort- und Fallauswahl erfolgt nach Dimensionen
auf vier unterschiedlichen Ebenen. Die Dimensionen I und Il betreffen die Auswahl regionaler Ein-
heiten, die Dimensionen Ill und IV sind bei der Auswahl der Falle in den ausgewadhlten Regionen
leitend. Jede Ebene systematisiert Kategorien, die sich in der einschldgigen Forschung als rele-
vante StellgroRen von Variationen der gbB-Praxis erwiesen haben. Aufgrund dieser theoretischen
Anlage der Kontrastdimensionen enthalt die Auswahl zugleich Arbeitshypothesen, die bei der Aus-
wertung der Ergebnisse leitend sein werden. Folgende Dimensionen liegen der Auswahl zugrunde:

I.  Siedlungsdichte, Wirtschaftsstruktur, Governance auf Jobcenterebene
II. Institutioneller und organisationaler Kontext der ghB
Ill. Merkmale der geférderten Betriebe

IV. Interaktion Geforderte - Betreuungskrafte

Ad I: Siedlungsdichte, Wirtschaftsstruktur, Governance auf Jobcenterebene

Auf Ebene der Untersuchungsregionen ist es zundchst notwendig, dass sowohl hinreichend viele
Standorte in West- wie Ostdeutschland im Sample vertreten sind. Weiterhin ist der Kontrast zwi-
schen dichtbesiedelten, stadtischen und dlinnbesiedelten, landlichen Regionen zu beriicksichti-
gen. Schlieflich ist zwischen Regionen, die stark von chronischer Langzeitarbeitslosigkeit betrof-
fensind, und Regionen, die weniger stark ausgepragte Anteile besonders langer Langzeitleistungs-
bezieherinnen und -bezieher aufweisen, zu unterscheiden. Auch Regionen, die sich aktuell in Pha-
sen zugespitzten soziobkonomischen Strukturwandels befinden, miissen einbezogen werden. Das
[dsst sich u. a. im Rekurs auf die SGB-II-Typologie des SGB Il (Dauth et al. 2013) bewerkstelligen.
SchlieBlich ist es fiir die Verzahnung der verschiedenen Module im Gesamtdesign der Evaluations-
studie von Bedeutung, einen Zusammenhang mit den Ergebnissen von Modul 1a* herzustellen,
die sich auf die Governancestrukturen der Implementation des Gesetzes auf Jobcenterebene be-
ziehen. Zu diesem Zweck ist Bestandteil der Auswahlprozedur fiir die Untersuchungsregionen,
dass ein Teil der dort untersuchten Standorte auch im Sample der Untersuchungsstandorte von
Modul 2b reprasentiert ist. Das ermoglicht material fundierte Kooperationen zwischen den For-
schergruppen und die Behandlung der Frage, wie tief Governance- und Implementationsdifferen-
zen auf der Jobcenterebene in die konkrete Ausgestaltung der ghB in den Beschéftigungsbetrie-
ben einwirken.

Ad II: Institutioneller und organisationaler Kontext

Relevant auf der Ebene des institutionellen und organisationalen Kontextes ist zunachst die Diffe-
renzierung der SGB-II-Tragerschaft. Aufgrund des zu unterstellenden pragenden Einflusses der
zentralen Weisung der BA vom 6. November 2019 (BA 2019) miissen gleichermallen gemeinsame
Einrichtungen (gE) wie zugelassene kommunale Trager (zkT), die keine vergleichbare Organisati-
onsstruktur aufweisen, im Sample vertreten sein. Die Weisung beinhaltet u. a. Informationen zu

21 Die beiden Module betreiben einen regelmaRigen Austausch tiber die Auswahl von Untersuchungsstandorten, eine hinrei-
chende Uberlappung von Standorten ist sichergestellt. Gemeinsame Auswertungen und die Entwicklung eines Designs, das
es erlaubt, Befunde beider Untersuchungen zu verzahnen, stehen in der nachsten Untersuchungsphase ab Friihjahr 2021 an.

IAB-Forschungsbericht 3|2021 81



Prozeduren der Kontaktaufnahme von Geforderten, Betreuerinnen und Betreuern und Jobcen-
tern, die einen unmittelbaren Einfluss auf die Budgetierung der Unterstiitzung haben. Auch der
forderrechtliche Status der Geforderten wird hier bestimmt. Des Weiteren muss etwa mit Blick auf
lokale Gestaltungsspielraume oder liberregionale Strukturen der Unterstiitzung (kommunale Un-
terstiitzungsdienstleistungen) sowie auf Kommunen als mogliche Arbeitgeber von gefordert Be-
schaftigten zwischen gE und zkT differenziert werden.

Auf der Governance-Ebene der Implementation der gbB markiert die Differenz von Selbstvor-
nahme der Unterstiitzungsdienstleistung durch die Jobcenter sowie von Fremdvergabe an freie
Trager einen relevanten Kontrast. Nachdem aus anderen Untersuchungen bereits bekannt ist,
dass die organisatorische Ansiedlung der Unterstiitzung von gefordert Beschaftigten dessen Praxis
maRgeblich pragt (vgl. Bauer et al. 2016a; Bauer/Fuchs 2019), werden beide Umsetzungsvarianten
auch in der vorliegenden Untersuchung beriicksichtigt.

Ad lll: Merkmale der geforderten Betriebe

Fiir die Auswahl von Untersuchungsbetrieben ist es von Bedeutung, privatwirtschaftliche und ge-
meinnitzige Betriebe gleichermalien in das Sample einzubeziehen. Dies gilt vor allem, weil in pri-
vatwirtschaftlichen Betrieben die Moglichkeiten, eine ungeférderte Anschlussanstellung zu erlan-
gen, also einen arbeitsmarktpolitischen ,Klebeeffekt” zu realisieren, tendenziell grofier sind
(Fuchs/Hamann 2017). Ein weiteres Kriterium fiir die Auswahl von Beschéftigungsbetrieben ist, ob
sie Vorerfahrungen mit sozialversicherungspflichtiger geforderter Beschéftigung oder dhnlichen
Forderungen haben oder in dieser Hinsicht Neubetriebe ohne einschlagige Erfahrung sind. Insbe-
sondere flr die Betreuerinnen und Betreuer stellen Neubetriebe eine besondere Herausforderung
dar, weil in diesen Fallen der Sinn und Zweck einer solchen Unterstiitzungsleistung ggf. zunachst
vermittelt werden miissen. Nicht weniger wichtig fiir die Auswahl sind die Betriebsgréfenklasse
und der Wirtschaftszweig der Betriebe. Entscheidend ist weiterhin, wie viele Personen in der kon-
kreten Betriebsstatte beschaftigt sind, in der die Geforderten eingesetzt werden, da dies den kon-
kreten Rahmen fiir die Erfahrung der Geforderten darstellt. Gerade in grofRen Betrieben kann die-
ses Merkmal von der BetriebsgroRRenklasse abweichen. Erst vor dem Hintergrund der realisierten
Betriebsauswahl lassen sich dann die Dimensionen der tatsachlichen Aufgaben- und Arbeitsstruk-
tur, der Arbeitssituation der Geforderten differenzieren. Das gilt auch flir unterschiedliche Formen
der betrieblichen Vergemeinschaftung und der Einbettung der Geférderten in die betriebliche So-
zialordnung (Kotthoff/Reindel 1990).

Ad IV: Interaktion Geférderte - Betreuungskrafte

Hinsichtlich der Merkmale der Interaktion geht es um die Auswahl von Personen, die in ausgewahl-
ten Betrieben flir das Untersuchungssample interviewt werden. Dabei handelt es sich vor allem
um Geforderte und ihre Betreuerinnen und Betreuer, aber auch um Vertreterinnen und Vertreter
der Beschaftigungsbetriebe. Mit Blick auf die Auswahl der Geférderten interessieren uns verschie-
dene Konflikte, Probleme, Anforderungen und deren Bewaltigung, die sich ihnen in der betriebli-
chen Situation stellen. Das gilt gleichermaRen fiir qualifikatorische, leistungsbezogene aber auch
fur soziale Konfliktsituationen. Uber die betriebliche Situation hinaus werden auch solche Prob-
lemlagen beriicksichtigt, die sich in der auRerbetrieblichen, privaten Lebensfiihrung der Geforder-
ten ergeben und moglicherweise die Arbeitsleistungen tangieren, jedenfalls aber Unterstiitzungs-
bedarf anzeigen, bei dem die Betreuerinnen und Betreuer hilfreich sein konnen.

IAB-Forschungsbericht 3|2021 82



Hinsichtlich der Betreuerinnen und Betreuer interessiert in einem ersten Schritt ihr qualifikatori-
scher Hintergrund. Aufgrund der offenen Formulierung im Gesetz kann man hier ebenso auf zerti-
fizierte Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter wie auf Integrationsfachkrafte mit einer Ausbildung
durch die Fachhochschule der Bundesagentur fiir Arbeit (FHdBA) treffen oder auch Quereinsteige-
rinnen und Quereinsteiger aus anderen akademischen und nicht-akademischen Berufszweigen.
Die formale Qualifikation ist flir die kontrastive Fallauswahl ebenso von Bedeutung wie die Frage
der Berufserfahrung. Hier sind Betreuungskrafte mit langer, einschlagiger Erfahrung in vergleich-
baren personenbezogenen Hilfedienstleistungen ebenso einzubeziehen wie Berufsanfangerinnen
und -anfénger. Mit den genannten Dimensionen soll sichergestellt werden, dass unterschiedliche
berufliche Selbstverstandnisse im Sample vertreten sind. Schliellich gehéren zur Ebene der kon-
kreten Interaktion in der Relation zwischen Betreuerinnen und Betreuern und Geférderten immer
auch Fragen der Organisation der Unterstiitzungsdienstleistung, namlich die Einbettung der Be-
treuung in den Betrieb, die Kontinuitat, die Frequenz und die Dauer der Kontakte mit den Gefor-
derten, die Erreichbarkeit der Betreuerinnen und Betreuer bei Krisen, die Freiwilligkeit der Unter-
stlitzung bzw. die moglichen Widerstéande der Geforderten dabei. Dies umfasst auch die Rolle der
Betreuerinnen und Betreuer bei der Initiierung und Flankierung von Qualifizierungen.

6.2.3  Praktisches Vorgehen in der Standortauswahl

Da die Dimension Selbstvornahme und Fremdvergabe als Grofde nicht fiir alle Jobcenter Deutsch-
lands als Information systematisch verfligbar ist, bedurfte es allein zu deren Erhebung der Gewin-
nung zusatzlicher Informationen. Darliber hinaus ist davon auszugehen, dass bei Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Steuerungsebene der Landesarbeitsmarktpolitik weitere Erkenntnisse und
Informationen zur Umsetzung des Coachings in einzelnen Regionen vorliegen, die sich den bisher
genannten Kategorisierungen entziehen, aber dennoch fiir die Untersuchung relevant sind.

Aus diesem Grund wurde zu Beginn des Auswahlprozesses Kontakt mit den Regionaldirektionen
(RD) der Bundesagentur fiir Arbeit (BA) sowie mit mehreren Landesministerien aufgenommen, um
auf Uiberregionaler Ebene Informationen zu Variationen in der Umsetzung der gbB durch kurze te-
lefonische Interviews zu erheben. Die gesammelten Informationen wurden protokolliert und in-
nerhalb des Forschungsteams diskutiert, um in der Folge einzelne Jobcenter gezielt zu kontaktie-
ren. Das Vorgehen in diesem Prozess war dabei strikt iterativ. Das bedeutet, dass zunachst ein Job-
center kontaktiert wurde, um dort in Telefonaten mit Verantwortlichen der Leitungsebene nicht
nur die grundsatzliche Bereitschaft zur Beteiligung an der Untersuchung zu erfragen, sondern dar-
Uber hinaus weitere Informationen zur konkreten Umsetzungspraxis zu erheben sowie die Infor-
mationen aus den Vorgesprachen mit RDen und Landesministerien zu validieren. Auch diese Infor-
mationen wurden im Nachgang schriftlich fixiert und bei der Auswahl weiterer Untersuchungsein-
heiten zu Rate gezogen. Das pragnanteste Beispiel in diesem Zusammenhang stellt die Dauer der
gbB dar. So stellte sichim Zuge der Gesprache mit der Leitungsebene der ersten Jobcenter heraus,
dassin manchen Regionen die gbB nur fiir die obligatorischen ersten zwolf Monate der geforderten
Beschaftigung vorgesehen war, wahrend in anderen Regionen eine kontinuierliche Begleitung
Uber den gesamten Forderzeitraum von bis zu fiinf Jahren als Normalfall angenommen wurde.
Diese grundlegende Differenz war ex ante in dieser Scharfe nicht vorherzusehen, konnte aber im
Zuge des iterativen Vorgehens in der Gewinnung der Untersuchungsstandorte systematisch be-
riicksichtigt werden. Auch weitere Zusatzinformationen, wie die Beauftragung von Tragern mit
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spezifischen Schwerpunkten oder der Wechsel des beauftragten Tragers im Verlauf, konnten auf
diese Weise als weitere Kontrastdimensionen aufgenommen werden.

6.2.4  Realisiertes Sample von Untersuchungsstandorten

Die Auswahl und Sicherstellung der Teilnahmebereitschaft der zehn Untersuchungsstandorte
konnte im Laufe des Oktobers 2020 abgeschlossen werden. Aufgrund des iterativen Vorgehens va-
riiert der Stand der empirischen Erhebungen zum Zeitpunkt der Berichtslegung zwischen den ein-
zelnen Einheiten. Wahrend an sechs Standorten alle vorgesehenen Interviews der ersten Welle er-
hoben und die Bereitschaft zur Durchfiihrung von Folgeinterviews eingeholt werden konnte, ste-
hen an anderen Standorten noch Interviews aus. In den letztgenannten Fallen ist aber die grund-
satzliche Teilnahmebereitschaft sichergestellt. Vor allem wegen des erneuten Ansteigens der
Corona-Infektionen und der damit verbundenen Reiserestriktionen konnten in vier Regionen face-
to-face Interviews mit Geforderten nicht wie geplant durchgefiihrt werden. Die ausstehenden In-
terviews mit den Betreuungskraften werden als telefonische Interviews oder per Videotelefonie
durchgefiihrt. Die Zusammensetzung des Samples lasst sich Tabelle 10 entnehmen.

Tabelle 10: Dimensionen der Standortauswahl

Trager- Umsetzun Dauer
Standort |Stadt/Land schaft SGB-II-Typ West/Ost R g .
Coaching Coaching
SGBII
A Stadt zkT Iid w Mischform gesamte Forderdauer
B Stadt gE Illc w Mischform ein Jahr obligatorisch
C Land zkT la w Selbstvornahme gesamte Forderdauer
D Stadt gE Ilb W/0 Fremdvergabe gesamte Forderdauer
E Stadt gE Ilb w Fremdvergabe befristet, mit Unterbrechungen
F Land zkT lid o Selbstvornahme
G Land gE llle o Fremdvergabe ein Jahr obligatorisch
H Land gE Ile W Selbstvornahme gesamte Forderdauer
I Stadt gE lle Erst Fremd-, dann Selbstvor- ein Jahr obligatorisch
nahme
J Land gE Id W Mischform gesamte Forderdauer

Quelle: eigene Darstellung. © IAB

Demzufolge wurden jeweils flinf stadtisch und fiinf landlich gepragte Regionen einbezogen sowie
drei kommunale Trager des SGB Il und sieben gemeinsame Einrichtungen. Drei Untersuchungs-
standorte befinden sich in Ostdeutschland, sechs in Westdeutschland, und insgesamt sind acht
Auspragungen der SGB-II-Vergleichstypen innerhalb des Samples vertreten. Auch hinsichtlich der
Umsetzung der ghB findet sich eine Vielzahl unterschiedliche Auspragungen und Kombinationen.
Dies betrifft etwa die Selbstvornahme, die flir zkT und gE vertreten ist. Auch werden mehrere
Standorte beriicksichtigt, die eine Mischform aus beiden Ansatzen praktizieren - also sowohl die
gbBin Eigenregie durchfiihren, aber auch Trager damit beauftragt haben. An einem ausgewahlten
Standort wurde zudem die Umsetzungsform der gbB im Verlauf bereits von Fremdvergabe auf
Selbstvornahme geandert. SchlieRlich variiert auch die vorgesehene Dauer der ghB zwischen den
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Standorten erheblich. Der scharfste Kontrast besteht diesbeziiglich zwischen Jobcentern, die
grundsatzlich von einer maximalen Dauer der ghB von zwolf Monaten ausgehen, und solchen, die
dies fiir die gesamte Forderdauer vorsehen. Auch Zwischenformen wie eine bedarfsbezogene und
begriindungspflichtige Verlangerung der gbB liber zwolf Monate hinaus finden sich im Sample.

6.2.5  Praktisches Vorgehen in der Betriebs- und Geférdertenauswahl

Nach der Identifikation eines fiir die Evaluationsstudie infrage kommenden Jobcenters und in-
folge der Gesprache mit den dortigen THCG-Verantwortlichen wurde mit dem fiir die operative
Umsetzung des THCG zustandigen Personal per E-Mail oder telefonisch Kontakt aufgenommen.
Den Gesprachspartnerinnen und Gesprachspartern wurde dann das Erkenntnisinteresse und das
forschungspraktische Vorgehen dargelegt. In einem ersten Schritt wurden anschlieftend gemein-
sam mit fallkundigen Jobcentermitarbeitenden moglichst heterogene Konstellationen aus Gefor-
derten, Betrieben, Problemlagen und Betreuungsformaten ermittelt. Neben der Art der Forderung
(§16e/816i SGB Il) und der Zuordnung zu den Arbeitgebertypen Kommune, kirchlicher Arbeitgeber,
gemeinnitziger Trager und Privatwirtschaft, wurden weitere Dimensionen wie Branche, Be-
triebsgrofie, Art der von den Geférderten zu erbringenden Tatigkeit?? und der Grad der fallbezoge-
nen Unterstlitzung durch die gbB, sowie die aktuelle (Rest)Laufzeit der vorgesehenen gbB in Be-
tracht gezogen.

Dabei spielte die Umsetzungsdifferenz von Selbstvornahme und Fremdvergabe der gbB eine struk-
turierende Rolle. In den Fallen der Selbstvornahme waren die Gesprachspartnerinnen und Ge-
sprachsparter aus den Jobcentern in der Regel jene, die die gbB leisten. Bei ihnen bestand daher
regelmalig Kenntnis lber die Geforderten und deren Problemlagen und weitere fiir die Auswahl
relevante Faktoren. Im Falle einer Fremdvergabe war die spezifische Fallkenntnis aufseiten des
Jobcenters entsprechend geringer und basierte in der Regel auf Eintrdagen in der Software der Ar-
beitsverwaltung und den Zwischenberichten und Eingliederungsplanen des mit der gbB beauf-
tragten Tragers. Die auf dieser Basis getroffene, grobe Auswahl wurde nach Gesprachen mit dem
gbB-Personal des Tragers prazisiert und erganzt.

Die Umsetzungsform der gbB pragte schlieBlich auch das weitere Vorgehen bei der ersten Kon-
taktaufnahme mit potenziellen Studienteilnehmenden. Diese erfolgte - und erfolgt bei Erstkon-
takten nach wie vor - bei Selbstvornahme tiber das Personal des Jobcenters oder liber das mit der
gbB betrauten Personal des Tragers im Falle der Fremdvergabe. In beiden Fallen schilderten die
jeweils zustandigen Betreuerinnen und Betreuer den Geforderten das Interviewansinnen. Bei einer
Zustimmung der bzw. des Geférderten wurde der gewiinschte Weg zur Kontaktaufnahme erfragt
und berticksichtigt. Den Betreuerinnen und Betreuern, sei es aus dem Jobcenter, sei es vom Tra-
ger, kam bei der Aufnahme eines Erstkontaktes damit eine wichtige , Tlroffnerfunktion® zu. Neben
dem oben geschilderten Vorgehen bestanden in Einzelfdllen jedoch auch davon abweichende
Wege der Kontaktaufnahme mit potenziellen Interviewpartnerinnen und -partnern. Beispiels-
weise berichtete das Jobcenter in einem fiir die Untersuchung als relevant identifizierten Fall von
einem massiven Konflikt zwischen einem Geforderten und dem gbB-Personal des Tragers. Um die
Mitwirkungsbereitschaft des Geforderten nicht von Beginn an zu gefahrden, wurde entschieden,

22 Da die Art des Betriebes nicht automatisch auf die zu erbringende Arbeitstatigkeit des Geférderten schlieRen lasst, miissen
immer weitere Informationen beschafft werden. So divergieren beispielsweise die Tatigkeiten in einer Spedition erheblich, je
nachdem, ob der Geférderte als Fahrer oder als Biirohelfer eingesetzt wird.
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hier den Zugang direkt liber das ,neutralere® Jobcenter initiieren zu lassen. In derselben Weise
wurde es in Fallen gehandhabt, bei denen die gbB bereits beendet wurde oder in denen aufgrund
von laufenden Personalumschichtungen bei einem Trager bzw. aufgrund eines Tragerwechsels
zum Zeitpunkt der Erstinterviews keine eindeutige Fallzustandigkeit ermittelt werden konnte.

6.2.6  Kontrastdimensionen bei der Betriebs- und Gefordertenauswahl

Das realisierte Sample umfasst zum Zeitpunkt der Berichtslegung 17 Falle aus sechs Untersu-
chungsstandorten. Davon hatten acht Betriebe (unabhangig von §16e oder §16i SGB Il) bereits Er-
fahrungen mit offentlich geforderter Beschaftigung gemacht. Auf Ebene der Betriebe (vgl. Ta-
belle 11) wurden bislang vor allem private Unternehmen einbezogen. Weiterhin gehdren zum
Sample ein kommunaler und ein kirchlicher Arbeitgeber, fiinf gemeinniitzige Trager sowie zehn
Privatunternehmen.

Tabelle 11: Kontrastdimensionen der ausgewahlten Betriebe (Fallzahlen)

Privates Unternehmen 10
Gemeinnlitzige Trager 5
Unternehmensform
Kirchliche Arbeitgeber 1
Kommune 1
Bis zu 9 Beschéftigte 12
BetriebsgrofRe Bis zu 49 Beschéftigte 1
(ohne GefGrderte) Bis zu 249 Beschiftigte 3
250 Beschéftigte und mehr 1
Baugewerbe 1
Erziehung und Unterricht 3
Gastgewerbe 2
Gesundheits- und Sozialwesen 4

Wirtschaftszweige
Handel; Instandhaltung und Reparatur von Fahrzeugen 3

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 2
Verarbeitendes Gewerbe 1
Verkehr und Lagerei 1

Quelle: eigene Darstellung. © IAB

Bei der Mehrheit der untersuchten Betriebe handelt es sich um kleine Betriebe mit bis zu neun
Beschaftigten (ohne Geforderte) (n=12). Nur jeweils ein Betrieb hatte zehn bis 49 Beschaftigte
bzw. liber 250 Beschaftigte. In drei Betrieben arbeiteten zwischen 50 und 249 Personen. Die Be-
triebe verteilen sich auf acht Wirtschaftszweige (Klassifikation der Wirtschaftszweige WZ 2008 ge-
maR Statistischem Bundesamt). Vier Betriebe sind dabei dem Wirtschaftsabschnitt ,Gesundheits-
und Sozialwesen® zuzuordnen, jeweils drei dem Abschnitt ,,Erziehung und Unterricht“ sowie ,Han-
del, Instandhaltung und Reparatur von Fahrzeugen®. Den Wirtschaftsabschnitten ,,Gastgewerbe“
sowie ,Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“ geh6ren zwei Betriebe an. Auf das ,Baugewerbe®, das
sVerarbeitende Gewerbe“ sowie ,Verkehr und Lagerei“ entfallt jeweils ein Betrieb.

Aktuell sind Geférderte nach §16i SGB Il im Untersuchungssample {iberreprasentiert. Einer der bis
dato beriicksichtigen Falle erhalt eine Forderung nach §16e SGB Il, entsprechend werden 16 Falle
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nach §16i SGB Il geférdert. Von allen Beschaftigten des Samples, die nach §16i SGB Il gefordert
werden, haben fiinf einen Vertrag liber die volle Forderdauer von fiinf Jahren mit ihrem Beschafti-
gungsbetrieb abgeschlossen. In sieben Fallen beschrankt sich das Vertragsverhaltnis (zunachst)
auf maximal zwei Jahre, d. h. auf den Zeitraum, fiir den der Beschaftigungsbetrieb den vollen
Lohnkostenzuschuss erhalt. 13 Geférderte waren zum Zeitpunkt der Erstinterviews in Vollzeit und
vier in Teilzeit beschaftigt. Das im Hinblick auf die Verteilung der Forderinstrumente vorhandene
Ungleichgewicht ist u. a. dadurch zu erklaren, dass die Auswahl der Untersuchungsfalle zunachst
vorrangig liber die Kontrastdimensionen der Betriebe erfolgte, wahrend die Merkmale der Forde-
rung nachrangig behandelt wurden. Fir zukiinftige Auswahlprozesse sind diese Merkmale hinge-
gen starker zu gewichten. Dies gilt analog auch fiir die Personenmerkmale der geférderten Be-
schaftigten, die in Tabelle 12 abgebildet sind.

Tabelle 12: Kontrastdimensionen der geforderten Beschéftigten (Fallzahlen)

Mannlich 9
Geschlecht
Weiblich 8
Unter 30 Jahre 0
Alter 30 bis 49 Jahre 7
50 Jahre und alter 10
Migrationserfahrung 1
Migrationshintergrund
Ausldndische Staatsangehdorigkeit 0
Ledig 8
Verheiratet 1
Familienstatus
Geschieden 8
Alleinerziehend 5
Kein Schulabschluss 2
Hauptschulabschluss/Volksschule (DDR) 10
Bildungsniveau Mittlere Reife 2
(Fach-)Abitur 3
Abgeschl. Berufsausbildung 11

Quelle: eigene Darstellung. © IAB

Im Untersuchungssample sind zum Zeitpunkt der Berichtslegung neun Manner und acht Frauen
enthalten. Die Mehrheit (n=10) ist bereits 50 Jahre oder lter. Sechs Personen sind zwischen 30
und 49 Jahre alt. Jingere Teilnehmende unter 30 Jahren wurden bislang nicht interviewt. Nur ei-
nerderim Sample vertretenen Geforderten verfligt tiber Migrationserfahrungen, besitzt jedoch die
deutsche Staatsbiirgerschaft. Jeweils acht Geforderte waren zum Zeitpunkt des Erstinterviews le-
dig oder geschieden. Nur eine Person war verheiratet. Zehn Geforderte haben Kinder, wobei diese
zum Teil nicht (mehr) im gemeinsamen Haushalt leben. Davon waren fiinf Geférderte alleinerzie-
hend mit Kindern unter 18 Jahren. Zehn der 17 Geforderten im bisherigen Sample konnten als
hochsten Schulabschluss einen Hauptschulabschluss bzw. einen Abschluss der Polytechnischen
Oberschule vorweisen. Zwei absolvierten die mittlere Reife, drei hatten eine Hochschulzugangs-
berechtigung erworben. Lediglich zwei Personen hatten die Schule ganzlich ohne Abschluss ver-
lassen. Knapp zwei Drittel der Geforderten haben eine Ausbildung erfolgreich abgeschlossen.
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Die innerhalb des realisierten Samples im Vergleich zur Grundgesamtheit identifizierten Liicken
werden entsprechend der iterativen Selektionslogik im weiteren Verlauf geschlossen. Im Rahmen
der zukiinftigen Fallauswahl liegt der Fokus deshalb vor allem auf kommunalen und kirchlichen
Arbeitgebern, Geforderten nach §16e SGB II, Personen unter 30 Jahren sowie Personen mit Migra-
tionshintergrund bzw. auslandischer Staatsangehorigkeit.

6.3  Erste Befunde aus der Feldarbeit

Die Darstellung erster Befunde aus der Feldarbeit hat zu diesem friihen Zeitpunkt notwendiger-
weise noch eher impressionistischen Charakter. Daher werden in diesem Kapitel auch einige Vig-
netten dargestellt, in denen verschiedene Konstellationen von Geférderten in Betrieben mit ihren
Betreuerinnen und Betreuern zum Ausdruck kommen. Dennoch ist es erforderlich, eine begriffli-
che und theoretisch angeleitete Darstellung voranzustellen. In Ubereinstimmung mit den theore-
tischen Vorannahmen hat sich in der ersten Feldphase gezeigt, welche entscheidende Rolle die
temporale Dimension der Unterstiitzungsdienstleistung hat. Das gilt gleichermal3en fiir die Dauer
(im Sinne von Langfristigkeit) und Kontinuitat der Betreuung, wie fiir die Frequenz der Treffen und
den zeitlichen Umfang. Die multidimensionale temporale Ausgestaltung der ghB beeinflusst viele
weitere Facetten der Beziehung wie die Gelegenheit, ein Vertrauensverhaltnis aufzubauen und zu
stabilisieren, oder den Umfang und die Art der angesprochenen Themen. Hierbei ist auch relevant,
inwiefern der Ubergang in ein ungeférdertes Beschéaftigungsverhaltnis von dem Betreuer bzw. der
Betreuerin vorbereitet und begleitet werden kann. Daher wird im Folgenden zunachst ein kurzer
Uberblick tiber verschiedene Implementationsformen der gbB hinsichtlich der temporalen Dimen-
sionen gegeben (Abschnitt 6.3.1). Ein zweiter Aspekt bezieht sich auf Unterschiede der betriebli-
chen Einbettung der Erwerbspraxis der Geforderten. Dabei wird vor allem darauf fokussiert, ob es
eine langfristige Forderung oder Anstellung im Beschaftigungsbetrieb geben kann. Leitend ist da-
bei der Gedanke, dass es fiir die betriebliche Sozialintegration der Beschaftigten einen erheblichen
Unterschied machen kann, ob sie nur fiir kurze Zeit gefordert sind oder gar Aussicht auf eine un-
geforderte, sozialversicherungspflichtige Beschaftigung haben. Letzteres ist bisweilen damit ver-
bunden, dass Geférderte bereits wahrend der Férderung einen wichtigen Beitrag zum Betriebser-
gebnis leisten und ihre Arbeitsleistung von ihnen selbst, von Kollegeninnen und Kollegen sowie
Vorgesetzten als anerkennungswiirdige Leistung wahrgenommen wird. Die Anerkennung der Ar-
beitsleistung hdangt auch damit zusammen, wie die zugewiesenen Aufgaben bewiltigt werden und
wie die Entwicklung der Leistungsfahigkeit der Geforderten Uber langere Zeit beschaffen ist (Ab-
schnitt 6.3.2). Im Rekurs auf die Unterscheidung zwischen der Qualitatsnorm der Arbeitsrolle und
ihrer Verhaltensnorm werden in Abschnitt 6.3.3 verschiedene Dimensionen von Problemen bei der
betrieblichen Integration angesprochen. Das geschieht dhnlich kursorisch wie die Auflistung von
eher personlichen Problemen der Geférderten, die nicht unmittelbar aus der betrieblichen In-
tegration hervorgehen, diese aber dennoch nachhaltig gefdhrden konnen.

Letztlich handelt es sich bei dieser begrifflich gegliederten Darstellung um eine kiinstliche, analy-
tische, aber unumgangliche Trennung von Problembestandteilen, die in der Wirklichkeit der ge-
forderten Beschaftigung und im Feld der gbB nur als ein untrennbares Syndrom vorhanden sind.
Diesem Holismus der Handlungssituation der gbB versuchen wir in fiinf Fallvignetten naher zu
kommen, die im Anschluss an die begrifflichen Differenzierungen in den ersten vier Unterkapiteln
vorgestellt werden (Abschnitt 6.3.4). Diese Vignetten deuten an, wie sich die genannten Aspekte in
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der Empirie konstellieren. Dabei wird versucht, die vorangestellten analytischen Elemente immer
so durchscheinen zu lassen, dass klar wird, dass die Impressionen nicht beliebige Erzahlungen
sind, sondern Darstellungsformen der interessierenden Fallstruktur: der Betreuungsbeziehung
gbB in ihrem Kontext.

6.3.1  Verschiedene Dimensionen der temporalen Dimension der
Unterstlitzungsbeziehung gbB

In der Empirie der geférderten Beschaftigung finden wir Unterstiitzungsbeziehungen, die in der
Regel auf eine befristete Dauer von sechs (im Fall von §16e SGB Il) bzw. zwdélf Monaten (im Fall von
§16i SGB II) angelegt sind. In solchen Umsetzungsformen fallen die langfristige geforderte Be-
schaftigung mit ihrer Férderdauer von bis zu 5 Jahren und die auf diese Beschaftigung bezogene
begleitende Betreuung institutionell auseinander. Faktisch handelt es sich also um eine Einstiegs-
begleitung. Offenbar wird hier nur die initiale Phase der Beschaftigung als so krisenhaft einge-
schatzt, dass Betreuungsbedarf vermutet wird. Das liberrascht insofern, als neben der Initialphase
zumindest auch die Phasen gesteigerter Leistungserwartung, die mit der Degression der Forde-
rung einhergehen diirften, sowie der Ubergang in ein ungeférdertes Beschaftigungsverhaltnis o-
der in erneute Arbeitslosigkeit nach Ende der Férderung als krisenhafte Passagen gelten kdnnen.
Ob und in welchem MalRe hier Probleme entstehen, die nicht gelost werden kdnnen, weil die gbB
nicht mehr aufrechterhalten wird, ist eine Frage fiir die Langsschnittperspektive der Untersu-
chung.

Neben dieser strikten Form der Befristung ist eine verbreitete Form der Temporalisierung der Be-
treuung, dass die Befristung zwar im Grundsatz gilt, aber nach fallspezifischem Bedarf verlangert
werden kann. Wenn Betreuende meinen, es gebe weiterhin Unterstiitzungsbedarf, kdnnen sie eine
Verlangerung entweder im Fall der Fremdvergabe der gbB beantragen oder im Fall der Selbstvor-
nahme in Kooperation mit Vorgesetzten beschlieRen. Auch hier finden wir in der Empirie zahlrei-
che Probleme; auch, aber nicht nur, angesichts der krisenhaften Bedingungen der Arbeitsverwal-
tungen unter den Bedingungen der Covid19-Pandemie. Vor allem bestehen die Probleme darin,
dass Verlangerungsantrage nicht bewilligt oder nicht beantwortet werden. Hier liegt dann ein an
spezifischen Fallkonstellationen ausgerichteter und begriindeter Verlangerungsbedarf der gbB
vor, der blrokratisch unbeantwortet bleibt.

Am anderen Ende des Kontinuums der Fristigkeit der ghB liegt die Implementationsversion, die
grundsatzlich die gesamte Forderphase der Beschaftigung begleitet. Hier liegen verschiedene
Praktiken vor, die Intensitat der Begleitung tiber die gesamte Zeit an die Bedarfe anzupassen. Nur
in dieser Variante ist geférderte Beschaftigung durchgéngig begleitete geforderte Beschaftigung.

Weiterhin es ist notig, konzeptionell zwischen einer zeitlichen Kontinuitat und einer personlichen
Kontinuitat der Unterstiitzungsbeziehung zu unterscheiden. Selbst wenn Geforderte fiir die ge-
samte Dauer der geforderten Beschéftigung von der gbB flankiert werden, bedeutet das nicht, dass
ihnen stets dieselbe Begleitungsperson zur Verfligung steht. Auch jenseits des Sonderfalls von Ur-
laubs- oder Krankheitsvertretungen finden wir iiberwiegend Konstellationen, in denen Geférderte
grundsatzlich, also organisational bedingt, mehrere verschiedene Betreuerinnen und Betreuer
Uber die Zeit zugeordnet bekommen. Das kann daran liegen, dass die ghB anfangs per Fremd-
vergabe liber AVGS organisiert wurden und erst danach per Ausschreibung ein freier Trager beauf-
tragt wurde, oder dass aufgrund verschiedener Probleme die Trager ausgewechselt wurden. Auch
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die Variante, dass mehrere Wechsel zwischen Fremd- und Selbstvornahme erfolgten, fiihrt dazu,
dass Geforderte von verschiedenen Betreuungskraften betreut wurden. Besonders im Fall der
Selbstvornahme durch Jobcenterpersonal ist es empirisch haufig, dass die Erwartung, ein/e Job-
center-Mitarbeiter/-in kdnne liber mehrere Jahre dieselbe Tatigkeit als Betreuungskraft verrich-
ten, nicht zutrifft. Nicht zuletzt spielt dariiber hinaus auch die (bliche Personalfluktuation in Un-
ternehmen eine wichtige Rolle zur Erklarung personaler Diskontinuitaten.

Ebenso wie die unbefristete Begleitung der geférderten Beschéftigung nicht der Standardfall von
gbB zu sein scheint, ist eine personliche Kontinuitat dieser Beziehung offenbar nicht die Regel,
sondern eher die Ausnahme. Das hat flir das Verstandnis und die begriffliche Bestimmung der
Dienstleistung, wie sie in der Empirie auftritt, voraussichtlich erhebliche Konsequenzen. Es muss
hier betont werden, dass diese Differenzierung von im Grundsatz verschiedenen Formen der gbB
nur der Begriffsbestimmung dient. Der Hinweis auf Befristung und Austausch des Personalsist also
zunachst nicht als Kritik, sondern analytisch zu verstehen: Unter diesen Bedingungen kann die
spezifische Struktur dieser Dienstleistung nicht als ein personal begriindetes Vertrauensverhaltnis
mit universeller Ansprechbarkeit eines beinahe unbegrenzten Problemkreises gelten.

Zum gegenwartigen Punkt der Untersuchung ist davon auszugehen, dass hinreichend Anknip-
fungspunkte daflir vorhanden sind, diese grundsatzlichen Differenzen lber die Zeit empirisch zu
verfolgen. Hypothetisch ist davon auszugehen, dass ein eher formales Beratungsverhaltnis durch-
aus unter Bedingungen von Diskontinuitat funktionieren und fiir bestimmte Typen von Geforder-
ten hilfreich sein kann. Geforderte, die tatsachlich eines Arbeitsbiindnisses auf der Basis eines per-
sonlichen Vertrauensverhaltnisses bediirfen, haben unter diesen Bedingungen wahrscheinlich e-
her Probleme: Bei jedem Wechsel der Betreuungsperson muss sich der oder die Geférderte neu
entschlieRen, sich der zugewiesenen Betreuungsperson anzuvertrauen und personliche Probleme
zu offenbaren. Darliber hinaus kann aus dem einseitigen Abbruch der Betreuungsbeziehung das
Gefiihl, im Stich gelassen worden zu sein, entstehen, was wiederum in negativen Effekten wie Ent-
tauschung oder Wut resultieren kann, die es bei dem erneuten Versuch, eine Vertrauensbasis auf-
zubauen, zusatzlich zu iberwinden gilt. Dies zeigt sich bereits in einzelnen Fallen aus unserem
Sample.

Zur temporalen Dimension gehort es auch, wie haufig sich Geforderte mit Betreuungskraften tref-
fen und welche Dauer die Gesprache haben. Das wird nicht zuletzt durch den Betreuungsschliissel
bestimmt. In unserer Empirie reicht hier die Auspragung von 1:40, liber 1:60 bis zu 1:100+, in einem
Extremfall wird sogar davon gesprochen, dass vier Betreuerinnen und Betreuer mehr als 600 Ge-
forderte zu betreuen haben. Da kann es nicht verwundern, dass die Spannbreite der Beratungsfre-
guenzen von wochentlichen Treffen, die ca. eine Stunde dauern, liber monatliche Termine bis hin
zu gelegentlichen Telefonaten reicht. Weiterhin deuten erste Auswertungen der Interviews darauf
hin, dass insbesondere Betreuerinnen und Betreuer mit nur seltenen Kontakten von schweren Kri-
sen der Geférderten in den Betrieben nichts wissen oder von sicheren Beschaftigungsperspektiven
ausgehen, die nach der Auskunft der zustandigen Vertreterinnen und Vertreter der Beschafti-
gungsbetriebe nie bestanden haben. Dabei handelt es sich wahrscheinlich um Grenzfalle, die mar-
kieren, dass die ghB ein MindestmaR an Frequenz und Dichte sowie auch an Nahe zum Betrieb
aufweisen muss, wenn sie effektiv ihre Wirkung erzielen soll.
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6.3.2  Konstellationen ,betrieblicher Integration®

Erste Auswertungen der Interviews deuten darauf hin, dass die betriebliche Integration der gefor-
derten Beschaftigung stark davon beeinflusst werden kann, ob sie kurz- oder langfristige Arbeits-
vertrage haben und ob es fiir sie eine mehr oder weniger konkrete Aussicht auf Ubernahme in ein
ungefordertes Beschaftigungsverhaltnis gibt. Abbildung 2 stellt diese Variationen auf einem Kon-
tinuum von sicherer Kurzfristigkeit des Beschaftigungsverhaltnisses bis hin zur relativ sicheren
Aussicht auf dauerhafte und ungefdrderte Anstellung dar. Die linke Halfte des Schaubilds repra-
sentiert dabei Konstellationen, in denen der Ubergang in eine ungeférderte Beschaftigung im Be-
schaftigungsbetrieb ausgeschlossen ist. Uberginge in ungeférderte Beschaftigung missen in
Form von Briickeneffekten realisiert werden. Mit dem Uberschreiten der Mittellinie ist ein Klebeef-
fekt mindestens als Option méglich.

Der empirisch restriktivste Fall der Forderdauer findet sich in Betrieben, die schon die Degression
des Foérdersatzes betriebswirtschaftlich nicht bewaltigen kénnen (1). Insbesondere fiir Forderfalle
nach §16i SGB Il hat diese Rahmung zur Folge, dass die Vorlaufigkeit der Beschaftigung und der
Ubergang in eine Folgebeschéftigung als Anforderungen prasent sind, die bewaltigt werden mis-
sen. Das beinhaltet nicht nur Stellenakquise, Bewerbung und Qualifizierung, sondern auch er-
neute Anstrengungen zur Einarbeitung und die Bewaltigung einer neuen betrieblichen Situation.
Wird die gbB als eine Art ,Einstiegsbegleitung” verstanden, ergeben sich in dieser Konstellation
dafiir nach ein oder zwei Jahren erneute konkrete Anlasse.

Ahnlich sind Konstellationen gelagert, in denen die Degression der Férderung nur unter der Bedin-
gung bewaltigt werden kann, dass zusatzliche 6ffentliche Mittel akquiriert werden (2). Auch hier
handelt es sich in unseren Fallbeispielen um gemeinniitzige Betriebe. Dies enthalt die - wie immer
auch prekare - Moglichkeit der Anschlussfinanzierung.

In der folgenden Konstellation betragt die maximale Beschaftigungsdauer fiinf Jahren, weil die
betreffenden Beschaftigungsbetriebe nicht tiber Stellen verfligen, die im Anschluss mit den ehe-
maligen Geforderten besetzt werden konnen, und dies auch offen kommunizieren (3). Manche Be-
triebe dieser Kategorie schlieRen die Arbeitsvertrage fiir fiinf Jahre ab, andere bauen zunachst
eine Befristung mit Verlangerungsoption ein. In allen drei bisher angefiihrten Konstellationen
ohne Aussicht auf ungeforderte Weiterbeschaftigung muss friiher oder spater die Frage geklart
werden, wie es nach der Forderung am Arbeitsmarkt weitergehen soll bzw. welche Mallnahmen
wahrend der Férderung zu ergreifen sind, um einen Ubergang in ungeférderte Beschaftigung zu
ermoglichen. Dabei spielt auch das Qualifizierungsbudget eine entscheidende Rolle. Wir finden al-
lerdings auch Falle, wo die faktische Befristung so mit dem Alter der Geférderten kombiniert wird,
dass das Ende der Férderung zugleich den Ubergang in die Rente darstellt. Damit eriibrigt sich
dann der Aufwand, Briickeneffekte in den Arbeitsmarkt zu schaffen. Die Forderung fokussiert da-
mit primar auf die soziale Funktion von Beschéftigung zur Verbesserung der gesellschaftlichen
Teilhabe.

Die Moglichkeit eines betrieblichen Klebeeffekts kann in der Praxis der geférderten Beschaftigung
als bloRRe Option gegeben sein, die zwar im Bereich des Moglichen, aber aktuell noch nicht spruch-
reif ist (4). Hier ist es von Bedeutung, dass Geférderte und Betreuerinnen und Betreuer rechtzeitig
priifen, ob diese Moglichkeit tatsachlich besteht, anstatt sich lllusionen liber nicht vorhandene An-
schlusschancen zu machen. Wir finden im Feld Falle, wo derartige Illusionen notwendige Anstren-
gungen, Anschlussperspektiven zu schaffen, verhindern.
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Die beiden folgenden Konstellationen sind dadurch bestimmt, dass die Beschaftigungsbetriebe
mit der geforderten Beschaftigung Absichten verbinden, die auf Klebeeffekte hinauslaufen. Wir un-
terscheiden dabei zwischen der geforderten Beschaftigung als Instrument der ,,Personalentwick-
lung“ und zur ,Personalrekrutierung®. Im Fall der ,,Personalentwicklung® (5) werden wahrend der
Forderdauer Entwicklungen von Betrieben und Beschaftigten erwartet, die schlieflich einen Kle-
beeffekt ermoglichen. In der Konstellation ,Personalrekrutierung” (6) wird hingegen von Anfang
an die Personalselektion so betrieben, dass man hofft, besonders geeignete Kandidateninnen und
Kandidaten fiir die Stellenbesetzung zu finden, zu testen und zu entwickeln. In der Konstellation
»Personalrekrutierung® ist der Selektionsgedanke entsprechend ausgepragter.

Die Konstellation ,Bewahrungsaufstieg” findet sich in gemeinniitzigen Betrieben. Sie fiihrt die dort
gelaufige Praxis fort, geforderte Beschaftigung als Aufstieg von 6ffentlich finanzierten Beschaftig-
ten, die sich zuvor in einer Arbeitsgelegenheit bewahrt haben, zu nutzen. Flir den Betrieb bedeutet
das gleichermalfien eine Risikominimierung wie die Forderung eines bzw. einer ehemaligen Lang-
zeitarbeitslosen, fiir den Beschaftigten bzw. die Beschaftigte eine gute Aussicht auf Arbeits-
marktintegration und einen bemerkenswerten betrieblichen Aufstieg. Allerdings ist damit aufsei-
ten der Geforderten auch der Druck einer Bewahrungsanforderung verbunden, die das Beschafti-
gungsverhaltnis von Beginn an pragt.

Das gilt auch fir die Konstellation ,,Einarbeitung®. Auch hier geht es allgemein darum, dass ein/e
Geforderte/-r langfristigin eine bestimmte, fordernde Aufgabenstruktur hereinwachsen soll, die er
oder sie zu Beginn des Beschéftigungsverhaltnisses noch nicht bewaltigen kann. Je mehr das ge-
lingt, umso effektiver ist er oder sie fiir den Betrieb. Es besteht die Aussicht, ein Bestandteil der
Kernbelegschaft des Betriebs zu werden, dafiir miissen die hohen Anforderungen allerdings be-
waltigt werden. Auch hier liegt also die Ambivalenz von guter Aussicht und hohem Bewahrungs-
druck vor.

SchlieBlich stellt Nutzung der 6ffentlich geférderten Beschaftigung als Instrument der Personal-
rekrutierung eine fiir die betriebliche Integration folgenreiche Strategie dar. Diese Strategie ist fuir
die Geforderten ambivalent, sie nutzt das Gesetz als Selektionsmechanismus fiir die Personalsu-
che. Damit sind von Beginn an hohe Anforderungen formuliert, die strikt angewendet werden.
Wenn Beschaftigte im Rahmen der Férderung dem nicht gerecht werden, werden sie wieder ent-
lassen.
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Abbildung 2: Konstellationen mittel- oder langfristiger Integrationschancen
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Quelle: eigene Darstellung. © IAB
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6.3.3  Unterstutzungs- und Interventionsbedarf

Wie im theoretischen Teil angesprochen, systematisieren wir Unterstiitzungs- und Interventions-
bedarf, der sich bei der betrieblichen Integration ergeben kann, mit Blick auf die soziologische Rol-
lentheorie: An die Beschaftigten werden im Betrieb einerseits Verhaltenserwartungen gerichtet,
die sich etwa auf Plnktlichkeit, Einhaltung der Arbeitszeiten, Folgebereitschaft gegeniiber Anwei-
sungen von Vorgesetzten, Kooperationsbereitschaft mit Kollegeninnen und Kollegen etc. bezie-
hen. Andererseits unterliegen sie Leistungserwartungen, die auf die sachgerechte Aufgabenerledi-
gung und die fachlich angemessene Bewaltigung der Arbeitsaufgaben gerichtet sind. Zusatzlich
dazu ergibt sich haufig Unterstlitzungsbedarf aufgrund von personlichen Problemen, die ihren Ur-
sprung nicht im Betrieb, sondern im auRerbetrieblichen Leben der Geférderten haben. Die kurso-
rische Sammlung beispielhafter Probleme soll hier lediglich andeuten, wie heterogen die Prob-
lemlagen bei Geférderten und Betrieben sein kdnnen.

Unterstiitzungsbedarf aufgrund der Qualitatsnorm der Arbeitsrolle

Es kann nicht liberraschen, dass Geforderte, die zuvor jahrelang arbeitslos und betrieblichen An-
forderungen lange nicht mehr ausgesetzt waren, bei der Qualitatsnorm der Arbeitsrolle Schwierig-
keiten haben. Hierzu gehort, dass Anforderungen, die fiir ,regulare” Beschaftigte weithin als nor-
mal erlebt werden, als Uberlastung erfahren werden kénnen, vor allem, wenn sie kontinuierlich
gestellt werden. Bestandteil dieser Uberforderung ist auch eine reine physische Uberlastung, die
mit Schmerzen, Verkrampfungen und ,,Muskelkater” verbunden ist. Derartige Eingewdhnungs-
schwierigkeiten sind von tatsachlichen Uberlastungen zu unterscheiden, die darin bestehen, dass
zu grofde Lasten getragen, zu hohe geistige oder psychische Anforderungen bewaltigt werden miis-
sen, die personliche Krisen auslosen konnen. Wahrend im ersten Fall langsames Einarbeiten, zu-
nehmende Geschicklichkeit und Gewohnung helfen, muss im zweiten Fall eine Anpassung der An-
forderungen an die Leistungsfahigkeit der Geférderten erwogen werden. Das gilt auch fiir das Ar-
beitstempo und den Arbeitsumfang. Tragt dies keine Friichte, miissen der Betrieb oder die Be-
schéftigung gewechselt werden. Letzteres kann auch in demselben Betrieb erfolgen. Probleme mit
der Qualitatsnorm der Arbeitsrolle konnen aber auch dann entstehen, wenn sich Geférderte im
Gefolge der Euphorie, endlich wieder Leistungsfahigkeit demonstrieren zu kdnnen, zu viel zumu-
ten, sowohl mit Blick auf die Menge der Arbeit als auch auf die Qualitatsanforderungen. In beiden
Fallen drohen dann ein Scheitern und eine schmerzliche Korrektur durch die Realitat.

Unterstiitzungsbedarf aufgrund der Verhaltensnorm der Arbeitsrolle

Da im Rahmen der geforderten Beschaftigung meist angeleitete Einfacharbeit erbracht wird, die
i. d. R. keine Fachkenntnisse voraussetzt, stellen sich Probleme mit der Qualitatsnorm eher in be-
sonderen Konstellationen, etwa den oben angedeuteten ,,Bewahrungsaufstiegen“. Verbreitet sind
demgegeniiber Probleme mit den Verhaltensanforderungen, was einerseits daran liegt, dass die
Situation der abhangigen Beschaftigung, also ein konkreter Herrschaftszusammenhang, den
meisten Geforderten schon lange nicht mehr geldufig ist und daher als schroffe Konfrontation mit
Autoritaten erscheinen kann, die (mehr) Leistung oder Wohlverhalten verlangen. Andererseits
spielen Suchterkrankungen oder spezielle Lebensumstande, die mit der langen Arbeitslosigkeit
einhergingen, dabei eine Rolle. In einzelnen Fallbespielen aus der vorliegenden Untersuchung
kommt es immer wieder zu Problemen, weil Geforderte entweder in der Beschéftigungssituation
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offen Alkohol konsumieren oder die Folgen libermafigen Konsums aufterhalb der Arbeitszeit un-
Ubersehbar sind. Auch regelmaRige Unplinktlichkeit ist ein verbreiteter Konfliktherd. Wenn auch
zunachst haufig vermutet wird, dass die ehemaligen Langzeitarbeitslosen ,nicht aus dem Bett
kommen®, so ist diese aber auch auf Verkehrsprobleme oder die Unkundigkeit in der Nutzung des
OPNV zuriickzufiihren.

Zu den regelmaRig auftretenden Problemen gehoren auch Disziplinprobleme, Schwierigkeiten,
den Anweisungen Vorgesetzter zu folgen, mit Kollegeninnen und Kollegen zu kooperieren oder ei-
nen angemessenen Umgang mit Kundeninnen und Kunden zu finden. Nicht immer sind diese
Probleme ausschlieflich bei den Geférderten zu suchen. Es tauchen auch unangemessene Forde-
rungen nach ,Unterordnung® seitens der Vorgesetzten auf oder eine mangelnde Akzeptanz von
Kollegeninnen und Kollegen, die verminderte Leistungsanforderungen an Geforderte nicht tole-
rieren wollen. Alle hier angedeuteten Probleme erschweren die betriebliche Integration und kon-
nen als mehr oder weniger groRe Risiken flr die Stabilitat der geforderten Beschaftigungsverhalt-
nisse betrachtet werden. Sie sind regelmaRig Einsatzgebiete fiir die gbB. Nicht zu vergessen ist
jedoch, dass auch Arbeitgeber haufig unterstiitzend agieren und damit nicht nur die Betreuerinnen
und Betreuer entlasten, sondern auch die notwendigen Rahmenbedingungen flr eine gbB bereit-
stellen.

Unterstiitzungsbedarf aufgrund der auBerbetrieblichen Lebensfiihrung

Schliefilich sind Probleme zu nennen, die dem persénlichen Leben der Geférderten entstammen
und die Beschaftigungsstabilitat gefahrden kdnnen. Hierbei handelt es sich um teils auReror-
dentlich dramatische Lebensumstande, die sich den Kategorien der Sozialstatistik jedoch entzie-
hen. Dass besonders lange Arbeitslosigkeit haufig mit schwierigen Lebensumstanden verbunden
ist, ist evident, weshalb im Kontext des THCG mit den im Folgenden geschilderten Problemlagen
gerechnet werden muss. Generalisieren lasst sich dieser Sachverhalt allerdings nicht; nicht alle
Geforderten haben derartige Hintergriinde.

Zu den dramatischen Lebensumstanden, die gefordert Beschaftigte zu bewaltigen haben, gehoren
in unserem qualitativen Untersuchungssample unter anderem psychische Erkrankungen, die mit
wiederkehrenden Aufenthalten in Kliniken und Medikationen verbunden sind, die die Arbeitsfahig-
keit einschranken. Auch die Erfahrung von zurlickliegender, langer Obdachlosigkeit bzw. eine akut
drohende Obdachlosigkeit miissen verarbeitet werden. Geforderte sind von Drogen-, Alkohol- o-
der Tablettensucht, auch in Kombination, betroffen, haben kriminelle Karrieren hinter sich, die
z. T. zu langen Gefangnisaufenthalten flihrten. Es gilt, mit der Inobhutnahme eigener Kinder durch
das Jugendamt sowie mit schweren familidaren Konflikten zurechtzukommen. Auch extremes
Ubergewicht oder die Folgen von extremer Gewichtsabnahme behindern sie bei der Arbeit. Fiir
manche Geférderte ist Uberschuldung in verschiedenen Dimensionen ein Problem. Andere Gefor-
derte hatten vor der Forderung noch nie ein Arbeitsverhaltnis, sondern ausschlieflich ,,Malinah-
meerfahrung“ oder Erfahrung mit der Gefangniswerkstatt. Auch extrem vereinsamte Geforderte,
die unter diesem Zustand erheblich leiden, sind im Sample.

Diese Aufzahlung vermittelt nicht nureinen Eindruck davon, wie schwierig die betriebliche Integra-
tion neben der Bewaltigung krisenhafter auRerbetrieblicher Situationen sein kann und wie um-
fangreich die Ansatzstellen fiir eine Unterstlitzung sein kdnnen, vor allem verweist sie darauf, dass
die gbB kaum alleine bei allen diesen schweren Problemen helfen kann. Daher ist noch mal daran
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zu erinnern, wie wichtig die Weiterleitung von Geférderten mit schweren Problemen zu professio-
nellen Fachdiensten ist und damit eine gute Vernetzung der ghB mit den unterstiitzenden Ange-
boten des Sozialstaats.

6.34  Ein ,impressionistisches Panorama“: Funf Vignetten

Die folgenden Vignetten greifen allesamt Aspekte der vorangestellten theoretischen Erdrterungen,
aber auch der Blitzlichter aus dem Forschungsfeld auf. Die Darstellungsweise ist aber nicht langer
theoretisch oder begrifflich sortiert, sondern versucht, Licht auf das Zusammentreffen verschiede-
ner Themen, Problembereiche und Konstellationen zu werfen und dabei einzelne Fallkonstellati-
onen in den Mittelpunkt zu stellen. Dadurch soll ein lebendiger Eindruck von der Realitadt der ge-
forderten Beschaftigung vermittelt werden, die ja immer in einer vielfach Giberdeterminierten Si-
tuation entsteht. Hier wird auf die verschiedenen Konstellationen eingegangen, die sich im Dreieck
betrieblicher Beschaftigung (1), der besonderen Lebenssituation des jeweiligen Beschaftigten (2)
und begleitender Unterstiitzung (3) ergeben. Bei der Auswahl der Vignetten wurde darauf geach-
tet, dass zunachst unterschiedliche ,Konstellationen betrieblicher Integration®, wie sie in Kapitel
5.2 erértert wurden, vorliegen. Die folgenden Darstellungen sind entlang der aufsteigenden Mog-
lichkeit/Wahrscheinlichkeit von mittelfristiger arbeitsmarktpolitischer Integration sortiert und be-
ginnen mit einem Fall, bei dem das geforderte Beschaftigungsverhaltnis maximal 2 Jahre dauern
kann, also bis zu dem Zeitpunkt, an den die Lohnkostensubvention reduziert wird. Die beiden letz-
ten Vignetten dagegenillustrieren Falle, wo mogliche Klebeeffekte im Anschluss an das geférderte
Beschaftigungsverhaltnis bereits die gegenwartige Situation der Beschaftigten beeinflussen. Auch
hinsichtlich der Interventionsbedarfe seitens der ghB (Kapitel 5.3 und 5.4) variieren die Falldarstel-
lungen. Im ersten dargestellten Fall liegen zum gegenwartigen Zeitpunkt keinerlei Unterstiit-
zungsbedarfe hinsichtlich der Leistungs-und Verhaltenserwartungen vor, ebenso wenig wie mit
Blick auf die auRerberufliche Lebensfiihrung. Allerdings zeigt sich, dass fiir die gbB auch die Prob-
lematik des arbeitsmarktpolitischen Ubergangsmanagements relevant sein muss, wenn keine Kle-
beeffekte moglich sind. Im Kontrast dazu illustriert die zweite Vignette, dass auch auRerberufliche
Probleme nicht unbedingt einen Interventionsbedarf fiir die gbB darstellen, wenn die gefordert
Beschaftigten selbst in der Lage sind, diese zu bewaltigen. Hier ist demgegeniiber die fachlich au-
Rergewdhnlich fordernde betriebliche Situation das Feld auf dem gbB in spezieller Weise einge-
bunden werden soll. Im Kontrast dazu verdeutlicht Vignette 3, dass gerade bei groRen personli-
chen und betrieblichen Problemen des Gefdrderten die Einrichtung einer fall- und bedarfsange-
messenen Betreuungsbeziehung nicht immer gelingt. Schliefilich reflektieren die Fall-Illustratio-
nen auch Differenzen hinsichtlich der Frequenz und der Kontinuitat des Betreuungsverhiltnisses,
dieinihrer Bedeutungerstin der Langsschnittperspektive deutlich werden kdnnen. So liegt in Vig-
nette 5 etwa faktisch ein Abbruch des Betreuungsverhaltnisses aufgrund biirokratischer Fehler
vor, das aus Sicht von Geférdertem und Betreuer notwendigerweise fortgefiihrt werden soll, ahn-
lich ist auch die Konstellation in Vignette 4. Vignette 3 deutet an, wie die Reduktion der Frequenz
der Betreuung die Qualitdt der Betreuungsbeziehung affiziert. In Vignette 2 kommt ein Fall zum
Ausdruck, bei dem der Wechsel des Betreuungspersonals relativ unproblematisch ist, weil es sich
hier eher um eine Fachberatung als um eine persénliche Beratungsbeziehung handelt.
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Vignette 1: ,,Ehrenamt als OGB*

Folgender Fall steht fiir ein gefordertes Beschaftigungsverhaltnis, in dem die Arbeitstatigkeit ei-
gentlich dem Bereich des ehrenamtlichen Engagements zuzuordnen ist. Von Beginn an ist allen
Beteiligten aufier dem gbB-Personal des Tragers klar, dass das Beschaftigungsverhaltnis mit der
ersten Degression des 100-prozentigen Lohnkostenzuschusses enden wird. Fiir die Geférderte ist
dies nicht problematisch. Fiir sie steht im Vordergrund, sich mit ihren Starken und Fahigkeiten auf
sozial anerkannte Weise einbringen zu konnen und zugleich dem ALG-II-Bezug zu entgehen. Inte-
ressant ist ebenfalls, dass sich die hier vollzogene gbB ausschlieRlich fiir Probleme des Betriebes
mit der Geforderten zustandig flihlt. Da derlei aber keine bestehen, sieht das gbB-Personal auch
keinen Betreuungsbedarf.

Die ehemalige Industriearbeiterin, Mitte 50, wurde Anfang der 1990er Jahre arbeitslos und erhielt
daraufhin eine Umschulung zur Werbefachfrau. Diesen Beruf libte sie gerne aus und war darin auch
einige Jahre selbststandig tatig. Infolge drastischer Auftragsriickgange folgten die Insolvenz und
der ALG-1l-Bezug, verbunden mit einigen personlichen und familiaren Problemen. Im ALG-1I-Bezug
verblieb sie fast zehn Jahre. Nach einer schwierigen Trennungs- und Scheidungsphase lebt die Ge-
forderte wieder in einer stabilen Partnerschaft. Mit ihrem Lebensgefahrten, der ebenfalls im ALG-
II-Bezug ist, betreibt sie einen groflen Obst- und Gemiisegarten, dem sie fast ihre gesamte Zeit
widmet. Zudem kiimmert sie sich um ihren erwachsenen Sohn, der nach wie vor bei ihr lebt und
sich ebenfalls im ALG-1l-Bezug befindet. Insgesamt sieht die Geforderte sich sozial gut eingebettet,
einzig die Entwicklung ihres Sohnes bereite ihr aufgrund seines Betaubungsmittelkonsums Sorge.

Uber ihre Arbeitsvermittlerin erhielt die Geférderte in einem Beratungsgesprach Kenntnis von der
Moglichkeit eines geforderten Beschaftigungsverhaltnisses nach §16i SGB II. Daran war sie interes-
siert und suchte sich im Folgenden selbst eine Arbeitsstelle. Uber bereits bestehende Kontakte ar-
rangiert die Geférderte schlieBlich ein Beschaftigungsverhaltnis in einem ,Kulturverein“. Nach ei-
nem Jahr der Beschéftigung hat sich die Geforderte bestens eingearbeitet und libernimmt im Ver-
ein zentrale Funktionen. Dazu zdhlen die Mitgliederverwaltung, die Katalogisierung des Vereinsei-
gentums, die Organisation von Feiern und Festen. Ebenso tibernimmt sie die Offentlichkeitsarbeit.
Laut der Geforderten waren ihre Kompetenzen als gelernte Werbefachfrau und ihre Eigensténdig-
keit, die sie auf ihre mehrjahrige Selbststandigkeit zuriickfiihrt, dabei von groRRer Hilfe. Auch aus
Sicht des Vereinsvorstands ist sie ein ,,Gllicksgriff. Niemand habe damit gerechnet, dass von ihr
so viel Positives flir den Verein ausgehen wiirde. Der Vereinsvorstand sieht im Beschéftigungsver-
haltnis eine starke Verbindung zwischen einer Selbstverwirklichungsmoglichkeit der Geforderten
und dem Nutzen des Vereins.

Eine Weiterbeschaftigungsmoglichkeit nach Ende der Vollférderung wird dem Verein aus finanzi-
ellen Griinden nicht moglich sein. Das Beschaftigungsverhaltnis wird daher nach dem zweiten For-
derjahr enden. Bereits jetzt hat der Verein ein neues Beschaftigungsverhaltnis nach §16i SGB Il be-
griindet. Die neue Kollegin soll von der Geforderten eingearbeitet werden und spater Teile ihrer
Aufgaben iibernehmen. Die Geforderte duBert im Interview, sie mache sich liber das nahende Be-
schaftigungsende, wie auch liber einen eventuellen Ubergang in eine ungeforderte Beschiaftigung,
keine besonderen Gedanken. Grundsatzlich wiirde ihr die Werbebranche liegen, sie mache sich
aber keine Hoffnungen, mit Mitte 50 hier wieder Fuld fassen zu kdnnen. Einen Umzug aus berufli-
chen Griinden schliefit sie fiir sich aus. Insgesamt habe sie gelernt, in Erwerbsangelegenheiten nur
von Situation zu Situation zu entscheiden. Weitergehende Plane wiirde sie nicht schmieden. Als

IAB-Forschungsbericht 3|2021 97



eine vage Uberlegung wirft sie allerdings doch die Méglichkeit auf, den Eigenanteil von zehn Pro-
zent fir ihr drittes Beschaftigungsjahr aus ihren eigenen Sparriicklagen zu entnehmen und diese
dem Verein zu spenden, um damit ihre Weiterbeschaftigung zu sichern.

Die gbB wurde von Tragern erbracht, zunachst von einem kleinen Trager, finanziert Giber AVGS,
dannvon einem grofieren Trager, mit dem das Jobcenter eine Leistungsvereinbarung geschlossen
hatte. Die Geférderte hatte damit Kontakt zu zwei unterschiedlichen Betreuungskraften von zwei
Tragern. Allerdings fand nach Aussage aller Beteiligten in diesem Fall praktisch keine Betreuung
statt. Begriindet wurde dies damit, dass die Geforderte die Leistungs- und Verhaltenserwartungen
des Vereines Ubererfiille und es auch nie zu einer Beanstandung komme. Private Angelegenheiten,
wie die Lebensumstande der Geforderten, insbesondere der zuweilen sehr akute Betaubungsmit-
telkonsum ihres Sohnes oder die Hintergriinde fir den langen passiven Leistungsbezug, wurden
in der gbB nie thematisiert, obwohl sie als ,,offenes Geheimnis“ sowohl dem Arbeitgeber als auch
dem Tragerpersonal bekannt waren. Schlief3lich wurden noch die Restriktionen zur Vermeidung
der Verbreitung des Coronavirus‘ angefiihrt, wodurch Prasenztermine auf das Notigste beschrankt
werden mussten. Die Geforderte war aus Sicht des Betreuers ein Fall, in dem eine Betreuung unter
den geltenden Vorzeichen nicht notwendig war. Die Geforderte selbst suchte ihrerseits allerdings
auch nicht die Nahe zum Tragerpersonal. Im Erstinterview duf3erte sie zudem, eine grolde Skepsis
gegeniiber dem ,sogenannten Coaching” gehabt zu haben. Weil die gbB allerdings obligatorisch
sei, stimmte sie widerwillig zu. Schlief3lich zeigte sie sich liber die bei ihr realisierten Form der gbB
nahezu erleichtert. Nahezu sinnbildlich fiir die in diesem Fall vollzogene Distanz in der Betreuer/-
in-Geforderten-Beziehung steht schlieBlich der Sachverhalt, dass der Betreuer im Interview ein
vollkommen verzerrtes Bild von den prospektiven Weiterbeschaftigungschancen der Geforderten
bei dem Kulturverein zeichnet. Aus seiner Sicht wiirde die Geforderte zu ,,100 Prozent“ weiterbe-
schéftigt, eben, weil sie doch fiir den Verein viel Gutes tue. Die betriebliche Realitat scheint ihm in
diesem Fall ganzlich entgangen zu sein. Die vom Jobcenter an den Trager vergebene ghB endete
nach dem ersten Forderjahr. Ob eine Betreuung am Ende der Vertragslaufzeit wiederaufgenom-
men wird, muss die Langsschnittperspektive zeigen.

Vignette 2: ,,Bewahrungsaufstieg*

Hier handelt es sich um einen 50-jahrigen Geforderten, der als Bauhelfer bei einem gemeinniitzi-
gen Verein angestellt ist. Zentral an diesem Fall ist zum einen die betriebliche Konstellation eines
Vereins, der zusatzlicher Fordermittel bedarf, um liberhaupt einen Arbeitsplatz anbieten zu kon-
nen und kaum die Moglichkeit eines Klebeeffekts bereitstellen kann. Zum anderen wird an diesem
Fall exemplarisch deutlich, inwiefern der nicht seltene Fall eines Ubergangs von einer AGH-MaR-
nahme in eine Forderung nach §16i SGB Il mit verdnderten betrieblichen Anforderungen und spe-
zifischen Perspektiven auf eine weitere Arbeitsmarktintegration einhergeht.

Der Geforderte hatte sich nach dem nachtraglichen Erwerb des Realschulabschlusses zunachst als
Zeitsoldat verpflichtet und in diesem Rahmen auch Aufgaben als Ausbilder (ibernommen. Nach
dem Ausscheiden aus der Bundeswehr absolvierte er eine Ausbildung zum Fachlageristen, woran
sich eine liber ca. 15 Jahre wahrende, zumindest anfangs relativ stabile Erwerbslaufbahn an-
schloss. Diese umfasste nicht nur Tatigkeiten im erlernten Beruf, sondern auch weitere geringqua-
lifizierte Tatigkeiten als Lieferfahrer oder Hausmeister. Die Beschaftigungsverhaltnisse wurden
sukzessive prekarer und kurzfristiger, und seit etwa zehn Jahren befindet sich der Geférderte im
ALG-1I-Bezug. Noch vor Beginn dieser Phase der Arbeitslosigkeit heiratete er und bekam mit seiner
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Frau eine Tochter. Die Ehe wurde jedoch nach wenigen Jahren geschieden. Seitdem schwelt ein
Streit um das Sorgerecht fiir die Tochter, die bei der Mutter in einer nahegelegenen GroRstadt
wohnt. In der Phase vor dem Eintritt in die Forderung nach §16i SGB Il war der Geforderte zum
einen seit einigen Jahren als Hausmeister bei seinem Vermieter beschaftigt, fiir den er eine Reihe
von Mietobjekten auf Basis einer geringfiigigen Beschaftigung betreute. Zum anderen nahm er ab
2018 an einer Arbeitsgelegenheit bei seinem jetzigen Arbeitgeber teil, von der er Anfang 2019 in
das jetzige geforderte Beschaftigungsverhaltnis libergegangen ist.

Der Arbeitgeber des Geforderten ist ein kleiner regionaler Verein in einer landlichen Region, der
Aufgaben der regionalen Strukturforderung mit der Durchfiihrung von Beschaftigungsprojekten
verbindet. Neben vier ungeférdert sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten, die Anleitung und
Verwaltung tibernehmen, sind eine ganze Reihe von Personen als Arbeitskrafte in die Projekte des
Vereins eingebunden - der eine Teil auf der Basis von arbeitsmarktpolitischen Malnahmen, in ers-
ter Linie Arbeitsgelegenheiten, der andere Teil als Straffallige, die die gerichtlich verhangten Sozi-
alstunden dort ableisten. Eine Kernaufgabe des Vereins besteht in dem Erwerb und der anschlie-
Renden Aufarbeitung von Fachwerkhausern im alten Ortskern des Dorfes. Diese werden von den
Arbeitskraften unter Anleitung eines Padagogen und Handwerkers renoviert und anschlieRend ge-
nutzt, um darin soziale Angebote wie betreutes Wohnen oder strukturstarkende Malinahmen wie
glinstige Raume fiir Workshops oder einen Laden mit regionalen Produkten darin unterzubringen.
Das gesamte Geschaftsmodell des Vereins beruht mafigeblich auf der Akquise verschiedener Gel-
der der Strukturforderung (v. a. ESF und EFRE), die den Erwerb der Objekte ermdglichen, sowie
dem Einsatz geforderter bzw. kostenloser Arbeitskrafte als Grundlage fiir deren Renovierung.

Mit Einfiihrung des THCG war flir den Verein klar, dass aus dem Kontingent der gegenwartigen
AGH-Krafte die drei leistungsstarksten fiir eine Forderung nach §16i SGB Il ausgewahlt werden
sollten, was mit dem zustandigen Jobcenter entsprechend arrangiert wurde. Ein erklartes Ziel die-
ses Vorhabens bestand fiir den Arbeitgeber in der Verstetigung der Beschaftigungsverhaltnisse als
Grundlage der Teilhabe fiir die Beschéftigten, vor allem aufgrund der langeren Dauer und Entloh-
nung im Rahmen der Forderung nach §16i SGB Il gegenuber einer Arbeitsgelegenheit, aber auch
mit Blick auf die Verbesserung der Arbeitsmarktchancen durch eine langerfristige Beschaftigung
und die Ausiibung verantwortungsvollerer Tatigkeiten. Denn verbunden mit der Umwandlung der
Arbeitsgelegenheit ist zugleich ein zweites Ziel, ndamlich eine Erweiterung des Aufgabenspektrums
und eine gesteigerte Leistungserwartung gegeniiber den Geforderten, die diesen ,Aufstieg”, wie
dies die Arbeitgeberin selbst bezeichnet, vollzogen haben. Im Falle des Geforderten haben sich
seine bisherigen Hilfsarbeiten am Bau dahingehend erweitert, dass ihm nun auch die Planung und
der Einkauf des bendétigten Materials anvertraut wurden und er Angebote fiir extern eingekaufte
Dienstleistungen einholen muss. Hinzu kommt, dass er den Anleiter in Verwaltungsaufgaben, da-
runter die Dokumentation der Sozialstunden, entlasten sowie weitere koordinierende Aufgaben
ubernehmen soll.

Hieraus ergibt sich die Grundkonstellation, dass der Geforderte deutlich starker in seiner Arbeits-
rolle gefordert ist, da er nunmehr eine herausgehobene Funktion gegeniiber seinen ehemaligen
Kollegeninnen und Kollegen einnimmt, die er jetzt anleitet. Gleichzeitig besteht bei dem Verein,
der ihn beschaftigt, praktisch keine realistische Chance auf eine ungeforderte Beschaftigung nach
Ende der Forderdauer. Vielmehr ist es zum Zeitpunkt des ersten Interviews noch unklar, ob die
Forderdauer liberhaupt ausgeschopft werden kann, da die Laufzeit seines Arbeitsvertrags an die
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Fertigstellung des jetzigen Objekts im kommenden Jahr gekniipft ist. Sollten bis zu diesem Zeit-
punkt keine weiteren Fordermittel akquiriert sowie ein geeignetes Objekt zur Renovierung gefun-
den werden, miisste die Forderung nach §16i SGB Il bereits nach zwei Jahren beendet werden. Die
Aussichtslosigkeit einer ungeforderten Beschaftigung raumt nicht nur die Arbeitgeberin offen ein,
sondern auch der Geforderte selbst schatzt dies als sehr unwahrscheinlich ein. Folglich bewirbt er
sich wahrend der Forderung aus eigenem Antrieb weiterhin bei anderen Unternehmen. Im Ein-
klang hiermit nennt die Arbeitgeberin als Ziel der Férderung nach §16i SGB Il, den Geftrderten
durch eine allgemeine Starkung und die gesammelte Arbeitserfahrung den Ubergang in ein un-
gefordertes Beschaftigungsverhaltnis bei einem anderen Arbeitgeber zu erleichtern. Mit anderen
Worten geht es flir die Arbeitgeberin neben der Ermdglichung von Teilhabe durch die Verstetigung
dartiber hinaus um die Erzeugung von Briickeneffekten in den Arbeitsmarkt.

Einen weiteren Ausdruck findet diese Orientierung an Briickeneffekten darin, dass das Qualifizie-
rungsbudget strategisch eingesetzt wird, auch auf Initiative des Geférderten. Seit Beginn der For-
derung hat dieser bereits einen Anleiterschein erworben sowie ein Zertifikat als betrieblicher Si-
cherheitsbeauftragter. Die angestrebte Teilnahme an einem Computerkurs wurde hingegen ab-
schlagig beschieden mit dem Hinweis, dass er aufgrund seines offiziellen Einsatzes als Bauhelfer
diesen kaum benotige, auch wenn es aufgrund des erweiterten Aufgabenspektrums hilfreich ware.
Zudem plant der Geforderte die Teilnahme an einer Weiterbildung als Brandschutzbeauftragter.

Bei der Betreuerin des Geforderten handelt es sich um eine Angestellte des lokalen Jobcenters, die
erst vor wenigen Monaten von einem anderen Jobcenter in die Region gewechselt ist. Vor ihrem
Quereinstieg in die Arbeitsverwaltung hat sie einen Abschluss in Wirtschaftspsychologie erworben
und eine Zeitlang im Personalbereich eines groRen Unternehmens gearbeitet. Auch wenn sie auf-
grund ihres Studiums und ihrer Erfahrung durchaus auf Gesprachstechniken zuriickgreifen kann,
handelt es sich bei der Betreuung von gefordert Beschaftigten fiir sie um ein neues Tatigkeitsfeld.
Dies geht damit einher, dass sie bereits die dritte Person seit Einflihrung des THCG ist, die diese
Stelle der Betreuerin in ihrem Jobcenter begleitet, so dass sie auch fiir den Geforderten die dritte
Betreuerin in einem Zeitraum von anderthalb Jahren ist. Die Betreuerin selbst umschreibt ihr
Selbstverstandnis damit, dass sie die Geforderten begleitet ,in allen Belangen, die ihn beschafti-
gen“, was neben den erwerbsbezogenen Fragen dezidiert auch Fragen des Privatlebens umfasst.

Insgesamt ist die Bedeutung der Betreuung im geschilderten Fall allerdings von eher untergeord-
neter Bedeutung. Dies liegt in erster Linie daran, dass der Geforderte vergleichsweise wenige Prob-
lemlagen aufweist. Seine personlichen Angelegenheiten kann er durchaus selbst regeln, wie er
etwa mit einem gewissen Stolz hinsichtlich seines Umgangs mit dem Betreuungsrechtsstreit um
seine Tochter betont. Auch finden sich keine weiteren gravierenden Problemlagen, die einer Bear-
beitung bediirften. Folglich nimmt der Geforderte seine Betreuerin vor allem als Erleichterung mit
Blick auf den Kontakt mit dem Jobcenter wahr, da er durch ihre Termine beim Arbeitgeber dort
nicht mehr personlich vorstellig werden muss. Diese Erleichterung erstreckt sich auch auf die Be-
antragungdervonihm gewlinschten Qualifizierungen. Dariiber hinaus nimmt er das grundlegende
Hilfeangebot und die prinzipielle Erreichbarkeit der Betreuerin dankend wahr, sieht aber keinen
weiteren Bedarf seinerseits, so dass das Themenspektrum der Betreuung sehr begrenzt ist und
auch keine Vermittlung an andere Dienste umfasst. Stattdessen dominieren ein eher distanziertes
Verhaltnis und rollenférmiges Verhalten zwischen Betreuerin und Geférdertem, da letzterer die
Betreuerin nach wie vor primar als, wenn auch sehr wohlwollende, Mitarbeiterin des Jobcenters
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wahrnimmt. So verbleibt die Beziehung zwischen beiden allein schon aus organisatorischen Griin-
den auf einer stark formalen Basis, in deren Rahmen sich zunéchst nur eher organisatorische The-
men bearbeiten lassen. Im konkreten Fall wird dies womdglich zusatzlich dadurch beférdert, dass
es sich bei der Betreuerin um eine Jobcenter-Mitarbeiterin handelt, die bewusst auch administra-
tive Aufgaben gegeniiber den Geforderten libernimmt. Gleichwohl scheinen hieraus aufgrund des
geringen Unterstiitzungsbedarfs des Geforderten keine Probleme zu entstehen.

Wohl auch aus den skizzierten Griinden beschranken sich die Kontakte zwischen dem Geférderten
und der Betreuerin auf monatliche Termine beim Arbeitgeber. Dort ist sie durchaus willkommen
und hat auch geeignete Raumlichkeiten zur Verfligung. Dariiber hinaus bietet sie bei Bedarf fiir alle
dort beschéftigten Geforderten weitere Termine an, die von den beiden anderen Geforderten des
Arbeitgebers auch durchaus wahrgenommen werden.

Allerdings artikuliert die Arbeitgeberinim Rahmen des Interviews ihrerseits die Absicht, die Betreu-
erin hinzuzuziehen, um die Entwicklung der Leistungsfahigkeit des Geférderten zu unterstiitzen.
Diese ist bislang hinter ihrer Erwartung zurilickgeblieben, da er weder die organisatorischen Auf-
gaben der Koordination mit der aus ihrer Sicht notwendigen Effizienz durchfiihrt, noch sich als die
erhoffte Entlastung des Anleiters bei administrativen Aufgaben erwiesen hat. Zudem erlebt sie den
Geforderten mit Blick auf Plinktlichkeit und die Einhaltung der vorgesehenen Pausen als zu undis-
zipliniert. Hier erhofft sie sich durch ein gemeinsames Gesprach mit der Betreuerin und dem Ge-
forderten einen Beitrag zu dessen effizienterem Einsatz im Betrieb. Die praktische Umsetzung die-
ses Anliegens stand zum Zeitpunkt der Interviewerhebung noch aus. Insofern wird in der Langs-
schnittperspektive der Untersuchung zum einen von Interesse sein, ob die Betreuerin tatsachlich
auf dieser Ebene Erfolge erzielen kann. Zum anderen wird zu fragen sein, ob es ihr gelingt, den
Kontakt zu dem Geforderten informeller zu gestalten und womdglich auch andere Themen und
eventuelle Probleme zu adressieren.

Vignette 3: ,,Jemand ist fiir mich da*

Der hier beschriebene Fall fokussiert auf die Darstellung der Beziehung zwischen dem Geférderten
und seiner Betreuerin. Wahrend die Betreuerin die gbB von sich aus grundsatzlich eher formal-
biirokratisch organisiert, fordert der Geférderte bei Bedarf personliche Unterstiitzungsleistungen
ein. Er nimmt somit aktiv an der Gestaltung der Unterstiitzungsbeziehung teil. Die Betreuungsleis-
tung selbst ist dabei jedoch weniger von einer professionellen und zielgerichteten Bearbeitung
von Problemen gepragt. Flir den Geférderten nimmt die ghB vor allem aufgrund seiner Einsamkeit
eine wichtige stabilisierende Funktion ein.

Bei dem Geforderten handelt es sich um einen jungen Mann Anfang 30. Vor der Forderung verfligte
er Uiber nahezu keinerlei berufliche Erfahrungen. Nach seinem Hauptschulabschluss begann er
eine Ausbildung als Backer, beendete diese aber infolge von Problemen mit dem Vorgesetzten
friihzeitig. Da er keinen Fiihrerschein besitzt, ist er in seinem eher landlich gepragten Wohnort zu-
dem in seiner beruflichen Mobilitat stark eingeschrankt. In seiner Kindheit und Jugend wurde er
nach eigenen Aussagen in der Schule von Mitschiilerinnen und Mitschiilern gemobbt, weshalb er
auch heute noch sehr sensibel auf AuRerungen Anderer zu seiner Person reagiere. Im Alter von 18
Jahren beging seine damalige Freundin Selbstmord. Dies stiirzte den Geforderten in eine tiefe
emotionale Krise, die sowohl durch einen erhéhten Alkohol- und Drogenkonsum als auch durch
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eine fortwahrende Antriebsschwache gekennzeichnet war. Der Geforderte hat in der Vergangen-
heit nur wenig familiare Unterstitzung erfahren. AuRerhalb seiner Familie bestehen kaum soziale
Kontakte. Er berichtet lediglich von einem guten Freund. Sein aktuell gréf3tes Problem stellt seine
Wohnsituation dar. Der Geférderte wohnt aufgrund eines geerbten Wohnrechts mit seinem alteren
Bruder gemeinsam in einem Haus. Von diesem wird er nach eigenen Angaben regelmalig tyranni-
siert und beschimpft. Er méchte gerne ausziehen, ist aber emotional und finanziell nicht in der
Lage, sein Vorhaben selbstandig umzusetzen.

Die gbB beginnt in dem fiir den Geférderten zustandigen Jobcenter grundsatzlich mit einem ,her-
anflihrenden Coaching®, bei dem im Idealfall zunéchst eine Vertrauensbeziehung zur Betreuungs-
kraft hergestellt und der bzw. die Geférderte auf die Aufnahme einer Beschaftigung vorbereitet
wird. Dies beinhaltet auch z. B. Praktika in potenziellen Beschaftigungsbetrieben. Fiir den hier be-
schriebenen Fall wird die ghB liber einen externen Trager umgesetzt. Bei der zustandigen Betreu-
erin des Geforderten handelt es sich um eine Quereinsteigerin, die bereits unterschiedliche Berufe
ausgelibt hat. Einen sozialen personenbezogenen Dienstleistungsberuf mit Interventionskompe-
tenz hat sie jedoch nicht erlernt. Die Betreuerin beruft sich bei ihrer Arbeit mit den Geférderten auf
ihre nach eigenen Angaben umfangreiche Lebenserfahrung. Im Vorfeld ihrer Tatigkeit wurde sie
vom Tragerverein geschult, bewertet dies jedoch als wenig hilfreich. Die Betreuerin arbeitet im
Zuge ihrer Tatigkeit nicht mit anderen wohlfahrtsstaatlichen Institutionen auf kommunaler Ebene
zusammen. Sie steht dem Einbezug externer Hilfesysteme grundsatzlich eher skeptisch gegen-
Uber, da die Geforderten eigene Kompetenzen entwickeln sollen, um die an sie gestellten Anfor-
derungen selbstandig zu bewaltigen. Als ,,Ultima Ratio“ wiirde sie bei Bedarf einschlagige Kontakt-
adressen an die Geforderten ibermitteln. Eine Begleitung dorthin schlief3t sie jedoch aus.

Die Betreuerin organisiert die Kontakte zu den Geférderten iiblicherweise tiber personliche Tref-
fen, die vorrangig im Rahmen eines formalisierten Settings realisiert werden, entweder in den
Raumlichkeiten des Tragers oder des Betriebs. Fiir die Gesprachstermine plant sie eine Stunde ein.
Dariiber hinaus fanden in dem hier beschriebenen Fall auch spontane telefonische Kontakte statt,
diei. d. R. vom Geforderten situationsbedingt und aus eigener Initiative hergestellt wurden.

Im Falle des Geforderten lagen zwischen dem Beginn der Betreuung und der Aufnahme einer Be-
schaftigung etwa vier Monate. In dieser Zeit fanden insgesamt sechs personliche Treffen zwischen
dem Gefdrderten und der Betreuerin statt. Die Betreuerin beschreibt den Geférderten zu Beginn
als wenig gesprachsbereit. lhr Ziel war es, ihn aus seiner ,,Hartz-IV-Lethargie“ zu befreien und dazu
zu motivieren, an sich und seinem Erscheinungsbild zu arbeiten. Vor dem Eintritt in die 6ffentlich
geforderte Beschaftigung absolvierte der Geférderte zundchst zwei Praktika. Das erste Praktikum
fand in der Altenbetreuung in einem Pflegeheim eines gemeinniitzigen Tragers statt. Die Tatigkeit
sagte ihm jedoch lberhaupt nicht zu. Das Praktikum endete letztlich damit, dass der Geforderte
seine, nach eigenen Angaben, schlimmste Krise (Nervenzusammenbruch) erlebte. In den Folgeter-
minen konzentrierte sich die Betreuerin vorrangig darauf, mit dem Geférderten neue Beschafti-
gungsperspektiven zu erarbeiten. Die Interviews geben jedoch keinen Hinweis darauf, dass die
Krise die Haufigkeit oder Intensitat der Betreuung gesteigert hat. Dariiber hinaus lasst das Ereignis
darauf schlieRen, dass das Praktikum durch die Betreuerin nicht ausreichend begleitet wurde. Ver-
mutlich hatte der Eintritt der Krise verhindert werden kdnnen, wenn der Geforderte friihzeitig Hil-
festellungen zur Bewéltigung seiner Néte und Angste erhalten hatte. Zugleich lautete das Erlebnis
aber auch einen Wendepunkt ein, an dem der Geforderte seine eigene Perspektivlosigkeit, aber
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auch seine Einsamkeit, erkannte. In der Folge gelang es ihm, sich gegeniiber seiner Betreue-
rin — aber auch gegeniiber der Einrichtungsleitung - zu 6ffnen und seine Probleme zu kommuni-

zieren.

Der Wechsel des Geférderten zur Haustechnik desselben Pflegeheims, in dem er bereits sein Prak-
tikum in der Altenbetreuung absolvierte, erfolgte auf eigenen Wunsch. Sowohl die Betreuerin als
auch die Einrichtungsleitung standen dem Berufswunsch zunachst skeptisch gegeniiber, da sie
ihm kein handwerkliches Geschick zutrauten. Deshalb musste der Gefoérderte zunachst ein weite-
res vierwochiges Praktikum als Hausmeistergehilfe absolvieren. Unmittelbar im Anschluss an das
Praktikum wurde der Arbeitsvertrag geschlossen.

Der Geforderte ist nun seit November 2020 nach §16i SGB Il als Hausmeistergehilfe in der Einrich-
tung beschaftigt. Er war zunachst fiir 24 Wochenstunden angestellt. Der Stundenumfang wurde als
Resultat seiner positiven Entwicklung anschlieflend zunédchst auf 30 Stunden aufgestockt und
dann - neun Monate nach Beschaftigungsbeginn - in eine Vollzeitbeschaftigung umgewandelt.
Der Arbeitsvertrag zwischen dem Betrieb und dem Geférderten wurde tiber den vollen Forderzeit-
raum, d. h. Giber 5 Jahre, abgeschlossen.

Mit dem Ubergang in die Beschaftigung reduzierte sich die Zahl der persénlichen Treffen im Rah-
men der ghB auf monatliche Termine. Wahrend des coronabedingten Lockdowns fanden keine
Termine zwischen der Betreuerin und dem Geforderten statt. Die Betreuerin begleitet in der Ein-
richtung insgesamt sieben Geforderte liber §16i SGB Il. Sie besucht die Einrichtung einmal in der
Woche und bespricht sich danni. d. R. mit jeweils zwei Geforderten sowie der Einrichtungs- und/o-
der Pflegedienstleitung intensiv. Fiir die Besprechungen wird ein separater Raum zur Verfligung
gestellt, sodass die Gesprache in einer geschiitzten Atmosphare stattfinden konnen.

Zu Beginn der Beschaftigung hatte der Geforderte einige Schwierigkeiten, mit den Gepflogenhei-
ten des Arbeitslebens zurecht zu kommen. So liel? er sich regelmaRig fiir mehrere Tage krank-
schreiben. Nach Aufforderung durch die Einrichtungsleiterin, die als Hintergrund eine Uberforde-
rung vermutete, setzte sich die Betreuerin mit dem Gefdrderten telefonisch in Verbindung. Darauf-
hin habe sich laut Einrichtungsleitung die Situation deutlich verbessert. Nach Angaben der Betreu-
erin gingen die Krisen des Geforderten jedoch immer vom privaten Umfeld aus und nahmen im
Zeitverlauf ab.

Daindem Betrieb mehrere nach §16i SGB Il oder liber andere Arbeitsmarktinstrumente Geforderte
beschéftigt sind, nimmt der hier beschriebene Geforderte keinen Sonderstatus ein. Die regular Be-
schéftigten sind es dariiber hinaus gewohnt, geforderte Beschaftigte in ihre Arbeitsablaufe zu in-
tegrieren, und kennen in der Regel die daraus moglicherweise resultierenden Herausforderungen.
Der gesamte Forderzeitraum wird von der Einrichtungsleitung als Einarbeitungszeit gewertet; De-
fizite hinsichtlich der Arbeitsleistung werden entsprechend akzeptiert.

Der mit der Beschaftigung verbundene Aufgabenbereich ist vielfaltig und zum Teil korperlich sehr
anstrengend. Die Arbeit beinhaltet auch Kontakt zu anderen Beschéftigten und Bewohnerinnen
und Bewohnern der Einrichtung sowie Lieferantinnen und Lieferanten, etc. Nach anfanglichen
Schwierigkeiten hat sich der Geforderte zu einem zuverldssigen Mitarbeiter entwickelt, dessen Ta-
tigkeit im Betrieb als echte Unterstiitzung wahrgenommen wird. Einige seiner Aufgaben kann er
mittlerweile eigenverantwortlich bewaltigen. Sowohl die Einrichtungsleiterin als auch die Betreu-
erin betonen, dass sich sein Selbstbewusstsein im Zuge des Beschaftigungsverhaltnisses sehr
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stark gesteigert habe, und beschreiben seine personliche Entwicklung im Verlauf der Beschafti-
gung als sehr positiv. Im Rahmen seiner Tatigkeit wurde er - gemeinsam mit einer weiteren Gefor-
derten - von dem in der Einrichtung regular beschaftigten Hausmeistertechniker angeleitet. Ins-
gesamt scheint der Geforderte im Betrieb gut integriert zu sein.

Man erkennt hier sehr deutlich, wie die personliche Problematik des Geférderten die betriebliche
Integration pragt. Das gilt sowohl fiir seine Einsamkeit und soziale Isolation, die dazu fiihren, dass
er zum Teil bei seinen Kolleginnen und Kollegen auch Rat in sehr personlichen Angelegenheiten
sucht. Das gilt aber auch fiir seine ausgepragte soziale Verletzbarkeit und Sensibilitat, die auch bei
einem groReren Konflikt mit einer Kollegin eine Rolle spielte. Hier suchte er letztlich aktiv Unter-
stlitzung bei seinem Anleiter bzw. der Bereichsleitung der betreffenden Kollegin. Auch mit seinem
Anleiter verbindet der Geférderte ambivalente Emotionen. Durch ,tagtdgliche dumme Spriiche®
fuhltersich gegangelt und nicht akzeptiert. Gleichzeitigist er auch dankbar dafiir, dass der Anleiter
ihm viel beigebracht hat und dabei geduldig war. Am Beispiel des Anleiters zeigt sich auch, dass
der Geforderte zum Teil Schwierigkeiten hat, zwischenmenschliche Beziehungen emotional ein-
zuordnen. In Bezug auf die Stabilitat der Beschaftigung stellt das Verhaltnis zum Anleiter entspre-
chend einen kritischen Faktor dar. Der Geforderte hat dies bislang jedoch noch nicht im Rahmen
der gbB oder mit der Einrichtungsleitung thematisiert.

Ein weiterer interessanter Aspekt des hier beschriebenen Falls bezieht sich auf die Tatsache, dass
bereits zu Beginn des Arbeitsverhaltnisses feststand, dass eine Anschlussbeschaftigung in der Ein-
richtung nicht moglich ist, weil keine zusatzliche Planstelle im Bereich der Haustechnik eingerich-
tet werden kann. Somit gewinnt die liber §16i SGB Il eingeraumte Moglichkeit, ein Praktikum in
einem externen Betrieb zu absolvieren, eine besondere Bedeutung fiir die anschlieffende Integra-
tion in den Arbeitsmarkt. Sowohl die Einrichtungsleiterin, die Betreuerin als auch der Geférderte
selbst stehen dem zum aktuellen Zeitpunkt jedoch sehr ablehnend gegeniiber, da dies das Verlas-
sen des vertrauten Settings implizieren wirde. Die Einrichtungsleitung wiirde einem Praktikum
lediglich im letzten oder vorletzten Jahr der Forderung zustimmen, um dariiber ggf. eine An-
schlussbeschaftigung in einen anderen Betrieb des gemeinniitzigen Tragers zu ermdglichen.

Eine Konstante innerhalb der gbB ist die problematische Wohnsituation des Geforderten, die aus
Sicht aller Interviewpersonen einen zentralen Einfluss auf dessen psychische (In-)Stabilitat ausiibt.
Die Wohnsituation bzw. das belastete Verhaltnis zu seinem Bruder werden vom Geférderten nach
Aussage der Betreuerin in jedem Gesprach thematisiert. Umso liberraschender ist, dass die Veran-
derung der Wohnsituation innerhalb der gbB auch nach mehr als einem Jahr Betreuung noch nicht
angegangen wurde. Dem Geforderten wurde - im Gegenteil - von der Betreuerin signalisiert, dass
erst durch die Aufnahme einer Vollzeitbeschaftigung, die letztlich erst 15 Monate nach Beginn der
gbB vollzogen wurde, die Moglichkeit eines Umzugs liberhaupt bestiinde.

Weiterhin Uberrascht es, dass die Betreuerin nichts liber den Beziehungsstatus des Geférderten
weilk, obwohlaus dem Erstinterview mit dem Geforderten recht schnell deutlich wird, dass er seine
erlebte Einsamkeit als Belastung wahrnimmt. Aufgrund seiner sozialen lIsolation und seiner
schwierigen familidren Verhaltnisse nimmt die Betreuerin deshalb auch die Rolle einer zentralen
Bezugsperson ein, an die sich der Geforderte in schwierigen Situationen wenden kann, was erauch
in Anspruch nimmt. Zum Zeitpunkt des Erstinterviews verfligte der Geforderte aufgrund des Ver-
lusts seines Mobiltelefons jedoch nicht mehr (iber die Telefonnummer seiner Betreuerin, sodass er
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sie zumindest spontan nicht mehr erreichen konnte. Dies ist insofern problematisch, da die ghB
nicht mehr als Instrument der akuten Krisenbewaltigung fungieren kann.

Grundsatzlich lasst sich bereits jetzt resiimieren, dass die Betreuung flir den Geforderten eine
wichtige Rolle fiir die Stabilisierung seiner Personlichkeit spielt, auch wenn die Wertigkeit des Be-
treuungsverhaltnisses vor allem dadurch begriindet ist, dass der Geforderte bei Bedarf aktiv die
Unterstiitzung der Betreuerin sucht. Das zu bearbeitende Problemspektrum ist sehr weitgefasst
und wird vorrangig vom Geforderten vorgegeben. Die Themen weisen groRtenteils eine sehr hohe
Alltagsnahe auf. Gelegentlich muss der Geforderte der Betreuerin bei der Unterstiitzung in wichti-
gen Anliegen, wie z. B. der Beantragung des Einstiegsgelds, ,hinterherrennen®. Dennoch schatzt
er die Betreuerin, da sie ihn aufbaue, wenn es ihm nicht gut gehe. Der Geférderte mochte zudem
auch im weiteren Verlauf seiner Beschaftigung von der Betreuerin begleitet werden. Aufgrund der
in wenigen Monaten anstehenden Verrentung der Betreuerin ist die personale Kontinuitat der Be-
treuung jedoch begrenzt. Dies wurde dem Geférderten verschwiegen. Aus dem geplanten Wechsel
der Betreuungsperson konnte sich eventuell ein weiterer kritischer Moment fir die Stabilitat des
Beschaftigungsverhaltnisses ergeben.

Vignette 4: ,,Betriebliche Vergemeinschaftung und Gelegenheit zur Leistungsdemonstration in
einem inhabergefiihrten Kleinstbetrieb“

Fir diese Falldarstellung sind zwei Aspekte von zentraler Bedeutung. Zum einen ist die betriebli-
che Integration des Geforderten davon bestimmt, dass er erfolgreich eine Menge relevanter Arbei-
ten im Beschéftigungsbetrieb bewaltigt und daher sowohlin die betriebliche Vergemeinschaftung
eingebettet ist als auch Aussicht auf ein ungefordertes sozialversicherungspflichtiges Beschafti-
gungsverhaltnis hat. Zum anderen hat er vor allem aufgrund von privaten Problemen einen grofen
Bedarf an Unterstiitzung durch die ghB. Diese Hilfe findet trotz guten Zugangs der Betreuerin zum
Betrieb ohne Wissen der Arbeitgeberin statt und ist von der Sache her auf Dauer angelegt. Auf-
grund von biirokratischen Versaumnissen des zustandigen Jobcenters kann die notwendige per-
sonale Kontinuitat allerdings nicht realisiert werden. Die Unterstiitzungsbeziehung ist zum Zeit-
punkt des Interviews ohne aktuelle Aussicht auf Verlangerung abgebrochen.

Der Geforderte ist ein ungelernter, 56 Jahre alter alleinstehender Mann. Er hat in seiner Jugend
eine Lehre als Trockenbauer abgebrochen, aber nach eigener Auskunft lange und erfolgreich in
verschiedenen Bereichen der Baubranche gearbeitet. Aus privaten Griinden ist er in eine schwere
Krise geraten, in der er ,abgetaucht® ist. Seitdem war er langer als 10 Jahre arbeitslos. Er hat sich
jahrelang ohne alle Unterstiitzungsleistungen des Wohlfahrtsstaats, ohne eigene Wohnung, ohne
gliltige Dokumente durchgeschlagen und nur, wenn es nicht mehr anders ging, bei seinen Ge-
schwistern iibernachtet. Auch in dieser Zeit hat er sein Selbstverstandnis als geschickter Handwer-
ker nicht verloren. Er hat immer wieder Wohnungen renoviert, fertig gestellt und dann ,trocken
gewohnt“, um seiner Obdachlosigkeit zu entgehen. Dann verliel} er die Grofstadt in die landliche
Region, in der er jetzt lebt, und arbeitet, um einen Wiederanfang zu machen. Hier fand er wieder
Anschluss an die staatlich organisierte Gesellschaft, hat Papiere, ist beim Jobcenter gemeldet, er-
halt Grundsicherung und hat wieder einen festen Wohnsitz. Er verfligt jedoch nicht Giber einen Fiih-
rerschein und ist stark verschuldet.

Der Geforderte arbeitet in einem inhabergefiihrten Kleinstbetrieb in der Beherbergungsbranchein
einem ausgewiesenen Tourismusgebiet. Neben der Inhaberin arbeiten dort nur der Geforderte
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und eine Beschaftigte in einem Mini-Job. Der Vorganger des Geférderten war ein ungeférderter
alterer Herr, der als Hausmeister arbeitete, zugleich aber als Mentor fiir die ortsunkundige Besit-
zerin fungierte. Er empfahlihr, den Geférderten einzustellen, dieser ,,habe was drauf®, und es gebe
eine staatliche Forderung. Diese doppelte Information hat einerseits das Interesse am Geforderten
geweckt, wurde allerdings andererseits mit unverhohlener Skepsis rezipiert. Sie wollte also vom
»Amt“ eine Bestatigung, dass alles mit rechten Dingen zu gehe und sie nicht am Ende noch Riick-
forderungen zu bedienen habe. Das zog sich offenbar duf3erst lange hin, der Kontakt mit dem Job-
center sei sehr schwierig.

Offiziell arbeitet der Geforderte als Hausmeister. Tatsachlich leistet er Renovierungsarbeiten auch
in einem zweiten Haus, das die Chefin im gleichen Ort besitzt, in dem der Geforderte auch wohnt.
Zu seinen Arbeiten gehoren der Trockenbau, das Renovieren, das Vorbereiten von Elektroinstalla-
tionen, die Garten- und Griinflachenpflege, aber auch das Kassieren von Parkgebiihren. In der 6ko-
nomischen Konsolidierungsphase, in welcher sich der Betrieb befindet, ist die Forderung einer Ar-
beitskraft, die merklich und effektiv Arbeit leistet, ein willkommener Effekt. In absehbarer Zeit ent-
fallen die gegenwartig noch ausgezahlten Subventionen. Marktertrage sind jedoch noch fraglich
und vorzubereiten.

Die soziale Konfiguration im Betrieb begiinstigt Vergemeinschaftungen, die auch der Neigung von
Eignerin und Gefordertem entsprechen. Die Chefin fordert den Beschéftigten, qualifiziert ihn und
weist ihn mehr oder weniger sanft zurecht, ohne die Stabilitat des Beschéftigungsverhaltnisses in
Frage zu stellen. Dies geht mit dem Empfinden einer moralischen Obligation, ihn fest einzustellen,
einher, sobald der Betrieb sich selbst tragt. Fiir die betriebliche Integration des Geférderten hat
das eine ganze Reihe von Konsequenzen: Seine alltagliche Arbeit ist fiir ihn eine Gelegenheit, seine
Leistungsfahigkeit zu demonstrieren und sich in fordernden Arbeitssituationen zu bewahren. Er
sieht eine echte Perspektive auf langfristige Arbeitsmarktintegration in einem Tatigkeitsfeld, das
ihm liegt und das er schatzt. Er erfdhrt nicht nur im Betrieb Anerkennung, sondern auch in seiner
privaten Umgebung steigt sein Ansehen merklich. Er hat eine ausgesprochen starke Erwerbsorien-
tierung und ist der Ansicht, dass er mit der Beschéftigung demonstrieren kann, dass er im Leben
alleine zurechtkommt, was fiir ihn aufRerordentlich bedeutsam ist.

Dass er auch zurechtgewiesen, dass gefordert wird, er moge seinen Alkoholkonsum ziigeln und
diirfe auch am Folgetag nach einem , Ausrutscher” nicht nach Alkohol riechen, nimmt er hin. Dass
die ,betriebliche Herrschaft“ in eine Vergemeinschaftung eingebettet ist, erleichtert es ihm, sie zu
akzeptieren, zumal er auch davon profitiert, etwa wenn die Chefin ihm in Notlagen aushilft. Die
betriebliche Sozialintegration ist somit offenbar Bestandteil einer iber den Betrieb hinausreichen-
den Integration. Die Effekte der sozialen Teilhabe, die sie vermittelt, gehen tiber 6konomische Ef-
fekte weit hinaus. Dennoch ist die betriebliche Sozialintegration nicht ohne Probleme. Nach Aus-
sage der Chefin ergeben sich um den Status im Betrieb Konflikte zwischen dem Geférderten und
der Mini-Jobberin: Wer ist wo derjenige, der das Kommando hat, wenn die Chefin abwesend ist?
Hier scheint der Geforderte etwas forsch zu sein und wird zurechtgewiesen, er habe auf der Bau-
stelle das Sagen, die Kollegin, wenn es um hauswirtschaftliche Belange ginge.

Unterstiitzungsbedarf hat der Geférderte auch mit Blick auf die Qualitatsnorm der Arbeitsrolle. Er
traue sich zu viel zu und stelle viele Probleme als zu einfach und fiir ihn leicht zu bewaltigen dar.
Er muss in seinem Engagement geziigelt werden, das auch der Euphorie geschuldet ist, zeigen zu
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konnen, was er alles kann. Dieser Ansicht sind Chefin und Betreuerin gleichermalien, in dieser Hin-
sicht brauche er Fiihrung und Kontrolle. Die im engeren Sinne betrieblichen Probleme des Gefor-
derten bearbeitet seine Chefin ohne oder mit wenig Hilfe der gbB.

Die Betreuerin des Geforderten ist eine erfahrene Angestellte eines Tragers, die sich langjéhrig mit
Kompetenzdiagnostik, Berufseinstiegsbegleitung und Malinahmen fiir Langzeitarbeitslose be-
fasst und auch schon als Geschaftsfiihrerin eines Bildungstragers gearbeitet hat. Gelernt hat sie
einen Beruf, der nicht auf die Begleitung von Benachteiligten oder sozialpadagogische Betreuung
bezogen war. Im Zuge ihrer langjahrigen Erwerbskarriere hat sie auch zahlreiche Tatigkeiten jen-
seits von Hilfe- oder Unterstiitzungsdienstleistungen erbracht.

Inihrer jetzigen Tatigkeit als Betreuungskraft sieht sie sich als ,,Puffer” oder Vermittlerin zwischen
Betrieb und Beschaftigten, die auch fiir alle auRerbetrieblichen Belange, die die geforderte Be-
schéaftigung betreffen, zustandig ist. Wenn sie auch einrdumt, ebenfalls Arbeitgeber zu ,,betreuen,
so sind die Geforderten in ihrem Verstandnis dennoch ihre primaren Klienten und Klientinnen, zu
deren Wohl sie sich einsetzt. Zu ihrer Praxis gehort es, die Geforderten grundsatzlich im Betrieb
moglichst wahrend der Arbeitszeit aufzusuchen, da auch die Bewaltigung der betrieblichen Situa-
tion ein Feld ist, fiir dessen Begleitung sie sich zustandig sieht.

Zwar besucht die Betreuerin den Geférderten im Betrieb, die betriebliche Situation im engen Sinne
gehort aber nicht zu ihren zentralen Aufgaben. Hier kommt der Geférderte gut zurecht und erhalt
ja auch seitens seiner Chefin eine besondere Unterstiitzung. Anders als diese vermeint, hat die Be-
treuerin dennoch sehr viel mit dem Geforderten zu tun. Die Betreuerin trifft den Geférderten liber
ein ganzes Jahr wochentlich und arbeitet mitihm an vielfaltigen personlichen Problemen. Der Ge-
forderte, der im Allgemeinen auffallig bemiiht ist, seine Fahigkeit, alle Probleme eigenstandig be-
waltigen zu konnen, in den Vordergrund zu stellen, rdumt den Kontakten mit der Betreuerin eine
grolRe Wichtigkeit ein. Er geht davon aus, dass diese regelmafRige Unterstiitzung auf Dauer gestellt
bleibt. Voraussetzung fiir das Wissen der Betreuerinnen und Betreuer um den Unterstiitzungsbe-
darf seitens der Geforderten ist mithin, dass diese sich gegeniiber den Betreuerinnen und Betreu-
ern 6ffnen und Vertrauen gewinnen. Dazu miissen sie sie Uber langere Zeit kennenlernen, was auch
zu einer Informalisierung des sozialen Kontakts fiihrt. Die angedeutete Skepsis der Arbeitgeberin
gegenliber dem Sinn der Betreuung ist nach der Auskunft der Betreuerin darauf zurilickzufiihren,
dass diese - wie andere Arbeitgeber haufig auch - (iber die aullerbetrieblichen Probleme und die
Dringlichkeit ihrer Bewaltigung nichts weifd und auch nichts wissen muss.

GrolRen Einfluss auf die Beschaftigungssituation hat die Inanspruchnahme des Qualifizierungs-
budgets. Der Geforderte macht gegenwartig den Fiihrerschein und wurde bereits fiir einen Kurs
angemeldet, bei dessen Bestehen er ein Zertifikat erhalt, dass er Elektroinstallationen soweit vor-
bereiten darf, dass ein/e Facharbeiter/-in sie abnimmt und finalisiert. Beides ist fiir seine Arbeit
zentral, der Flihrerschein galt nach Auskunft der Betreuerin sogar als Voraussetzung fiir die Ein-
stellung. Dem Wissen der Chefin und des Jobcenters entzieht sich allerdings, dass der Geférderte
die Anmeldung fiir die Kurse immer wieder verschoben hat, offenbar aus Angst, den Anforderun-
gen nicht gewachsen zu sein. Die Betreuerin hat, nachdem Ermahnungen nicht gefruchtet haben,
schlicht einen Ortstermin bei der Fahrschule gemacht, den Geforderten personlich vorgestellt und
angemeldet. Der Chefin ist dieser Sachverhalt unbekannt, sie weifs nur vom Stolz des Geforderten,
die Theoriepriifung bestanden zu haben.
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Von Bedeutung ist zudem eine Schuldenproblematik fiir den Geforderten. In Kombination mit sei-
ner Neigung, moglichst alle Probleme ohne Hilfe zu l6sen oder zu umgehen, hatte er geplant, Alt-
schulden zu begleichen, indem er anderenorts neue Schulden macht. Das hatte moglicherweise
den Druck des ersten Schuldners gemindert, die Gesamtlage aber deutlich verschlechtert. Hier
musste die Betreuerin nicht nur durch die Vermittlung zu einer Beratungsstelle helfen, sondern vor
allem, indem sie die Einsicht, hier Hilfe in Anspruch zu nehmen, erst herstellen musste. Auch um
diese Problematik weif’ die Arbeitgeberin nicht.

Schlieflich befindet sich der Geforderte in einem folgenreichen Streit mit dem Jobcenter. Er
wohnt nach seinen Worten in einer Wohngemeinschaft mit der Mini-Jobberin, die auch bei seiner
Arbeitgeberin arbeitet, in einem Haus, das der Arbeitgeberin gehort. Diese Wohngemeinschaft
wird vom Jobcenter als Bedarfsgemeinschaft bewertet, obwohl der Geférderte betont, es handele
sich nicht um eine Lebensgemeinschaft, und es wiirden getrennte Haushalte gefiihrt. Die Einschat-
zung des Jobcenters flihrt dazu, dass der Geforderte weiterhin bediirftig bleibt und nach eigener
Aussage jetzt weniger Geld zur Verfligung hat als zuvor. Die Gesamtlage ist von dauerndem Streit
und unangenehmen Auseinandersetzungen mit dem Jobcenter gekennzeichnet, in denen es dem
Geforderten nicht immer gelingt, sachlich zu sein und den angemessenen Ton zu wahren. Biswei-
len hat schon der Abbruch des Beschaftigungsverhaltnisses gedroht. Die Situation ist so zuge-
spitzt, dass die Betreuerin sich fiir den Geférderten schon um Unterstiitzung bei einem Rechts-
streit bemiiht hat. Dieser schreckt aber davor zuriick. Die Betreuerin sieht sich an seine Entschei-
dung gebunden und lasst die Sache ruhen.

Die Betreuerin sieht den Geforderten wochentlich in seinem Beschaftigungsbetrieb und manch-
mal auch an anderen Orten, innerhalb und auf3erhalb der Arbeitszeit. Sie hat einen guten Draht zur
Arbeitgeberin, auch wenn sie hier nur wenig Bedarf sieht. Der Fokus der Unterstiitzung liegt auf
den privaten Schwierigkeiten des Geférderten. Insofern lag hier liber ein Jahr eine kontinuierliche,
hochfrequente und persénlich dichte Unterstiitzungsbeziehung vor. Weil die vom Jobcenter bud-
getierte gbB allerdings auf ein Jahr befristet ist, wurde diese Beziehung aus rein biirokratischen
Griinden abgebrochen. Die nach Auskunft der Betreuerin rechtzeitig beantragte Verlangerung
blieb unbeantwortet. Das hat pragmatisch schwere Konsequenzen. Zunachst gehen Unterstiitzter
und Betreuerin davon aus, dass die Beratung fortzusetzen ist. Es hat also kein Abschlussgesprach
gegeben. Dennoch ist die Kontinuitat der Beratung jetzt unterbrochen, dabei ist es dem personli-
chen Beratungsverhaltnis von der Sache her véllig unangemessen, kommentarlos zu versanden.
Zudem scheint jetzt die Hoffnung, dass es noch eine anlassangemessene Reaktion des Jobcenters
gibt, sehr gedampft zu sein: Die Betreuerin hat schriftlich Neufalle in einem Umfang zugewiesen
bekommen, der es unmdglich macht, dass sie die Unterstiitzung des genannten Klienten wie not-
wendig und beantragt libernehmen kann. Auch Anfragen zu dieser Problematik verlaufen kom-
mentarlos im Nichts. Hier ist in der Langsschnittperspektive die Frage zu stellen, woher der Gefor-
derte Unterstiitzung bezieht, wenn es bei den Qualifizierungsprozessen oder dem Ubergangin den
ersten Arbeitsmarkt zu Friktionen kommt.

Vignette 5: ,,Suche Arbeit - bekomme Forderung*

Der hier vorgestellte Fall ist ein Beispiel fuir ein nach §16i SGB Il geférdertes Arbeitsverhaltnis mit
einer hohen Ubernahmewahrscheinlichkeit in ein ungeférdertes Arbeitsverhaltnis. Die Leistungs-
anforderungen des privatwirtschaftlichen Arbeitgebers, der einen faktischen Bedarf an der Ar-
beitsleistung der Geforderten hat, werden durch diese im Wesentlichen erfiillt. In dieser Hinsicht
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bestand auch keinerlei Unterstiitzungsbedarf durch die Betreuungskraft. Die gbB war allerdings
fiir die Stabilisierung der Geforderten von ganz erheblicher Bedeutung, da sie in aufierbetriebli-
cher Hinsicht massive Problemlagen und prekare Lebensumsténde zu bewaltigen hat, in denen
die Betreuung entlastend wirkte - insbesondere hinsichtlich der durch die lange Arbeitslosigkeit
stillgestellten Probleme bei der Vereinbarkeit von beruflichen und auRerberuflichen Anforderung.

Die seit 15 Jahren ALG Il beziehende Geforderte ist alleinerziehende Mutter von vier Kindern aus
zwei Beziehungen. Nach Beendigung ihrer Pflichtschulzeit absolvierte sie eine Ausbildung in ei-
nem grolRen landwirtschaftlichen Betrieb. Anschlieffend war sie dort bis Mitte der 1990er Jahre als
Melkerin tatig. Mit der Geburt ihres ersten Kindes beendete die Geférderte ihre Erwerbstatigkeit
und wurde Hausfrau. Nach der Trennung von dem Vater ihres ersten Kindes heiratete sie einen
Kleinstlandwirt, in dessen Betrieb arbeitete sie viele Jahre unentgeltlich mit. Einer reguldren sozi-
alversicherungspflichtigen Tatigkeit kam sie nicht nach. Mit ihrem Ehemann bekam sie drei wei-
tere Kinder. Da der Betrieb nicht ausreichend Gewinne abwarf, um die Familie zu unterhalten, war
sie stets auf erganzende Grundsicherungsleistungen angewiesen. Die Familie erhielt aulRerdem
immer wieder Unterstiitzung von der Jugendhilfe, die zwischenzeitlich auch mehrere Kinder au-
Rerhalb der Familie untergebracht hatte. Ferner gab es Phasen, in denen es der Familie nicht ge-
lang, ihr Haus in einem bewohnbaren Zustand zu erhalten, weshalb bereits mehrfach das Gesund-
heitsamt eingeschaltet wurde. Als schlief3lich noch die Ehe zerbrach, eskalierte die familidre Situ-
ation so sehr, dass die Geforderte mit ihren Kindern in ein Frauenhaus fliichtete. Die Schilderung
dieser Problemlagen bringt zum Ausdruck, dass die Geforderte eine ganze Reihe schwerer privater
Belastungen zu bewaltigen hat. Umso bemerkenswerter ist es, dass sie dennoch im Jahr 2019 ei-
geninitiativ bei einem Agrarbetrieb vorstellig wurde, weil sie, wie vor iber 30 Jahren gelernt, gerne
wieder als Melkerin arbeiten wollte.

Nach wenigen Tagen des Probearbeitens steht der Betrieb der Anstellung der Geférderten offen
gegeniiber. Als die Personalabteilung des Betriebes vom ALG-II-Bezug der Bewerberin Kenntnis
erlangt, setzt sie sich mit dem zustandigen Jobcenter in Verbindung, um sich tiber Férdermoglich-
keiten zu informieren. Schlief3lich wurde ein mittels §16 i SGB Il gefordertes Anstellungsverhaltnis
realisiert. Flir die Geforderte spielte dies allerdings zu keinem Zeitpunkt eine Rolle. Fiir sie stand
stets der Wunsch nach einem Arbeitsverhaltnis im Vordergrund, die Finanzierungsmodalitaten wa-
ren ihr gleichgiiltig. So willigte sie in die Forderung ein.

Als Melkerin muss die Geforderte im Zwei-Schichtbetrieb mit einem kleinen Team von acht Perso-
nen mehrere hundert Kiihe in einem Melkkarussell melken. Ihre Arbeit verrichtet sie fiir den Vorar-
beiter zufriedenstellend und eigenstandig. Zudem gelingt es ihr, auch kleinere Reparaturarbeiten
an der Melkanlage ohne Anleitung und Anweisung selbstandig durchzufiihren. Allerdings ist die
Geforderte oft langsamer als ihre Kolleginnen und Kollegen, insbesondere bei kérperlich anstren-
gender Arbeit. In der Folge muss sie haufig etwas langer arbeiten, um das notwendige Pensum zu
schaffen. Der Betrieb kann nach Aussage des Vorarbeiters keine besondere Riicksicht hinsichtlich
der Erbringung der Arbeitsleistung nehmen, die Arbeit miisse getan werden, man brauche die Ar-
beitskraft, die Kiihe konnten schlieflich nicht ungemolken bleiben, nur weil die Geférderte lang-
sam sei. Ricksicht nimmt man auf die Geforderte insofern, als dass man ihr hinsichtlich ihrer Auf-
fassungsgabe eine Sonderstellung einrdaumt und bereit ist, ihr einfache Dinge auch mehrfach zu
erklaren oder zu veranschaulichen. Jenseits dessen gelang es der Geforderten allerdings gut, eine
fiir sie zufriedenstellende Position im Betrieb zu finden. Zuweilen darf sie auf eigenen Wunsch auch
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Arbeiten libernehmen, die eigentlich nicht zu ihren Aufgaben gehéren. Hierzu zahlt z. B. das Fiit-
tern von jungen Kalbern, die sie sehr gerne hat. Insgesamt entstand der Eindruck, dass die Kolle-
ginnen und Kollegen und der Vorarbeiter zuweilen Riicksicht auf persénliche Eigenheiten der Ge-
forderten nehmen, die Leistungsanforderungen muss sie allerdings umfanglich erfiillen, auch
wenn dies unbezahlte Mehrarbeit bedeutet. Von der Geférderten wurde dies im Gesprach aller-
dings nicht problematisiert. Die Arbeit mache ihre Freude, und sie sei froh, wieder eine Anstellung
in ihrem Beruf gefunden zu haben. Nach Aussage des Vorarbeiters ist die Ubernahmewahrschein-
lichkeit der Geforderten sehr hoch, da es einen realen Bedarf an ihrer Tatigkeit gebe. Mit den Be-
treuungskraften hatte der Vorarbeiter praktisch keinen Kontakt. Wenn Probleme in seinem Be-
reich auftraten, wiirde er diese unmittelbar selbst regeln. Er habe allerdings auch nichts gegen die
Betreuung, wenn die Geforderte diese wiische.

Die zunachst liber AVGS, dann liber ein Ausschreibungsverfahren des Jobcenters vergebene gbB
wurde von der Geforderten sehr unterschiedlich bewertet. Zu Beginn war fiir sie eine von ihr aus-
gewahlte Sozialarbeiterin eines Tragers zustandig, die sie bereits aus vorherigen Mallnahmen
kannte und zu der ein Vertrauensverhaltnis bestand. Diese Sozialarbeiterin besuchte die Gefor-
derte regelméaRig im Betrieb, Zugangsschwierigkeiten bestanden nicht. Uber zunachst belanglose
Gesprache wurden immer auch arbeits- und leistungsbezogene Inhalte thematisiert, bei denen
aber keinerlei Interventionshedarf gesehen wurde. Nach Aussage der Geforderten besprach sie mit
der Betreuerin im Wesentlichen Privates, insbesondere Dinge, die sie aktuell beschaftigten. Die
Beziehung zu der Betreuerin war fiir sie so gut, dass sie sie im Interview als ,helfender Freund“
bezeichnete und betonte, ,alles“ mit ihr besprochen zu haben. Dabei nutzte sie auch gerne die
Moglichkeit, die Betreuerin telefonisch oder per Messengerdienst zu kontaktieren. Die weiteren
Berichte weisen insgesamt auf eine sehr niederschwellige Zugangs- und Erbringungsweise der gbB
hin, aus der grundsatzlich keine Themenbereiche ausgeschlossen wurden.

Da die Geforderte bereits in Erziehungsangelegenheiten Unterstiitzung der Jugendhilfe erhalt und
sich zudem in psychotherapeutischer Behandlung befindet, waren viele Problemlagen bereits in
fachspezifischer Bearbeitung und bedurften keiner Intervention durch die gbB. Die Geforderte be-
richtete davon, dass ihr, weil sie insgesamt sehr einsam sei, besonders der personliche Austausch
gutgetan habe. Sie habe seit der dramatischen Trennung von ihrem Mann niemanden mehr ge-
habt, mit dem sie sich tiber Alltagsprobleme oder Ereignisse austauschen oder beraten konnte, die
jenseits der Themen mit den o. g. Fachdiensten lagen. Insbesondere die durch die Arbeitsauf-
nahme zu bewaltigenden Vereinbarungsproblematiken waren dabei immer wieder Thema.

Als das zustandige Jobcenter die Betreuung an einen anderen Trager vergab, endete das beste-
hende Betreuungsverhaltnis. Fiir die Geforderte stellte dieser Wechsel ein extrem krisenhaftes, ab-
ruptes und bis heute nicht nachvollziehbares Ereignis dar. Aus ihrer Sicht nahm das Jobcenter ihr
damit eine wichtige Vertrauensperson. Ersatzweise libernahm ein Betreuer aus einer weiter ent-
fernten Stadt die Betreuung, zu diesem fasste die Geférderte allerdings nie Vertrauen. In der Folge
sagte sie regelmallig Termine mit dem Betreuer ab und zeigte sich froh, als dieser ihr mitteilte,
aufgrund corona-bedingter Restriktionen vorerst keine Auflentermine durchfiihren zu kénnen.
Uber diese Zeit endete die vom zusténdigen Jobcenter auf ein Jahr angelegte gbB.
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6.4 Zwischenfazit

Der vorliegende Bericht zum Modul 2b dient in der gegenwartigen friihen Projektphase einer Reihe
verschiedener Zwecke: Zunachst bettet er die Untersuchung in den Stand der Forschung ein und
entwickelt hieraus erste Hypothesen sowie Konsequenzen fiir die Anlage und Durchfiihrung der
Erhebungen. Aus diesem theoretischen, begrifflichen und praktischen Hintergrund ergibt sich wie-
derum das konkrete Design von Modul 2b im Rahmen der Evaluation des THCG, das hier vorgestellt
wurde. Methodisch betrachtet stellt Modul 2b eine rekonstruktiv angelegte Implementationsstu-
die dar, die aus einer Langsschnittperspektive die Prozesse der betrieblichen Integration der ge-
forderten Beschaftigten im Zusammenspiel von Geforderten, Betreuungskraften und Betriebsver-
treterinnen und -vertretern untersucht.

Ein besonderer Fokus der Untersuchung liegt auf der ganzheitlichen beschaftigungsbegleitenden
Betreuung der Geforderten. Auf Basis erster Befunde aus der Feldforschung, sowie unter Hinzuzie-
hung von Erkenntnissen aus friiheren Evaluationen von Programmen und Unterstiitzungsforma-
ten fiir Langzeitarbeitslose lasst sich folgende Arbeitshypothese formulieren: Ziel der gbB ist es,
zunachst das geforderte Beschaftigungsverhaltnis zu stabilisieren, sodass sich die mit der Beschaf-
tigung assoziierten Aspekte der Teilhabe und der Erhéhung einer Ubergangswahrscheinlichkeit in
den ersten Arbeitsmarkt entfalten kdnnen. Der antizipierte Stabilisierungsbedarf ergibt sich aus
der Erwartung, dass die Geforderten nach einer langen Phase der Arbeitslosigkeit mit dem Eintritt
in ein Beschaftigungsverhaltnis mit Belastungen konfrontiert sind (z. B. im Bereich der betriebli-
chen Verhaltens- und Leistungsanforderungen) und sie zudem Anpassungsleistungen in ihrer Le-
bensfiihrung erbringen missen, bei denen sie méglicherweise Unterstiitzung benétigen (z. B. Neu-
organisation des Alltags, Umgang mit Zeitknappheit und Vereinbarkeitsproblematiken). Als ein
weiteres Ziel der gbB kann die Unterstitzung bei personlichen Problemen und akuten Notlagen
begriffen werden, so die auftretenden Probleme sich mittelbar oder gar unmittelbar auf die Be-
schéftigung auswirken und die Geférderten mit der eigenstandigen Bewaltigung liberfordert sind.
Dies umfasst ausdriicklich auch die Weiterleitung an spezifische Fachdienste durch die Betreue-
rinnen und Betreuer.

Voraussetzung fiir die Erbringung einer solchen Dienstleistung, die sich an den betrieblichen und
auRerbetrieblichen Unterstiitzungsbedarfen der Geforderten orientiert, sind der regelmafige
Kontakt zu den Geforderten, der Einblick in die betriebliche Praxis, wie auch die Fahigkeit der Be-
treuerinnen und Betreuer, ein Vertrauensverhaltnis zu den Geférderten aufzubauen. Nur so kon-
nen Probleme erkannt, thematisiert und fallbezogen bearbeitet werden.

Neben der inhaltlichen Ausgestaltung der gbB durch die Betreuerinnen und Betreuer, wie etwa
durch spezifische Fachkompetenzen und berufliche Vorerfahrung, wirken die Handlungskontexte,
in die die Betreuung der Geférderten eingelassen ist, pragend. Exemplarisch genannt werden kon-
nen hier die institutionelle Verortung der Betreuungskrafte (Jobcenter/freier Trager), die Art des
Arbeitgebers der Geforderten (z. B. Beschaftigungstrager / privatwirtschaftlicher Betrieb) sowie
die zeitliche Dimension der Begleitung (z. B. Laufzeit der gbB und Haufigkeit des Kontaktes).

Besonders zu letztgenanntem Punkt konnten in der Empirie bereits zum aktuellen Zeitpunkt der
Untersuchung markante Varianzen identifiziert werden. So finden sich Standorte, an denen die
gbB auf eine befristete Dauer von sechs (im Fall von §16e SGB Il) bzw. zwolf Monaten (im Fall von
§16i SGB II) angelegt ist und damit starker einer Einstiegsbegleitung entspricht. Im Kontrast dazu
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stehen die Ansatze in anderen Regionen, bei denen grundsatzlich die gesamte Férderphase der
Beschaftigung begleitet wird, allerdings mit variierender Intensitat. Auch in dieser Uber die Zeit
kontinuierlichen Betreuung ist allerdings die personliche Kontinuitat in der Unterstlitzungsbezie-
hung nicht immer gewahrleistet. Auch jenseits des Sonderfalls von Urlaubs- oder Krankheitsver-
tretungen sind im Untersuchungssample eine Reihe von Konstellationen vertreten, in denen Ge-
forderte seit Beginn der Forderung von bis zu drei verschiedenen Betreuerinnen und Betreuern
unterstiitzt wurden. Daraus resultiert die zuweilen voraussetzungsvolle Anforderung, eine vertrau-
ensvolle Arbeitsbeziehung zwischen dem Betreuenden und dem Geférderten immer wieder neu
etablieren zu miissen.

Wie dieses Beispiel verdeutlicht, finden sich im Forschungsfeld erhebliche Varianzen in der kon-
kreten Umsetzung der ghB. Diese Varianzen zu identifizieren war genuiner Bestanteil bei der Aus-
wahl der Untersuchungsstandorte, die daher iterativ angelegt war. Das schlielRlich realisierte
Sample ist kontrastiv angelegt und enthalt alle wesentlichen Auspragungen und Merkmalskombi-
nationen. Es umfasst jeweils flinf stadtisch und fiinf landlich gepragte Regionen, drei kommunale
Trager des SGB Il und sieben gemeinsame Einrichtungen. Drei Untersuchungsstandorte befinden
sich in Ostdeutschland, sechs in Westdeutschland, und insgesamt sind acht Auspragungen der
SGB-II-Vergleichstypen innerhalb des Samples vertreten.

Aus den prasentierten Befunden ergeben sich wichtige Ankniipfungspunkte fiir die weitere Arbeit.
So dienen die ersten Ergebnisse zur Scharfung der Fragen und Ausrichtung der weiteren Auswer-
tungen des bereits erhobenen Materials. Dies betrifft etwa die Fragen danach, welche Themen und
Variationen der Umsetzung einer Unterstiitzungsdienstleistung in besonderer Weise charakteris-
tisch fiir das THCG sind. Diesbeziiglich diirften sowohl die Kontraste innerhalb des Samples aber
auch der Vergleich zu ahnlich gelagerten Projekten aus der Vergangenheit, die im Zuge des For-
schungsstands aufgearbeitet wurden, instruktiv sein. Auf diese Weise gewinnt das Spezifikum gbB
an analytischer und begrifflicher Scharfe im Kontrast zu vergleichbaren Angeboten, wahrend zu-
gleich herausgearbeitet werden kann, welche Differenzen innerhalb dieser Dienstleistung von sys-
tematischer Bedeutung fiir deren Implementation sind.

Dariiber hinaus wird hier bereits ersichtlich, welche Fragen fiir die Ladngsschnittperspektive von
besonderem Interesse sind. In diesem Zusammenhang lasst sich sowohl an betriebs- und fallspe-
zifische Entwicklungen denken - etwa die 6konomische Situation neu gegriindeter Unternehmen
oder die biographischen Verlaufe von einzelnen Geférderten jenseits des unmittelbaren Arbeits-
kontextes -, doch genauso sind institutionelle Variationen von Interesse. Exemplarisch hierfiir las-
sen sich der Wechsel des Betreuungspersonals nennen oder auch die unterschiedliche Dauer, mit
der die ghB erbracht werden soll. So ist davon auszugehen, dass wiederholte Wechsel des Betreu-
ungspersonals die Qualitat der Dienstleistung beeinflussen, genauso wie eine zeitliche Beschran-
kung der Betreuung auf das erste Beschaftigungsjahr im Fall einer auf flinf Jahre angelegten Be-
schéftigung.

Mit Blick vor allem auf die weitere Feldarbeit ist schlieBlich an dieser Stelle die Entwicklung der
Corona-Pandemie als limitierender Faktor zu reflektieren. Die gegenwartig wieder stark ansteigen-
den Infektionszahlen lassen es als sehr reales Risiko erscheinen, dass zumindest auf absehbare
Zeit Restriktionen gelten werden, die es mehr oder weniger ausschliefien, Interviews face-to-face
an den Untersuchungsstandorten durchzufiihren. Hinsichtlich der Interviews mit Betreuern/innen
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erscheint es eine gangbare und teilweise bereits erprobte Alternative zu sein, Interviews telefo-
nisch oder mittels Videotelefonie durchzufiihren und aufzuzeichnen. Gerade fiir den Fall, dass zu-
vor bereits personliche Interviews mit der betreffenden Betreuungskraft gefiihrt wurden und der
Kontakt bereits etabliert ist, sollte dies den Erhebungsprozess nicht merklich beeintrachtigen. In-
wiefern sich ein solcher Ansatz auf die Gruppe der Geforderten libertragen lasst, wird im Zweifels-
falle empirisch zu erproben sein. Auch hier diirfte es deutlich einfacher sein, Folgeinterviews fern-
mundlich zu realisieren, wenn bereits in der Vergangenheit ein personlicher Kontakt zwischen For-
schenden und Geforderten bestand. Inwiefern telefonische Interviews oder Interviews mittels Vi-
deotelefonie hierfiir geeignet sind, wird sich jedoch zeigen miissen. Diese Herausforderungen wer-
den im Zuge der weiteren Feldarbeit zu bewaltigen und reflektieren sein, doch zugleich auch we-
sentlich von den Entwicklungen der Corona-Pandemie und damit verbundenen Restriktionen ab-
hangen.

7 Effekte auf Beschaftigungsfahigkeit und
soziale Teilhabe

Zentrales Ziel des Teilhabechancengesetzes ist die Verbesserung der Beschaftigungsfahigkeit und
Teilhabe von arbeitsmarktfernen Langzeitarbeitslosen, die seit Langem Leistungen nach dem
SGB Il erhalten und deren Chancen auf eine Integration in Erwerbsarbeit sehr gering ausfallen
(Deutscher Bundestag 2019).2 Um zu untersuchen, wie sich eine Forderung durch die Instrumente
sEingliederung von Langzeitarbeitslosen“ (§16e SGB Il) sowie ,Teilhabe am Arbeitsmarkt® (§16i
SGB 1) auf die Beschaftigungsfahigkeit und soziale Teilhabe der Geférderten auswirkt, werden in
diesem Teilprojekt Teilnehmende und nicht-teilnehmende erwerbsfahige Leistungsberechtigte
befragt. Personenbefragungen sind deswegen notwendig, da die relevanten subjektiven Indikato-
ren und latenten Konstrukte der zu evaluierenden Zieldimensionen, also soziale Teilhabe und Be-
schéftigungsfahigkeit, nicht in den Prozessdaten der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit (BA)
enthalten sind, sondern eigens aus Sicht der zu befragenden Personen erhoben werden miissen.

Um kurzfristige, mittelfristige sowie langfristige Wirkungen einer MaRnahmeteilnahme auf die bei-
den Zieldimensionen messen zu kénnen, muss die individuelle Variation in diesen Konstrukten er-
fasst werden. Dies ist nur durch ein Paneldesign méglich, bei dem dieselben Individuen zu ver-
schiedenen Zeitpunkten befragt werden. Fiir Geférderte nach §16i SGB Il und ihre Vergleichsper-
sonen sind vier telefonische Erhebungswellen in den Jahren 2020, 2021, 2023 und 2025 vorgese-
hen. Geforderte nach §16e SGB Il und ihre Vergleichspersonen werden wegen der kiirzeren Forder-
dauer nurinden ersten drei Wellen befragt. Die Messzeitpunkte sind also so gewahlt, dass der erste
moglichst kurz nach MaRnahmeteilnahme, der zweite etwa ein Jahr danach und der letzte nach
MaRnahmeende stattfindet.

In den Analysen werden die Teilnehmenden an beiden Instrumenten (sogenannte Treatmentfalle)
mit nicht-teilnehmenden ,statistischen Zwillingen“ (auch sogenannte Kontrollfdlle, d.h. Personen
mit sehr dhnlichen Eigenschaften wie die Teilnehmenden) verglichen, um die Wirkungen einer

2 Das Berichtskapitel wurde von Mustafa Coban, Martin Friedrich, Zbignev Gricevic, Sebastian Hlle, Markus Kiesel, Claudia
Wenzig, Mark Trappmann, Joachim Wolff, Cordula Zabel, Stefan Zins (alle IAB) verfasst.
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Malinahmeteilnahme zu quantifizieren. Die in den einzelnen Panelwellen erhobenen Erhebungs-
inhalte erlauben zunachst Analysen im Querschnitt. So konnen fiir einen gegebenen Zeitpunkt fiir
jede Mallnahme ein Treatmentfall mit seinen zugehorigen Kontrollfallen verglichen werden. Mit
der Realisierung weiterer Erhebungswellen (Welle 2, 3, 4) sind auch langsschnittliche Analysen
moglich, bei denen die Veranderung von Merkmalen nicht nur zwischen den Befragungsgruppen,
sondern auch auf individueller Ebene beobachtet werden konnen. Auf dieser Datenbasis kann im
Zeitverlauf untersucht werden, ob und inwieweit sich bei den Treatment- und Kontrollfallen die
individuelle Beschaftigungsfahigkeit und soziale Teilhabe verandert haben. Des Weiteren kdnnen
die Auswirkungen einer Mallnahmeteilnahme sowie deren Beendigung analysiert werden. Die er-
hobenen Umfragedaten kénnen, sofern die Zustimmung hierzu durch die befragten Personen vor-
liegt, nachtraglich mit administrativen Daten der BA verkniipft werden, was das Analysepotenzial
deutlich erhoht. Geplant sind getrennte Auswertungen nach personlichen Merkmalen wie Ge-
schlecht und Region (Ost- und Westdeutschland), nach dem Arbeitgebertyp (6ffentlicher Dienst,
gemeinnitzig oder privatwirtschaftlich) sowie Umsetzungsvarianten und der Qualitdt des
Coachings. Inwieweit und in welcher Tiefe diese Auswertungen durchgefiihrt werden konnen,
hangt von den realisierten Fallzahlen ab.

Nachfolgend wird zunachst das methodische Design der Befragung vorgestellt. Hierbei liegt der
Fokus auf der Stichprobenziehung (Abschnitt 7.1), den konzeptionellen Uberlegungen zu den Kon-
strukten soziale Teilhabe und Beschaftigungsfahigkeit (Abschnitt 7.2) sowie den zentralen Inhal-
ten der Erhebungsinstrumente (Abschnitt 7.3). AnschlieRend folgt eine Beschreibung des Feldver-
laufs der derzeit noch laufenden ersten Erhebungswelle (Abschnitt 7.4), wobei auch auf die Aus-
wirkungen der Covid19-Pandemie auf die Studiendurchfiihrung eingegangen wird. Das Kapitel
schlieRt mit einem Ausblick auf die weitere Planung sowie einem Zwischenfazit (Abschnitt 7.5).

7.1 Stichprobendesign

Angestrebte Nettofallzahlen

Um auch noch in der jeweils letzten Erhebungswelle bedeutsame Unterschiede zwischen den
Gruppen identifizieren zu konnen, sind - eine libliche Panelmortalitat antizipierend - bereits aus-
reichend hohe Nettofalle fiir die jeweils erste Erhebungswelle anzusetzen.? Fiir die erste Welle in
2020 sind demnach idealerweise insgesamt 16.600 Nettofalle zu realisieren. 9.100 Falle sind dabei
flir das Panel zum §16i SGB Il und 7.500 Falle flir das Panel zum §16e SGB Il zu veranschlagen. Eine
Ubersicht tber die angestrebten Nettofallzahlen - differenziert nach Panel, Treatment vs. Kon-
trollgruppe und Erhebungswelle - findet sich in Tabelle 13.

2 Fiir den Nachweis einer 5-Prozentpunkte-Differenz zwischen Teilnehmenden und Nicht-Teilnehmenden bei einem dichoto-
men Merkmal (z.B. Geschlecht) werden dann pro MalRnahme etwa 1.200 Félle in der Treatment- und 3.000 Falle in der Kon-
trollgruppe fiir die jeweils letzte Panelwelle benétigt. Etwa dieselbe Fallzahl ergibt sich fiir den Nachweis eines Effekts von
einer Zehntelstandardabweichung bei einem metrischen Merkmal (z.B. Einkommen).
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Tabelle 13: Messzeitpunkte (t1-t4) und angestrebte Nettofallzahlen nach Panel

Jahr 2020 2021 2022 2023 2024 2025
§16e SGB I t1 t2 t3

Treatmentgruppe 2.150 1.500 1.200

Kontrollgruppe 5.320 3.750 3.000

Gesamt 7.500 5.250 4.200

§16i SGB I t1 t2 t3 t4
Treatmentgruppe 2.600 1.900 1.500 1.200
Kontrollgruppe 6.500 4.750 3.750 3.000
Gesamt 9.100 6.650 5.250 4.200
Summe §16e + §16i SGB I 16.600 11.900 9.450 4.200

Quelle: Eigene Darstellung

Fir die Kontrollgruppen wird angestrebt, in der Nettostichprobe die 2,5-fache Anzahl von Kontroll-
fallen pro realisiertem Treatmentfall zu erreichen. Angesichts allgemein riicklaufiger Teilnah-
mequoten bei Befragungen und der speziellen Zielpopulation wurden beide Bruttostichproben
etwa 5-fach liberschichtet gezogen und dann in Tranchen eingeteilt, um die gewiinschten Netto-
fallzahlen erreichen zu kénnen.

Im Verlauf des Jahres 2019 zeigte sich aber, dass die tatsachlich realisierten Zugéange in die Férde-
rung nach §16e SGB |l so gering ausgefallen sind, dass als unwahrscheinlich gelten musste, die ur-
spriinglich anvisierten Nettofallzahlen vollstandig erreichen zu kdnnen (7.500 Personen insge-
samt, davon 2.150 Treatmentfalle und 5.350 Kontrollgruppenfalle). Daher werden von den Gefor-
derten nach §16e SGB Il nun so viele Personen wie moglich befragt.

Stichprobenziehung

Als Bruttostichprobe wurde aus den Prozessdaten der Statistik der BA fiir den §16e SGB Il in der
ersten Zugangskohorte alle Personen gezogen, die eine Forderung in den Monaten April bis August
2019 begonnen haben und grundlegende Stichprobenkriterien erfiillen (4.574 Geforderte). Fiir den
§16i SGB Il waren in diesem Zeitraum die Zugangszahlen weit hoher als der benétigte Bruttostich-
probenumfang, sodass fiir die erste Zugangskohorte nur Zugange in den Monaten April bis Juli
2019 verwendet wurden. Zudem wurden alle Geférderten ausgeschlossen, flr die Ausnahmen ge-
maRk §16i Abs. 10 SGB Il galten. Aus diesem Personenkreis wurden zufallig 6.900 Geforderte ausge-
wahlt. Pro teilnehmender Person wurden mit Matchingmethoden aus dem Bestand der erwerbs-
fahigen Leistungsberechtigten am Stichtag 31. Marz 2019 zwolf vergleichbare Nicht-Teilnehmende
in die Bruttostichprobe aufgenommen. Es wurden nur Geforderte fir die Stichprobe berticksich-
tigt, die zu diesem Stichtag auch leistungsberechtigt waren. Ein analoges Vorgehen erfolgte fiir die
zweite Kohorte von Zugangen in den §16e SGB Il in den Monaten September 2019 bis Januar 2020
(insgesamt 3.645 Geforderte brutto), fiir den §16i SGB Il in den Monaten September bis Dezember
2019 (insgesamt 6.133 Geforderte brutto) und fiir vergleichbare Nicht-Teilnehmende aus dem Be-
stand der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten zum Stichtag 31. August 2019.
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Matching-Verfahren

Die Kontrollpersonenstichprobe wird anhand eines statistischen Matchingverfahrens identifiziert,
sodass die Verteilung ihrer Eigenschaften - gemessen an Variablen, die in den administrativen Da-
ten zur Verfligung stehen - derjenigen der Teilnehmendenstichprobe so dhnlich wie moglich ist.
Die Verteilungen aller Merkmale, die sowohl die Teilnahmewahrscheinlichkeit als auch die Wirkun-
gen der Teilnahme beeinflussen, sollen in der Teilnehmenden- und Kontrollpersonenstichprobe
moglichst gleich sein. Dann kdnnen beobachtete Unterschiede zwischen Teilnehmenden und Kon-
trollpersonen in interessierenden Ergebnisvariablen, z.B. in ihrer sozialen Teilhabe, als Wirkung
der Forderinstrumente verstanden werden.

Um die Bruttostichprobe der Kontrollpersonen zu ermitteln, wurde ein erstes Matching auf Basis
administrativer Daten durchgefiihrt, das sogenannte ,,Pre-Matching®. Flir das Pre-Matching wur-
den in einem ersten Schritt Probitmodelle geschatzt, auf deren Grundlage Teilnahmewahrschein-
lichkeiten an einer Forderung nach §16e bzw. §16i SGB Il fiir alle Mitglieder der Ausgangsstich-
probe ermittelt wurden. Die Ausgangsstichprobe besteht aus Teilnehmenden an den Forderungen
nach §16e bzw. §16i SGB Il sowie aus einer 50-prozentigen Zufallsauswahl von SGB-II-Leistungs-
berechtigten zu den oben beschriebenen relevanten Stichtagen 31. Marz 2019 bzw. 31. August
2019. Fiir die Probitmodelle wurde die Ausgangsstichprobe in Subgruppen nach §16e- bzw. §16i-
Teilnahme, Geschlecht, Ost- bzw. Westdeutschland und Zugangskohorte unterteilt, um die Zuord-
nung von Kontrollpersonen nochmals zu prazisieren. In den Probitschdtzungen fiir jede Sub-
gruppe wurde eine Vielzahl von Merkmalen bertlicksichtigt, die in den administrativen Daten zur
Verfligung stehen, z.B. Alter, Bildung, Nationalitat, Bedarfsgemeinschaftstyp, Schwerbehinderten-
status, Erwerbserfahrung, bisherige Leistungsbezugsdauer, Einkommen und Wirtschaftszweig der
letzten Beschaftigung, Alter der Bedarfsgemeinschaftsmitglieder sowie Erwerbsmerkmale des
Partners. Regionale Arbeitsmarktmerkmale wurden in den Schatzungen ebenfalls beriicksichtigt.

Auf Grundlage der durch die Probitschatzungen ermittelten Teilnahmewahrscheinlichkeiten wur-
den durch ,Nearest-Neighbor Matching“® fiir jedes Mitglied der Teilnehmendenstichprobe zwolf
potenzielle Kontrollpersonen ermittelt, die die Bruttostichprobe der Kontrollpersonen bilden. Im
Rahmen der Befragung ist das Ziel, pro realisiertem Teilnehmendeninterview mit zwei bis drei der
zwolf potenziellen Kontrollpersonen des Teilnehmenden ein Interview zu realisieren.

Zusammensetzung der Bruttostichprobe

Tabelle 14 zeigt deskriptive Statistiken der Bruttostichprobe der Teilnehmenden und der ermittel-
ten Bruttostichprobe der Kontrollgruppe fiir einige ausgewahlte Merkmale. Wie in Tabelle 14 zu
erkennen, sind die Zusammensetzungen der Bruttostichproben der Teilnehmenden und Kontroll-
personen einander sehr dhnlich. Das Pre-Matching erméglicht es also, eine Kontrollpersonenstich-
probe auszuwahlen, die der Teilnehmendenstichprobe gemessen an der Verteilung einer Vielzahl
wichtiger Variablen moglichst ahnlich ist.

Die zentralen Analysen zum Einfluss der Férderungen nach §16e und §16i SGB Il auf die soziale
Teilhabe und Beschaftigungsfahigkeit der Teilnehmenden werden auf Basis der erhobenen Befra-
gungsdaten erfolgen, die mit Angaben aus den administrativen Daten zusammengespielt werden

% Durch das Nearest-Neighbor Matching werden allen Teilnehmenden diejenigen Kontrollpersonen zugeordnet, deren ge-
schatzte Teilnahmewahrscheinlichkeiten der eigenen am nédchsten sind.
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konnen, vorausgesetzt die Befragten haben dem Zuspielen der administrativen Daten zuge-
stimmt.2® Fiir diese Analysen wird ein erneutes Matching von Kontrollpersonen zu Treatmentper-
sonen durchgefiihrt, das sogenannte ,Post-Matching“. Ein erneutes Matching auf Basis der Netto-
stichprobe ist notwendig, da aufgrund von Interviewverweigerungen zu erwarten ist, dass nicht
fiir alle Teilnehmenden die am besten geeigneten Kontrollpersonen befragt werden kénnen. Zu-
dem konnen im Rahmen des Post-Matching weitere Variablen einbezogen werden, die in den ad-
ministrativen Daten nicht enthalten sind, aber in der Befragung erhoben wurden, z.B. Geburtsland,
Ausbildung der Eltern, gesundheitliche Einschrankungen, die bereits vor 2019 bestanden, Anzahl
der Kinder, die nicht (mehr) bei den Befragten leben und Grund fiir das letzte Beschaftigungsende.

% Mit Teilnehmenden an §16i wurden Interviews nur dann gefiihrt, wenn sie einer Datenverkniipfung zustimmten. Bei Teilneh-
menden an §16e war aufgrund kleinerer Fallzahlen die Zustimmung zur Datenverkniipfung keine Voraussetzung, das Inter-
view zu fiihren.
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Tabelle 14: Merkmalsverteilung fiir Teilnehmende am §16e SGB Il und §16i SGB II- und sowie fiir die zu-
gehorigen Kontrollgruppen in der Bruttostichprobe

Anteilswerte
Alter
<29 Jahre
30-39 Jahre
40-49 Jahre

50-62 Jahre (§16e SGB 11)/ 60 Jahre
(§16i SGB I1)*

Frauen
Ostdeutschland
Berufsabschluss
ohne Abschluss
Ausbildungsabschluss
Hochschulabschluss
Staatsangehdrigkeit
deutsch
sonstiges Europa
turkisch
Hauptfluchtherkunftslander**
sonstige Staatsangehdorigkeit
Schwerbehinderung
Bedarfsgemeinschaftstyp
Alleinstehend
Alleinerziehend
Paar ohne Kinder
Paar mit Kind(ern)
fehlender Wert

Durchschnittswerte

Grundsicherungsbezugsdauer wah-
rend der letzten 7 Jahre (in Monaten)

Beschéftigungsdauer wihrend der

letzten 7 Jahre (in Monaten)

Personenanzahl

Teilnehmende

9,1%
29,3%

27,3%

34,3%

36,4%

36,0%

41,9%
52,7%

5,4%

81,4%
5,3%
3,4%
6,8%
3,1%

2,7%

58,1%
14,2%
9,1%
16,7%

1,9%

63,5

26,8

8.219

§16e SGB 11

Kontrollpersonen

9,1%
29,3%

27,4%

34,2%

36,4%

36,0%

42,0%
52,5%

5,5%

81,0%
5,4%
3,3%
7,1%
3,1%

2,9%

57,9%
14,2%
9,2%
16,8%

1,9%

63,5

26,8

98.628

Teilnehmende

3,3%
23,8%
29,4%

43,5%

40,5%

33,9%

46,4%
50,0%
3,6%

88,9%
3,7%
3,1%
1,1%
3,2%

6,0%

59,6%
15,7%
9,8%
12,7%

2,3%

81,5

9,8

13.033

§16i SGB Il

3,5%
24,0%

28,9%

43,6%

40,5%

33,9%

47,2%
49,2%

3,6%

88,7%
3,9%
3,1%
1,1%
3,3%

6,2%

59,8%
15,6%
9,7%
12,6%

2,3%

81,6

9,2

156.396

Kontrollpersonen

* Bei der §16e Stichprobe wurde eine Altersobergrenze von 62 Jahren und bei der §16i Stichprobe eine Altersobergrenze von 60
Jahren verwendet, um zu gewdhrleisten, dass die Befragten auch in der jeweils letzten Befragungswelle die Regelaltersgrenze
fiir die Regelaltersrente noch nicht erreicht haben.

**Zu den Hauptfluchtherkunftsldndern zéhlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitunghistorik Grundsicherung sowie

weiterer Prozessdatensatze.

IAB-Forschungsbericht 3|2021

118



7.2 Die Zieldimensionen: Soziale Teilhabe und
Beschaftigungsfahigkeit
Soziale Teilhabe

Soziale Teilhabe kann als normativer Gegenbegriff zu Armut und Ausgrenzung aufgefasst werden
und somit die individuelle Wohlfahrt der Gesellschaftsmitglieder ausdriicken. Da sich Lebenswei-
sen und Lebensformen stark unterscheiden konnen, bemisst sich die soziale Teilhabe an den indi-
viduellen Aktivitaten und Freirdumen zur Durchsetzung einer selbstbestimmten Lebensfiihrung.
Sowohl der Zugang zu Teilhabeformen und Ressourcen als auch die gesellschaftlichen Bedingun-
gen und individuelle Dispositionen spielen eine tragende Rolle in der Umsetzung von Lebensreali-
taten. Soziale Teilhabe setzt sich maRgeblich in der Teilhabe an etwas Bestimmendem, Definier-
tem und Gegebenem um. Ferner ist die soziale Teilhabe relational zu erfassen, denn die Abwesen-
heit sozialer Teilhabeformen begriinden sich entweder in der individuellen Unverfligbarkeit oder
dem Praferieren alternativer Teilhabeformen (Bartelheimer/Kadtler2012). Sen (2002) setzt in sei-
nem Konzept der Verwirklichungschancen auf die prozedurale Sichtweise von sozialer Teilhabe
bzw. Lebensweisen und unterscheidet in der Bewertung individueller Wohlfahrt zwischen reali-
sierten Teilhabeformen und der vorgelagerten Auswahlmenge an Teilhabechancen. Eine selbstbe-
stimmte Lebensweise oder soziale Teilhabe setzt voraus, dass aus einer Auswahlmenge an Mog-
lichkeiten aktiv und eigenstandig die gewlinschte Teilhabeform gewahlt wird. Voraussetzung hier-
fiirist die Verfugbarkeit notwendiger Ressourcen und der Zugang zu den potenziellen Teilhabefor-
men. Das Potenzial zur Umwandlung wird wiederum von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
(gesellschaftliche Umwandlungsfaktoren) als auch von den individuellen Fahigkeiten und Vorlie-
ben (individuelle Umwandlungsfaktoren) bestimmt. Beide Formen an Umwandlungsfaktoren kon-
nen die Auswahlmenge an Teilhabechancen begrenzen oder erweitern. Zeitgleich bestimmten sie,
welche Teilhabeform aus der Auswahlmenge letztlich realisiert wird. Ressourcen und Umwand-
lungsfaktoren befinden sich in einer Wechselbeziehung, so dass zur Erfassung der sozialen Teil-
habe In verschiedenen Lebensbereichen beide Komponenten des Konzepts erfasst werden sollten
(Bartelheimer/Henke 2018).

Im Rahmen des Teilprojekts 3a soll die Teilhabewirkung der beiden Férdermalinahmen nach §16e
und §16i SGB Il differenziert ermittelt werden. Die Operationalisierung sozialer Teilhabe bedarf zu-
nachst der Identifikation tragender Lebensbereiche bzw. Dimensionen der Teilhabe. Erfahrungen
und Erkenntnisse aus Vorgangerstudien dienten bei der Entwicklung der Teilhabeindikatoren und
der Identifikation wichtiger Dimensionen der Teilhabe als Ausgangsgrundlage. Eine detaillierte Di-
mensionierung und Aufteilung von Teilhabeindikatoren in Teilhabechancen und Teilhabeergeb-
nisse findet sich in der Evaluation des Bundesprogramms ,Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt* wie-
der (IAQ et al. 2018). Dort werden acht Dimensionen und 16 signifikante Indikatoren der Teil-
habe Identifiziert. Das ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsbe-
rechtigter erfasst drei Dimensionen der sozialen Teilhabe mit insgesamt 15 Einzelindikatoren
(ISG/IAW/SOKO 2018). Die Evaluation des Beschaftigungszuschusses untergliedert die soziale Teil-
habe In vier Dimensionen mit 19 Indikatoren (ISG/IAB/RWI 2011). Zur Identifikation von wichtigen
Ressourcen, Teilhabeindikatoren und Umwandlungsfaktoren der Dimensionen der sozialen Teil-
habe erfolgte im vorliegenden Projekt eine intensive Auswertung dieser Studien. Komplettiert
wurde die Entwicklung des Fragebogens durch die empirische Analyse verschiedener Wellen des

IAB-Forschungsbericht 3|2021 119



Panels Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) (Trappmann et al. 2019) zur Bestimmung wei-
terer Dimensionen und Einzelindikatoren. Die theoretischen und empirischen Vorarbeiten spie-
geln sich in insgesamt sieben Dimensionen der sozialen Teilhabe wider:

e Anerkennungund Zufriedenheit

e Erwerbstatigkeit

e Gesundheit und Gesundheitsverhalten
e Materielle Teilhabe

e Selbstwirksamkeit

e Soziale Integration

e (Un-)Gerechtigkeitserfahrungen

Beschéftigungsfahigkeit

Als Vorbedingung fiir eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration kann das prozedurale Konzept der
Verwirklichungschancen auf die Beschaftigungsfahigkeit angewendet werden (Bartelheimer
2007). Zu den entscheidenden Ressourcen der Beschaftigungsfahigkeit zahlen die Arbeitsnach-
frage und das Angebot an arbeitsmarktpolitischen MaRnahmen. Hinter der Ressource ,Arbeits-
nachfrage“ verbirgt sich nicht nur die allgemeine Arbeitsmarktlage, sondern auch die heterogenen
Bemiihungen der Betriebe, die Beschaftigungsfahigkeit ihrer Beschaftigten aufrecht zu erhalten
(Brussig/Knuth 2009). Dies kann in Form von Weiterbildungsangeboten oder alternativer Arbeits-
zeitmodelle geschehen. Inwiefern vorhandene Ressourcen zur Wiederherstellung, Aufrechterhal-
tung oder Steigerung der Beschaftigungsfahigkeit beitragen, hangt von den gesetzlichen Rahmen-
bedingungen (gesellschaftliche Umwandlungsfaktoren) sowie den individuellen Fahigkeiten und
Voraussetzungen (individuellen Umwandlungsfaktoren) ab. Analog zur sozialen Teilhabe, stehen
die Arbeitsmarktintegration und die ihr vorgelagerte Beschaftigungsfahigkeit im Fokus der Befra-
gung. Um den ,Umwandlungsprozess“ der vorhandenen Ressourcen in eine Arbeitsmarkintegra-
tion besser zu verstehen, bedarf es einer Untersuchung der MaBnahmewirkungen auf die individu-
ellen Fahigkeiten und Voraussetzungen, welche die Auswahlmenge an potenziellen Beschafti-
gungsalternativen beeinflussen, und auf die individuellen Umwandlungsfaktoren, die Uber die
Wahl der Beschaftigungsalternative bestimmen. Somit kann die Quantitat als auch die Qualitat der
Auswahlmenge an Beschaftigungsalternativen von Person zu Person sehr verschieden sein.

Die Operationalisierung der Beschaftigungsfahigkeit im Rahmen des Konzepts der Verwirkli-
chungschancen weist an zwei Stellen Hiirden auf. Zum einen kann in einer datensparsamen Erhe-
bung lediglich die globale Beschaftigungsfahigkeit des Einzelnen gemessen werden. Eine Ausdif-
ferenzierung der Beschaftigungsfahigkeit nach potenziellen Tatigkeitsalternativen wiirde die Er-
hebung des gesamten Prozesses der Arbeitssuche bediirfen. Zweitens kdnnen in einer Personen-
befragung die Teilbereiche ,,Ressourcen“ und ,gesellschaftliche Umwandlungsfaktoren“ nur be-
dingt beriicksichtigt werden. Analog zur sozialen Teilhabe kann die Beschéftigungsfahigkeit in Di-
mensionen der individuellen Ressourcen und Umwandlungsfaktoren aufgeschliisselt werden.
Diese tragen maligeblich zur Bestimmung der Beschaftigungsfahigkeit bei. Ein fruchtbarer Ansatz
zur Bestimmung wichtiger Dimensionen findet sich in der Evaluation der Experimentierklausel
nach &6¢ SGB, Untersuchungsfeld 3 (ZEW et al. 2008). Auch Brussig/Knuth (2009) unternehmen
eine weitgehend vergleichbare Dimensionierung der Umwandlungsfaktoren und Identifikation
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von Einzelindikatoren. Beide Operationalisierungsansatze dienten als Ausgangspunkt in der Ent-
wicklungvon Einzelindikatoren. Ferner wurden verschiedene Wellen des PASS als Datengrundlage
verwendet, um weitere Dimensionen und Einzelindikatoren zu bestimmen. Die theoretischen und
empirischen Vorarbeiten spiegeln sich in insgesamt sieben Dimensionen der Beschaftigungsfahig-
keit wider:

e Arbeitshedingungen und -orientierungen
e Arbeitssuche

e Gesundheit

e Familidre Arbeitsteilung

e Personlichkeitsmerkmale

e Qualifikation und Sozialisation

e Soziale Integration

Im Vergleich zu den oben genannten Studien erfolgt im vorliegenden Projekt eine detailliertere
Dimensionierung der Beschaftigungsfahigkeit und es steht eine breitere Auswahl an Einzelindika-
toren zur Messung der individuellen Ressourcen und Umwandlungsfaktoren zur Verfiigung. Neben
erwerbsbezogenen Determinanten der Beschaftigungsfahigkeit werden individuelle Ressourcen
und Ressourcen aus sozialen Nahbeziehungen sowie individuelle Umwandlungsfaktoren struktu-
riert erfasst. Dies ermdglicht es, den Einfluss individueller Lebenslagen aufberhalb des Erwerbskon-
texts auf die Beschaftigungsfahigkeit der Befragten besser bestimmen zu kénnen.

7.3 Zentrale Inhalte der Erhebungsinstrumente

Zu den zentralen Inhalten der Erhebungsinstrumente (Fragebogen) 2’ zahlen neben den im voran-
gegangenen Abschnitt beschriebenen zu erklarenden Konstrukten der sozialen Teilhabe und Be-
schaftigungsfahigkeit auch eine Vielzahl weiterer Konstrukte, tiber die an dieser Stelle ein Uber-
blick gegeben wird. Die Erhebung weiterer Konstrukte soll tiefergehende Analysen und damit ein
umfassenderes Verstandnis zu den Wirkungen der MaRnahme ermoglichen. So wurden Fragemo-
dule integriert, die die Ausgestaltung der beiden Malinahmen aus Sicht der Befragten und die per-
sonlich gewonnenen Erfahrungen mit der jeweiligen Forderung erheben. Im Mittelpunkt stehen
dabei zum einen die Anbahnung, Teilnahme und (vorzeitige) Beendigung der MaBnahme. Zum an-
deren werden fiir die Befragung auch Module zur beschaftigungsbegleitenden Betreuung
(,Coaching®) und zur Weiterbildung eingesetzt, die beide als wichtige Gestaltungsmerkmale der
Forderinstrumente angesehen werden konnen.

Dariiber hinaus werden im Rahmen der Befragung weitere sozio6konomische und -demographi-
sche Merkmale der Befragten erhoben, die fiir die weiterfiihrenden Analysen notwendig sind. Auch
fur diese Informationen liegt der Fokus auf jenen Aspekten, die nicht mit Hilfe der administrativen
Daten gemessen werden (kdnnen). Zum einen werden diese weiteren Merkmale als erklarende Ein-
flussfaktoren oder Kontrollvariablen in den (Langsschnitt-)Analysen benétigt (z.B. Deutschkennt-
nisse, Haushaltseinkommen, Haushaltsstruktur). Zum anderen werden sie herangezogen, um im

" Die Erhebungsinstrumente kdnnen beim IAB-Projektteam angefordert werden.
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Rahmen des Post-Matchings geeignete statistische Zwillinge in der Kontrollgruppe fiir die Teilneh-
menden in der Treatmentgruppe zu ermitteln. Zur Effizienzsteigerung des Post-Matchings werden
unter anderem die nachfolgenden individuellen Charakteristika erhoben:

e Berufund Bildung des Vaters (Welle 1) und der Mutter (Welle 2)

e Differenzierter Migrationshintergrund der Befragten

e Anzahl der Geschwister und Rangfolge

e Langandauernde gesundheitliche Einschrankungen vor MaRnahmebeginn
e Ursachen der Beendigung der letzten Beschaftigung vor MaRnahmebeginn

Aufgrund der Auswirkungen der Covid19-Pandemie wurden kurzfristig Anderungen am Fragebo-
gen erforderlich (siehe Abschnitt 7.4). Ziel war dabei, die Auswirkungen der Krise und ihrer Begleit-
umstande sowohl auf die Lebensumstande der Befragten abzubilden, als auch die Auswirkungen
auf die Evaluationsergebnisse durch die Erhebung geeigneter Kontrollvariablen zu minimieren. So
wird erhoben, ob und (seit) wann der bzw. die Befragte in Quarantdne oder Selbstisolation war.
Des Weiteren wird das Ausmal von Sorgen im Kontext von Corona (z.B. um die eigene Gesundheit
sowie die von Angehdrigen oder die finanzielle Situation) erfasst.

AuRerdem wurden neue Fragen integriert, um pandemiebedingte (Anderungen der) Lebensum-
stande im privaten Kontext (Kinderbetreuung wahrend der Kita- und SchulschlieBungen) sowie im
beruflichen Kontext (Moglichkeit der Heimarbeit, Arbeitszeitanderungen und Kurzarbeit, Gefahr-
dung des Arbeitsplatzes und Jobverlust, Betreuung durch Job-Coach) abbilden zu kénnen. Aufer-
dem wurden Frageformulierungen hinsichtlich des Referenzzeitraumes prazisiert, und zwar ob die
Ubliche Situation, d.h. vor der Covid19-Pandemie, oder die aktuelle Situation zum Interviewzeit-
punkt berticksichtigt werden soll.

Tabelle 15 gibt einen zusammenfassenden Uberblick zu den Erhebungsinhalten der einzelnen Er-
hebungswellen. In den nachfolgenden Ausfiihrungen werden die zentralen Module, insbesondere
zur Ausgestaltung der Forderung (Teilnahme und Griinde flir das Ende der Forderung, Coaching
und Weiterbildung sowie zur Beschaftigungsfahigkeit und zur soziale Teilhabe, genauer erlautert.

Tabelle 15: Ubersicht des Erhebungsprogramms - Welle 1 bis Welle 4

Modul Konstrukt oder Dimension Welle

Ausgestaltung der Forderung

Teilnahme an der Férde- | Teilnahme X X X X

rung Anbahnung: Beginn, Initiative X

Forderende Griinde fiir das Ende der Férderung X X X X
Initiative der Beendigung X X X X

Coaching Inanspruchnahme/Nicht-Inanspruchnahme X/-- X/X X/X X/X
Coaching-Inhalte: Bewertung und Wiinsche X X X X
Zusammenarbeit mit Job-Coach X X X X
Zufriedenheit mit Coaching X X X
Kontakt zu Jobcenter X X X

Weiterbildung Teilnahme/Nicht-Teilnahme X X X
Weiterbildungshemmnisse und -wiinsche X X X
Teilnahme letzter Kurs: Umfang, Inhalte, Zertifizierung, Be- X X X

wertung
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Modul

Konstrukt oder Dimension

Beschaftigungsfahigkeit und soziale Teilhabe

Erwerbstatigkeit

Arbeitssuche

Personlichkeitsmerk-
male und
Kompetenzen

(Un-)Gerechtigkeitser-
fahrungen

Soziale Anerkennung
Gesundheit

Soziale Integration

Materielle Teilhabe

Zufriedenheit

Familidre Arbeitsteilung

Sonstige Module

Corona-Kontext

Haushaltskontext und -
struktur

Demographie

Aktueller Erwerbsstatus und -historie
Arbeitszeit und einkommen (Brutto/Netto)
Arbeitszeitwunsch

Arbeitsbedingungen: Befristung

Passung der Tatigkeit
Arbeitsplatzunsicherheit und -zufriedenheit
Allgemeine Arbeitsorientierung

Aktive Arbeitssuche
Suchwege/Suchintensitat

Griinde fiir Nichtsuche
Konzessionsbereitschaft

Reservationslohn

Subjektive Arbeitsmarktchancen
Selbstwirksamkeit

Leistungsmotivation

Soziale Kompetenz
Interaktionsgerechtigkeit
Einkommensgerechtigkeit
Gesellschaftliche Zugehorigkeit und sozialer Status
Subjektiver Gesundheitszustand
Arztbesuche

Gesundheitliche Einschrankungen/Erwerbsfahigkeit
Gesundheitsverhalten: Tabakkonsum/Sport
Vereinsmitgliedschaft/Soziale Netzwerke
Soziale Aktivitaten

Soziale Unterstiitzung (Sozialkapital)
Konsumgiiter und Finanzen

Soziale und kulturelle Teilhabe
Lebenszufriedenheit (generell, Teilbereiche)
Hausarbeit, Erledigungen, Reparaturen
Kinderbetreuung und Pflegetatigkeit
Work-Family-Belastungen

Rolleneinstellungen

Sorgen/Wohlbefinden in der Corona-Krise
Indikator: Quarantane

Quarantdnebeginn
Familienstand/Partnerschaft
Haushaltszusammensetzung
Haushaltseinkommen

Erwerbstatigkeit des Partners
Betreuungsform jiingstes Kind

Alter und Geschlecht
Migrationshintergrund/Deutschkenntnisse
Schulische und berufliche Bildung
Herkunft der Eltern
Bildung/Erwerbstatigkeit des Vaters
Bildung/Erwerbstéatigkeit der Mutter

Familienstruktur/Anzahl und Rangfolge Geschwister

X X X X | X | X X | X X X |X

X | X X X X X X X X

>

X X | X | X X |X X X |X X X X X X |X X X X X

Ry
P>

X X X | X | X X |X X X |Xx

X X | X | X X |X X X | X X X X X X |X X X X X

Ry
P>

X X X | X | X X |X X X |Xx

X X | X |X X |X X X |X X X X X X | X X X X X

/X

X X X | X |X X | X X X X

*Fragebogenentwicklung der Wellen 3 und 4 noch in Planung
Quelle: Eigene Darstellung
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Ausgestaltung der Forderung

Teilnahme an der Forderung und Férderende

Fragen zur aktuellen Teilnahme bzw. zum Abbruch der Teilnahme an einer geférderten Beschifti-
gung nach §16e bzw. §16i SGB Il erfiillen drei wichtige Funktionen im Rahmen der Erhebung. Ers-
tens dienen sie dazu, den aktuellen Teilnahmestatus der Befragten zu ermitteln. Zweitens werden
inhaltliche Erkenntnisse zum Prozess der Anbahnung der Malinahme gewonnen. Drittens werden
die individuellen und exogenen Griinde eines MaRnahmeabbruchs bestimmt. Die Informationen
zum aktuellen Teilnahmestatus dienen als Filter fiir die anschlieRenden Module. Fragen zum An-
bahnungsprozess ermoglichen es, Erkenntnisse Uiber die Eigeninitiative der Befragten, die Vorbe-
reitungszeit auf die MaRnahme und die Motivation zu gewinnen.

Durch Forderungen nach §16e und §16i SGB Il soll die Beschaftigungsfahigkeit und die soziale Teil-
habe der Geférderten gesteigert werden. Eine wichtige Voraussetzung hierfiir ist, dass die Maf3-
nahmeteilnahme nicht vorzeitig abgebrochen wird. Die Begleitforschung zu Vorgangerprogram-
men berichtet teilweise von hohen Abbruchquoten von bis zu 50 Prozent (z.B. Bauer et al. 2016, S.
178). Wichtige Griinde fiir Krisen im Integrationsprozess, auf die die Begleitforschung zum Beschaf-
tigungszuschuss (BEZ) aufmerksam macht, waren zu hohe Flexibilitatsanforderungen, die an die
Arbeitnehmer im Rahmen von Schichtarbeit gestellt wurden, zu lange Arbeitswege und Konflikte
am Arbeitsplatz (ISG/IAB/RWI 2011, S.177-178). Hieraus resultierend wurde empfohlen, eine syste-
matische fachliche Begleitung der Integrationsprozesse zur Verfligung zu stellen (ISG/IAB/RWI
2011, S.197). Wichtige Abbruchgriinde, die im Rahmen der Begleitforschung zum Bundespro-
gramm ,Soziale Teilhabe“ (IAQ et al. 2018, S.142) berichtet werden, sind gesundheitliche Griinde,
Konflikte am Arbeitsplatz und mentale oder physische Uberlastung, sowie eine mangelnde Uber-
einstimmung zwischen tatsdchlicher und vereinbarter Tatigkeit. Zudem wird von einer signifikant
niedrigeren Lebenszufriedenheit von Programmabbrechern im Vergleich zu aktuellen Teilneh-
menden berichtet.

In der vorliegenden Befragung der Teilnehmenden an den Forderungen nach §16i und §16e SGB ||
werden daher aufbauend auf den Erkenntnissen aus der Begleitforschung der Vorgangerpro-
gramme Griinde fiir einen Malnahmeabbruch erhoben. Analog zum Anbahnungsprozess der Mal3-
nahme wird erfragt, ob die Initiative zur Malnahmebeendigung vom Befragten selbst, vom Arbeit-
geber odervom Jobcenter ausging und was die Griinde fiir die Mallnahmebeendigung waren. Hier-
bei kdnnen die Befragten angeben, ob gesundheitliche Griinde eine Rolle gespielt haben, Konflikte
am Arbeitsplatz, Uberforderung, Unterforderung, unpassende Arbeitszeiten, familidre Griinde, ob
sie den Arbeitsplatz fiir eine neue Stelle aufgegeben haben, ob ihnen (betriebsbedingt) gekiindigt
wurde, oder ob es andere Griinde gab.

Coaching

Ein wichtiges Gestaltungsprinzip der neuen Forderinstrumente ist die beschaftigungsbegleitende
Betreuung (,,Coaching) des Arbeitnehmers (§16e Abs. 4 SGB Il, §16i Abs. 4 SGB Il). Der Arbeitgeber
ist verpflichtet, den Arbeitnehmer in den ersten sechs Monaten (§16e SGB Il) bzw. zwolf Monaten
(§16i SGB II) des Beschaftigungsverhaltnisses in angemessenem zeitlichen Umfang unter Fortzah-
lung des Lohns freizustellen. Das Coaching kann, wenn erforderlich, auch {iber die gesamte For-
derdauer ausgedehnt werden, auch wenn die Hilfebediirftigkeit wahrend der Férderung entfallt
(§16g Abs. 3 SGB I1).
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Mithilfe des Coachings soll fiir die Teilnehmenden insbesondere das Arbeitsverhaltnis stabilisiert
und vorzeitige Abbriiche verhindert werden. Die Bedeutsamkeit einer fachlichen (sozialpadagogi-
schen) Betreuung fiir eine dauerhafte Teilnahme an geforderter Beschaftigung haben mehrere
Evaluationsstudien herausgestellt (z.B. ISG/IAB/RWI 2011; Bauer et al. 2016; ISG/IAW 2019. Lang-
fristig soll mit der beschaftigungsbegleitenden Betreuung des Weiteren eine dauerhafte Eingliede-
rungin ungeforderte Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstiitzt werden, indem
beispielsweise die Beschaftigungsfahigkeit verbessert und das Leistungsvermdgen gesteigert
wird. Die Inhalte des Coachings sollen sich an den individuellen Problemlagen und Bediirfnissen
des Teilnehmenden und den tatsachlichen Anforderungen des Arbeitgebers orientieren (ganzheit-
liches Konzept). Neben dem beruflichen Umfeld soll idealerweise auch das personliche Umfeld
und die Bedarfsgemeinschaft mit einbezogen werden.

Zur Ausgestaltung des Coachings liegen auf Basis der administrativen Daten nur wenige Informa-
tionen vor, die fiir die Evaluation sinnvoll herangezogen werden konnen. Sie beziehen sich ledig-
lich auf den Zeitraum und Umfang des Coachings sowie die institutionelle Verankerung des Job-
Coachs (Mitarbeiter des Jobcenters oder beauftragter Dritter). Durch die Befragung der Teilneh-
menden? sollen die Informationen deutlich erweitert werden. Ausgehend von den gesetzlichen
Rahmenbedingungen und Zielsetzungen werden daher in der Befragung die Inanspruchnahme,
die zentralen Betreuungsinhalte und die Bewertung des Coachings aus Sicht der Teilnehmenden
genauer erhoben.

Das tatsachliche Inanspruchnahmeverhalten wird je nach Coaching-Teilnahme genauer beleuch-
tet. Flr Geforderte, die bereits zum Job-Coach Kontakt haben, wird die Intensitat des Coachings
(z.B. Anzahl der Gesprache, Verfligbarkeit des Job-Coachs) erhoben. Ebenfalls wird erfragt, inwie-
weit das betriebliche Umfeld (Kollegen/Vorgesetzte) in das Coaching eingebunden wird. Gefor-
derte, die noch keinen Kontakt oder keinen Kontakt mehr zum Job-Coach haben, erhalten zusatz-
liche Fragen zu den Griinden der Nichtinanspruchnahme (ab Welle 2).

Bauer et al. (2016) weisen auf eine Vielzahl von heterogenen Problemlagen bei der Gruppe der
Langzeitarbeitslosen in geférderter Beschaftigung hin, die sowohl auf der personlichen wie auch
auf der fachlichen/betrieblichen Ebene liegen kénnen. Die Abfrage der konkreten Betreuungsin-
halte umfasst daher beide Dimensionen und ist breit gefachert. Neben der Unterstiitzung bei An-
forderungen am Arbeitsplatz wie z.B. Organisation des Arbeitsalltags, Konflikte mit Kollegen/Vor-
gesetzten beziehen sich die Betreuungsinhalte auch auf personliche Problemlagen und Schwierig-
keiten. Beispiele hierfiir sind die Unterstiitzung bei gesundheitlichen Fragen oder der Betreuung
von Kindern/pflegebediirftigen Angehéorigen.

Bei der Implementation der neuen Forderinstrumente nach §16e und §16i SGB Il wird die passge-
naue Ausgestaltung des Coachings als zentrales Gestaltungsmerkmal verstanden. Inwieweit die
Betreuungsinhalte individuell auf die Geférderten zugeschnitten werden, soll daher explizit aus
der Sicht der Betroffenen erhoben werden. So wird fiir jeden Betreuungsaspekt nicht nur erhoben,
ob der Job-Coach die Geférderten im jeweiligen Bereich unterstiitzt hat, sondern auch, ob eine
Unterstiitzung aus Sicht der Teilnehmenden hilfreich gewesen wéare. Neben einer geringen Diskre-
panz zwischen gewiinschter und tatsachlicher Unterstiitzungsinhalte dient auch die Einschatzung
eines angemessenen Betreuungsumfangs als Indikator fiir eine passgenaue Ausgestaltung.

28 E5 werden sowohl aktuelle Teilnehmende wie auch Befragte, die das Programm beendet haben, zum Coaching wahrend ihrer
geforderten Beschaftigung befragt.
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Ein weiterer Schwerpunkt des Befragungsmoduls liegt in der subjektiven Bewertung des
Coachings durch die Geforderten. Neben der globalen Zufriedenheit (,,wie zufrieden sind Sie alles
in allem?“) werden zusatzlich einzelne Aspekte zur Zusammenarbeit zwischen Job-Coach und den
Teilnehmenden abgefragt. Sie beziehen sich auf das Vertrauensverhaltnis und die Verfiigbarkeit
des Job-Coachs. Des Weiteren werden die Einschatzung des individuellen Nutzens und die Rele-
vanz des Coachings aus der Sicht der Geférderten erhoben.

Auf Basis der Befragungsdaten und der vorliegenden administrativen Daten kann in einem ersten
Schritt die Coaching-Situation fiir die Geforderten beschrieben werden. Im Mittelpunkt dabei ste-
hen Ausgestaltung und Umsetzung sowie die Bewertung des Coachings aus der Sicht der Teilneh-
menden. Dabei wurde auch die besondere Situation wahrend der Corona-Pandemie berticksich-
tigt. In einem zweiten Schritt sollen dann Wirkungsanalysen dahingehend Aufschluss geben, ob
mit den zentralen Gestaltungszielen des Coachings und der konkreten Umsetzung eine sinnvolle
Flankierung der geforderten Beschaftigung erreicht werden kann.

Weiterbildung

Im Rahmen der Forderung nach §16i SGB Il werden Zeiten fiir eine erforderliche Weiterbildung mit
bis zu 3.000 Euro bezuschusst. Dieser im Gesetz verankerte Anreiz soll in der Evaluation bertick-
sichtigt werden. In den prozessgenerierten Daten der BA liegen keine detaillierten Informationen
zu diesem Thema vor. Daher werden im Rahmen der Telefonumfrage folgende Inhalte zu Weiter-
bildungen bei Erwerbstatigen erhoben:

Angebot, Nachfrage, Inanspruchnahme und Erfolg
Inhalte und Qualitat
Rahmenbedingungen

Hemmnisse und Abbruchgriinde

In Anlehnung an bestehende Forschung wird Weiterbildung in dieser Studie als Aktivitat der non-
formalen beruflichen Bildung definiert (Eurostat 2006; Eurostat 2016; BMBF 2019). Der Zusatz
»hon-formal“ bedeutet in diesem Zusammenhang, dass es bei der Lehr-Lern Beziehung nicht um
den Erwerb eines Zertifikates innerhalb des nationalen Bildungssystems geht (z.B. Berufsab-
schluss), sondern um das ggf. auch nur kurzfristige Erlernen neuer Fahigkeiten innerhalb des der-
zeit ausgelibten Berufs. Typische Beispiele dafiir sind Schulungen am Arbeitsplatz zum Umgang
mit Produktionstechnik oder auch Kurse und Lehrgange bei externen Bildungsanbietern zum Um-
gang mit Software. Ausgeschlossen werden Kurse, die hauptsachlich zu privaten Zwecken durch-
gefiihrt werden, z.B. das Erlernen einer Sprache, die nicht fiir den Beruf benétigt wird. Aktivitaten
desinformellen Lernens, wie z.B. die spontane Anleitung am Arbeitsplatz durch eine Kollegin oder
das Lesen eines Buches, werden ebenfalls nicht erfasst. Die so definierten Weiterbildungsaktivita-
ten werden fiir alle Erwerbstatigen der Stichprobe erhoben und deskriptiv analysiert. Dabei soll
auch die Frage behandelt werde, ob sich die geférderten Beschaftigten (insbesondere §16i SGB II)
haufiger fortbilden als Erwerbstatige in der Kontrollgruppe und ob es Unterschiede in der Qualitat
und Ausgestaltung gibt. Dadurch kdnnen Erkenntnisse zur Wirksamkeit des Anreizes im Gesetz ge-
wonnen werden.
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Beschiftigungsfahigkeit und soziale Teilhabe

Gesundheit

Die Betrachtung der gesundheitlichen Lage erweist sich im Kontext der Evaluation und der Evalu-
ationskriterien als besonders bedeutsam. So stellt diese zum einen eine wichtige Dimension der
Beschaftigungsfahigkeit dar (Brussig/Knuth 2009): Zahlreiche Studien belegen einen negativen
Einfluss sowohl physischer als auch psychischer gesundheitlicher Einschrankungen auf Beschafti-
gungsaufnahmen (z.B. Brussig/Knuth 2009; Garcia-Gomez et al. 2013; Olesen et al. 2013). Zum an-
deren kann angenommen werden, dass sich die Gesundheit - sowohl vermittelt Giber Beschafti-
gung als auch unabhangig von Beschaftigung - auf die soziale Teilhabe auswirkt. So zeigen die Er-
gebnisse der Evaluation des Bundesprogramms ,,Soziale Teilhabe®, dass der Gesundheitszustand
einer Person die sozialen Teilhabechancen beispielweise liber eingeschrankte Moglichkeiten sozi-
aler Kontakte oder eingeschrankter Teilnahmemoglichkeiten an gesellschaftlichen Ereignissen
und Veranstaltungen bestimmt (IAQ et al. 2018). Zudem ist davon auszugehen, dass der Gesund-
heitszustand einen direkten Einfluss auf die Lebenszufriedenheit hat.

Jedoch wirkt sich die Gesundheit nicht nur auf die Beschaftigungsfahigkeit und soziale Teilhabe
aus, andersherum kann auch der Erwerbsstatus die Gesundheit - positiv wie negativ - beeinflus-
sen. Zahlreiche Studien finden positive Effekte von Erwerbsaufnahmen auf die physische und psy-
chische Gesundheit (z.B. Carlier et al. 2013; Hoare/Machin 2010; Modini et al. 2016) bzw. negative
Auswirkungen von Arbeitslosigkeit (Krug/Prechsl 2020; Krug/Eberl 2018; Olesen et al. 2013). Mog-
liche Erklarungsfaktoren fiir positive Effekte der Beschaftigung auf die psychische Gesundheit sind
beispielsweise eine verbesserte soziale Integration oder die Sinnhaftigkeit von Aufgaben. Durch
eine verbesserte psychische Gesundheit kann sich auch das Gesundheitsverhalten positiv veran-
dern.

Im Rahmen der Evaluationsstudien der Vorgangerprogramme - Bundesprogramm ,,Soziale Teil-
habe“ und ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsbezie-
her - konnte ein signifikant besserer Gesundheitszustand bei Teilnehmenden im Vergleich zu Kon-
trollpersonen gezeigt werden (IAQ et al. 2018, S. 174). Ein signifikanter Unterschied im Gesund-
heitsverhalten konnte jedoch nicht nachgewiesen werden (IAQ et al. 2018, S. 174). Im Rahmen des
ESF-Bundesprogramms zeigt sich, dass die Zufriedenheit mit der eigenen Gesundheit in der
Gruppe der Teilnehmenden hoher war als bei den erwerbslosen Kontrollgruppen, aber niedriger
als bei anderen Erwerbstatigen (ISG/IAW/SOKO 2018, S. 152). Demgegenliber kann eine Beschafti-
gungsaufnahme auch negative Gesundheitseffekte haben, z.B. durch héheren Stress oder phy-
sisch belastende Arbeitsbedingungen. Die Evaluation zum Beschaftigungszuschuss weist auch auf
negative Gesundheitsauswirkungen aufgrund von Stressbelastungen durch zu hohen Anforderun-
gen (Anforderungsniveau der Beschaftigung, korperliche Belastung, Unvereinbarkeit von familia-
ren Verpflichtungen, raumliche Flexibilitat) hin (ISG/IAB/RWI 2011, S. 171, S. 174-176).

Die genannten Gesichtspunkte unterstreichen die bedeutsame Rolle, die der Betrachtung der Ge-
sundheit im Rahmen der Evaluation zukommt. Eine zentrale Fragestellung ist daher, inwieweit die
Teilnahme an den Forderinstrumenten nach §16e und §16i SGB Il auf die psychische und physische
Gesundheit und auf das Gesundheitsverhalten der Teilnehmenden im Zeitverlauf wirkt und wie die
Gesundheit die Beschaftigungsfahigkeit und die soziale Teilhabe beeinflusst.
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Da in den administrativen Daten nur wenige Informationen (z.B. Grad der Behinderung) zur ge-
sundheitlichen Lage vorliegen, wird die gesundheitliche Situation der Teilnehmenden und der
Kontrollgruppe daher mithilfe der Befragung genauer erhoben. Dazu werden (eher) objektive In-
dikatoren herangezogen, darunter etwa die Anzahl der Arztbesuche in den letzten drei Monaten
oder arztlich diagnostizierte Einschrankungen/Erkrankungen, aber auch subjektive Indikatoren
erhoben. Im Falle letzterer werden Angaben zur subjektiven Einschatzung des allgemeinen wie des
psychischen Gesundheitszustands in den letzten vier Wochen erhoben. Zusatzlich werden die Vi-
talitat, als ein Aspekt der gesundheitsbezogenen Lebensqualitat, sowie die subjektive Zufrieden-
heit mit der eigenen Gesundheit erfragt. Hinsichtlich des Gesundheitsverhaltens wird nach dem
Tabakkonsum sowie die sportliche Aktivitat gefragt.

Zudem werden Einschatzungen der gesundheitlich bedingten Arbeits- und Leistungsfahigkeit di-
rekt erhoben: Ist die Aufnahme bzw. die Ausiibung einer Erwerbstatigkeit aus gesundheitlichen
Griinden (un)eingeschrankt moglich? Welche Einschrankungen liegen vor (Beschrankung auf kon-
krete Tatigkeiten und/oder Beschrankungen der Arbeitszeit)? Und steht dies im Zusammenhang
mit der Covid19-Pandemie, z.B. weil Befragte zu einer Risikogruppe gehdren? Dariiber hinaus wer-
den mogliche gesundheitliche Einschrankungen auch bei anderen Themen des Erhebungspro-
gramms beriicksichtigt. So konnen von den Befragten gesundheitliche Griinde z.B. fiir eine (vor-
zeitige) Beendigung der Mallnahme, die eingeschrankte Arbeitssuche oder die Nichtteilnahme an
bzw. dem Abbruch von Weiterbildungen angegeben werden.

Arbeitssuche und Konzessionsbereitschaft

In der Befragung sollen verschiedene Aspekte des Suchverhaltens und der Konzessionsbereit-
schaft der Befragten erhoben und operationalisiert werden. Beide Bereiche sind eng mit der Be-
schéftigungswahrscheinlichkeit und -fahigkeit der Befragten verbunden. Zum einen kénnen sie
die Chance erhdhen, eine bestehende Arbeitslosigkeit zu Gberwinden und zum anderen die Wahr-
scheinlichkeit einer drohenden Arbeitslosigkeit senken. Dementsprechend richten sich die Fragen
dieses Moduls an Erwerbslose und Erwerbstatige, die aktiv nach einer Arbeitsstelle suchen. Die In-
dikatoren der Arbeitssuche werden in Ganze ab der zweiten Welle der Befragung erhoben, da Vor-
abtests gezeigt haben, dass MaRnahmeteilnehmende zu Beginn einer MalRnahme aufgrund des
starken Einbindungseffekts mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit aktiv nach einer anderen Ar-
beitsstelle suchen (Dengler 2015; Hohmeyer 2012). Dennoch sollen hier die Einzelindikatoren bei-
der Bereiche vorgestellt werden.

Ein Ausbleiben der aktiven Arbeitssuche kann kontextbedingte oder personliche Ursachen haben.
Wahrend kontextbedingte Ursachen, wie z.B. gesundheitliche Griinde oder Verpflichtungen inner-
halb des Haushalts, effektiv das Zeitbudget des Einzelnen reduzieren, trifft dies grundsatzlich auf
die personlichen Ursachen, wie z.B. Resignation und fehlende Motivation, nicht zu.

Im Rahmen der Evaluation sind beide Ursachenkategorien von Bedeutung, da sie unterschiedliche
wirtschaftspolitische Implikationen und MalRnahmen begriinden. Ferner ermdglicht die wieder-
holte Befragung die langfristige Entwicklung der Ursachenkategorien liber die Malknahmeteil-
nahme hinweg zu analysieren. Aktiv nach Arbeit Suchende werden mittels mehrerer Indikatoren
nach der Ausschopfung verschiedener Suchwege und ihren Anstrengungen zur Findung einer pas-
senden Arbeitsstelle befragt. Eine Intensive und diversifizierte Suche nach Arbeitsstellen kann die
Beschaftigungswahrscheinlichkeit und -fahigkeit von Arbeitslosen starken (Hohmeyer/Wolff
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2018). Erwerbstatige und Malinahmeteilnehmende wiederum kénnen durch eine hohe Suchinten-
sitat die Wahrscheinlichkeit positiv beeinflussen, in eine besser bezahlte oder ungeférderte Ar-
beitsstelle zu wechseln. Die Suchanstrengungen der Arbeitssuchenden starken ihre Beschafti-
gungsfahigkeit indem die Auswahlmenge an potenziellen Beschaftigungsverhaltnissen zunimmt.
Inwiefern eine angebotene Arbeitsstelle angenommen wird, hangt jedoch auch von den individu-
ellen Praferenzen und Gegebenheiten ab. Der Fragenkomplex zu den Ursachen der Ablehnung ei-
nes Stellenangebots widmet sich dieser Frage. Gemessen wird, inwieweit der einzelne Arbeitssu-
chende in den Bereichen Arbeitszeit, Arbeitseinkommen und Arbeitsplatzstabilitat eine Unverein-
barkeit mit dem jeweiligen Stellenangebot sah.

Die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit bzw. die Annahme eines Arbeitsplatzangebots hdngen von
den geforderten Eigenschaften des Suchenden an einen Arbeitsplatz ab. Je grofier die Menge an
ex-ante akzeptablen Arbeitsstellen, desto grofier wird die Auswahlmenge an potenziellen Arbeits-
platzen und somit die Wahrscheinlichkeit einer Beschaftigungsaufnahme ausfallen. Die individu-
elle Konzessionsbereitschaft beeinflusst die Wahrscheinlichkeit einer erfolgreichen Arbeits-
marktintegration (Beste/Trappmann 2017). Eine besondere Rolle in diesem Kontext spielen die in-
dividuelle Mobilitats- und Flexibilitatsbereitschaft. Konzessionen erhéhen zwar nicht primar die
Beschaftigungsfahigkeit, da sie an den gegebenen Eignungsbedingungen fiir bestimmte Tatigkei-
ten keine Anderungen vornehmen. Sie wirken sich jedoch auf die Umwandlung der individuellen
Beschaftigungsfahigkeit in das Ergebnis einer erfolgreichen Arbeitsmarktintegration aus. Ab-
schlieRend werden alle Befragten nach ihrem individuellen Anspruchslohn befragt, d.h. nach dem-
jenigen Stundenlohn, ab welchem die Befragten bereit sind, ein Stellenangebot anzunehmen
(Mortensen 1977; Pissarides 2000). Mit zunehmender Mallnahmedauer wird eine Reduktion des
Anspruchslohns bei den Malinahmeteilnehmenden erwartet (Brown/Taylor 2013). Die Entwick-
lung der Anspruchslohne der statistischen Zwillinge bleibt a priori offen und hangt stark von ihrem
Erwerbstatus zum Befragungszeitpunkt ab.

Familidre Arbeitsteilung

Die Wechselbeziehung zwischen Erwerbsarbeit und unbezahlter Familienarbeit wird in der Evalu-
ation von arbeitsmarktpolitischen Programmen zumeist nicht thematisiert. Fiir die Férderung der
Beschaftigung von Langzeitarbeitslosen ist jedoch die Allokation von bezahlter und unbezahlter
Arbeitin den beteiligten Familienhaushalten ein zentraler Aspekt, da diese die Art und den Umfang
der Erwerbsbeteiligung wesentlich beeinflusst. Die Forschung zur familidren Arbeitsteilung zeigt,
dass Routinearbeiten im Haushalt und Betreuungsaufgaben liberwiegend geschlechtsspezifisch
verteilt sind (z.B. Evertsson 2014). Die neuere Forschung konzentriert sich in diesem Zusammen-
hang starker auf die Analyse von méglichen Verschiebungen der geschlechtsspezifischen Aufga-
benteilung aufgrund von Ubergangsereignissen wie Elternschaft, Wiederaufnahme einer Erwerbs-
tatigkeit nach einer Familienpause oder Ubergang in den Ruhestand (Dechant/Rost/Schulz 2014;
Szinovacz 2000). Die theoretische Grundlage bilden zum einen geschlechtsneutral argumentie-
rende ressourcentheoretische und 6konomische Theorien zur gemeinsamen Nutzenmaximierung
innerhalb einer Familie/eines Haushalts wie auch geschlechterdifferenzierende Theorien, die kul-
turelle Normen und vorherrschende Rollenbilder in den Mittelpunkt setzen (z.B. Becker 1991; Da-
vis/Greenstein 2009; Ott 1992).

Zur Beantwortung der geschlechtsspezifischen Allokation von Hausarbeit und Betreuungsaufga-
ben wird im Rahmen der Befragung differenziert der Aufwand fiir unterschiedliche Tatigkeiten im
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Haushalt erhoben. Dies umfasst konkret die allgemeine Hausarbeit (Putzen, Waschen, Kochen),
aber auch Einkaufen bzw. andere Erledigungen sowie Arbeiten im Garten, am Auto oder in der
Wohnung. Des Weiteren wird der zeitliche Aufwand pro Woche fiir die Betreuung von Kindern (wie
z.B. Spielen, Reden, Hilfe beim Lernen fiir die Schule, die Kinder zu Terminen bringen) oder die
Unterstiitzung von pflegebediirftigen Personen (z.B. Pflegetatigkeiten wie auch Einkaufen oder
Haushaltshilfe) ermittelt. Dabei wird sowohl nach dem wochentlichen Aufwand (in Stunden) der
Befragten selbst als auch des Partners oder der Partnerin gefragt. Um mogliche Auswirkungen der
Covid19-Pandemie zu beriicksichtigen wird explizit gebeten, sich auf die aktuelle Situation zum
Interviewzeitpunkt zu beziehen. In Anlehnung an die geschlechterdifferenzierenden Theorien wer-
den neben dem tatsachlichen Aufwand zudem Rolleneinstellungen im Kontext von Familie und
Beruf operationalisiert (modernes vs. traditionelles Rollenbild). Auflerdem wird die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie anhand von work-family-Belastungen im Frageprogramm berticksichtigt.

Personlichkeitseigenschaften

Die individuelle Zusammensetzung von Personlichkeitseigenschaften in Form von Handlungsbe-
reitschaft, Handlungsfahigkeit und Handlungseinstellung sind wichtige Umwandlungsfaktoren
sowohl der sozialen Teilhabe als auch der Beschaftigungsfahigkeit. Im Rahmen des vorliegenden
Projekts erfolgt eine umfassende und standardisierte Messung der Selbstwirksamkeit, des Selbst-
vertrauens, der sozialen Kompetenz und der Leistungsmotivation der Befragten. Eine eindeutige
theoretische Zuordnung der Dimensionen zu einem der beiden Konstrukte ist nicht gegeben, so
dass diese Frage im Rahmen der Evaluation der beiden Fordermalinahmen empirisch beantwortet
werden muss. Da Personlichkeitseigenschaften weder in administrativen noch in externen Daten-
quellen vorhanden sind, ermdglichen sie zum einen wichtige Unterschiede zwischen den Malinah-
meteilnehmenden, den -abbrechern und den Kontrollpersonen in ihren Lebenseinstellungen auf-
zudecken und zum anderen Unterschiede in den Teilnahmewirkungen der FérdermaRnahmen zu
begriinden.

Im Gegensatz zu bisherigen Studien erfolgt im vorliegenden Projekt erstmalig eine standardisierte
Erhebung der sozialen Kompetenz und der Leistungsmotivation als besonders relevante Dimensi-
onen der Beschaftigungsfahigkeit. Aufgrund der Zunahme an sozialen Interaktionen im Arbeitsall-
tagund dem Prinzip ,Fordern und Fordern“ hat die Bedeutung der beiden obigen Dimensionen fiir
eine Starkung der Beschaftigungsfahigkeit und der Arbeitsmarktintegration von Arbeitsanbietern
in den letzten Jahren stark zugenommen. Aus diesem Grund liegt bei der Messung der sozialen
Kompetenz der Fokus auf der Durchsetzungs- und Anpassungsfahigkeit der Einzelnen, d.h. der Fa-
higkeit, die eigenen Interessen in der Interaktion mit anderen erfolgreich zu verfolgen, ggf. auch
indem man in der Lage ist, sich an die Gegebenheiten sozialer Situationen anzupassen (Kanning
2002; Jones/Day 1997). Derzeit befinden sich zwei standardisierte Skalen zur Selbsteinschatzung
in der Testphase: die Skala der sozialen Kompetenz nach Bayer et al. (2012) und die Skala zur so-
zialen Intelligenz nach Coroiu (Reimann/Allgower 1993). Beide Skalen zeichnen sich durch einen
starkeren berufsbezogenen Fokus in der Abfrage aus. Nach Abschluss kognitiver und empirischer
Tests basierend auf Pretestbefragungen erfolgt die Integration einer adjustierten Skala zur Erhe-
bung der sozialen Kompetenz in die 2. Welle der Befragung.

Ebenfalls befindet sich derzeit die gekiirzte Version der revidierten ,,Achievement Motivation Scale
(AMS)“ nach Lang/Fries (2006) als Messinstrument der Leistungsmotivation in der kognitiven und
empirischen Testphase. Sie wurde in Anlehnung an die klassische Leistungsmotivationstheorie
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nach McClelland et al. (1953) entwickelt und beriicksichtigt die beiden Dimensionen ,Hoffnung auf
Erfolg” und ,,Furcht vor Misserfolg“ als relevante Aspekte der Leistungsmotivation. Unter Einbezug
der Aufgabenwahl konnen Personen anhand dieser beiden Leistungsmotive als weniger oder
starker leistungsmotivierte Personen eingruppiert werden (Brandstatter et al. 2013).

Selbstwirksamkeit beschreibt als Fahigkeitsselbstkonzept die Perzeption und das Zutrauen des
Einzelnen, mit eigenen Handlungen autonome und erwiinschte Ergebnisse erzielen zu kénnen
(Dickh&duser 2006; Heckhausen/Heckhausen 2008;). Insbesondere die Aufnahme einer Beschafti-
gung kann die Selbstwirksamkeit des Einzelnen in Form eines reziproken Prozesses beeinflussen.
Eine Beschaftigung erfiillt einerseits wichtige latente Funktionen und schafft Gelegenheiten zur
Anwendung von Fertigkeiten, wodurch das Selbstvertrauen des Einzelnen gestarkt werden kann
(Warr 1987). Erfolgt insbesondere bei Arbeitslosen die Aufnahme einer Beschéftigung aus intrinsi-
schen Motiven mit dem Ziel wieder aktiv die Kontrolle liber die eigene Lebenslage zu erhalten,
kann davon ausgegangen werden, dass die Selbstbestimmtheit und das Selbstvertrauen steigt
und somit die Arbeitsmarktintegration von Arbeitslosen positiv beeinflusst (Fryer 1986).

Im Vordergrund des Evaluationsprojektes stehen Aspekte der allgemeinen und der erwerbsspezi-
fischen Selbstwirksamkeit wie das Selbstvertrauen und die Selbstbestimmtheit, die als psycholo-
gische Ressourcen Teilhabechancen und -ergebnisse verbessern konnen. In der Befragung wird
die ,Allgemeine Selbstwirksamkeit Kurzskala (ASKU)“ eingesetzt (Beierlein et al. 2012). Sie erhebt
anhand von vier Fragen, wie Befragte ihr Selbstvertrauen und ihre Selbstbestimmtheit in Situatio-
nen einschatzen, in denen unerwartet Schwierigkeiten oder Probleme auftauchen.

Soziale Integration, soziale Anerkennung und materielle Teilhabe

In der Befragung werden verschiedene Aspekte der sozialen Integration unterschieden und opera-
tionalisiert: die gesellschaftliche Partizipation, die Einbeziehung der Einzelnen in soziale Nahbe-
ziehungen und in die gesellschaftliche Arbeitsteilung. Neben Indikatoren zur allgemeinen gesell-
schaftlichen Integration, Zugehorigkeit, Position und Partizipation, messen die Fragen zu den so-
zialen Aktivitaten die unverbindliche und alltagliche Partizipation der Befragten am gesellschaft-
lichen Leben im Rahmen der vorhandenen Nahbeziehungen. Ferner wird das Verhaltnis der Be-
fragten zu aktuellen bzw. ehemaligen Kollegen und Kolleginnen erfragt, um die Integration und
die Partizipation der Befragten im Arbeitsleben zu messen. Es soll zum einen die faktische Integra-
tion und der Integrationsprozess abgebildet werden und zum anderen die subjektive Perzeption
der Befragten in Bezug auf soziale Anerkennung und Behandlung im Unternehmen. Ersteres kann
den Akkumulationsprozess an branchen- und betriebsspezifischem Humankapital positiv beein-
flussen, wenn die Integration ziigig und konfliktfrei erfolgt. Letzteres gibt Aufschluss dariiber, in-
wieweit die individuellen Arbeitnehmereigenschaften und die Anforderungen der Arbeitsstelle
Ubereinstimmen, wodurch die Weiterbeschaftigungswahrscheinlichkeit beeinflusst werden kann.
Auflerdem wird das wahrgenommene Arbeitsklima abgefragt. AbschlieRend werden Indikatoren
potenziell verfiigharer Unterstiitzungsleistungen und Ressourcen im sozialen Netzwerk der Be-
fragten erhoben. Operationalisiert wurden spezifische und universelle Ressourcen, die in Form
von sozialen Kontaktpersonen den Befragten zur Erzielung von sozialer Anerkennung und physi-
schem Wohlbefinden zur Verfiigung stehen (Petermann 2014). Hierfiir wurde die Blirgerumfrage
Halle 2005 (Petermann/Tafler 2006), die eine grofte Auswahl an potenziellen Ressourcen abfragt,
empirisch re-evaluiert und unter Verwendung von Hauptkomponentenanalysen die wichtigsten
Einzelindikatoren der beiden Ressourcendimensionen identifiziert.
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Materielle Teilhabe wird in dieser Studie als Gegenstlick zu Deprivation aufgefasst. In der Armuts-
forschung wird Deprivation definiert als der unfreiwillige Verzicht auf Giiter und Aktivitaten, die im
gesellschaftlichen Kontext der Betroffenen als Norm fiir einen akzeptablen Lebensstandard gelten
(Nolan/Whelan 2010). Im Gegensatz zur Approximation von Armut lber das verfiighbare Einkom-
men einer Person kann durch materielle Deprivation Armut direkt gemessen werden. Das IAB er-
forscht im Rahmen der Studie Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS) seit Langem das
Ausmald von materieller Deprivation, insbesondere bei SGB-II-Haushalten (Christoph et al. 2016).
Dabei wird fiir eine Vielzahl von Giitern und Aktivitaten jeweils erhoben, ob der befragte Haushalt
diese besitzt beziehungsweise ausiibt und falls nicht, ob der Verzicht jeweils freiwillig oder aus fi-
nanziellen Griinden erfolgt. Fiir die vorliegende Evaluationsstudie wurden sieben Giiter und Akti-
vitaten ausgewahlt, die sich in der Vergangenheit als besonders starke Indikatoren flir materielle
Deprivation erwiesen haben:

- Auto

- NeueKleidung

- Internetzugang

- Urlaubsreise

- Kultur- oder Sportveranstaltung

- Riicklagen fiir unerwartete Ausgaben

- RegelmaRiges Sparen

Auf dieser Basis soll untersucht werden, ob sich die materielle Teilhabe der geforderten Beschaf-
tigten im Vergleich zur Kontrollgruppe verbessert. Bereits vorliegende Studien zeigen, dass Depri-
vation sich eher langerfristig als kurzfristig durch Veranderungen des Einkommens oder sonstiger
Lebensumstande entwickelt (Berthoud/Bryan 2011), werden die Indikatoren in allen Wellen der
Telefonumfrage erhoben.

(Un-)gerechtigkeitserfahrungen

Das vorliegende Teilprojekt erhebt die Auswirkungen von (Un-)gerechtigkeitserfahrungen im Er-
werbskontext hinsichtlich der Einkommensgerechtigkeit sowie der Interaktionsgerechtigkeit.
Denn eine subjektiv als (un)gerecht empfundene Entlohnung wird als Zeichen (eines Mangels an)
sozialer Anerkennung gewertet (z.B. Liebig/Hiille/Schupp 2014; Liebig/Sauer/Schupp 2012). Die
Relevanz einer subjektiv ungerechten Entlohnung kommt bspw. durch ihre negativen Auswirkun-
gen auf die physische (Schunck/Sauer/Valet 2015) und psychische (Markovsky 1988) Gesundheit
zum Ausdruck. Eine ungerechte Entlohnung steht ebenfalls im Zusammenhang mit bestimmten
Einstellungen und Verhaltensweisen im Arbeitskontext, wie bspw. erhéhter Abwesenheit, verrin-
gerter Arbeitszufriedenheit, geringerem Commitment bei der Arbeit sowie einer erhéhten Kiindi-
gungsbereitschaft (Pritchard et al. 1972; Sauer/Valet 2013). Diese Faktoren wiederum koénnen die
Beschaftigungsfahigkeit bzw. Beschaftigungsbereitschaft negativ beeinflussen. Eine verringerte
Beschaftigungsbereitschaft diirfte die Wahrscheinlichkeit einer MaRnahmeteilnahme verringern
und zugleich MalRnahmeabbriiche begilinstigen. Die Einkommensgerechtigkeit wird hinsichtlich
des Nettoeinkommens erhoben. Gibt eine Person an, dass ihr Einkommen hoher oder niedriger
sein musste, um ,gerecht zu sein, wird in einer Folgefrage der Betrag des ,,gerechten” Nettoein-
kommens erhoben.

Die Interaktionsgerechtigkeit dreht sich um die Frage, ob Interaktionspartner sich gegenseitig fair
behandeln. Interaktionsgerechtigkeit ist umso eher gegeben, wenn bestimmte Kriterien wie
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Gleichbehandlung, Mitsprachemdglichkeit oder Transparenz von Entscheidungsprozessen erfiillt
sind (Liebig/May 2009). Umgekehrt bedeutet dies, dass eine fehlende Einbindung einer Person in
Entscheidungsprozesse und das Vorenthalten relevanter Informationen als Zeichen geringer Wert-
schatzung bzw. eines Mangels an sozialer Anerkennung interpretiert werden kénnen. Es kann da-
her von einem positiven Effekt vorhandener Interaktionsgerechtigkeit auf soziale Anerkennung
(soziale Teilhabe) und Beschaftigungsbereitschaft sowie von einem negativen Effekt auf die Wahr-
scheinlichkeit eines Malnahmeabbruchs ausgegangen werden. Die Interaktionsgerechtigkeit wird
hinsichtlich verschiedener Verhaltensweisen mit dem/der Vorgesetzten erfragt (Offenheit und Ehr-
lichkeit, respektvoller Umgang, Begriindung von Entscheidungen, rechtzeitiges Infomieren).

Erwerbstatigkeit

Teilhabeempfinden und Arbeitszufriedenheit sind auch - insbesondere in Bezug auf die Gruppe
von sehr arbeitsmarktfernen Personen im Langzeitleistungsbezug - davon bestimmt, inwieweit
die Arbeits- und Flexibilitdtsanforderungen und die Arbeitsumgebung den Fahigkeiten, der Belast-
barkeit und den individuellen Problemlagen der Beschaftigten entsprechen. Beschéftigungsmerk-
male werden im Rahmen der Evaluation §16i und §16e SGB Il nicht nur zur Bestimmung von Teil-
habe Im Bereich der Erwerbsarbeit erfasst. Abgesehen von potenziellen Wirkungen auf andere
Teilhabedimensionen, wie z.B. Gesundheit, sollen sie auch Hinweise liefern, welche Faktoren mit
MaRnahmeabbriichen in Verbindung stehen. Hierfiir werden neben Malinahmeteilnehmenden
und Kontrollpersonen, die zu ihrer aktuellen Beschaftigung befragt werden, auch ehemalige Teil-
nehmer, die ihre MaBnahme nach §16e bzw. §16i SGB Il zum Zeitpunkt der Befragung bereits be-
endet haben, zu ihrer zurlickliegenden geforderten Beschaftigung befragt. Letzteres gilt auch fir
Befragte, die nach Beendigung der Mallnahme zum Zeitpunkt der Befragung einer neuen Beschaf-
tigung nachgehen. Dieses Vorgehen gewahrleistet die retrospektive Erfassung der Erwerbsmerk-
male der bereits beendeten geforderten Beschaftigung und kann weitere Erkenntnisse zu den Hin-
tergriinden der Beendigung der MalRnahme liefern. Ab Welle 2 des vorliegenden Projekts werden
alle Befragten ausschlieflich nach Erwerbsmerkmalen ihrer aktuellen Beschaftigung befragt.

Fiir die Evaluation von §16i und §16e SGB Il sollen als zentrale Merkmalsdimension Indikatoren der
individuellen Passung der Tatigkeit operationalisiert werden. Hierunter fallen Informationen dar-
Uber, inwieweit die Tatigkeit den eigenen beruflichen Erfahrungen entspricht, eine Vereinbarkeit
von Arbeit und Privatleben erlaubt und mit dem Erleben von Uber- bzw. Unterforderungen ver-
bunden wird. In der Dimension Arbeitsbedingungen und -belastungen werden Indikatoren sub-
summiert, die korperliche und mentale Belastungen, Arbeitsanforderungen sowie Autonomie in
der Arbeitsorganisation messen. Neben den genannten Merkmalen, die mittelbar auf das Teilha-
beempfinden und die Einschatzung der Tatigkeit wirken, werden auch (eher) direkte Indikatoren
der Teilhabe In der Dimension Bewertung der Beschaftigung operationalisiert. Hierzu gehoren Ein-
schatzungen, inwieweit die Erwerbstatigkeit als sinnvoll wahrgenommen wird, die Anerkennung
im sozialen Umfeld verbessert sowie die personliche Weiterentwicklung erlaubt. Ein wichtiger As-
pekt sozialer Teilhabe wird zudem mit der Frage abgedeckt, inwieweit der Lebensunterhalt mit
einem eigenen Verdienst bestritten werden kann.
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7.4 Felddurchfihrung und -verlauf der Welle 1

Feldstart und Auswirkungen der Covid19-Pandemie auf die Studiendurchfiihrung

Die Covid19-Pandemie stellt auch die Durchfiihrung dieser Studie vor groRere Herausforderungen
(Sakshaug et al. 2020). So musste der fiir den 19. Marz 2020 geplante Feldstart der ersten Erhe-
bungswelle kurzfristig verschoben und das Befragungsprogramm an die aktuellen Geschehnisse
angepasst werden. Bei der Covid19-Pandemie handelt es sich um ein Ereignis, das das gesell-
schaftliche Klima sowie den Alltag der Menschen im Privaten und Beruflichen auf zum Teil nie ge-
kannte Art und Weise verandert. Wenn Personen in ihrem (Sozial-)Leben derart eingeschrankt wer-
den, ist dies flr die Erhebung von Konstrukten wie der sozialen Teilhabe und der Beschaftigungs-
fahigkeit wahrscheinlich hochst folgenreich. Es war zu erwarten, dass die Wirkungen der MaRRnah-
meteilnahme mit dem urspriinglich vorgesehenen Fragebogen, der eine solche Ausnahmesitua-
tion nicht bertiicksichtigt, unterschatzt werden wiirden. Um weiterhin die Vergleichbarkeit der Le-
bensumstande von Treatment- und Kontrollpersonen zu erméglichen?, sollte vermieden werden,
Interviews in der hochdynamischen und ungewissen Zeit der ersten Wochen des Lockdowns zu
realisieren. Hinzu wurde angenommen, dass Angaben der zu befragenden Personen aus den ers-
ten Wochen des Lockdowns zur Ausgestaltung der MalRnahme (Arbeitszeit, Kontakt zum Coach
etc.) nur sehr bedingt die Situation unter Normalbedingungen widerspiegeln wiirden (siehe auch
Abschnitt 7.3). Der Feldstart erfolgte daher erst am 5. Mai 2020.

Kontaktierung der Zielpersonen

Die Kontaktierung der Zielpersonen, d.h. der zu befragenden Personen, und die Durchfiihrung der
telefonischen Interviews erfolgt fiir alle Erhebungswellen durch das Erhebungsinstitut ,,SOKO
Institut GmbH*. Die Zielpersonen werden vorab postalisch zur Teilnahme an der Studie ,Lebens-
qualitat und Teilhabe“ eingeladen und erhalten Informationen zum Datenschutz. Im Anschreiben
wird auch eine Aufwandsentschadigung von 10 Euro in bar angekiindigt, die nach erfolgreich
durchgefiihrten Interview mit einem Dankschreiben an die Teilnehmenden verschickt wird. Es
handelt sich um ein sequentielles Erhebungsdesign, bei dem zunachst die Treatmentfalle kontak-
tiert werden. Dabei ist das Ziel, die Zeitspanne zwischen dem realisierten Interview eines Treat-
mentfalles und seinen zugehdorigen Kontrollfallen moglichst gering zu halten, um die Auswirkun-
gen sich im Zeitverlauf eventuell andernder Kontexteffekte mdglichst zu minimieren. Um die Aus-
schopfung zu steigern, werden auch Erinnerungsschreiben versandt.

Riicklauf

Die Datenerhebung der ersten Erhebungswelle lauft derzeit noch. Die Datenbasis der folgenden
Statistiken zur ersten Welle umfasst daher den Zeitraum des Feldstarts der Interviews am 5. Mai
2020 bis zum aktuellen Rand, d.h. bis zum Stichtag 13.12.2020. Es handelt sich damit um vorlaufige
Daten und ein GroRteil der Falle ist noch nicht abschlieRend bearbeitet. Die Fallzahlen und infol-
gedessen die Statistiken zum Riicklauf und der Ausschépfung werden sich bis zum Ende der Feld-
zeit noch andern.

2 zwischen der Realisierung eines Interviews einer Treatmentperson und den zugehérigen Kontrollpersonen kénnen mehrere
Wochen Zeit vergehen.
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Die folgende Darstellung unterscheidet nach Panel (§16e/ §16i SGB Il) sowie Treatment- und Kon-
trollgruppe. Abbildung 3 gibt einen Uberblick tiber die Zahl an realisierten vollstandigen Inter-
views im Zeitverlauf. Die horizontalen schwarzen Linien zeigen jeweils die geplanten Nettofallzah-
len fiir die vier Teilgruppen. Flir Anfang August 2020 zeigt sich ein starkerer Anstieg der realisierten
Interviews zundchst bei den Treatmentfallen. Hier wurde ein Grof3teil der Treatmentfalle aus der
zweiten Zugangskohorte sowie weitere Treatmentfalle aus der ersten Zugangskohrte zur Befra-
gung freigegeben. Um ein Abflachen der Kurven bei den Kontrollfallen beider Panels zu verhindern
und die anvisierten Nettofallzahlen der Kontrollfalle doch noch realisieren zu kdnnen, wurden mit-
hilfe eines Rematchings weitere Kontrollfalle ins Feld gegeben. Beim Rematching handelt es sich
um einen mehrstufigen Prozess, der fiir verschiedene Gruppen getrennt durchgefiihrt wird. Zu-
nachst werden bereits befragte Treatmentpersonen identifiziert, bei denen zu wenige Kontrollfalle
realisiert werden konnten. Diesen Treatmentfallen werden anschlieRend zusatzliche ungenutzte
Kontrollfalle von anderen nicht realisierbaren Treatmentfallen zugewiesen. Durch das Rematching
der Kontrollfalle konnen die Nettofallzahlen der Kontrollfélle beider MalRnahmen noch einmal
deutlich gesteigert werden.

Abbildung 3: Bisheriger Feldverlauf der ersten Welle
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Anmerkung: Anzahl realisierter Interviews (Nettofallzahl); Stand: 13.12.2020
Quelle: Eigene Berechnungen.

Zum 13.12.2020 lagen insgesamt 10.729 vollstandig realisierte Interviews vor, was einer bisherigen
Zielerreichung der anvisierten Nettofalle von rund 65 Prozent entspricht (siehe Tabelle 16). Bei den
Treatmentfallen des Panels zum §16i SGB Il wurden bislang etwa 90 Prozent realisiert, beim Panel
zum §16e SGB Il liegt der Wert immerhin bei etwa 86 Prozent. Es wird erwartet, dass zumindest
beim Panel zum §16i SGB Il alle anvisierten Nettofalle realisiert werden konnen. Beim Panel zum
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§16e SGB Il ist dies ungewiss. Letzteres verwundert nicht, da die Bruttostichprobe aufgrund der
relativ geringen Zugangszahlen von Anfang an relativ klein war. Bei den Kontrollfdllen beider Pa-
nels ist die prozentuale Zielerreichung deutlich geringer. Sie liegt beim Panel zum §16i SGB Il bei
54 Prozent und beim Panel zum § 16e SGB |l bei 57 Prozent (siehe Tabelle 16).

Tabelle 16: Nettofélle und Zielerreichung

i Bisherige Anivisierte Feerd
Nettofallzahl Nettofallzahl

§16e SGB |l Treatmentgruppe 1.839 2.150 85,50 %

§16e SGB Il Kontrollgruppe 3.040 5.350 56,80 %

§16i SGB Il Treatmentgruppe 2.348 2.600 90,30 %

§16i SGB Il Kontrollgruppe 3.502 6.500 53,90 %

Gesamt 10.729 16.600 64,63 %

Anmerkung: in Prozent bezogen auf die anvisierte Nettofallzahl; Stand: 13.12.2020
Quelle: Eigene Berechnungen

Ausschopfung

Um die anvisierten Nettofallzahlen zu erreichen, wurde mit einer Riicklaufquote bzw. Response-
rate von mindestens 20 Prozent geplant. Flir das Panel zum §16e SGB Il fielen die Zugange in die
Maflinahme jedoch deutlich geringer als benétigt aus, so dass bereits vor Feldbeginn offensichtlich
war, dass eine Ricklaufquote (der Anteil der Falle fiir die ein Interview durchgefiihrt werden
konnte) von 20 Prozent hier nicht ausreichen wiirde. Zum Stichtag 13.12.2020 lag die Riicklauf-
quote der Treatmentfalle beim Panel zum §16e SGB Il bei ca. 24 Prozent, beim Panel zum §16i
SGB Il bei ca. 25 Prozent (siehe erste Spalte der Tabelle 17). Leider liegen die Riicklaufquoten fiir
die Kontrollfalle beider Mallnahmen mit 15 Prozent (§16e SGB Il) und 14 Prozent (§16i SGB Il) bis-
lang deutlich unter den geplanten 20 Prozent. Die Ursache hierfiir ist vor allem die schwierige Kon-
taktierbarkeit der Kontrollfélle beider MaRnahmen. Die Kontaktrate (der Anteil der Falle, die er-
folgreich kontaktiert werden konnten) der Kontrollfélle beim Panel zum §16e SGB Il betrdgt 42 Pro-
zent; beim Panel zum §16i SGB Il ist sie bei 39 Prozent (siehe dritte Spalte der Tabelle 17). Dies
bedeutet, dass rund 60 Prozent aller bisher kontaktierten Kontrollgruppenfalle nicht erreicht wer-
den konnten. Die Kooperationsrate (der Anteil der Falle, bei denen es nach einer erfolgreichen
Kontaktierung auch zu einem Interview kommt) liegt fiir die Treatmentfélle beim Panel zum §16e
SGB Il bei 49 Prozent, beim Panel zum §16i SGB |l betragt der Wert 53 Prozent (siehe zweite Spalte
der Tabelle 17). Dies zeigt, dass wenn Kontakt mit einen Treatmentfall hergestellt werden konnte,
es bei etwa jedem zweiten Fall auch zu einem erfolgreich durchgefiihrten Interview kommt. Fiir
die Kontrollgruppenfalle liegt die Kooperationsrate mit 36 Prozent (§16e SGB Il) bzw. 37 Prozent
(§16i SGB 1) hingegen deutlich unter jener ihrer zugehdrigen Treatmentgruppe. Dies entspricht ei-
ner Differenz von 13 (§16e SGB Il) bzw. 16 Prozentpunkten §16i SGB Il, was ebenfalls ihre geringe-
ren Riicklaufquoten erklart.
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Tabelle 17: Kennzahlen zur Ausschopfung der ersten Welle

Gruppe Riicklaufquote  Kooperationsrate Kontaktrate
§16e SGB Il Treatmentgruppe 23.52% 48.96 % 48.04 %
§16e SGB Il Kontrollgruppe 15.12% 36.12% 41.86 %
§16i SGB Il Treatmentgruppe 24.58 % 53.07 % 46.31 %
§16i SGB Il Kontrollgruppe 14.30 % 36.81% 38.85%
Gesamt 17.31% 41.09 % 42,14 %

Anmerkung: Stand: 13.12.2020
Quelle: Eigene Berechnungen

Panel- und Zuspielbereitschaft

Fir die Stabilitat eines Panels ist entscheidend, dass moglichst viele Teilnehmende tatsachlich
auch an den Folgewellen teilnehmen. Notwendig hierfiir ist zunachst die Einholung der Panelbe-
reitschaft fiir zukilinftige Erhebungswellen. Daher wurden verschiedene Mallnahmen im Studien-
design implementiert, um die Panelbereitschaft zu maximieren. Die Panelbereitschaft liegt nach
vorlaufigen Zahlen bei beiden Panels mit rund 95 Prozent erfreulich hoch.

Die Daten aus der Befragung diirfen nur dann mit den administrativen Daten der BA verkniipft wer-
den, wenn die Befragten dem zustimmen. Ohne eine solche Verkniipfung sind jedoch wichtige (Se-
lektivitats-)Analysen nicht moglich. Daher wurden verschiedene MalRnahmen im Studiendesign
implementiert, um die Zuspielbereitschaft zu maximieren. Diese Bemuhungen scheinen bislang
erfolgreich gewesen zu sein, so liegt die Zuspielbereitschaft aktuell beim Panel zum §16e SGB II
bei ca. 98 Prozent, beim Panel zum §16e SGB Il bei 100 Prozent, sodass kaum Fallzahlverluste fiir
die geplanten Analysen zu beklagen sind.

7.5 Zwischenfazit

Das Teilprojekt 3a geht der Forschungsfrage nach, ob und in welchem Ausmalf} die Maknahmen
nach §16e und §16i SGB Il die Beschaftigungsfahigkeit und die soziale Teilhabe der Geférderten
verbessern. Hierzu wurde fiir beide MalRnahmen je eine Panelerhebung konzipiert und aufgebaut.

Die Durchfiihrung der ersten Welle erfolgte in mehrfacher Hinsicht unter ungiinstigen Bedingun-
gen, die eine wiederholte Anpassung des Erhebungsdesigns und der Zeitplanung erforderlich ge-
macht haben und aktuell noch machen. Hierzu gehoéren erstens die vergleichsweise geringen Zu-
gange in die Forderung nach §16e SGB Il. Zweitens die Covid19-Pandemie, die eine kurzfristige An-
passung des Fragebogens sowie die Verschiebung des Feldstarts erforderte. Von der Pandemie be-
troffen war auch die Feldarbeit, da aufgrund von geringeren Interviewerkapazitaten das Feld deut-
lich langsamer bearbeitet werden konnte. Drittens hat auch die geringe Kontaktierbarkeit insbe-
sondere die der Kontrollpersonen, die bisherigen Erhebungsarbeiten in nicht unerheblichen Mafte
beeintrachtigt. So musste die Stichprobenziehung wahrend der laufenden Erhebung mit Hilfe ei-
nes sog. Rematchings angepasst werden, um die anvisierten Nettofallzahlen beider Kontrollgrup-
pen zumindest anndhrend noch erreichen zu kdnnen.

Insgesamt flihren diese Schwierigkeiten dazu, dass die Feldphase der ersten Welle voraussichtlich
erst Ende Marz 2021 abgeschlossen werden kann. Der Feldstart der zweiten Welle wiirde sich dann
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nahtlos anschlieRen. Trotzdem wird fiir moglichst viele Falle sichergestellt, dass zwischen den bei-
den Befragungszeitpunkten eines jeden Befragten hinreichend Zeit vergangen sein wird, um etwa-
ige Veranderungen der allgemeinen Lebenssituation der Befragten, ihrer Beschaftigungsfahigkeit
sowie ihrer sozialen Teilhabemoglichkeiten sinnvoll beobachten zu kdnnen. Neben der Datener-
hebung der ersten Welle gehoren zu den aktuellen Arbeitsschwerpunkten die Kontrolle des Feld-
geschehens (Monitoring verschiedenster Indikatoren und ggf. Einleiten von MaRnahmen), die Vor-
arbeiten zur Datenaufbereitung der ersten Welle, die Qualitatssicherung (z.B. Selektivitatsanaly-
sen, Erstellen von Gewichten), die Vorbereitung von ersten inhaltlichen Analysen sowie vor allem
die Entwicklung des Fragebogens fiir die 2021 anstehende zweite Welle. Die Verdffentlichung eines
ausflhrlichen Feldberichts zur ersten Welle ist geplant. Dieser wird u.a. das Erhebungsdesign und
die Felddurchfiihrung genauer dokumentieren sowie die Zusammensetzung der Nettostichprobe.

Wahrend bei der Fragebogenentwicklung der Fokus der ersten Welle auf der variations- und di-
mensionsreichen Messung des Konstrukts soziale Teilhabe liegt, wird in der zweiten Welle die Mes-
sung der Beschaftigungsfahigkeit durch die Erhebung weiterer Dimensionen angereichert. So wer-
den dazu Fragebogenmodule zu den Themenfeldern ,Weiterbildung®, ,Kompetenzen® und ,Ar-
beitsuche“ entwickelt. Trotz dieser Akzentverschiebung werden in der anstehenden Welle gleich-
wohl alle bereits erhobenen Indikatoren der sozialen Teilhabe und der Beschéftigungsfahigkeit
wiederholt erhoben, um Veranderungen Uber die Zeit beobachten zu kdnnen. Ein erster Pretest
der neu entwickelten Fragebogenmodule hat im September 2020 stattgefunden. Die Ergebnisse
werden seither ausgewertet und die Module entsprechend optimiert. Im Januar 2021 folgt dann
der (Ablauf-)Pretest des gesamten Fragebogens mit dem Erhebungsinstitut SOKO, sodass die
zweite Welle voraussichtlich Ende Mérz 2021 ins Feld gehen kann.

Der Feldstart der dritten Welle ist fiir Januar 2023 vorgesehen, sodass moglichst friih Daten fiir die
Analysen des Endberichts Ende 2023 vorliegen sollten. Auf diese Datenbasis lassen sich dann Ana-
lysen zu den mittelfristigen Effekten der Forderung nach §16i SGB Il sowie der Nachhaltigkeit der
Forderung nach §16e SGB Il stiitzen. In der ersten Jahreshalfte 2025 folgt schlief3lich noch eine
vierte und letzte Erhebungswelle beim Panel zum §16i SGB II. Auf deren Grundlage wird die Nach-
haltigkeit der beabsichtigten Fordereffekte nach dem Ende der MaRnahme nach §16i SGB Il ge-
messen. Da diese Ergebnisse erst nach Abgabe des Abschlussberichts der Evaluation vorliegen
werden, werden sie in separater Form veroffentlicht.

8 Biografische Fallstudien

Die biografischen Fallstudien ergédnzen die standardisierte Erhebung des Moduls 3a um eine qua-
litative Befragung ausgewahlter Geforderter der Mallnahmen nach §16e und §16i SGB I1.%° Zentra-
les Erkenntnisinteresse der qualitativen Erhebung ist es dabei, relevante Faktoren und ,Mechanis-
men‘ fiir die Umsetzung und den Erfolg der beiden MalRnahmen aus den komplexen Handlungs-
mustern und biografischen Prozessen von Teilnehmenden und geeigneten Vergleichsfallen induk-
tiv zu ermitteln. Im Fokus stehen dabei die Art, der Umfang und die Entwicklung von personlichen,
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Ressourcen der geférdert Beschaftigten. Hierzu gehoren

30 Das Berichtskapitel wurde von Markus Promberger (IAB) und Miriam Raab (IAB) verfasst.
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unter anderem die Gesundheit und psychische Stabilitat der Geforderten, ihre Einkiinfte, Giiter
und Wirtschaftspraktiken im Haushalt sowie ihre Familienbeziehungen, weiteren Netzwerke, Wis-
sen, Fahigkeiten, kulturelle Praktiken und Werte. Betrachtet wird dabei zum einen die Entwicklung
der Ressourcen (Verlust, Aufbau) in der vorgangigen Erwerbsbiografie und wahrend der geforder-
ten Beschaftigung, gewissermalien als sich entwickelnde Teilhabechancen. Zum anderen wird die
biografische Mobilisierung, Umsetzung und Aneignung dieser Ressourcen im Sinne einer verbes-
serten Teilhabewahrnehmung beleuchtet (vgl. Promberger 2017; Ramos Lobato 2017, S. 122ff).
Auch wenn die beiden Malinahmen unterschiedliche Zugangsvoraussetzungen und Zielsetzungen
haben, wird bei der vorliegenden Erhebung derselbe Ansatz verfolgt. Eine gesteigerte soziale Teil-
habe (§16i) und die Integration in den Arbeitsmarkt (§16e) werden dabei nicht als fiir sich stehende
Entwicklungen, sondern als stark verwoben und sich gegenseitig bedingend betrachtet. Zudem
haben die Erhebungen in Modul 1a gezeigt, dass manche Jobcenter sehr dhnlich an die beiden
MaRnahmen herangehen (vgl. Kapitel 3).

Um dieses Erkenntnisinteresse einzuldsen, stehen die Biografien der geférdert Beschaftigten im
Fokus von Erhebung und Analyse. Der zugrundeliegenden theoretischen Perspektive zufolge wer-
den Biografien dabei als Entwicklungs- und Aneignungsprozesse von Ressourcen auf dem Weg zu
einer verbesserten Teilhabe verstanden. Ziel der Analyse ist es, eine Typologie der biografischen
Entwicklung von Teilhabechancen und -wahrnehmung zu ermitteln, welche die quantitative Clus-
teranalyse erganzt (vgl. Kapitel 8). Im Rahmen der Evaluation der Férderung nach §16e und §16i
SGB Il kommt den biografischen Fallstudien eine fiir biografische und prozessuale Wirkzusammen-
hange sensibilisierende sowie theoriegenerierend-explorative Funktion zu.

Dazu stiitzen sich die biografischen Fallstudien auf narrative, lebens- bzw. erwerbsgeschichtliche
Interviews (vgl. Schiitze 2016). Konkret ist vorgesehen, insgesamt etwa 30 gefordert Beschaftigte
einmal intensiv zu befragen. Fiir die Fallauswahl werden - im Sinne eines mixed-methods-Ansat-
zes - die Ergebnisse der im Rahmen von Modul 1b durchgefiihrten Clusteranalyse (vgl. Nivorozh-
kin/Promberger 2020) genutzt. Diese Clusteranalysen haben, getrennt fiir die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer an den MaBnahmen nach §16e und §16i SGB Il, die jeweilige Teilnehmendenpo-
pulation nach Ahnlichkeit und Unterschiedlichkeit in soziodemografischen und erwerbsbiografi-
schen Merkmalen gruppiert. Hierbei ergaben sich 5 Cluster (Typen) fir die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an MaRnahmen nach §16e SGB Il und 7 Cluster (Typen) fiir die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer an MaRnahmen an §16i SGB Il. Ein frappierendes Ergebnis dieser Analyse war die
groRe soziodemografische Ahnlichkeit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer beider MaRnahmen
in den beobachteten Merkmalen, sowohlin den jeweiligen Aggregaten als auch in den Typen. Klei-
ner als erwartet, jedoch messbar, waren die Unterschiede in den Erwerbsbiografien der beiden
Teilnahmepopulationen - im Schnitt hohere Arbeitsmarktferne und etwas hoheres Alter, gemal}
den unterschiedlichen Anforderungen der beiden Programme. Die Ergebnisse bieten starken
Grund fiir die Annahme, dass unbeobachtete Faktoren wie Gesundheit und Motivation einen zu-
satzlichen Einfluss auf die Zuweisung von Teilnehmerinnen und Teilnehmern in die Malnahmen
nach §16e und §16i SGB Il ausuiben.

Die zu interviewenden Falle sollten entweder direkt aus den prozessdatenbasierten Clustern, oder
unter Nutzung der entsprechenden Clusterprofile mittels alternativer Zugangswege ausgewahlt
werden. Bei der Fallauswahl aus den Prozessdaten wurde zunachst ein stark tiberhohtes Aus-
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gangssample im Umfang von 20 Fallen aus jedem quantitativen Cluster zusammengestellt, insge-
samt also 240 Personen, davon 100 aus den Teilnehmenden an §16e SGB Il und 140 aus den Teil-
nehmenden an §16i SGB II. In einem telefonischen Erstkontakt (Kurzinterview mit Screening) wer-
den ungeeignete Falle (z.B. nicht mehr im Erwerbsalter, Fehlinformation liber Programmteil-
nahme) oder nicht erreichbare Falle identifiziert, ggf. ausgeschlossen oder einer Vergleichsgruppe
zugeordnet (z.B. Programmabbrecherinnen und -abrecher, Personen, deren Maltnahme nach Zu-
weisung nicht zustande kam, regulare Programmabgéangerinnen und -abgénger). Von den verblei-
benden Fallen werden nach Kontrastgesichtspunkten 30 ausgewahlt und befragt. Neben den In-
terviews mit den gefordert Beschaftigten werden dabei zu Vergleichszwecken zudem die Biogra-
fien von Personen herangezogenen, welche die MaRnahme abgebrochen haben.

8.1 Methodische und empirische Umsetzung

Aufgrund der Mobilitats- und Kontaktbeschrankungen im Zuge der Covid19-Pandemie kam es zu
Verzégerungen beim Feldstart des Projektes, der urspriinglich fiir Marz 2020 geplant war. Nun wer-
den seit August 2020 erste Interviews mit Geforderten gefiihrt. Bisher wurden zehn Interviews, fiinf
mit Geférderten nach §16i SGB Il und fiinf mit Geforderten nach §16e SGB Il realisiert (Stand:
4,11.2020). Diese wurden zum Teil auf Basis der in Modul 1b entwickelten sieben Cluster von Teil-
nehmenden an §16i SGB Il und fiinf Cluster von Teilnehmenden an §16e SGB Il (vgl. Nivorozh-
kin/Promberger 2020 sowie Kapitel 4) aus den um IEB-Informationen erganzten MaRnahmeteil-
nehmerdaten ausgewahlt, anschlieflend schriftlich und dann telefonisch kontaktiert. Auf das an
240 Geforderte (je 20 pro Cluster) gesendete postalische Anschreiben erklarte lediglich ein Gefor-
derter proaktiv seine Teilnahmebereitschaft und wurde interviewt, zwei lehnten die Studienteil-
nahme ab. Fiinf Anschreiben kamen zuriick, da die Adressaten verzogen waren. In einem Fall liegt
keine Telefonnummer vor. In der ndachsten Phase der Kontaktaufnahme wurden bisher 44 der Ge-
forderten telefonisch kontaktiert. In flinf Fallen war die Telefonnummer nicht (mehr) vergeben o-
der wurde falsch in den Daten hinterlegt. 23 Personen waren wiederholt nicht erreichbar, neun
lehnten die Teilnahme ab, mit vier davon konnten beim ersten telefonischen Kontakt ein Kurzin-
terview geflihrt werden. Zwei Personen nahmen auch in der Vergangenheit an keiner der beiden
Maflnahmen teil (ein Kontaktierter war bereits in Rente, der andere nahm aktuell an keiner Maf3-
nahme teil) und waren auch nicht an einem Interview interessiert. Zwei Geforderte erklarten sich
zundchst zu Interviews bereit, waren dann jedoch nicht mehr erreichbar (Interviewausfalle). Vier
Interviews mit Geforderten konnten bisher auf diesen Weg realisiert werden.

Bei der Untersuchung von vulnerablen oder sozial abweichenden Gruppen geht man davon aus,
dass die Teilnahmebereitschaft dort am hochsten ist, wo einigermaRen stabile Lebensverhaltnisse
und ein gewisses MaR an sozialem Inklusionsempfinden vorliegen. Insofern stellen qualitative Be-
fragungen wie auch standardisierte Surveys in der Regel eine Positivauswahl aus der méglichen
Population dar. In qualitativen Ansatzen wird deshalb versucht, durch eine Variation der Zugangs-
wege, insbesondere durch die Einbeziehung ,problemorientierter’ Feldzugange diesen Bias zu ver-
ringern. Eine mogliche, seit langer Zeit methodisch etablierte Chance hierzu besteht in der Gewin-
nungvon Expertinnen und Experten oder anderen Schliisselpersonen mit unmittelbarem Feldkon-
takt, die den Forscherinnen und Forschern bei der Auswahl und Kontaktierung von Fallen behilf-
lich sind (vgl. Park/Burgess 1925). Im vorliegenden Design konnen dies die Fallmanager und per-
sonlichen Ansprechpartnerinnen bzw. -partner in den Jobcentern sein. Deshalb wurde neben der
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schriftlichen und zeitlich aufwendigen direkten telefonischen Kontaktaufnahme mit Geférderten,
die auf Basis der Prozessdaten aus den Clustern des Moduls 1b ermittelt wurden, ein zusatzlicher
Feldzugang gewahlt. Dabei werden zunachst Jobcenter kontaktiert, um liber die Integrationsfach-
krafte bzw. Jobcoaches an die Geforderten heranzutreten. Ziel ist es, schwer zugangliche Gruppen,
wie etwa altere alleinstehende Manner, die oft keine Anrufe entgegennehmen, auf anderem Wege
zu erreichen. Einzelne Geforderte hatten bei der prozessdatenbasierten telefonischen Kontaktauf-
nahme angemerkt, dass sie in regem Austausch mit den ihnen vertrauten Ansprechpartnerinnen
bzw. -partnern im Jobcenter stiinden, jedoch ungerne mit Fremden uber ihre Situation sprechen
wollten. Uber die Einbindung der Jobcenter und die Teilnahmeermutigung durch die Ansprech-
partnerinnen bzw. -partner kdnnen somit auch zunachst studienskeptische, jedoch im Jobcenter
kooperative Geforderte als Interviewpartnerinnen und -partner gewonnen werden. Das Risiko bei
solchen, auf Feldexpertinnen und -experten gestiitzten Auswahlverfahren, liegt wiederum darin,
dass deren eigene Perspektive auf die von ihnen betreuten Personen die Auswahl beeinflusst.
Doch auch dieser Bias kann durch Kontrastverfahren verringert werden und wurde bisher nicht
bestatigt. Ein weiterer, erganzender Schritt in diesem Zusammenhang ist die gezielte Ansprache
von MaRnahmeabbrecherinnen und -abbrechern. Uber die Jobcenter konnten bisher sechs Inter-
views mit Geforderten realisiert werden. Unter den Interviewten befinden sich auch zwei Gefér-
derte, die die Mallnahme abgebrochen haben.

Ebenfalls pandemiebedingt kdnnen derzeit nicht alle Interviews wie geplant Face-to-Face durch-
gefiihrt werden. Alternativ werden den potentiellen Interviewpartnerinnen und -partnern auch te-
lefonische oder videotelefonische Interviews angeboten. Persdnliche Interviews wurden bislang
in Parks oder auf Caféterrassen unter Einhaltung der jeweils giiltigen Abstands- und Hygienericht-
linien durchgefiihrt. Auf Wunsch einzelner Interviewpartnerinnen bzw. -partner sowie wetterbe-
dingt werden die Interviews mittlerweile zunehmend telefonisch gefiihrt. Flir Videointerviews fehlt
den Befragten nach eigenen Angaben meist die erforderliche technische Ausstattung.

Die methodische Alternative telefonischer Interviews zum personlichen Face-to-Face-Interview ist
notwendig, um eine weitere Verzogerung der Feldphase zu vermeiden, unter methodischen Ge-
sichtspunkten jedoch nicht unkritisch. Fiir die Durchfiihrung biografischer Interviews, insbeson-
dere mit Zugehorigen vulnerabler Personengruppen, ist es unerldsslich, tiefes Vertrauen zwischen
Interviewendem und Befragtem aufzubauen und eine moglichst nattirliche Interviewatmosphare
zu schaffen, was sich bei Telefoninterviews deutlich schwieriger gestaltet. Zusatzlich gehen bei te-
lefonischen Interviews visuelle Zusatzinformationen, wie das Auftreten und die Kleidung der Inter-
viewten, aber auch parasprachliche AuRerungen (Gestik, Mimik) verloren, die bei der Gesamtwahr-
nehmung (Fallgestalt) eine wichtige Rolle spielen.

Die ersten, bisher gefiihrten Interviews zeigen klar, dass zur Erfssung der Teilhabeentwicklungim
weiteren Malinahmenverlauf ein Folgeinterview nach der bisher in allen Fallen ausstehenden Ar-
beitsvertragsverlangerung erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund wird nun ein veréanderter An-
satz angestrebt: Anstatt die Geférderten nur einmalig intensiv zu befragen, wird in etwa sechsmo-
natigem Abstand auf das initiale Interview ein kiirzeres Folgeinterview gefiihrt. Dieses kann, ein
gelungenes erstmaliges personliches Interview vorausgesetzt, telefonisch gefiihrt werden oder
nach erstmaliger telefonischer Befragung gegebenenfalls im Friithjahr oder Sommer 2021 Face-to-
Face stattfinden. Durch diese flexibilisierte Methodengestaltung besteht die Moglichkeit, einen
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ganzheitlicheren Eindruck des Falles zu erreichen, den mit einmaligen Interviews verbundenen si-
tuativen Bias zu verringern und den Prozesscharakter der Teilhabeentwicklung durch die Beglei-
tung eines langeren Zeitraums verstarkt zu dokumentieren.

8.2  Erste Feldeindrucke

Auch wenn sich die direkte Gewinnung von Interviewpartnerinnen und -partnern bisher miihsam
gestaltete und eine Erweiterung der Samplingstrategie erforderte, wurden die ersten Interviews
nun gefiihrt und erweisen sich als sehr ergiebig. Den Clustern entsprechend zeichnete sich ein
recht heterogenes Bild mit unterschiedlichen (Erwerbs-)Biografien und Beschaftigungsverhaltnis-
sen ab. Drei falllibergreifende Tendenzen zeigen sich bei einer ersten Durchsicht der bisherigen
Interviews:

e Einige Interviewte suchten und fanden ihre Beschaftigung selbst und wendeten sich damit ans
Jobcenter. Die Aufnahme der Arbeitsstelle in die Forderung durch das Jobcenter erfolgte dann
im Anschluss an die erfolgreiche Eigensuche der Betroffenen.

e Die Biografien vieler Interviewter weisen starke Briiche auf, die weit tiefer reichen als Jobver-
lust und Arbeitslosigkeit. Dazu gehoren personliche Verluste, schwierige Kindheiten, schwere
Erkrankungen, Traumata.

e Die personliche Einstellung der Interviewten zur Erwerbstétigkeit scheint einen grofRen Ein-
fluss auf eine veranderte oder gleichbleibende Teilhabewahrnehmung auszuliben. Dies ist
nicht in einer hoheren oder geringeren ,Erwerbsnahe‘ oder in Fragen von Lohnreservation o-
der Zumutbarkeiten aufzuldsen, sondern weit komplexer und an beruflich-biografische Iden-
titaten und gesellschaftliche Wertvorstellungen gebunden.

Um die unterschiedlichen Falle zu veranschaulichen, werden drei Geforderte exemplarisch in kur-
zen Fallbiografien vorgestellt:

Fallbiografie 1

Herr Janssen®! ist Ende Fiinfzig, hager, tragt einfache Kleidung und wird in seinem Wohnort von
fast jedem gegriiBt. Er wurde in einem Beneluxland nahe der deutschen Grenze geboren und
spricht mit leichtem Akzent. Nachdem er die Schule und eine Ausbildung in einem Chemiekonzern
absolviert hatte, arbeitete er dort mehrere Jahre. Durch seine Firma wurde er vor mehr als 20 Jah-
ren in eine nahegelegene Kleinstadt in Deutschland versetzt, wo er seither lebt. Das Werk wurde
2008 groRtenteils geschlossen. Daraufhin pendelte er einige Kilometer mit dem Auto zu einem an-
deren Betrieb des gleichen Unternehmens. Als auch dieser 2011 schloss, fand er Arbeit in einer Lo-
gistikfirma in einer 100 km entfernten GrofRstadt, bis auch dieser Betrieb ,,die Lohnkosten wegra-
tionalisierte“. Da er nicht aus seiner Heimat wegziehen wollte, wechselte er nacheinander zu ver-
schiedenen Zeitarbeitsfirmen und lebte folglich mit geringer Planungssicherheit und ohne die
Moglichkeit, etwas zurlickzulegen. Seit dieser Zeit bezog Herr Janssen zwischenzeitlich auch im-
mer wieder Sozialleistungen, da er nicht mehr jede, aus seiner Sicht schlecht bezahlte, Arbeit an-
nehmen wollte. Fiir eine Umschulung fiihlte er sich zu alt. Als parallel die Beziehung zu seiner da-
maligen Lebensgefahrtin zu Ende ging, da auch sie den Ort verliel3, musste er die gemeinsame
Wohnung aufgeben und seinen Haushalt extrem verkleinern. Seither lebt er in einem ausgebauten

31 Alle Namen wurden gedndert
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Dachboden auf 36m? mit seinem Kater und seinem groRen Hobby, dem Modellbau. Seinem Hobby
geht er seit vielen Jahren auch ehrenamtlich im stadtischen Museum nach. Seine jetzige Beschaf-
tigung ergab sich gewissermalRen wahrend einer Museumsbesichtigung im Rahmen einer Job-
malnahme. Der ihm bekannte Museumsleiter bot ihm eine Stelle an, die dadurch, dass Herr Jans-
sen die Voraussetzungen fiir die MaRnahmenteilnahme nach §16i SGB Il erfiillte, auch finanziert
werden kann. Neben Hausmeistertatigkeiten gibt Herr Janssen nun Flihrungen, restauriert Aus-
stellungsstiicke und steht im Kontakt mit anderen Museen in der Umgebung. Er bliiht in seiner
Arbeit auf und meint, es gabe auch in den nachsten Jahren noch genug zu tun. Wie die Stelle ohne
Forderung des Jobcenters weiterfinanziert werden soll, ist jedoch noch unklar. Herr Janssen hat
trotzdem vor, in eine groRere Wohnung umzuziehen und freut sich darauf, nach elf Jahren zum
ersten Mal wieder einen Urlaub zu planen und sich wieder ein paar Dinge zu gonnen: ,Mal wieder
Schuhe und andere Kleider zu kaufen als von KiK oder C&A!“

Fallbiografie 2

Herr Schneider ist Anfang Dreiig, hat eine schnelle Auffassungsgabe und wirkt reflektiert. Er istin
schwierigen Verhaltnissen in der Stadt aufgewachsen, in der er noch heute lebt. Beide Eltern waren
arbeitslos. Nachdem sein Vater ins Gefangnis kam, trennten seine Eltern sich. In der Schule fiihlte
er sich nie verstanden und hatte Probleme mit Autoritdtspersonen. Nach dem Hauptschulab-
schluss brach er die Berufsschule ab. Danach ,,baute er viel ScheifRe®, trank zu viel Alkohol, was zu
Korperverletzungen, Raub und schliefilich einer Bewahrungsstrafe fiihrte. In dieser Zeit lebte er
hauptsachlich von Arbeitslosengeld Il und hielt sich mit Gelegenheitsjobs im Baugewerbe tber
Wasser, bei denen er allerdings nie lange durchhielt, da er nach eigenen Angaben schwierig sei und
aufgrund seiner Autoritdtsprobleme immer Diskussionen mit seinen Vorgesetzten anfing. Auch die
Vermittlungsansatze im Jobcenter scheiterten daran. Erst als Herr Schneider mit Mitte Zwanzig
seine jetzige Freundin kennen lernte, die ein Kleinkind mit in die Beziehung brachte, beschloss er
sein Leben zu dndern. Nachdem ein gemeinsames Kind auf die Welt kam, fing er, vermittelt Giber
das Jobcenter, eine Ausbildung zum KFZ-Mechatroniker an und kam Uber ein Praktikum und an-
schlieRenden Minijob in eine Werkstatt. Aus der Ausbildung wurde jedoch nichts, da der Meister
den Betrieb verlieR und der Betrieb dadurch die Ausbildungsberechtigung verlor. Die Bewerbungs-
frist fiir eine Uiberbetriebliche Ausbildung war bereits verstrichen, deshalb fing Herr Schneider wie-
der an zu jobben. Auch diese Beschaftigungen waren aufgrund seines konfliktfreudigen Tempera-
ments nur von kurzer Dauer. Seinen jetzigen Chef, einen Bauunternehmer, lernte er {iber einen
gemeinsamen Freund kennen. Als er dem Jobcenter von der Stelle als Bauhelfer berichtete, wurde
die Forderung (iber §16e SGB Il vorgeschlagen. Bevor das Jobcenter einwilligte, sich an der Finan-
zierung des flr den Job wichtigen Fiihrerscheins zu beteiligen, musste Herr Schneider zunachst
ein Praktikum im Betrieb absolvieren. ,lch musste beweisen, dass ich es diesmal auch ernst
meine.“ Seit Herbst 2019 arbeitet er im Betrieb. Die Arbeit macht ihm SpaR und er versteht sich gut
mit den Kollegen, auch wenn es manchmal zu kleinen Konflikten kommt. Mit seinem Chef ist er
auch privat befreundet. Dieser zeigt viel Verstandnis fiir Herr Schneiders Eigenheiten und hat ihm
bereits angekiindigt, ihn nach der MaRnahme zu (ibernehmen. Herr Schneider beschreibt seine
Entwicklung ,,wie vom Bettler zum Konig“. Die Beschaftigung bietet ihm und seiner Familie mate-
rielle Sicherheit und er flihlt sich zum ersten Mal ausgeglichen und ruhig. Fiir die Zukunft wiinscht
ersich, dass seine Kinder seine Biografie nicht wiederholen, sondern ihren Abschluss und eine Aus-
bildung absolvieren. Er spart bereits fiir ihre Flihrerscheine.
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Fallbiografie 3

Frau Vogel, Mitte DreiRig, ist sehr aufgeschlossen und spricht mit vielen Emotionen in der Stimme.
Nach der Trennung ihrer Eltern wuchs sie bei den Grofdeltern auf, da ihre Mutter in Vollzeit arbei-
tete. Sie machte ihren Hauptschulabschluss und holte auf der Berufsschule die mittlere Reife nach,
da sie keinen Ausbildungsplatz fand. Im Abschlussjahr, mit 17, wurde sie schwanger, schloss die
mittlere Reife ab, widmete sich dann der Kindererziehung und lebte fortan ,,vom Amt“, da sie sonst
keine Unterstiitzung hatte. Sie wohnte jedoch weiterhin bei den Grofieltern. Nur knapp ein Jahr
nach ihrem ersten Kind, kam ihr zweites Kind auf die Welt. Im Jahr 2008 zog sie in eine eigene Woh-
nung. Sie hatte die Option, in einer weiter entfernten Stadt eine Schreinerlehre zu beginnen. Dies
konnte sie jedoch nicht realisieren, da sie kein eigenes Auto besal’ und die Arbeits- und Pendelzei-
ten mit 6ffentliche Verkehrsmitteln nicht mit der Kinderbetreuung vereinbar waren. Der Tod ihres
Groldvaters, der fiir sie wie ein Vater war, warf Frau Vogel aus der Bahn und beendete zunachst
weitere Jobaspirationen. Kurz darauf lernte sie ihren damaligen Lebensgefahrten kennen und
wurde bald wieder schwanger. Wenig spater wurde das mittlere Kind verhaltensauffallig. Es folg-
ten Therapien und Klinikaufenthalte, liber die sie nicht gerne spricht. Zu dieser Zeit wurde ihr
ubers Jobcenter eine Ausbildung in Krankenkassenbereich angeboten, die sie jedoch bald wieder
abbrach, da ihr Partner mit dem Haushalt ohne sie vollig tiberfordert war. Im Jahr 2016 begann sie
eine Ausbildung zur Sachbearbeiterin im Speditionsbereich liber eine Fernschule, da sie gesund-
heitlich eingeschrankt ist und wegen Problemen mit der Wirbelsadule nicht lange stehen kann. Dass
sie die Ausbildung von zu Hause aus absolvierte, gestaltete sich als schwierig, da ihr Partner ar-
beitslos war, depressiv wurde und sie mit der Kindererziehung und Haushaltsfiihrung komplett
alleine dastand. Nach der Trennung im Jahr 2018 beendete Frau Vogel diese Ausbildung erfolg-
reich und machte sich auf die Arbeitssuche. Sie war auf verschiedenen Jobportalen angemeldet
und wurde automatisch auf relevante Ausschreibungen aufmerksam gemacht. Sie begann in einer
Spedition als Telefonistin in Teilzeit zu arbeiten. Der Arbeitgeber bot ihr nach kurzer Zeit eine be-
triebliche Ausbildung, die ihre Ausbildung erganzen sollte, in Vollzeit an, was sie jedoch wieder
nicht mit der Kinderbetreuung vereinbaren konnte. Daraufhin wurde ihr gekiindigt. Kurz danach
wurde ihr vom Jobcenter die Teilnahme an der MalRnahme nach §16i SGB Il angeboten und sie
begann bei einem Kosmetikstudio in Teilzeit zu arbeiten. Zu ihren vertraglich vereinbarten Aufga-
ben in der Buchhaltung und einer Schulung zur Kosmetikhelferin kam sie jedoch nie, weil sie von
der Chefin nur zur Kinderbetreuung und zum Putzen eingesetzt wurde. Da die Chefin ihre Ein-
wande ignorierte und sie durch die korperlichen Tatigkeiten Riickenprobleme bekam und krank-
geschrieben wurde, kiindigte Frau Vogel nach Absprache mit ihrem Jobcoach und dem Jobcenter
nach drei Monaten. lhren letzten Lohn bekam sie erst nach Androhung rechtlicher Schritte ausbe-
zahlt. Nachdem sie sich gesundheitlich wieder erholt hatte, begann sie, sich parallel zum
coronabedingten Lockdown, erneut zu bewerben. Mittlerweile wohnt nur noch ihr altestes Kind
bei ihr. Das mittlere Kind lebt in einer Pflegefamilie, das jlingste beim Vater. Seit Sommer 2020 ist
Frau Vogel liber eine Zeitarbeitsfirma im Kundendienst eines Betriebs im Energiebereich beschéf-
tigt. Sie arbeitet von zu Hause aus, ist sehr zufrieden mit ihrer Arbeit und fiihlt sich nicht mehr so
Lunnutz“. Auch wenn sie nicht sehr viel verdient, ist sie froh, endlich auf eigenen Beinen zu stehen
und ihren Kindern ein Vorbild zu sein. ,,Hauptsache weg von Hartz IV¥, sagt sie. Sie musste sich
jedoch erst an die Schichtarbeit gewdhnen und ihren Haushalt dementsprechend umorganisieren.
Da ihr altestes Kind bereits 17 Jahre alt ist und fast den ganzen Tag im Gymnasium verbringt,
klappt dies gut. Fiir ihre Zukunft wiinscht sich Frau Vogel, dass sie ihre Stelle behalt, sich beweisen
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kann und vom Betrieb tibernommen wird. Auflerdem mochte sie mit ihrem neuen Partner zusam-
menziehen.

8.3 Zwischenfazit

Die Feldphase im Modul 3b konnte pandemiebedingt erst verspatet im Sommer 2020 starten. Bis-
her konnten zehn Interviews mit Geférderten realisiert werden. Die ersten Interviews wurden Face-
to-Face im Freien und unter Einhaltung der aktuellen Hygiene- und Abstandsregeln sowie telefo-
nisch gefiihrt. Die Geférderten sollen in etwa sechsmonatigem Abstand auf das initiale Interview
erneut befragt werden. Dadurch besteht die Moglichkeit, den Gesamteindruck der Befragten nach
telefonischen Interviews zu vervollstandigen und einen moglichen situativen Bias durch die Be-
gleitung der Befragten Uber einen langeren Zeitraum zu verringern. Zusatzlich zur telefonischen
Kontaktaufnahme mit Geforderten, die aus den Clustern des Moduls 1b ermittelt wurden, werden
Jobcenter kontaktiert, um lber die Integrationsfachkrafte bzw. Jobcoaches an die Geforderten
heranzutreten. Auf diesem Weg wurden nun auch schwer zugangliche Personengruppen und Maf3-
nahmenabbrecherinnen und -abbrecher erreicht.

Insgesamt sollen ca. 30 Geforderte interviewt werden. Bis Frithjahr 2021 sollen in einer ersten Tran-
che mindestens 15 Erstinterviews, jeweils mindestens ein Interview entsprechend der sieben Clus-
ter von Teilnehmenden an §16i SGB Il und der fiinf Cluster von Teilnehmenden an §16e SGB Il aus
Modul 1b, gefiihrt werden. Nach der Auswertung der ersten Falle werden weitere, moglicherweise
abweichende Falle innerhalb und aufierhalb der Cluster ausgewahlt und kontaktiert bis eine ,the-
oretische Sattigung’ (die Hinzuziehung weiterer Falle ergibt keine weitere Variation) eintritt. Ziel
dieser Samplingstrategie ist es, moglichst viele der in der Gesamtheit vorkommenden, fiir die Fra-
gestellung relevanten Merkmalskonstellationen abzubilden. Es wird angestrebt, im Friihjahr und
Sommer 2021 Folgeinterviews mit den Geforderten zu flihren, die nach Mdglichkeit Face-to-Face
stattfinden werden. Dadurch kénnen die bei telefonischen Erstinterviews fehlenden visuellen In-
formationen erganzt und Themen vertieft werden. Sowohl die Erhebung der Folgeinterviews der
2020 kontaktierten Geforderten, als auch die zweite Tranche der Erstinterviews (nach Moglichkeit
im Face-to-Face-Modus) sollen bis Herbst 2021 abgeschlossen sein, sofern dies mit dem Pande-
miegeschehen vereinbar ist.

9 Selektivitatsanalyse der Forderfalle nach
§16i und §16e SGB |

Eine maRgebliche Voraussetzung fiir den Erfolg arbeitsmarktpolitischer Instrumente ist es, dass
ausschlieBlich die anvisierte Zielgruppe gefordert wird.3? Gelingt dies nicht, drohen unerwiinschte
Nebenwirkungen, welche die Erreichung des eigentlich anvisierten Forderziels erheblich beein-
trachtigen konnen. Wenn anstelle der Zielgruppen Personen teilnehmen, die auch ohne die Forde-
rung vergleichsweise gute Erwerbs- und Teilhabechancen gehabt hatten, wird die Forderung nicht

32 Das Kapitel wurde von Cordula Zabel und Joachim Wolff (beide IAB) verfasst.
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im beabsichtigtem Ausmalfd zur Verbesserung dieser Chancen beitragen (Creaming-Effekt). Dar-
uber hinaus kann es dazu kommen, dass Personen, die ohne die Forderung gute Erwerbschancen
gehabt hatten, durch die Teilnahme daran gehindert werden, eine ungeforderte Beschaftigung
aufzunehmen (Lock-In Effekt). Aus diesem Grund bilden Selektivitdtsanalysen einen zentralen
Baustein der Evaluation von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten.

Im Rahmen der Evaluationsforschung zum Beschaftigungszuschuss, einem wichtigen Vorganger-
programm zu den Férderungen nach §16e und §16e SGB I, hatte sich gezeigt, dass die Geforderten
im Durchschnitt Giber mehr Erwerbserfahrung im letzten Jahr und in den letzten fiinf Jahren ver-
flgten als nicht geforderte Vergleichspersonen, und somit die Zielgruppe der sehr arbeitsmarkt-
fernen Leistungsberechtigten nicht optimal erreicht wurde (ISG/IAB/RWI2011). Auch wurden deut-
liche Lock-In Effekte nachgewiesen, im Sinne einer geringeren Wahrscheinlichkeit der Teilneh-
menden als nicht-Teilnehmenden, ungefordert beschaftigt zu sein.

Da wenig Erwerbserfahrung, ein hoheres Alter, sowie langfristiger ALG-1-Bezug zentrale Faktoren
sind, die fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit geringen Erwerbschancen verbunden sind,
empfehlen Lietzmann et al. (2018), diese Kriterien bei der Bestimmung einer Zielgruppe fiir Férde-
rungen im Rahmen eines Sozialen Arbeitsmarkts zu beriicksichtigen. Wenn gezielt Personen mit
diesen Merkmalen gefordert werden, miissten sich Lock-In und Creaming-Effekte vermeiden las-
sen.

Die gesetzlichen Forderkriterien fiir Férderungen nach §16e SGB Il sehen vor, dass Personen mit
mindestens zweijahriger Arbeitslosigkeitsdauer gefordert werden. Fiir Forderungen nach §16i
SGB Il sehen die gesetzlichen Kriterien eine Zielgruppe vor, die durch lange Grundsicherungsbe-
zugsdauern gekennzeichnet ist, in der Regel mindestens sechs Jahre innerhalb der letzten sieben
Jahre. Entsprechend untersucht dieses Kapitel fiir die Férderung nach Paragraph 16e und 16i
SGB Il anhand administrativer Langsschnittdaten der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit zu-
nachst auf deskriptiver Ebene, inwiefern die geforderten Personen die gesetzlichen Forderkrite-
rien erfiillen. In einem zweiten Schritt wird anschliefend der Einfluss des Alters, des Geschlechts,
der Qualifikation, des Haushaltstyps sowie des Vorliegens einer Schwerbehinderung auf die For-
derwahrscheinlichkeit betrachtet. Mit Hilfe dieser Analysen lasst sich zum einen kldren, inwiefern
unterschiedliche Férderwahrscheinlichkeiten beispielsweise zwischen Personen unterschiedli-
chen Alters oder mit unterschiedlichem Qualifikationsniveau, sich darauf zurlickfiihren lassen,
dass sie zu unterschiedlichen Anteilen die Zugangskriterien fiir die Forderungen erfiillen. Zum an-
deren lasst sich feststellen, ob mithilfe der Leistungsbezugsdauer als dem mafigeblichen Teilnah-
mekriterium tatsachlich jene Leistungsberechtigten fiir eine Férderung nach §16i SGB Il erreicht
werden, die auch durch weitere Vermittlungshemmnisse gekennzeichnet sind.

Die hier vorgestellten Analysen stiitzen sich auf eine Stichprobe von Personen, die in den Monaten
April bis Juli 2019 in eine Forderung nach Paragraph 16e oder 16i SGB Il zugegangen sind und am
31. Méarz 2019 erwerbsfahige Leistungsberechtigte waren. Als Vergleichsgruppe dient eine 50-pro-
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zentige Zufallsstichprobe aller Personen, die am 31. Marz 2019 erwerbsfahige Leistungsberech-
tigte waren und in den Monaten April bis August 2019 nicht in eine Forderung nach Paragraph 16e
oder 16i SGB Il zugegangen sind.33

Der nadchste Abschnitt dieses Kapitels untersucht, inwiefern die gesetzlichen Zugangskriterien fiir
Forderungen nach §16e SGB Il erfiillt werden. Darauf folgt ein Vergleich der §16e-Teilnehmenden
und nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten auf deskriptiver Ebene, und schlielRlich die Dis-
kussion der Ergebnisse multivariater Probitmodelle zur Teilnahmewahrscheinlichkeit an Forde-
rungen nach §16e SGB II. Im Anschluss wird fiir Forderungen nach §16i SGB Il ebenfalls zunachst
untersucht, inwiefern die gesetzlichen Férderkriterien eingehalten werden, gefolgt von einem de-
skriptiven Vergleich der Merkmale der Teilnehmenden und nicht-Teilnehmenden Leistungsbe-
rechtigten sowie einer Analyse der Bestimmungsfaktoren der Teilnahmewahrscheinlichkeit an-
hand von Probitmodellen. Ein abschlieRender Abschnitt fasst die wesentlichen Ergebnisse zusam-
men.

9.1 Selektivitat der Forderung nach §16e SGB I

9.1.1  Zugangskriterien fur eine Forderung nach §16e SGB |

Forderberechtigt flir eine Forderung nach §16e SGB Il sind erwerbsfahige Leistungsberechtigte,
die seit mindestens zwei Jahren arbeitslos sind. Dabei berechnet sich die Arbeitslosigkeitsdauer
nach §18 SGB III. Hierbei bleiben verschiedene Unterbrechungen der Arbeitslosigkeitsdauer inner-
halb eines Zeitraums von fiinf Jahren unberiicksichtigt.*

Auf Grundlage der fiir die vorliegenden Analysen verwendeten administrativen Langsschnittdaten
lassen sich nicht alle unschadlichen Unterbrechungen nachvollziehen. Prinzipiell misste jedoch
als notwendiges Kriterium innerhalb eines Zeitraums von fiinf Jahren eine kumulierte Arbeitslo-
sigkeitsdauer von zwei Jahren erreicht sein, um als seit zwei Jahren arbeitslos zu gelten. Allerdings
handelt es sich bei den verwendeten Prozessdaten teils um vorlaufige Daten am aktuellen Rand,
so dass die Ergebnisse mit geringen Unscharfen verbunden sind.

Tabelle 18 zeigt den Anteil der Teilnehmenden an einer Férderung nach §16e, die innerhalb von
zwei bzw. flinf Jahren eine Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens 23 Monaten erreicht hatten, so-
wie Anteile mit kilirzeren Arbeitslosigkeitsdauern. In vorlaufigen Analysen hatte sich gezeigt, dass
deutlich weniger Geforderte eine Arbeitslosigkeitsdauer von 24 als von 23 Monaten aufweisen.
Dies kdnnte darauf hindeuten, dass der angebrochene 24. Monat als Forderkriterium genutzt wird.

3 Aus der Stichprobe ausgeschlossen sind Personen, die zum Stichprobenziehungszeitpunkt mehrere oder keine Bedarfsge-
meinschaftszugehorigkeiten hatten, mehrere Personenidentifikatoren hatten, fehlende Angaben bei einigen zentralen Vari-
ablen hatten, fiir die ein Alter unter 15 Jahre oder liber 65 Jahre angegeben war, oder fiir die ein gleichzeitiger Zugang in eine
Forderung nach §16i und §16e SGB Il am gleichen Tag angegeben war.

3

X

Hierunter fallen Zeiten einer Krankheit, Maknahmeteilnahme, Zeiten in Mutterschutz, Betreuungs- und Erziehungszeiten
oder Zeiten der Betreuung einer pflegebediirftigen Person, Zeiten in MaBnahmen zur Anerkennung einer im Ausland erwor-
benen Berufsqualifikation, Erwerbstatigkeiten bis sechs Monate, Zeiten in denen eine Erwerbstatigkeit rechtlich nicht mog-
lich war, sowie kurze Unterbrechungen der Arbeitslosigkeit ohne Nachweis. Fiir unschadliche Unterbrechungen, deren Nach-
weis sich nicht liblicherweise aus den Unterlagen der Arbeitsvermittlung ergibt, reicht nach §18 SGB Il die Glaubhaftma-
chung aus.
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Tabelle 18: Teilnehmende und Nicht-Teilnehmende an einer Férderung nach §16e SGB Il nach Dauer der
Arbeitslosigkeit in den letzten 2 bzw. 5 Jahren
Anteile in Prozent

§16e-Teilnehmende Nicht-Teilnehmende

>=23 Monate arbeitslos in letzten 2 Jahren 24,9 9,3
>=23 Monate arbeitslos in letzten 5 Jahren, <23 Monate arbeitslos in

51,5 26,3
den letzten 2 Jahren
>=18 - <23 Monate arbeitslos in letzten 5 Jahren, <23 Monate arbeitslos
. 8,1 7,4
in den letzten 2 Jahren
>=12 - <18 Monate arbeitslos in letzten 5 Jahren, <23 Monate arbeitslos
. 6,9 10,9
in den letzten 2 Jahren
<12 Monate arbeitslos in letzten 5 Jahren, <23 Monate arbeitslos in

8,7 46,1

den letzten 2 Jahren
Personenanzahl 3.765 1.947.428

Anmerkung: Fiir die Berechnung wurden Personen in der Stichprobe immer nur einer der hier ausgewiesenen Gruppen zuge-
ordnet, selbst wenn sie zu mehreren Gruppen gehoren. Die Zuweisung erfolgte sequentiell entsprechend der Reihenfolge der
Gruppen in der Tabelle.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

Weiterhinistin Tabelle 18 ist zu erkennen, dass zwar nur 24,9 Prozent der Geforderten eine Arbeits-
losigkeitsdauer von mindestens 23 Monaten innerhalb der letzten zwei Jahren aufweisen, aber ins-
gesamt 76,4 Prozent (24,9 Prozent + 51,5 Prozent) eine Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens 23
Monaten innerhalb der letzten flinf Jahre. Bei den Nicht-Teilnehmenden betragt dieser Anteil nur
35,6 Prozent. Wahrend 46,1 Prozent der nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten eine Arbeits-
losigkeitsdauer von weniger als 12 Monaten innerhalb der letzten fiinf Jahren aufweisen, trifft dies
nur auf 8,7 Prozent der nach §16e-Geforderten zu.

Die Teilnehmenden stellen also eine spezifische Auswahl von Leistungsberechtigten in Hinblick
auf das Zugangskriterium der Arbeitslosigkeitsdauer dar.

9.1.2 Merkmale der §16e-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden
Leistungsberechtigten im Vergleich

Teilnehmende an Forderungen nach §16e SGB Il sind mit einem Durchschnittsalter von 43,8 Jah-
ren im Mittel 4,8 Jahre alter als die nicht teilnehmenden erwerbsfahigen Leistungsberechtigten in
der Stichprobe. Sie sind jedoch jiinger als §16i-Teilnehmende (Durchschnittsalter von 48,3 Jahre).
Da keine Teilnehmenden an einer Forderung nach §16e SGB Il jiinger als 18 Jahre waren, wurden
alle nachfolgenden Analysen, die sich auf §16e-Teilnahmen beziehen, auf Personen im Alter von
18 bis 65 Jahren begrenzt.

Wie in Tabelle 20 zu erkennen, lasst sich der Altersunterschied zwischen §16i- und §16e-Teilneh-
menden nicht vorwiegend auf eine verstarkte Forderung von unter-25-Jahrigen im Rahmen des
§16e SGB Il zuriickfiihren, fiir die eine Forderung nach §16i SGB Il ausgeschlossen ist. Auch §16e-
Teilnehmende sind sehr selten jiinger als 25 Jahre (1,1 Prozent der Teilnehmenden Frauen bzw.
1,2 Prozent der Teilnehmenden Manner (Tabelle 20Tabelle 20)). Wie in Tabelle 20 zu erkennen,
werden im Rahmen des §16e SGB Il insbesondere Personen im Alter ab 30 Jahren gefordert, wobei
35-59-Jahrige unter den Geforderten liberreprasentiert sind.
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Der Frauenanteil unter den §16e-Teilnehmenden betragt 34,5 Prozent, im Vergleich zu einem Frau-
enanteil von 50,46 Prozent unter allen nicht teilnehmenden Leistungsberechtigten (Tabelle 19,
erste Spalte). Die zweite Spalte von Tabelle 19 beschrankt die Stichprobe auf Leistungsberech-
tigte, die mindestens 23 Monate innerhalb der letzten flinf Jahre arbeitslos gemeldet waren. Hie-
raus lasst sich erkennen, dass der geringe Frauenanteil unter den §16e-Teilnehmenden sich teil-
weise darauf zurlickfiihren lasst, dass weibliche Leistungsberechtigte seltener eine Arbeitslosig-
keitsdauer von mindestens 23 Monaten innerhalb der letzten flinf Jahre erreicht haben. Unter den
Nicht-Teilnehmenden, die diese Arbeitslosigkeitsdauer erreicht haben, ist der Frauenanteil etwas
geringer (44,96 Prozent) als in der Gesamtgruppe der Nicht-Teilnehmenden (50,46 Prozent). Aller-
dings bleibt eine unerklarte Differenz zwischen dem Frauenanteil der Nicht-Teilnehmenden (44,96
Prozent) und Teilnehmenden (34,35 Prozent), die eine Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens 23
Monaten innerhalb der letzten flinf Jahre erreicht haben. Im Vergleich zu den §16i-Teilnehmenden
(Frauenanteil von 37,51 Prozent, Tabelle 25) ist der Frauenanteil von 34,5 Prozent unter den §16e-
Teilnehmenden etwas geringer.

Tabelle 19: Frauenanteil unter den Teilnehmenden und Nicht-Teilnehmenden an einer Férderung nach
§16e SGB Il insgesamt, sowie unter denjenigen mit einer Arbeitslosigkeitsdauer von >=23 Monaten in
den letzten 5 Jahren. Alter >= 18 Jahre.

Anteile in Prozent

gesamt Arbeitslosigkeitsdauer >=23 Monate in letzten 5 Jahren
Teilnehmende 34,50 34,35
nicht-Teilnehmende SGB-II-Bezieher 50,46 44,96
Personenanzahl 1.846.246 695.675

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

Tabelle 20 zeigt die Verteilung weiterer Merkmale der §16e-Teilnehmenden im Vergleich zu Nicht-
Teilnehmenden. Hier zeigt sich, dass Personen mit einer SGB-lI-Leistungsbezugsdauer von unter
drei Jahren unter den §16e-Teilnehmenden weniger haufig zu finden sind als unter den Nichtteil-
nehmenden, wahrend es sich bei Personen mit einer SGB-II-Leistungsbezugsdauer von uber drei
Jahren umgekehrt verhalt. Insgesamt haben 89 Prozent der §16e-Teilnehmenden eine Leistungs-
bezugsdauer von mindestens drei Jahren (Tabelle 20). Férderungen nach §16e SGB Il richten sich
also an Personen mit einer groReren Spannbreite an bisheriger SGB-II-Bezugsdauer als Forderun-
gen nach dem §16i SGB Il, wo 94 Prozent der Teilnehmenden eine SGB-II-Bezugsdauer von min-
destens sechs Jahren innerhalb der letzten sieben Jahre hatten (Tabelle 28).

Personen ohne Erwerbserfahrung in den letzten sieben Jahren finden sich weniger haufig und sol-
che mit einer Erwerbsdauer von > 0 Tagen bis <4 Jahren haufiger in der Teilnehmendengruppe als
in der Nicht-Teilnehmendengruppe.

Personen mit Berufsausbildung sind unter den §16e-Teilnehmenden im Vergleich zu den Nicht-
Teilnehmenden deutlich {iberreprasentiert. Ebenfalls sind alleinstehende Manner und Frauen so-
wie tendenziell auch alleinerziehende Miitter liberreprasentiert. Manner und Frauen in Paarhaus-
halten mit Kindern sind unterreprasentiert, sowie auch Frauen mit Partner/in ohne Kinder. Der An-
teil von Personen mit Schwerbehinderung fallt unter den §16e-Teilnehmenden niedriger aus als
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unter den Nicht-Teilnehmenden, wahrend fiir Personen mit einem Grad der Behinderung von 20 -

<50 Prozent das Gegenteil der Fall ist. Unter den Teilnehmenden finden sich im Vergleich zu den

Nicht-Teilnehmenden viel hdufiger Personen, die in Ostdeutschland leben, insbesondere bei den

Frauen. Im Vergleich zu den Nicht-Teilnehmenden haben den §16e-Teilnehmende seltener keine

deutsche Staatsangehorigkeit und werden weniger haufig durch zugelassene kommunale Trager

betreut.

Tabelle 20: Merkmale der §16e-Teilnehmenden und nicht teilnehmenden Leistungsberechtigten am

31.3.2019. Alter >=18 Jahre.
Anteile in Prozent

Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 2 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24 Monate

Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 5 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24-<36 Monate

36-<48 Monate

>=48 Monate

SGB-II-Bezugsdauer in letzten 7 Jahren
<3 Jahre

3-<4Jahre

4-<5 Jahre

5-<6 Jahre

6-<7 Jahre

=7 Jahre

SGB-II-Bezugsdauer ohne Beschaftigung in letzten 7

Jahren

<3 Jahre
3-<4Jahre
4-<5 Jahre
5-<6Jahre
6-<7 Jahre

=7 Jahre
Beschéftigungsdauer in den letzten 7 Jahren
0 Tage

>0 Tage <1 Jahr
1-<2Jahre
2-<3Jahre
3-<4Jahre
4-<5 Jahre

Frauen

§16e-Teilneh-
mende

13,2
14,2
21,6
35,5
15,4

3,3
5,1
7,4

10,7

25,8

23,4

243

11,4

9,3
11,5
11,2
24,0
32,5

35,5
15,8
15,4
14,7
14,2

44

13,1
19,6
18,6
14,7
12,0

8,5

Nicht teilneh-

mende Leis-

tungsberech-
tigte

53,2
16,4
12,8
10,9

6,7

34,3
13,8
11,0
8,7
13,0
9,5
9,6

27,9
8,5
8,2
8,5

18,8

28,1

45,4
10,7
9,6
9,2
13,5
11,7

36,4
16,9
10,9
8,9
7,4
6,1

Manner
Nicht teilneh-
§16e-Teilneh- mende Leis-
mende tungsberech-
tigte
13,0 41,4
14,0 20,1
22,3 16,6
34,3 14,1
16,4 78
3,7 24,4
5,2 13,6
6,7 12,0
9,4 9,7
24,6 15,8
25,9 12,3
24,5 12,2
14,6 32,1
12,1 10,6
14,4 8,5
16,1 8,7
20,5 17,0
22,2 23,1
34,6 49,1
17,8 10,7
17,8 8,9
15,6 8,4
10,5 12,1
3,7 10,9
13,1 28,7
21,8 22,8
19,4 13,6
17,7 10,4
11,4 7,9
6,7 6,1
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5-<6Jahre
6-<7 Jahre
=7 Jahre
Alter

18-24

25-29

30-34

35-39

40-44

45-49

50-54

55-59

60-62

63-65

Berufsausbildung

ohne/ nicht anerkannte Berufsausbildung

Berufsausbildung
Fachhochschule/ Universitat
Bedarfsgemeinschaftstyp
Alleinstehend
Alleinerziehend

Paar ohne Kinder

Paar mit Kindern
fehlender Wert

Grad der Behinderung
kein Grad der Behinderung
Behinderungsgrad: 20-<30
Behinderungsgrad: 30 - <50
Behinderungsgrad: >50
Zahl der Kinder

keine Kinder

1Kind

2 Kinder

3 Kinder

>=4 Kinder

fehlender Wert

Alter des jiingsten Kindes
keine Kinder

<3 Jahre

3-5Jahre

6-10 Jahre

11-14 Jahre

15-17 Jahre

fehlender Wert

Region

Ostdeutschland
Westdeutschland

Trager

zugelassener kommunaler Trager

gemeinsame Einrichtung

§16e-Teilneh-
mende

5,2
46
3,7

1,1

74
13,9
16,5
15,2
12,9
15,3
14,1

3,3

0,4

42,5
53,0
45

43,8
31,1
8,9
12,8
3,5

93,6
1,3
3,4
1,7

52,7
22,2
14,5
5,3
1,8
3,5

52,7
2,4
9,8

16,7
8,8
6,2
3,5

41,6
58,4

19,2
80,8

Frauen

Nicht teilneh-
mende Leis-
tungsberech-

tigte

5,0
4,9
3,4

12,8
12,5
14,0
13,1
10,6
9,3
9,5
9,6
53
3,3

67,7
28,3
3,9

30,8
26,8
12,7
25,9

3,9

92,4
0,9
2,8
3,9

43,5
23,2
16,7
8,0
4,7
3,9

435
16,7
11,1
12,8
7,5
4,6
3,9

25,5
74,5

24,5
75,5

§16e-Teilneh-
mende

4,1
3,7
2,1

1,2
8,6
13,0
14,7
13,7
13,3
16,0
14,2
43
11

46,2
49,1
47

66,5
3,0
10,1
19,7
0,7

91,1
1,7
4,1
3,0

76,6
9,2
6,6
4,5
2,4
0,7

76,6
6,9
4,7
5,7
3,4
1,9
0,7

36,1
63,9

17,0
83,0

Méanner

Nicht teilneh-

mende Leis-

tungsberech-

tigte

4,5
4,1
2,0

13,5
11,6
12,6
11,7
10,0

9,9
10,8
10,7

5,7

3,5

66,5
29,3
42

56,7
3,3
11,7
25,9
2,5

90,1
1,2
3,3
5,3

68,4
10,6
9,4
5,4
3,7
2,5

68,4
10,1
5,7
6,6
42
2,6
2,5

27,0
73,0

24,0
76,0
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Frauen Méanner

Nicht teilneh- Nicht teilneh-
§16e-Teilneh- mendeLeis- | §l6e-Teilneh- mende Leis-
mende tungsberech- mende tungsberech-
tigte tigte
fehlender Wert
Staatsangehdrigkeit (gruppiert)
deutsch 83,2 63,8 81,9 62,8
andere europdische Staatsangehdrigkeit 6,5 11,2 4,1 8,8
tiirkisch 2,3 5,2 3,1 5,4
Hauptfluchtherkunftslander# 3,4 13,3 8,5 18,5
andere 4,6 6,2 2,2 4,2
fehlender Wert 0,0 0,3 0,2 0,5
Personenanzahl 1.299 929.802 2.466 912.679

#Zu den Hauptfluchtherkunftslandern zahlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

9.1.3  Multivariate Analyse: Determinanten des Eintritts in eine Forderung nach §16e
SGB Il'in den Monaten April - Juli 2019

Tabelle 21 zeigt die Ergebnisse multivariater Probitschatzungen fiir die Teilnahmewahrscheinlich-
keit an einer Forderung nach §16e SGB Il. Die Ergebnisse werden als gemittelte marginale Effekte
auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit dargestellt, wobei die ersten beiden Spalten die Effekte in
Form prozentualer Veréanderungen der Teilnahmewahrscheinlichkeit darstellen. Die dritte und
vierte Spalte zeigen die Effekte als Prozentpunktunterschiede. Da die Grundwahrscheinlichkeit ei-
ner §16e-Teilnahme fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte sehr gering ist (0,102 Prozent), fallen
die als absolute Prozentpunktunterschiede ausgedriickten Effekte ebenfalls sehr gering aus und
liegen durchgehend deutlich unter einem Prozentpunkt.

Im ersten Modell wird der Einfluss verschiedener demographischer Faktoren auf die Teilnahme-
wahrscheinlichkeit dargestellt. Hier ist zu erkennen, dass die Teilnahmewahrscheinlichkeit an ei-
ner Forderung nach §16e SGB Il im Alter von 40-44 Jahren am hochsten ist, wenn der Einfluss wei-
terer wichtiger Faktoren wie Ausbildung, Staatsangehorigkeit oder Bedarfsgemeinschaftstyp her-
ausgerechnet werden (Tabelle 21). Bei den deskriptiven Werten lag die hochste Teilnahmewahr-
scheinlichkeit bei einer etwas alteren Altersgruppe, bei den 50-54-Jahrigen (Tabelle 20: Teilneh-
mende im Vergleich zu Nicht-Teilnehmenden).

Wie auch bei den deskriptiven Ergebnissen hat die Berufsausbildung im multivariaten Modell ei-
nen deutlich positiven Einfluss auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit (Tabelle 21). Auch haben, wie
bei den deskriptiven Ergebnissen, Personen ohne deutsche Staatsangehorigkeit eine geringere
Teilnahmewahrscheinlichkeit. Frauen haben, wie bereits anhand der deskriptiven Ergebnisse be-
schrieben, eine geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit als Manner. Alleinstehende Frauen haben
hohere Teilnahmewahrscheinlichkeiten als Frauen mit Partner/-in und/oder Kind/-ern. Bei den
Madnnern haben nur solche mit Partner/-in und Kind/-ern eine signifikant geringere Teilnahme-
wahrscheinlichkeit als Alleinstehende.

Im Gegensatz zu den deskriptiven Statistiken (Tabelle 20) haben im multivariaten Modell (Ta-
belle 21) nicht nur Personen mit Schwerbehinderung, sondern auch diejenigen mit einem Behin-
derungsgrad zwischen 30 bis unter 50 Prozent eine geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit. lhr
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hoherer Anteil an den Teilnehmenden erklart sich also durch andere Faktoren wie Alter oder Be-
darfsgemeinschaftstyp.

Auch bei Kontrolle verschiedener regionaler Indikatoren ist die Teilnahmewahrscheinlichkeit in
Ostdeutschland hoher als in Westdeutschland und bei zugelassenen kommunalen Tragern gerin-
ger als bei gemeinsamen Einrichtungen.

Im zweiten Modell wird fiir die Arbeitslosigkeitsdauer kontrolliert, um festzustellen, ob sich die
soeben beschriebenen Gruppenunterschiede darauf zuriickfiihren lassen, dass einige Gruppen e-
her als andere eine ausreichende Arbeitslosigkeitsdauer erreicht haben, um die Zugangskriterien
fiir eine Forderung nach §16e SGB Il zu erfiillen (Tabelle 21). Bei einem Vergleich der Ergebnisse
von Modell 1 und Modell 2 zeigt sich, dass sich an den Gruppenunterschieden in der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit an einer Forderung nach §16e SGB Il wenig andert bei Kontrolle der Dauer der
Arbeitslosigkeit. Bei gleicher Arbeitslosigkeitsdauer haben Personen mit Hochschulabschluss eine
ebenso hohe Teilnahmewahrscheinlichkeit wie Personen mit Berufsausbildung, und der Unter-
schied zu denjenigen ohne Berufsausbildung verstarkt sich noch etwas. Eine Staatsangehorigkeit
aus den Hauptfluchtherkunftslandern zu haben hat im zweiten Modell einen geringeren negativen
Einfluss. Fiir viele Personen aus diesen Landern war es aufgrund kurzer Aufenthaltsdauern in
Deutschland vermutlich noch nicht moglich, eine Arbeitslosigkeitsdauer von zwei Jahren zu errei-
chen. Die geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit von Personen mit turkischer Staatsangehorig-
keit bleibt erhalten, und bei Personen mit anderen Staatsangehorigkeiten reduziert sich der Effekt
geringfligig.

Auch der Einfluss des Bedarfsgemeinschaftstyps auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit reduziert
sich im zweiten Modell etwas. Die Unterschiede nach Bedarfsgemeinschaftstyp bleiben jedoch
auch im zweiten Modell grundsatzlich erhalten, mit Ausnahme der geringeren Teilnahmewahr-
scheinlichkeit fir Manner mit Partner/-in und Kindern als fiir Alleinstehende, welche im zweiten
Modell nicht mehr statistisch signifikant ist.

Die Einfliisse des Behinderungsgrads, der Jobcentertragerschaft sowie der Region sind im zweiten
Modell weitgehend unverandert.

Tabelle 21: Determinanten des Eintritts in eine Forderung nach §16e SGB Il in den Monaten
April-Juli 2019. Resultate von Probitschatzungen. Alter >=18 Jahre

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten: in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme- Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent) wahrscheinlichkeit
Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2
Alter
18-24 -92,3 b -80,9 b -0,140 b -0,108 b
25-29 -49,6 e -33,7 e -0,075 e -0,045 e
30-34 -28,5 b -21,5 rx -0,043 b -0,029 rx
35-39 11,1 *x 74 -0,017 *x -0,010
40-44 Referenzkategorie
45-49 -8,7 -10,0 * -0,013 -0,013 *
50-54 -9,3 -10,3 * -0,014 -0,014 *
55-59 245  * 26,5  *** | 0,037 ***  -0,035  ***
60-62 -62,2 e -54,4 e -0,095 e -0,073 e
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63-65

Berufsausbildung

ohne/ nicht anerkannte Berufsausbildung
Berufsausbildung

Fachhochschule/ Universitat
Staatsangehdrigkeit (gruppiert)

deutsch

andere europdische Staatsangehdrigkeit
tiirkisch

Hauptfluchtherkunftslander#

andere

fehlender Wert
Bedarfsgemeinschaftstyp/ Geschlecht
Alleinstehend, Manner

Alleinstehend, Frauen

Alleinerziehend, Mdnner
Alleinerziehend, Frauen

Paar ohne Kinder, Manner

Paar ohne Kinder, Frauen

Paar mit Kindern, Manner

Paar mit Kindern, Frauen

fehlender Wert, Manner

fehlender Wert, Frauen

Grad der Behinderung

kein Grad der Behinderung
Behinderungsgrad: 20-<30
Behinderungsgrad: 30 - <50
Behinderungsgrad: >50

Region

Westdeutschland

Ostdeutschland

Indikatoren auf Kreisebene

Relation Vakanz/ Arbeitslosenbestand, 3/2019
Arbeitslosenquote letzte 12 Monate

SGB Il Arbeitslosenquote letzte 12 Monate

min. 24 Monate Langzeitarbeitslosenquote
letzte 12 Monate

Ab 50-Jdhrige: Arbeitslosenquote letzte 12 Mo-
nate

Trager

gemeinsame Einrichtung

zugelassener kommunaler Trager
Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 2 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24 Monate

Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 5 Jahren

<6 Monate

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten:

Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent)

Modell 1
-87,0

58,8
37,8

-48,7
47,17
-49,4
-39,7
-58,3

-36,1
6,3
-50,7
9,2
63,6
17,7
-70,5
-8,4
-47,6

-6,4
-16,9
-61,0

59,0

68,7

51,1
-59,4

59,3

-19,7

-42,4

* Kk

*k

in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit

Referenzkategorie

Modell 2 Modell 1 Modell 2
79,1 ™t | 0,132 *** 0,106 ***
Referenzkategorie
67,2 xx 0,048 b 0,054 xx
62,5 e 0,031 e 0,050 e
Referenzkategorie
-38,7 e -0,058 e -0,043 e
462 *** | 0,057  *** 0,051  ***
-13,8 > -0,059 e -0,015 >
289  *** | 0,047 *** 0,032  ***
-40,0 * 0,069  ***  -0,044 *
Referenzkategorie
-25,3 e -0,052 e -0,031 e
0,1 -0,009 0,000
32,6 *** | 0,073 *** 0,040  ***
5,0 -0,013 0,006
54,9 *** | 0,001  ***  -0,067  ***
5,9 -0,025 e 0,007
55,9 *** | 0,101  ***  -0,068  ***
10,0 -0,012 0,012
32,7 *** | 0,068  ***  -0,040  ***
Referenzkategorie
-13,4 -0,007 -0,014
-17,9 ** -0,018 ** -0,019 **
59,5 *** | 0,065  ***  -0,064  ***
Referenzkategorie
53,6 rx 0,052 b 0,048  ***
84,5 e 0,065 e 0,076 e
50,5 rx 0,048 b 0,045 rx
55,9 *** | 0,056  *** 0,050  ***
41,1 *** | 0,056  *** 0,037 @ ***
-18,8 e -0,019 e -0,017 e
Referenzkategorie
-43,4 e -0,049 e -0,050 e
Referenzkategorie
33,0 0,018  ***
91,0 e 0,049 e
216,8 e 0,117 e
1642  *** 0,089  ***

IAB-Forschungsbericht 3|2021

154



gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten: in Prozentpunkten:

Veranderung der Teilnahme- Veranderung der Teilnahme-

wahrscheinlichkeit (in Prozent) wahrscheinlichkeit

Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2
6-<12 Monate 114,2 ol 0,034 ol
12-<18 Monate 157,3 e 0,047 e
18-<24 Monate 251,3 ol 0,075 ol
24-<36 Monate 362,6  *** 0,108  ***
36-<48 Monate 382,4 e 0,114 e
>=48 Monate 277,3 ol 0,082 ol
Durchschnittswahrscheinlichkeit (in Prozent) 0,102 0,102 0,102 0,102
Personenanzahl 1.846.246 1.846.246 1.846.246 1.846.246

#Zu den Hauptfluchtherkunftslandern zahlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.
Statistisches Signifikanzniveau: * 10 %, ** 5%, *** 1 %

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

In Tabelle 22 ist dargestellt, inwiefern sich der Einfluss verschiedener Faktoren auf die Teilnahme-
wahrscheinlichkeit an einer Férderung nach §16e SGB Il zwischen Mannern und Frauen unter-
scheidet. Auch wird in den in Tabelle 22 dargestellten Analyseergebnisse zusatzlich fiir die bishe-
rige Dauer des ALG-1I-Bezugs sowie die Beschaftigungsdauer kontrolliert, um zusatzliche mogliche
Einflussfaktoren auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit an Férderungen nach §16e SGB Il zu beriick-
sichtigen. Da die bisherige Dauer des ALG-II-Bezugs sowie Beschaftigungsdauer keine Zugangskri-
terien fiir Férderungen nach §16e SGB Il sind, waren diese Variablen in den in Tabelle 21 gezeigten
Modellen nicht enthalten.

Die Ergebnisse aus Tabelle 22 zeigen, dass Alter und Berufsausbildung die Teilnahmewahrschein-
lichkeit von Mannern und Frauen auf dhnliche Weise beeinflussen. Beziiglich des Einflusses der
Staatsangehdorigkeit zeigt sich zum einen, dass sich diese nochmals durch Kontrolle der bisherigen
SGB-II-Bezugsdauer und Beschaftigungsdauer verandert, obwohl SGB-II-Bezugsdauer und Be-
schaftigungsdauer keine Zugangskriterien fiir eine Férderung nach §16e SGB Il sind. Da Personen
mit mittlerer SGB-Il-Bezugsdauer und mittlerer Beschaftigungsdauer vermehrt nach §16e SGB II
gefordert werden, konnte dies die geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit der Personen aus
Hauptfluchtherkunftslandern erklaren, die eine geringere SGB-II-Bezugsdauer und teilweise noch
keine Erwerbserfahrung aufgrund geringerer Aufenthaltsdauer in Deutschland haben. Wahrend
Frauen aus den Hauptfluchtherkunftslandern bei konstant gehaltener SGB-II-Bezugsdauer und
Beschaftigungsdauer keine signifikant andere Teilnahmewahrscheinlichkeit mehr haben als
Frauen mit deutscher Staatsangehérigkeit, haben Manner aus den Hauptfluchtherkunftslandern
in diesem Modell eine sogar noch hohere Teilnahmewahrscheinlichkeit als Manner mit deutscher
Staatsangehdrigkeit.

Wie auch schon anhand des Interaktionseffekts in Tabelle 21 zu erkennen, zeigt sich auch bei den
separaten Modellen fiir Manner und Frauen in Tabelle 22, dass Frauen mit Partner/in oder Part-
ner/in und Kinder/n eine geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit haben als alleinstehende
Frauen, wahrend es diesen Zusammenhang bei Mannern nicht gibt.
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Der Einfluss des Grads der Behinderung auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit an einer Forderung

nach §16e SGB Il ist fiir Manner und Frauen ahnlich, wenngleich fiir Frauen etwas starker. In Ost-

deutschland zu leben hat flir Frauen einen starkeren positiven Effekt auf die Teilnahmewahr-

scheinlichkeit als fiir Manner.

Tabelle 22: Determinanten des Eintritts in eine Forderung nach §16e SGB Il in den Monaten April-Juli

2019. Resultate von separate Probitschatzungen fiir Mdnner und Frauen. Alter >=18 Jahre

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten:
Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent)

in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit

Frauen Méanner Frauen Manner
Alter
18-24 79,4+ -82,5 10,074 Y -0,142
25-29 -44,7 e -38,8 e -0,042 e -0,067
30-34 25,1 21,7 x| 0,023 ***  -0,048
35-39 17,7 -10,3 -0,007 -0,018
40-44 Referenzkategorie
45-49 -12,0 -5,0 -0,011 -0,009
50-54 -10,6 -2,9 -0,010 -0,005
55-59 26,6 -17,4 * | .0,025 ***  -0,030
60-62 -60,6 e -42,2 e -0,057 e -0,073
63-65 -89,3 b -68,9 b -0,084 xx -0,119
Berufsausbildung
ohne/ nicht anerkannte Berufsausbildung Referenzkategorie
Berufsausbildung 65,9 el 47,8 e 0,036 el 0,053
Fachhochschule/ Universitat 58,4 bl 51,8 o 0,032 bl 0,058
Staatsangehdrigkeit (gruppiert)
deutsch Referenzkategorie
andere europdische Staatsangehdrigkeit -34,3 bl -51,8 o -0,026 bl -0,075
tiirkisch 51,3 -48,1 ** | 0,038 ***  -0,070
Hauptfluchtherkunftslander# -3,6 18,8 > -0,003 0,027
andere -12,3 -41,8 e -0,009 -0,061
fehlender Wert - -5,7 - -0,008
Bedarfsgemeinschaftstyp
Alleinstehend Referenzkategorie
Alleinerziehend -9,4 -2,9 -0,008 -0,004
Paar ohne Kinder -35,7 bl -1,2 -0,029 bl -0,002
Paar mit Kindern -31,2 bl 2,7 -0,025 bl -0,004
fehlender Wert -7,6 9,0 -0,006 0,012
Grad der Behinderung
kein Grad der Behinderung Referenzkategorie
Behinderungsgrad: 20-<30 -17,3 -8,1 -0,013 -0,011
Behinderungsgrad: 30 - <50 -22,8 * -12,7 -0,017 * -0,018
Behinderungsgrad: >50 -67,0 bl -52,2 o -0,049 bl -0,073
Region
Westdeutschland Referenzkategorie
Ostdeutschland 78,5 el 51,3 e 0,045 el 0,061
Indikatoren auf Kreisebene
Relation Vakanz/ Arbeitslosenbestand, 3/2019 127,2 bl 59,1 o 0,075 bl 0,071
Arbeitslosenquote letzte 12 Monate 51,3 el 49,5 e 0,030 ol 0,059
SGB Il Arbeitslosenquote letzte 12 Monate -57,9 bl -53,9 o -0,034 bl -0,064
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min. 24 Monate Langzeitarbeitslosenquote
letzte 12 Monate

Ab 50-Jdhrige: Arbeitslosenquote letzte 12 Mo-
nate

Trager

gemeinsame Einrichtung

zugelassener kommunaler Trager
Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 2 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24 Monate

Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 5 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24-<36 Monate

36-<48 Monate

>=48 Monate

Beschéftigungsdauer in den letzten 7 Jahren
0 Tage

>0 Tage <1 Jahr

1-<2Jahre

2-<3Jahre

3-<4Jahre

4-<5 Jahre

5-<6 Jahre

6-<7 Jahre

=7 Jahre

SGB-II-Bezugsdauer in letzten 7 Jahren

<3 Jahre

3-<4Jahre

4-<5 Jahre

5-<6Jahre

6-<7 Jahre

=7 Jahre

Durchschnittswahrscheinlichkeit (in Prozent)

Personenanzahl

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten:
Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent)

Frauen

35,0

-9,2

-36,3

61,6
132,2
294,9
200,1

145,0
211,1
322,1
459,2
476,1
4476

118,7
195,4
175,9
184,0
166,6
121,1
128,7
183,4

44,9
43,1
16,4

2,3

-13,9

0,070

928.290

Méanner

46,1

-45,9

29,3
87,2
201,8
170,9

81,0
89,2
139,7
197,2
230,6
194,6

88,4
149,4
191,8
164,2
124,3
105,3
147,8
189,8

54,9
85,4
91,1
27,9

9,7

0,135

* Kk

*kk

in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit

Frauen

0,021

-0,005

Referenzkategorie

ok

-0,028

Referenzkategorie

0,020
0,043
0,096
0,065

Referenzkategorie

0,024
0,036
0,054
0,077
0,080
0,075

Referenzkategorie

ok

* Kk

ok

* Kk

0,039
0,064
0,058
0,061
0,055
0,040
0,042
0,060

Referenzkategorie

915.145

0,030
0,029
0,011
0,002
-0,009
0,070
928.290

*kk

Méanner

0,055

-0,028

-0,071

0,021
0,063
0,146
0,124

0,043
0,047
0,074
0,104
0,121
0,102

0,060
0,101
0,130
0,111
0,084
0,071
0,100
0,129

0,056
0,086
0,092
0,028
0,010
0,135
915.145

#Zu den Hauptfluchtherkunftsldndern zahlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.
Statistisches Signifikanzniveau: * 10 %, ** 5 %, *** 1 %

Anmerkung: Die Personenanzahl fallt insgesamt geringfiigig geringer aus als in Tabelle 19 - Tabelle 21 (um 2.811 Personen oder

0,15 Prozent geringer). Der Grund hierfiir ist, dass in der Teilstichprobe der Frauen keine Personen mit fehlender Angabe zur

*kk

Staatsangehdrigkeit an einer Forderung nach §16e SGB Il teilgenommen haben. Daher konnten diese Personen in den Schat-

zungen in Tabelle 22 nicht berticksichtigt werden.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie

weiterer Prozessdatensatze
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9.2 Selektivitat der Forderung nach §16i SGB ||

9.2.1  Zugangskriterien fur eine Forderung nach §16i SGB I

Mit der Forderung nach §16i SGB Il sollen arbeitsmarktferne Personen mit langen Bezugsdauern
von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB Il, wenig Erwerbserfahrung und
geringen Chancen auf eine regulare Beschaftigung erreicht werden. Aus diesem Grund ist eine For-
derung nach §16i SGBIl an bestimmte Zugangskriterien gekniipft. Dazu zahlt, dass Geforderte
mindestens 25 Jahre alt sein missen. Dariiber hinaus miissen sie in der Regel fiir eine Gesamt-
dauer von mindestens sechs der letzten sieben Jahre Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem SGB Il erhalten haben. Wahrend dieser Zeit sollen sie nur wenig Erwerbserfahrung
gesammelt haben. Ausnahmen gelten fiir Personen mit einer Schwerbehinderung sowie fiir Eltern
von Kindern im Alter von unter 18 Jahren. Fiir diese beiden Personengruppen gilt, dass sie nur
wahrend der letzten fiinf Jahre Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB |
erhalten haben miissen. Eine weitere Ausnahme gilt flir Personen, die zuvor seit Januar 2015 fiir
mehr als sechs Monate nach §16e SGB Il (in der bis Ende 2018 giiltigen Fassung) oder im Rahmen
des Bundesprogramms ,Soziale Teilhabe“ gefordert wurden.*® Diese Personen sind von den Zu-
gangsbeschrankungen bzgl. SGB-II-Bezugsdauer und Erwerbserfahrung ausgenommen.

Wiein Tabelle 23 zu erkennen, werden die Zugangskriterien bzgl. Dauer des SGB-II-Bezugs von na-
hezu 96 Prozent der §16i-Teilnehmenden erfiillt. Dass fiir 4 Prozent der Teilnehmenden keine Er-
fullung der Zugangskriterien nachgewiesen werden konnte, kénnte auf Datenunsicherheiten zu-
riickzufuihren sein, da fiir die Analysen sehr aktuelle Daten verwendet wurden. Hiervon gehoren
18,8 Prozent zu den zuvor definierten Altfallen von Teilnehmenden am §16e SGB Il in der Version
von vor 2019 bzw. am Bundesprogramms Soziale Teilhabe.

Insgesamt 76,25 Prozent (65,31 Prozent + 10,94 Prozent) der Geférderten sind keine Altfalle und
erfiillen das Zugangskriterium, mindestens sechs der letzten sieben Jahre Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem SGB Il erhalten zu haben. Der Gesetzestext sieht dartiber hin-
aus vor, dass Geforderte wahrend dieser Zeit nicht oder nur kurzzeitig sozialversicherungspflichtig
oder geringfligig beschaftigt oder selbstandig tatig waren. Es ist also keine feste Untergrenze fiir
die Dauer der Zeit ohne Beschaftigung festgelegt. In Tabelle 23 wird unterschieden, ob Leistungs-
berechtigte, die das Zugangskriterium bzgl. Dauer des SGB-II-Bezugs erfiillen, mindestens fiinf
Jahre bzw. weniger als fiinf Jahre ohne Beschaftigung waren. Es zeigt sich, dass 65,31 Prozent min-
destens fiinf Jahre ohne Beschaftigung waren, wahrend 10,94 Prozent weniger als fiinf Jahre ohne
Beschaftigung waren.

% Hier lautet der Gesetzestext: ,Abweichend von Absatz 3 Nummer 2 und 3 kann eine erwerbsféhige leistungsberechtigte Per-
son auch dann einem Arbeitgeber zugewiesen werden, wenn sie seit dem 1. Januar 2015 fiir mehr als sechs Monate in einem
Arbeitsverhaltnis beschéftigt war, das durch einen Zuschuss nach §16e in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung
oder im Rahmen des Bundesprogramms ,,Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ gefordert wurde, und sie dieses Arbeitsverhalt-
nis nicht selbst gekiindigt hat.“ (§16i, Absatz 10, Satz 1 SGB I1)
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Tabelle 23: Anteile der §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten, die Zu-
gangskriterien bzgl. SGB-1I-Bezugsdauer erfiillen.
Anteile in Prozent

Nicht-Teilnehmende

SkdFue e s Leistungsberechtigte

Altfall 16e SGB Il v. 2019, Bundespr. Soz. Teilhabe 18,84 0,51
kelrlA!tfall, >=6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, davon >=5 Jahre ohne Be- 65,31 30,08
schaftigung

kelr?.A!tfall, >=6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, davon <5 Jahre ohne Be- 10,94 13,49
schaftigung

kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, schwerbehindert, letzte 5 0.2 0.08
Jahre SGB-II-Bezug, davon >=4 Jahre ohne Beschéftigung ’ ’
kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, schwerbehindert, letzte 5 0.01 0.03
Jahre SGB-II-Bezug, davon <4 Jahre ohne Beschéftigung ’ ’
kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, nicht schwerbehindert, BG

mit Kind(ern), letzte 5 Jahre SGB-II-Bezug, davon >=4 Jahre ohne Be- 0,5 0,73

schaftigung

kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, nicht schwerbehindert, BG
mit Kind(ern), letzte 5 Jahre SGB-II-Bezug, davon <4 Jahre ohne Be- 0,11 0,44
schaftigung

kein Kriterium erfiillt 4,1 54,64
Personenanzahl 14.249 1.947.428

Anmerkung: Fiir die Berechnung wurden Personen in der Stichprobe immer nur einer der hier ausgewiesenen Gruppen zuge-
ordnet, selbst wenn sie zu mehreren Gruppen gehoren. Die Zuweisung erfolgte sequentiell entsprechend der Reihenfolge der
Gruppen in der Tabelle.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

Dariiber hinaus erfiillen einige Personen zwar nicht die generellen Zugangskriterien, dafiir aber die
Ausnahmeregelungen fiir Personen mit einer Schwerbehinderung oder mit Kindern im Alter von
unter 18 Jahren. Hierzu zahlen §16i-Teilnehmende, die wahrend der letzten fiinf Jahre Leistungen
nach dem SGB Il erhalten haben und eine Schwerbehinderung haben (0,2 Prozent + 0,01 Prozent =
0,21 Prozent). Auch diese Personen wurden in Tabelle 23 nach ihrer Dauer ohne Beschaftigung
wahrend dieser fiinf Jahre unterschieden, und zwar danach, ob sie mindestens vier Jahre ohne
Beschaftigung waren (0,2 Prozent), oder ob sie weniger als vier Jahre ohne Beschaftigung waren
(0,01 Prozent). Teilnehmende mit Kindern im Alter von unter 18 Jahren, die wahrend der letzten
flinf Jahre Leistungen nach dem SGB Il erhalten haben und mindestens (weniger als) vier Jahre
ohne Beschaftigung waren, machen weitere 0,5 Prozent (0,11 Prozent) aus. Der Vergleich zu den
nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten zeigt, dass diese zu tiber 50 Prozent die Zugangskri-
terien nichterfiillen wiirden. Die §16i-Teilnehmenden stellen also eine spezifische Auswahl aus der
Gesamtgruppe der SGB Il Leistungsberechtigten dar.

In Tabelle 24 wird die Stichprobe auf Neuzugange beschrankt, d.h. auf Personen, die nicht zu den
zuvor definierten Altfallen von Teilnehmenden am §16e SGB Il in der Version von vor 2019 bzw. am
Bundesprogramms Soziale Teilhabe gehdren. Von den Neuzugangen in eine Férderung nach §16i
SGB Il erfiillen insgesamt liber 94 Prozent die Zugangskriterien bzgl. Dauer des vorherigen SGB-II-
Bezugs.
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Tabelle 24: Anteile der §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten, die Zu-

gangskriterien bzgl. SGB-lI-Bezugsdauer erfiillen. Ohne Teilnehmende, die seit Januar 2015 fiir mehr als
sechs Monate in einem durch einen Zuschuss nach §16e SGB Il in der Version von vor 2019 bzw. im Rah-
men des Bundesprogramms Soziale Teilhabe geférdert wurden.

Anteile in Prozent

kein Altfall, >=6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, davon >=5 Jahre ohne Be-
schaftigung

kein Altfall, >=6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, davon <5 Jahre ohne Be-
schaftigung

kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, schwerbehindert, letzte 5
Jahre SGB-II-Bezug, davon >=4 Jahre ohne Beschaftigung

kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, schwerbehindert, letzte 5
Jahre SGB-II-Bezug, davon <4 Jahre ohne Beschaftigung

kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, nicht schwerbehindert, BG
mit Kind(ern), letzte 5 Jahre SGB-II-Bezug, davon >=4 Jahre ohne Be-
schaftigung

kein Altfall, <6 von 7 Jahren SGB-II-Bezug, nicht schwerbehindert, BG
mit Kind(ern), letzte 5 Jahre SGB-II-Bezug, davon <4 Jahre ohne Be-
schaftigung

kein Kriterium erfullt

Personenanzahl

§16i-Teilnehmende

80,47

13,48

0,14

5,05

11.565

Nicht-Teilnehmende
Leistungsberechtigte

30,24

13,56

0,08

0,03

0,73

0,44

54,93

1.937.404

Anmerkung: Fiir die Berechnung wurden Personen in der Stichprobe immer nur einer der hier ausgewiesenen Gruppen zuge-
ordnet, selbst wenn sie zu mehreren Gruppen gehoren. Die Zuweisung erfolgte sequentiell entsprechend der Reihenfolge der

Gruppen in der Tabelle.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie

weiterer Prozessdatensatze

Tabelle 25 zeigt den Frauenanteil unter den Teilnehmenden an einer Férderung nach §16i SGB I

sowie unter den Nicht-Teilnehmenden SGB-II-Leistungsberechtigten. Hier ist zu erkennen, dass

37,51 Prozent der §16i-Teilnehmenden Frauen waren, im Vergleich zu einem Frauenanteil von
50,39 Prozent unter den Nicht-Teilnehmenden SGB-lI-Leistungsberechtigten. Dieser Unterschied

erklart sich nicht dadurch, dass Frauen die Zugangskriterien zu einer Férderung nach §16i SGB I

seltener erfiillen. Tabelle 25 zeigt in der zweiten Spalte zum Vergleich den Frauenanteil unter Teil-

nehmenden und Nicht-Teilnehmenden, die die Zugangskriterien erfiillen bzw. erfiillen wiirden.

Der Frauenanteil unter Nicht-Teilnehmenden, die die Zugangskriterien bzgl. Dauer des vorherigen

SGB-II-Bezugs und Beschaftigungsdauer erfiillen wiirden ist mit 54,41 Prozent noch etwas héher

als unter allen Nicht-Teilnehmenden.
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Tabelle 25: Frauenanteil unter den Teilnehmenden und Nicht-Teilnehmenden an einer Férderung nach
§16i SGB Il insgesamt, sowie unter denjenigen, die die Zugangskriterien beziiglich Dauer des ALG-II-Be-
zugs sowie Beschiaftigungsdauer erfiillen, ohne Altfalle.

Anteile in Prozent

gesamt erfiillen Zugangskriterien fiir §16i-Teilnahme
Teilnehmende 37,51 37,65
Nicht-Teilnehmende SGB-II-Bezieher 50,39 54,41
Personenanzahl 1.948.969 884.260

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

Tabelle 26 zeigt zum Vergleich den Frauenanteil an den Teilnehmenden an ausgewahlten Malinah-
men im Rechtskreis SGB Il im April 2019 nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit.
Hier ist zu erkennen, dass der Frauenanteil an den Teilnehmenden an anderen betrieblich orien-
tierten Malnahmen auf einem ahnlichen Niveau liegt wie bei den Férderungen nach §16i SGB 1.
Zum Beispiel betragt der Frauenanteil an den Teilnehmenden an Mafinahmen zur Aktivierung und
beruflichen Eingliederung bei einem Arbeitgeber 31,7 Prozent.

Tabelle 26: Frauenanteil unter den Teilnehmenden an ausgewahlten MaRnahmen im Rechtskreis SGB II
im April 2019 nach Angaben der Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit. Bestandszahlen.
Anteile in Prozent

MaRBnahmeart Frauenanteil
Malinahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung 43,1

dar. bei einem Arbeitgeber 31,7
Forderung der beruflichen Weiterbildung 45,4
Aufnahme einer Erwerbstatigkeit 34,9
Arbeitsgelegenheiten 39,5
Teilhabe am Arbeitsmarkt 36,7

Quelle: Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit, Berichte: Analyse Arbeitsmarkt, Arbeitsmarkt fiir Frauen und Manner, Juli 2019:
S.55.

Bei den Forderungen zur Aufnahme einer Erwerbstatigkeit insgesamt liegt er bei 34,9 Prozent, und
bei Arbeitsgelegenheiten bei 39,5 Prozent. Bei eher schulisch orientierten MaRnahmen liegt der
Frauenanteil etwas hoher, namlich bei 43,1 Prozent bei Malnahmen zur Aktivierung und berufli-
chen Eingliederung insgesamt und bei 45,4 Prozent bei der Forderung der beruflichen Weiterbil-
dung, und libertrifft damit sogar die fiir April 2019 aktuelle Mindestbeteiligung von Frauen an der
aktiven Arbeitsmarktpolitik fiir den Rechtskreis SGB Il von 42,9 Prozent.

Altersbeschrankung

Wie in Tabelle 27 zu erkennen, wird die Altersbeschrankung Uberwiegend eingehalten. Nur in ver-
einzelten Fallen sind §16i-Teilnehmende jiinger als 25 Jahre (0,03 Prozent). Im Durchschnitt sind
die §16i-Teilnehmenden 48,3 Jahre alt, wahrend die Mitglieder der Vergleichsgruppe der nicht-teil-
nehmenden Leistungsberechtigten mit einem Alter von durchschnittlich 39,0 Jahren deutlich jiin-
ger sind.
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Tabelle 27: Alter der §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten am 31.3.2019
Anteile in Prozent

§16i-Teilnehmende Nicht-Teilnehmende Leis-

tungsberechtigte

Alter

15-25 0,03 17,86
25-29 2,54 11,39
30-34 7,76 12,57
35-39 11,1 11,73
40-44 11,92 9,75
45-49 14,73 9,06
50-54 20,01 9,59
55-59 22,02 9,64
60-62 8,06 5,17
63-65 1,84 3,24
Durchschnittsalter 48,3 39,0
Personenanzahl 14.249 1.947.428

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

Da die Altersbeschrankung fiir §16i-Zugange bis auf sehr wenige Ausnahmefalle eingehalten wird,
wird die Stichprobe fiir die weiteren Analysen auf Personen im Alter von mindestens 25 Jahren
beschrankt, um eine bessere Vergleichbarkeit zwischen den §16i-Teilnehmenden und nicht-teil-
nehmenden Vergleichspersonen zu gewahrleisten. Auch werden in den weiteren Analysen Perso-
nen ausgeschlossen, die zu den zuvor definierten Altféllen von Geférderten nach §16e SGB Il (in
der bis Ende 2018 giiltigen Fassung) bzw. am Bundesprogramms ,Soziale Teilhabe“ gehoren.

Die Altersverteilung unterscheidet sich zwischen §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden
Leistungsberechtigten auch jenseits des §16i-Mindestalters von 25 Jahren. In Tabelle 28 ist die
Stichprobe auf Personen beschrankt, die mindestens 25 Jahre alt sind. Hier ist zu erkennen, dass
§16i-Teilnehmende bis zu einem Alter von 39 Jahren unterreprasentiert sind. Bei einem Alter von
40-62 Jahren sind sie Uberreprasentiert, und bei einem Alter von 63-65 Jahren wieder unterrepra-
sentiert. Es scheinen also gezielt altere Leistungsberechtigte in eine Férderung nach §16i SGB Il
vermittelt zu werden, auch liber das gesetzliche Zugangskriterium eines Mindestalters von 25 Jah-
ren hinaus.

9.2.2 Merkmale der §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden
Leistungsberechtigten im Vergleich

Neben der Frage, ob die Zugangskriterien bei der Vermittlung in Forderungen nach §16i SGB Il ein-
gehalten werden, ist von Interesse, ob sich die Verteilung der SGB-II-Bezugsdauer und Erwerbser-
fahrung der §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten auch dariiber
hinaus unterscheidet. Mit der Férderung nach §16i SGB Il sollen besonders arbeitsmarktferne Leis-
tungsberechtigte mit geringen Aussichten auf regulare Beschaftigung erreicht werden. Erwerbser-
fahrung und Leistungsbezugshistorie sind wichtige Einflussfaktoren auf regulare Erwerbschancen.
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In Tabelle 28 ist zu erkennen, dass der Anteil der §16i-Teilnehmenden, die wahrend der gesamten
letzten sieben Jahre SGB Il Leistungen bezogen haben, mit 66,87 Prozent bei den Frauen und 62,70
Prozent bei den Mannern mehr als doppelt so hoch ist wie der entsprechende Anteil unter den
nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten. Leistungsberechtigte mit sieben Jahren Leistungs-
bezug sind also unter den §16i-Teilnehmenden noch starker liberreprasentiert als es diejenigen
mit sechs bis sieben Jahren Leistungsbezug sind (27,07 Prozent vs. 19,24 Prozent in der Stichprobe
der Frauen; 31,27 Prozent vs. 17,35 Prozent in der Stichprobe der Manner). Auch unter denjenigen,
die die Zugangskriterien von mindestens sechs Jahren Leistungsbezug erfiillen, scheinen also die-
jenigen mit langeren Bezugsdauern bevorzugt in die Foérderung nach §16i SGB Il vermittelt zu wer-
den. Kurze Bezugsdauern von unter drei Jahren wahrend der letzten sieben Jahre sind bei den
Teilnehmenden dagegen mit 0,12 Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 0,25 Prozent in der
Stichprobe der Manner nahezu gar nicht vertreten, wahrend von den nicht teilnehmenden Leis-
tungsberechtigten 25,65 Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 29,59 Prozent in der Stich-
probe der Manner in diese Gruppe fallen.

Bezliglich der Beschaftigungsdauer wahrend der letzten sieben Jahre zeigt sich, dass Beschafti-
gungsdauern von weniger als einem Jahr unter den Teilnehmenden mit 73,24 Prozent in der Stich-
probe der Frauen und 76,43 Prozent in der Stichprobe der Manner starker vertreten sind als unter
den Nicht-Teilnehmenden, mit 50,67 Prozent in der Stichprobe der Frauen und 48,76 Prozent in
der Stichprobe der Manner (Tabelle 28). Bei Beschaftigungsdauern von iiber einem Jahr sind Teil-
nehmende dagegen unterreprasentiert, wobei bei Frauen die Anteile der Teilnehmenden und
Nicht-Teilnehmenden mit einer Beschaftigungsdauer von einem bis zwei Jahren mit 10,19 Prozent
bzw. 10,70 Prozent noch vergleichbar sind. Die Zugangskriterien fiir eine Forderung nach §16i
SGB Il nennen keine strikte maximale Beschaftigungsdauer wahrend der letzten sieben Jahren. Die
Formulierung im SGB Il lautet ,,... sie fiir insgesamt mindestens sechs Jahre innerhalb der letzten
sieben Jahre Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem Buch erhalten hat, sie
in dieser Zeit nicht oder nur kurzzeitig sozialversicherungspflichtig oder geringfiigig beschaftigt
oder selbstandig tatig war ...“. In der Praxis scheint eine Obergrenze von einem Jahr Beschafti-
gungsdauer in den letzten sieben Jahren einen Richtwert zu bilden.

Geforderte miissen dariiber hinaus fiir mindestens sechs Jahre innerhalb der letzten sieben Jahre
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erhalten haben. Mindestens sechs Jahre Leis-
tungsbezug kombiniert mit einem Richtwert von hdchstens einem Jahr Beschaftigungsdauer im-
pliziert einen Richtwert von mindestens flinf Jahren SGB-II-Bezug ohne gleichzeitige Beschafti-
gung wahrend der letzten sieben Jahre. Entsprechend zeigt Tabelle 28, dass der Anteil der Teilneh-
menden mit Dauern des Leistungsbezugs ohne Beschaftigung von unter fiinf Jahren niedriger, und
mit Dauern von fiinf bis sieben Jahren innerhalb der letzten sieben Jahre héher ausfallt als bei den
Nicht-Teilnehmenden.

Auch eine fehlende Berufsausbildung ist ein Vermittlungshemmnis fiir regulare Beschaftigung. In
Tabelle 28 ist jedoch zu erkennen, dass Geforderte nach §16i SGB Il haufiger eine Berufsausbildung
haben als die Vergleichspersonen, was dem Ziel der Férderung von Personen mit Vermittlungs-
hemmnissen entgegenlduft. Der Anteil der Teilnehmenden mit Berufsausbildung liegt bei 46,78
Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 49,81 Prozent in der Stichprobe der Manner, bei den
Nicht-Teilnehmenden dagegen bei 31,33 Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 33,04 Prozent
in der Stichprobe der Manner.
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Personen mit Schwerbehinderung werden dagegen liberproportional in geforderte Beschaftigun-
gen nach §16i SGB Il zugewiesen, mit einem Anteil von 5,44 Prozent in der Stichprobe der Frauen
bzw. 6,34 Prozent in der Stichprobe der Manner unter den Teilnehmenden verglichen mit einem
Anteil von 4,25 Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 5,76 Prozent in der Stichprobe der Man-
ner unter den Nicht-Teilnehmenden (Tabelle 28). Auch werden Personen mit einem Grad der Be-
hinderung zwischen 20 und 50 Prozent leicht liberproportional in die Férderung nach §16i SGB I
vermittelt. Die Ausnahmeregelung, dass Personen mit Schwerbehinderung auch mit einer SGB-II-
Bezugsdauer von nur fiinf Jahren in eine Forderung nach §16i SGB Il zugehen kdnnen, scheint
demnach zuihrer verstarkten Forderung beigetragen zu haben. In Tabelle 23 ist zu erkennen, dass
insgesamt 0,21 Prozent der Geforderten eine Schwerbehinderung hatten, und zwar weniger als
sechs der letzten sieben Jahre SGB Il Leistungen erhalten haben, dafiir aber wahrend der letzten
fiinf Jahre SGB-II-Leistungen erhalten haben, verglichen mit 0,11 Prozent der Nicht-Teilnehmen-
den.

Des Weiteren ist von Interesse, ob unterschiedliche Gruppen von erwerbsfahigen Leistungsberech-
tigten ahnliche Chancen auf eine Férderung nach §16i SGB Il haben, auch wenn nicht alle dieser
Gruppenzugehorigkeiten mit grofberen Vermittlungshemmnissen einhergehen.

In Tabelle 28 ist zu erkennen, dass Menschen mit deutscher Staatsangehorigkeit unter den Teil-
nehmenden haufiger zu finden sind (87,78 Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 92,24 Prozent
in der Stichprobe der Manner) als unter den Nicht-Teilnehmenden (64,05 Prozent in der Stichprobe
der Frauen bzw. 64,52 Prozent in der Stichprobe der Manner)). Demgegeniiber sind Menschen aus
den Hauptfluchtherkunftslander®® unter den Teilnehmenden deutlich unterreprasentiert (1,25
Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 0,69 Prozent in der Stichprobe der Manner) vs. 12,21
Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 15,8 Prozent in der Stichprobe der Manner unter den
Nicht-Teilnehmenden), was sich sehr wahrscheinlich darauf zuriickfiihren lasst, dass es fiir sie auf-
grund kurzer Aufenthaltsdauern in Deutschland gar nicht moglich ist, sechs Jahre SGB-II-Bezug
erreicht zu haben, um die Zugangskriterien fiir eine Férderung nach §16i SGB Il zu erfiillen. Aller-
dings sind auch Personen mit anderen Staatsangehorigkeiten, z.B. mit anderen europadischen
Staatsangehorigkeiten oder tiirkischer Staatsangehorigkeit, unter den Teilnehmenden unterre-
prasentiert.

Beziiglich des Bedarfsgemeinschaftstyps zeigt sich, dass auf Alleinstehende unter den Teilneh-
menden ein hoherer Anteil entfallt (43,67 Prozent in der Stichprobe der Frauen bzw. 73,05 Prozent
in der Stichprobe der Manner) als unter den Nicht-Teilnehmenden (32,07 Prozent in der Stichprobe
der Frauen bzw. 58,27 Prozent in der Stichprobe der Manner) (Tabelle 28). Auch Alleinerziehende
sind leicht Uberreprasentiert, wahrend der Anteil der Paare ohne Kinder bei den Teilnehmenden
in etwa dem Anteil unter den Nicht-Teilnehmenden entspricht. Dagegen sind Vater und Mitter in
Paarfamilien unter den Teilnehmenden weniger haufig zu finden als unter den Nicht-Teilnehmen-
den. Inwiefern dies daran liegt, dass Vater und Mitter kiirzere SGB-II-Bezugsdauern haben oder
auch jiinger als Personen in Bedarfsgemeinschaften ohne Kinder sind, wird im nachsten Abschnitt
genauer untersucht. Unter die Ausnahmeregelung, dass Eltern nur fiinf Jahre SGB Il Leistungen
bezogen haben missen, fallen insgesamt 0,61 Prozent der Teilnehmenden, und somit ein geringe-
rer Anteil als bei den Nicht-Teilnehmenden (insgesamt 1,17 Prozent) (Tabelle 23).

36 Zu den Hauptfluchtherkunftslandern zéhlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.
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Bezliglich des Alters der Kinder ist in Tabelle 28 zu erkennen, dass Vater und Mutter mit kleineren
Kindern unter den Teilnehmenden unterreprasentiert sind (Tabelle 28), was zumindest teilweise
daran liegt, dass das Alter der Kinder mit dem der Eltern korreliert, und vermehrt altere Personen
in die Forderung zugehen.

Personen in Ostdeutschland sind unter den Teilnehmenden Uberreprasentiert (38,14 Prozent in
der Stichprobe der Frauen bzw. 34,82 Prozent in der Stichprobe der Manner vs. 25,74 Prozent bzw.
27,50 Prozent unter den Nicht-Teilnehmenden).

Tabelle 28: Merkmale der §16i-Teilnehmenden und nicht-teilnehmenden Leistungsberechtigten am
31.3.2019. Alter >=25 Jahre, ohne Altfalle

Anteile in Prozent

Frauen Manner
Nicht teilneh- Nicht teilneh-
§16i-Teilneh-  mende Leis-  §16i-Teilneh-  mende Leis-
mende tungsberech- mende tungsberech-

tigte tigte
SGB-II-Bezugsdauer in letzten 7 Jahren
<3 Jahre 0,12 25,65 0,25 29,59
3-<4Jahre 0,21 8,13 0,32 10,57
4-<5 Jahre 1,18 8,02 0,84 8,73
5-<6Jahre 4,57 8,45 4,62 8,89
6-<7 Jahre 27,07 19,24 31,27 17,35
=7 Jahre 66,87 30,52 62,70 24,87
SGB-II-Bezugsdauer ohne Beschaftigung in letzten 7 Jahren
<3 Jahre 6,96 45,00 5,41 48,29
3-<4Jahre 3,53 10,50 3,07 10,79
4-<5 Jahre 7,68 9,45 6,82 8,87
5-<6Jahre 12,59 9,01 12,30 8,31
6-<7 Jahre 37,26 13,48 39,21 12,04
=7 Jahre 31,98 12,56 33,18 11,69
Beschéftigungsdauer in den letzten 7 Jahren
0Tage 42,20 35,18 41,74 27,92
>0 Tage <1 Jahr 31,04 15,49 34,69 20,84
1-<2Jahre 10,19 10,70 9,63 13,26
2-<3 Jahre 6,59 9,06 6,08 10,69
3-<4Jahre 3,32 7,82 2,82 8,46
4-<5 Jahre 1,71 6,63 1,91 6,69
5-<6Jahre 1,57 5,61 1,26 5,10
6-<7 Jahre 1,82 5,55 1,00 4,70
=7 Jahre 1,57 3,97 0,87 2,33
Alter
25-29 3,94 14,40 2,52 13,48
30-34 11,04 16,11 8,18 14,63
35-39 13,74 15,04 11,60 13,60
40-44 14,18 12,14 11,61 11,60
45-49 14,46 10,66 14,75 11,38
50-54 17,59 10,82 20,28 12,42
55-59 17,41 11,02 22,64 12,32
60-62 6,57 6,01 6,96 6,52
63-65 1,06 3,80 1,45 4,06
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Berufsausbildung

ohne/ nicht anerkannte Berufsausbildung
Berufsausbildung
Fachhochschule/ Universitat
Bedarfsgemeinschaftstyp
Alleinstehend
Alleinerziehend

Paar ohne Kinder

Paar mit Kindern

fehlender Wert

Grad der Behinderung

kein Grad der Behinderung

Behinderungsgrad: 20 Prozent -<30 Prozent
Behinderungsgrad: 30 Prozent - <50 Prozent

Behinderungsgrad: >50 Prozent
Zahl der Kinder

keine Kinder

1Kind

2 Kinder

3 Kinder

>=4 Kinder

fehlender Wert

Alter des jiingsten Kindes

keine Kinder

<3 Jahre

3-5Jahre

6-10 Jahre

11-14 Jahre

15-17 Jahre

fehlender Wert

Region

Ostdeutschland
Westdeutschland

Trager

zugelassener kommunaler Trager
gemeinsame Einrichtung
Staatsangehdrigkeit (gruppiert)
deutsch

andere europdische Staatsangehdrigkeit
tiirkisch
Hauptfluchtherkunftslander#
andere

fehlender Wert

Arbeitslosigkeitsdauer
in den letzten 2 Jahren

<6 Monate
6-<12 Monate
12-<18 Monate
18-<24 Monate
24 Monate

Frauen

Nicht teilneh-

§16i-Teilneh-  mende Leis-
mende tungsberech-

tigte

50,50 64,20
46,78 31,33
2,72 4,48
43,67 32,07
29,28 26,89
11,25 12,81
11,67 25,31
4,13 2,92
88,47 91,57
1,78 1,05
4,31 3,13
5,44 45
54,92 44,88
20,27 21,66
13,47 17,03
5,12 8,47
2,10 5,05
4,13 2,92
54,92 44,88
1,31 14,79
8,16 11,39
15,66 13,76
9,75 7,69
6,06 4,58
4,13 2,92
38,14 25,74
61,86 74,26
22,37 24,51
77,63 75,49
87,78 64,05
4,24 11,37
2,81 5,44
1,25 12,21
3,78 6,64
0,14 0,29
22,1 49,6
20,0 16,7
23,9 13,8
25,3 12,2

8,6 7,7

Manner

Nicht teilneh-

§16i-Teilneh-  mende Leis-

mende tungsberech-
tigte
47,99 62,11
49,81 33,04
2,20 4,85
73,05 58,27
3,34 2,32
11,34 11,87
11,35 26,86
0,93 0,68
86,37 89,02
2,08 1,42
5,22 3,80
6,34 5,76
84,39 70,14
6,84 9,85
4,28 9,66
2,35 5,79
1,22 3,88
0,93 0,68
84,39 70,14
2,08 10,58
2,60 6,10
4,61 6,64
3,61 3,68
1,79 2,18
0,93 0,68
34,82 27,50
65,18 72,50
24,15 24,07
75,85 75,93
92,24 64,52
2,93 9,11
2,23 5,74
0,69 15,80
1,83 4,40
0,08 0,44
20,0 37,6
19,1 19,9
24,1 17,7
26,7 15,8

10,1 9,0
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Frauen Méanner

Nicht teilneh- Nicht teilneh-
§16i-Teilneh- mende Leis-  §16i-Teilneh-  mende Leis-
mende tungsberech- mende tungsberech-
tigte tigte
Arbeitslosigkeitsdauer
in den letzten 5 Jahren
<6 Monate 4,6 29,8 3,5 19,8
6-<12 Monate 6,1 13,3 3,6 12,6
12-<18 Monate 8,0 11,4 5,9 12,0
18-<24 Monate 10,0 9,4 8,6 10,1
24-<36 Monate 24,0 14,4 23,2 17,3
36-<48 Monate 25,2 10,7 27,7 14,0
>=48 Monate 22,0 11,1 27,6 14,1
Personenanzahl 4,337 806,459 7,225 783,106

#Zu den Hauptfluchtherkunftsldndern zahlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

9.2.3  Multivariate Analyse: Determinanten des Eintritts in eine Forderung nach §16i SGB I
in den Monaten April - Juli 2019

Multivariate Analysen konnen Aufschluss dariiber geben, welche Gruppenunterschiede bei den
§16i-Teilnahmewahrscheinlichkeiten sich darauf zurlickfiihren lassen, dass die Zugangskriterien
zu unterschiedlichen Anteilen erfiillt werden. Tabelle 29 zeigt Ergebnisse multivariater Probitmo-
delle fiir §16i-Teilnahmen zwischen April und Juli 2019. Das Modell 1 kontrolliert fiir soziodemo-
grafische Merkmale, wahrend das Modell 2 zusatzlich fir Merkmale kontrolliert, die fiir die Defini-
tion der Zugangskriterien relevant sind. Die Ergebnisse werden als gemittelte marginale Effekte
dargestellt. Die Spalten 3 und 4 zeigen die Effekte als Prozentpunktunterschiede in der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit. Insgesamt ist die Wahrscheinlichkeit einer Teilnahme an einer Férderung nach
§16i SGBII fiir Leistungsberechtigte im Untersuchungszeitraum absolut gesehen sehr gering
(0,362 Prozent). Entsprechend fallen die in absoluten Werten ausgedriickten Prozentpunktunter-
schiede in Spalten 3 und 4 ebenfalls gering aus, und liegen durchweg bei unter einem Prozent-
punkt. Um die geringe Basiswahrscheinlichkeit einer Teilnahme besser zu berticksichtigen, wer-
den die marginalen Effekte in Spalten 1 und 2 nochmals in Form prozentueller Veranderungen der
Teilnahmewahrscheinlichkeit ausgedriickt, in Relation zur Wahrscheinlichkeit der Teilnahme in
der jeweiligen Referenzkategorie, bzw. bei den regionalen Indikatorvariablen als prozentuale Ver-
anderung der Teilnahmewahrscheinlichkeit bei einer Veranderung des Indikators um einen Pro-
zentpunkt.

Modell 1 enthalt demographische Faktoren, Ausbildung und Schwerbehinderung, aber nicht die
Dauer des ALG-II-Bezugs oder die Erwerbsdauer. Die Ergebnisse von Modell 1 fiir den Einfluss von
Alter, Berufsausbildung, Staatsangehorigkeit und Geschlecht auf eine §16i-Teilnahme weisen in
eine dhnliche Richtung wie die deskriptiven Ergebnisse. Die Teilnahmewahrscheinlichkeit ist fiir
altere Leistungsberechtigte hoher als fiir jlingere Leistungsberechtigte, fiir Personen ohne deut-
sche Staatsangehorigkeit geringer als fiir Personen mit deutscher Staatsangehérigkeit, fiir Frauen
geringer als flr Manner, und fiir Personen ohne Berufsausbildung geringer als fiir Personen mit
Berufsausbildung, wenngleich der Einfluss der Berufsausbildung mit einer um 9,3 Prozent héheren
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Teilnahmewahrscheinlichkeit flir Personen mit, als flir Personen ohne Berufsausbildung eher ge-
ring ist. Auch nimmt in Modell 1, bei Kontrolle anderer demographischer Faktoren wie Bedarfsge-
meinschaftstyp, die Zugangswahrscheinlichkeit bei einem Alter von 60-62 Jahren wieder ab.

Tabelle 29: Determinanten des Eintritts in eine Férderung nach §16i SGB Il in den Monaten April-Juli
2019. Resultate von Probitschatzungen. Alter >=25 Jahre, ohne Altfalle.

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme- Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent) wahrscheinlichkeit
Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2

Alter
25-29 -78,9 e -58,3 e -0,338 e -0,248 e
30-34 441 ** 28,5  *** 0189  ***  .0121  ***
35-39 -19,4 e -12,8 e -0,083 e -0,055 e
40-44 Referenzkategorie
45-49 15,4 e 6,2 * 0,066 e 0,026 *
50-54 25,8 8,9 *x 0,110  *** 0,038 *x
55-59 24,7 3,2 0,106  *** 0,013
60-62 -23,8 e -39,7 e -0,102 e -0,169 e
63-65 75,6 M 82,5  *** 0324 *** 0352 @ ***
Berufsausbildung
ohne/ nicht anerkannte Berufsausbildung Referenzkategorie
Berufsausbildung 9,3 e 38,9 el 0,033 e 0,121 el
Fachhochschule/ Universitat -34,5 o 19,9 bl -0,121 o 0,062 bl
Staatsangehdrigkeit (gruppiert)
deutsch Referenzkategorie
andere europdische Staatsangehérigkeit -69,0 b -46,1 b -0,319 b -0,184 b
tiirkisch 63,8  ** -56,9  *** 0296  *** 0,227 @ ***
Hauptfluchtherkunftslander# -92,2 ool -65,8 ol -0,427 ool -0,263 ol
andere 57,8 ** -40,5  *** 0268  *** 0,162  ***
fehlender Wert -73,6 o -30,7 -0,341 o -0,123
Bedarfsgemeinschaftstyp/ Geschlecht
Alleinstehend, Manner Referenzkategorie
Alleinstehend, Frauen -40,6 o -35,2 bl -0,203 o -0,170 bl
Alleinerziehend, Mdnner 9,3 13,6 * 0,046 0,066 *
Alleinerziehend, Frauen -36,9 o -43,2 bl -0,184 o -0,208 bl
Paar ohne Kinder, Manner -20,0 el -7,6 ** -0,100 el -0,037 **
Paar ohne Kinder, Frauen -59,1 o -52,0 bl -0,295 o -0,250 bl
Paar mit Kindern, Manner -42,2 el -22,4 bl -0,211 el -0,108 bl
Paar mit Kindern, Frauen -57,9 el -62,9 bl -0,289 el -0,303 bl
fehlender Wert, Manner 24,6 42,0 *x 0,123 0,202 *x
fehlender Wert, Frauen -40,8 el -38,9 bl -0,204 el -0,188 bl
Grad der Behinderung
kein Grad der Behinderung Referenzkategorie
Behinderungsgrad: 20 Prozent -<30 Prozent 2,8 -11,2 * 0,010 -0,042 *
Behinderungsgrad: 30 Prozent - <50 Prozent -8,0 * -14,8 bl -0,030 * -0,055 bl
Behinderungsgrad: >50 Prozent -16,1 b -24,9 b -0,059 b -0,093 b
Region
Westdeutschland Referenzkategorie
Ostdeutschland 23,6 e 1,8 0,080 e 0,007
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gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme- Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent) wahrscheinlichkeit
Modell 1 Modell 2 Modell 1 Modell 2
Indikatoren auf Kreisebene
Relation Vakanz/ Arbeitslosenbestand, 3/2019 5,7 29,1 bl 0,019 0,082 bl
Arbeitslosenquote letzte 12 Monate 36,7 o 45,8 bl 0,121 i 0,128 bl
SGB Il Arbeitslosenquote letzte 12 Monate -34,9 e -42,4 el -0,115 e -0,119 el

min, 24 Monate Langzeitarbeitslosenquote
letzte 12 Monate

Ab 50-Jahrige: Arbeitslosenquote letzte 12 Mo-

21,8 i 18,4 e 0,072 i 0,052 e

11,6 *** 17,8 *** 0,038 *** 0,050  ***

nate

Trager

gemeinsame Einrichtung Referenzkategorie

zugelassener kommunaler Trager -12,8 b -15,1 b -0,048 b -0,057 b

Beschéftigungsdauer in den letzten 7 Jahren

0Tage Referenzkategorie

>0 Tage <1 Jahr 438 bl 0,186 bl
1-<2Jahre -15,4 el -0,065 el
2-<3Jahre -27,1 ol -0,115 ol
3-<4Jahre -55,2 e -0,234 e
4-<5Jahre -68,7 ol -0,292 ol
5-<6 Jahre -75,6 e -0,321 e
6-<7 Jahre 82,2 0,349 ***
=7 Jahre -81,2 e -0,345 e
SGB-II-Bezugsdauer in letzten 7 Jahren

<5 Jahre -96,7 el -0,005 el
5-<6Jahre -64,9 e -0,003 e
6-<7Jahre Referenzkategorie

=7 Jahre 35,7 e 0,002 e
Durchschnittswahrscheinlichkeit (in Prozent) 0,362

Personenanzahl 1.601.127 1.601.127 1.601.127 1.601.127

#Zu den Hauptfluchtherkunftsldndern zahlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.

Statistisches Signifikanzniveau: * 10 %, ** 5%, *** 1 %

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

Modell 1 zeigt einen negativen Einfluss des Vorliegens einer Schwerbehinderung auf die Teilnah-
mewahrscheinlichkeit, im Gegensatz zu den oben beschriebenen deskriptiven Ergebnissen, die ei-
nen Uberproportionalen Anteil von Personen mit Schwerbehinderung an den Teilnehmenden auf-
zeigten. Der hohere Anteil der Personen mit Schwerbehinderung scheint sich also durch andere
Merkmale der Teilnehmenden zu erklaren, z.B. durch das Alter und das Geschlecht.

Wie auch bei den deskriptiven Ergebnissen sind die Teilnahmewahrscheinlichkeiten auch bei Kon-
trolle des Alters fiir Manner und Frauen in Paarfamilien mit Kindern geringer als fiir Alleinstehende
ohne Kinder. Zudem zeigen sich bei Berlicksichtigung des Alters und anderer demographischer
Kontrollvariablen im Gegensatz zu den deskriptiven Ergebnissen auch fiir Frauen und Manner mit
Partner/-in aber ohne Kinder geringere Teilnahmewahrscheinlichkeiten als fiir Alleinstehende.

Anhand von Modell 2 zeigt sich, inwiefern die in Modell 1 aufgewiesenen Gruppenunterschiede sich
dadurch erklaren lassen, dass einige Gruppen die Zugangskriterien zu einer Forderung nach §16i
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SGB Il im Sinne von Dauer des SGB-II-Bezugs und Erwerbserfahrung eher erfiillen als andere. Die
Ergebnisse fiir Modell 2 lassen z.B. erkennen, dass der negative Einfluss einer nicht-deutschen
Staatsangehorigkeit, insbesondere einer Staatsangehdrigkeit der Hauptfluchtherkunftslander,
bei Kontrolle der Dauer des SGB-II-Bezugs und Erwerbserfahrung geringer wird. Allerdings bleiben
auch in Modell 2 die im Vergleich zu Deutschen geringeren Teilnahmewahrscheinlichkeiten beste-
hen. Diese Zusammenhange lassen sich also nicht allein durch eine kiirzere SGB-II-Bezugsdauer
oder mehr Erwerbserfahrung erklaren. Auch andert sich der geschatzte Unterschied zwischen al-
leinstehenden Mannern und Frauen in Modell 2 nur wenig. Bei Mannern erklart sich der negative
Effekt von Kindern teilweise in Modell 2, bei Frauen verstarkt er sich teilweise.

Durch eine Férderung im Rahmen von §16i SGB Il sollten Personen mit Vermittlungshemmnissen
erreicht werden. Allerdings werden nur wenige explizite Zugangskriterien festgeschrieben. Diese
beziehen sich auf die Lange des SGB-1I-Bezugs sowie die Beschaftigungsdauer. Daher stellt sich die
Frage, inwiefern durch diese Zugangskriterien auch Personen mit anderen Vermittlungshemmnis-
sen erreicht werden.

Ein hoheres Alter ist nachweislich ein Vermittlungshemmnis fiir reguldre Beschaftigung (Lietz-
mann et al. 2018). In Modell 1 zeigt sich, dass Personen mit héherem Alter bis zu einem Alter von
59 Jahren vermehrt geférdert werden. In Modell 2 zeigt sich, dass der Einfluss des Alters sich teil-
weise durch Kontrolle der Zugangskriterien zu §16i SGB Il (Dauer des SGB Il Bezugs, Erwerbserfah-
rung) erklaren lasst. Die expliziten Forderkriterien scheinen also tatsachlich ein weiteres Vermitt-
lungshemmnis im Sinne eines hoheren Alters mit abzudecken.

Keine Berufsausbildung zu haben, ist ein weiteres Vermittlungshemmnis (Lietzmann et al. 2018).
Hier bewegt sich der Koeffizient fiir Berufsausbildung von Modell 1 zu Modell 2 in positiver Rich-
tung. Dies deutet darauf hin, dass Personen ohne Berufsausbildung 6fter als andere Leistungsbe-
rechtigte die Zugangskriterien erflillen. Gemessen daran nehmen sie jedoch seltener an einer For-
derung nach §16i SGB Il teil, als aufgrund der Dauer ihres SGB-II-Bezugs und ihrer geringeren Er-
werbserfahrung zu erwarten ware.

Ahnliches |sst sich bei Frauen in Paarfamilien mit Kindern beobachten. Auch sie scheinen seltener
an einer Férderung nach §16i SGB Il teilzunehmen, als es aufgrund der Dauer ihres SGB-II-Bezugs
und ihrer geringeren Erwerbserfahrung zu erwarten ware.

Die Analysen wurden auch getrennt fiir Frauen und Manner durchgefiihrt. Tabelle 30 stellt die Be-
funde dieser Analysen dar." Hier zeigt sich, dass das Alter sowie auch die Staatsangehorigkeit bei
Mannern einen etwas starkeren Einfluss auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit an einer Forderung
nach §16i SGB Il hat als bei Frauen. Allerdings beeinflusst die Berufsausbildung die Teilnahme-
wahrscheinlichkeit bei Frauen starker als bei Manner. Auch sinkt die Teilnahmewahrscheinlichkeit
von Frauen mit Partner/-in und/oder Kindern gegeniiber kinderlosen Singles starker als bei Man-
nern. Alleinerziechende Manner haben sogar eine etwas hohere Teilnahmewahrscheinlichkeit als
kinderlose alleinstehende Manner, wobei es sich bei den alleinerziehenden Manner jedoch um
eine sehr kleine Teilgruppe handelt (ca. 3 Prozent der Teilnehmenden Manner (Tabelle 28)). Eine

37 Um zugleich noch zusétzliche mégliche Einflussfaktoren auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit an Férderungen nach §16i
SGB Il zu beriicksichtigen, wurde hier auch fiir die kumulierte Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten zwei und fiinf Jahren kon-
trolliert. Da die bisherige Arbeitslosigkeitsdauer kein Zugangskriterium fiir Férderungen nach §16i SGB Il ist, waren diese Va-
riablen in den in Tabelle 29 gezeigten Modellen nicht enthalten.
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Behinderung hat bei Mannern einen starkeren negativen Einfluss auf die Teilnahmewahrschein-
lichkeit als bei Frauen. Die vorherige Beschaftigungsdauer und SGB-II-Bezugsdauer beeinflusst die
Teilnahmewahrscheinlichkeit von Frauen und Mannern auf dahnliche Weise. Allerdings hat die
Dauer der registrierten Arbeitslosigkeit bei Frauen einen starkeren positiven Effekt auf die Teilnah-
mewahrscheinlichkeit als bei Mannern. Dies konnte darauf zuriickzufiihren sein, dass die Arbeits-
losigkeitsdauer bei Frauen starker als bei Mannern ein Indikator fiir die Arbeitsmarktbeteiligung
ist. Teilweise kdnnten Frauen mit geringer Arbeitslosigkeitsdauer gar nicht am Arbeitsmarkt betei-
ligt gewesen sein und auch nicht fir eine geforderte Beschaftigung nach §16i SGB Il zur Verfligung
stehen.

Die hohere Teilnahmewahrscheinlichkeit von Leistungsberechtigten in Ostdeutschland erklart
sich durch Unterschiede in der SGB-II-Bezugsdauer und Beschaftigungsdauer der Leistungsbe-
rechtigten in Ost- und Westdeutschland. Im zweiten Modell, bei Kontrolle dieser Faktoren, hat die
Region keinen signifikanten Einfluss auf die Teilnahmewahrscheinlichkeit mehr.

Tabelle 30: Determinanten des Eintritts in eine Férderung nach §16i SGB Il in den Monaten April-Juli
2019. Resultate von separaten Probitschatzungen fiir Mdnner und Frauen. Alter >=25 Jahre, ohne Altfalle

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten: in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme- Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent) wahrscheinlichkeit
Frauen Manner Frauen Manner

Alter
25-29 -57,8 e -57,4 e -0,186 e -0,285 e
30-34 -30,8 e -27,1 e -0,099 e -0,135 e
35-39 -17,4 ™t -10,0 * 0,056 ***  -0,060 **
40-44 Referenzkategorie
45-49 3,0 11,0 * 0,010 0,055 *
50-54 6,7 16,8 e 0,022 0,083 e
55-59 46 17,7 *** 0,015 0,088
60-62 -34,9 e -35,6 e -0,112 e -0,177 e
63-65 -77,9 e -73,1 e -0,251 e -0,363 e
Berufsausbildung
ohne/ nicht anerkannte Berufsausbildung Referenzkategorie
Berufsausbildung 53,2 el 30,1 e 0,119 ol 0,122 e
Fachhochschule/ Universitat 44,1 bl 9,6 0,098 bl 0,039
Staatsangehdrigkeit (gruppiert)
deutsch Referenzkategorie
andere europdische Staatsangehdrigkeit -44.3 bl -47,5 o -0,132 bl -0,239 o
tiirkisch -53,5  *** 585 *** 0160  ***  -0,295  ***
Hauptfluchtherkunftslander# -60,0 ol -71,5 ol -0,179 ol -0,360 ool
andere 38,0 *** 458  *** 0113 *** 0231 ***
fehlender Wert -4.6 -42.5 * -0,014 -0,214 *
Bedarfsgemeinschaftstyp
Alleinstehend Referenzkategorie
Alleinerziehend 7,3 * 14,5 * -0,022 * 0,069 *
Paar ohne Kinder -23,0 bl 7,1 ** -0,070 bl -0,034 **
Paar mit Kindern -37,5 bl -21,1 o -0,113 bl -0,100 o
fehlender Wert -2,0 41,2 ** -0,006 0,195 **
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Grad der Behinderung

kein Grad der Behinderung
Behinderungsgrad: 20-<30
Behinderungsgrad: 30 - <50
Behinderungsgrad: >50

Region

Westdeutschland

Ostdeutschland

Indikatoren auf Kreisebene

Relation Vakanz/ Arbeitslosenbestand, 3/2019
Arbeitslosenquote letzte 12 Monate

SGB Il Arbeitslosenquote letzte 12 Monate

min. 24 Monate Langzeitarbeitslosenquote
letzte 12 Monate

Ab 50-Jahrige: Arbeitslosenquote letzte 12 Mo-
nate

Trager

gemeinsame Einrichtung

zugelassener kommunaler Trager
Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 2 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24 Monate

Arbeitslosigkeitsdauer in den letzten 5 Jahren
<6 Monate

6-<12 Monate

12-<18 Monate

18-<24 Monate

24-<36 Monate

36-<48 Monate

>=48 Monate

Beschéftigungsdauer in den letzten 7 Jahren
0 Tage

>0 Tage <1 Jahr

1-<2Jahre

2-<3Jahre

3-<4Jahre

4-<5 Jahre

5-<6Jahre

6-<7 Jahre

=7 Jahre

gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten:
Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent)

Frauen

-4,9
-14,8
-14,7

7,9

62,3
30,2
-28,1

3,1

-14,9

51,7
54,7
49,9
21,8

122,6
141,8
164,2
210,0
207,2
164,1

242
-31,0
41,2
62,6
-76,6
74,9
-73,9
71,2

*%k

*k

Méanner

-18,6
-18,0
-26,0

7,8
53,9
-52,6

36,7

-26,1

-14,8

32,5
20,7
10,7
-40,6

95,7
142,6
183,3
181,2
172,9
139,9

40,4
-14,9
233
-51,0
-59,3
-69,2
77,4
-69,7

in Prozentpunkten:

Veranderung der Teilnahme-

wahrscheinlichkeit

Frauen

Referenzkategorie

ko

* Kk

ok

-0,013
-0,040
-0,040

Referenzkategorie

*k

0,021

0,131
0,063
-0,059

0,007

-0,014

Referenzkategorie

ok

-0,041

Referenzkategorie

0,110
0,116
0,106
-0,046

Referenzkategorie

0,129
0,149
0,172
0,220
0,217
0,172

Referenzkategorie

ok

0,083
-0,107
-0,142
-0,215
-0,264
-0,258
-0,254
-0,245

*k

Méanner

-0,089
-0,086
-0,124

-0,035

0,027
0,184
-0,180

0,125

-0,089

-0,071

0,142
0,091
0,047
-0,178

0,180
0,268
0,344
0,340
0,325
0,263

0,200
-0,074
-0,116
-0,253
-0,295
-0,344
-0,384
-0,346

*k
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gemittelte marginale Effekte

als Semi-Elastizitaten: in Prozentpunkten:
Veranderung der Teilnahme- Veranderung der Teilnahme-
wahrscheinlichkeit (in Prozent) wahrscheinlichkeit
Frauen Manner Frauen Manner
SGB-II-Bezugsdauer in letzten 7 Jahren
<5 Jahre 94,7 -96,8 0208 *** 0,621 @ ***
5-<6Jahre -55,8 e -69,4 e -0,175 e -0,445 e
6-<7Jahre Referenzkategorie
=7 Jahre 39,3 e 42,8 e 0,123 e 0,275 e
Durchschnittswahrscheinlichkeit (in Prozent) 0,268 0,459 0,268 0,459
Personenanzahl 810.796 790.331 810.796 790.331

#Zu den Hauptfluchtherkunftsldandern zahlen: Syrien, Irak, Iran, Afghanistan, Pakistan, Eritrea, Somalia und Nigeria.
Statistisches Signifikanzniveau: * 10 %, ** 5 %, *** 1 %

Quelle: Eigene Auswertungen auf Basis der Integrierten Erwerbsbiographien und der Leitungshistorik Grundsicherung sowie
weiterer Prozessdatensatze

9.3 Zwischenfazit

Zugangskriterien werden in aller Regel eingehalten

Insgesamt zeigen die Analysen, dass die Zugangskriterien fiir eine Forderung nach §16i SGB Il na-
hezu ausnahmslos - namlich zu 96 Prozent in der untersuchten Teilnehmendengruppe - eingehal-
ten werden. Bei vier Prozent konnte die Erfullung der Zugangskriterien nicht nachgewiesen wer-
den, was aber auf Datenunsicherheiten zuriickzufiihren sein konnte. Zudem werden auch unter
denjenigen, die das Zugangskriterium von mindestens sechs Jahren Leistungsbezug erfiillen, jene
mit langeren Bezugsdauern bevorzugt in die Forderung nach §16i SGB Il vermittelt werden.

Fiir §16e-Teilnehmende zeigt sich, dass sie eine spezifische Auswahl erwerbsfahiger Leistungsbe-
rechtigter beziiglich kumulierter Arbeitslosigkeitsdauer darstellen. Die exakte Berechnung der bis-
herigen Arbeitslosigkeitsdauer nach §18 SGB Ill als Zugangskriterium fiir eine Forderung nach §16e
SGB Ilist sehr komplex, und ist auf Grundlage der verwendeten administrativen Langsschnittdaten
nur eingeschrankt moglich. Es lasst sich allerdings zeigen, dass unter den §16e-Teilnehmenden
Leistungsberechtigte mit einer Arbeitslosigkeitsdauer von nahezu zwei Jahren innerhalb der letz-
ten fiinf Jahre mit einem sehr hohen Anteil und mehr als doppelt so haufig vertreten sind als unter
nicht-teilnehmenden erwerbsfahigen Leistungsberechtigten. Die durch die Zugangskriterien aus-
gewiesenen Zielgruppen fiir Forderungen nach §16e und §16i SGB |l werden also erreicht.

Altere Leistungsberechtigte und solche mit wenig Erwerbserfahrung werden erreicht

Teilnehmende an Férderungen nach §16e SGB Il sind durchschnittlich etwas jiinger (43,8 Jahre)
als Teilnehmende an Forderungen nach §16i SGB 11 (48,3 Jahre), aber alter als nicht-teilnehmende
Leistungsberechtigte (39 Jahre). Frauen mit einer Erwerbsdauer von >0 Tagen bis <6 Jahren sowie
genau 7 Jahren innerhalb der letzten sieben Jahre sind bei Forderungen nach §16e SGB Il iiberre-
prasentiert. Manner mit einer Erwerbsdauer von 1 bis < 5 Jahren sowie genau 7 Jahren innerhalb
der letzten sieben Jahre sind bei Férderungen nach §16e SGB Il iberreprasentiert. Es nehmen also
Leistungsberechtigte an Forderungen nach §16e teil, die sehr wenig bis vergleichsweise viel Er-
werbserfahrung haben. Jedoch sind im Gegensatz zu Forderungen nach §16i SGB Il bei Férderun-
gen nach §16e SGB Il Personen ohne jegliche Erwerbserfahrung in den letzten sieben Jahren un-
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terreprasentiert. Wahrend sich beide Forderprogramme also an Personen mit wenig Erwerbser-
fahrung richten, richten sich Forderungen nach §16i SGB Il zusatzlich speziell an Personen ohne
jegliche Erwerbserfahrung. Zudem zeigt sich, dass sich Férderungen nach §16e SGB Il verstarkt an
Personen mit SGB-II-Leistungsbezugsdauern von mindestens drei Jahren innerhalb der letzten
sechs Jahre richten, und somit erwartungsgemaft eine etwas grolRere Bandbreite an SGB-II-Be-
zugsdauern abdecken als Férderungen nach dem §16i SGB II.

Leistungsberechtigte ohne Berufsabschluss sowie auch teilweise solche mit
Schwerbehinderung werden seltener gefordert

Wie bei Forderungen nach dem §16i SGB Il sind bei Forderungen nach dem §16e SGB Il Leistungs-
berechtigte ohne Berufsabschluss unterreprasentiert. Bei beiden Forderungen ware also ein mog-
liches Ziel, Leistungsberechtigte ohne Berufsausbildung verstarkt zu fordern.

Bei Forderungen nach dem §16e SGB Il sind im Gegensatz zu Forderungen nach dem §16i SGB Il
Schwerbehinderte unterreprasentiert. Dies konnte auf das geringere Durchschnittsalter der Gefor-
derten nach §16e SGB Il im Vergleich zu den Geférderten nach §16i SGB Il zuriickzufiihren sein.
Auch nach Kontrolle anderer Einflussfaktoren im multivariaten Modell haben Schwerbehinderte
eine geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit an den Forderungen nach §16e SGB II.

Die Ausnahmeregelung, die vorsieht, dass Schwerbehinderte nur fiir eine Dauer von fiinf Jahren
Grundsicherungsleistungen bezogen haben miissen, um nach §16i SGB Il gefordert werden zu kon-
nen, wird genutzt und erhoht die Forderwahrscheinlichkeit von Schwerbehinderten. Allerdings
sind Schwerbehinderte unter den §16i-Teilnehmenden mit ansonsten vergleichbaren Merkmalen,
z.B. gleichen Alters, Bedarfsgemeinschaftstyps und gleicher Leistungsbezugsdauer, unterrepra-
sentiert. Bei beiden Programmen kdnnte also ein Ziel sein, Schwerbehinderte, auch gemessen an
ihrer jeweiligen Altersgruppe, verstarkt zu fordern.

Forderwahrscheinlichkeiten sind fiir Leistungsberechtigte in Ostdeutschland sowie in
gemeinsamen Einrichtungen hoher

Personen in Ostdeutschland sind unter den §16e-Teilnehmenden mit einem deutlich hheren An-
teil zu finden als unter den Nicht-Teilnehmenden, besonders innerhalb der Teilstichprobe der
Frauen. Im Gegensatz zu den Forderungen nach §16i SGB Il [dsst sich dieser regionale Unterschied
in der Forderwahrscheinlichkeit nicht durch weitere Einflussfaktoren wie SGB-II-Bezugsdauer oder
Erwerbserfahrung erkldren. Dariiber hinaus sind sowohl bei Forderungen nach §16e SGBI als
auch §16i SGB Il zugelassene kommunale Trager als Trager unterreprasentiert.

Forderwahrscheinlichkeiten von Personen ohne deutsche Staatsangehorigkeit sind geringer

Wie auch bei Férderungen nach dem §16i SGB Il ist auch bei Forderungen nach dem §16e SGB ||
der Anteil von Personen ohne deutsche Staatsangehdrigkeit niedriger als unter nicht teilnehmen-
den Leistungsberechtigten. Allerdings lasst sich im Gegensatz zu Forderungen nach dem §16i
SGB Il die geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit von Personen aus den Hauptfluchtherkunfts-
landern an Férderungen nach dem §16e SGB Il durch kiirzere Arbeitslosigkeitsdauern, kiirzere
SGB-II-Bezugsdauern sowie kiirzere Erwerbserfahrung erklaren, obwohl letztere keine Zugangs-
kriterien fur Forderungen nach dem §16e SGB Il sind. Die geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit
von Personen mit tlirkischer Staatsangehdrigkeit [dsst sich nicht durch andere Faktoren erklaren;
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die geringere Teilnahmewahrscheinlichkeit von Personen mit anderen Staatsangehorigkeiten nur
teilweise.

Forderwahrscheinlichkeiten von Frauen, insbesondere in Paarhaushalten, sind geringer als
von Mannern

Im Rahmen von §16e wie auch §16i SGB Il werden Frauen seltener gefordert als Manner. Dies gilt
sowohl fiir alleinstehende Frauen als auch fiir Frauen mit Kindern und/ oder Partner. Der Unter-
schied in der Teilnahmewahrscheinlichkeit von Frauen und Mannern an der Forderung nach §16i
SGB Il wird bei gleicher Erfiillung der vorgesehenen SGB-II-Bezugsdauer als Zugangskriterium so-
gar noch etwas groRer. Im Gegensatz zu §16i lasst sich der geringe Frauenanteil an Férderungen
nach §16e SGB Il teilweise, aber nicht ganz, auf eine geringere Erfiillung der Zugangskriterien
durch weibliche Leistungsberechtigte zurlickfiihren, welche im Falle des §16e SGB Il eine Mindest-
arbeitslosigkeitsdauer spezifizieren. Darliber hinaus ist die Teilnahmewahrscheinlichkeit von
Frauen mit Partner (mit oder ohne Kinder), aber nicht alleinerziehenden Frauen, geringer als bei
alleinstehenden Frauen. Bei Mannern spielt der Bedarfsgemeinschaftstyp fiir Forderungen nach
dem §16e SGB Il, im Gegensatz zu Forderungen nach dem §16i SGB Il, kaum eine Rolle.

10 Fazit

Mit dem ,Teilhabechancengesetz“ wurden die Fordermoglichkeiten der Grundsicherung fiir Ar-
beitsuchende um die Instrumente ,Eingliederung von Langzeitarbeitslosen® (§16e SGB II) sowie
sTeilhabe am Arbeitsmarkt“ (§16i SGB II) erweitert. Konzipiert wurden beide Instrumente fiir be-
sonders arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte. Entsprechend besteht das gemeinsame Kernan-
liegen beider Fordermalinahmen darin, diesem Personenkreis den andernfalls besonders er-
schwerten Zugang zum Arbeitsmarkt doch zu ermdglichen. Durch die staatlicherseits geforderte
Erwerbsbeteiligung soll nicht zuletzt die Beschaftigungsfahigkeit der Geforderten und dadurch
prospektiv auch ihre Aussicht auf eine Anstellung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt verbessert
werden. Im Falle der Férderung nach §16i SGB Il spielt zugleich die Verbesserung der Giber Erwerbs-
arbeit vermittelten Teilhabechancen der Geforderten eine zentrale Rolle.

Die wissenschaftliche Evaluation der beiden Férderinstrumente erfolgt im Rahmen der Wirkungs-
forschung nach §55 Abs. 1 SGB Il und obliegt damit dem Institut flir Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB). Im Fokus der Evaluation stehen die Umsetzung der Forderinstrumente durch die
Jobcenter, ihr betrieblicher Einsatz sowie ihre Wirkungen und Wirkmechanismen. Konkret besteht
die Evaluation aus insgesamt acht eng miteinander verzahnten Teilprojekten, die den genannten
Aspekten aus unterschiedlichen Perspektiven nachgehen. Mit dem vorliegenden Zwischenbericht
dokumentiert das IAB den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Begleitforschung. Bislang liegen
erste Ergebnisse aus den Teilprojekten zur Implementation der beiden Instrumente (Modul 1a),
der strukturellen Zusammensetzung ihrer Forderfalle (Modul 1b und 4a) sowie der ganzheitlichen
beschaftigungsbegleitenden Betreuung (Modul 2b) vor. Die nachfolgenden Ausfiihrungen fassen
die ersten Einsichten dieser Teilprojekte der Evaluation zusammen und geben einen Ausblick auf
die weitere Forschungsarbeit, deren Ergebnisse Ende 2023 dem Bundesministerium flir Arbeit und
Soziales Uibermittelt werden.
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Zielsetzung der Forderung nach §16i SGB Il wird unterschiedlich akzentuiert

Die Implementation der Forderinstrumente nach §16e und §16i SGB Il durch die Jobcenter bildet
einen zentralen Gegenstand der Evaluationsstudie (vgl. Kapitel 3). Gestlitzt auf qualitative Inter-
views mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Verwaltung und dem Verbandewesen sowie
mit Fach- und Fiihrungskraften ausgewahlter Jobcenter werden die Governance sowie die Umset-
zungspraxis der beiden MalRnahmen untersucht. Auf diesem Wege soll die Bandbreite an Umset-
zungsvarianten identifiziert und typisiert werden. Die dazu erforderliche Datenerhebung hat 2020
begonnen und wird voraussichtlich im kommenden Jahr abgeschlossen. Bislang konzentrierte
sich die Erhebung auf die Leitungsebene der Jobcenter, in der anstehenden Erhebungsphase wer-
den aber verstarkt auch Integrationsfachkrafte befragt. Aufbauend auf den Einsichten des qualita-
tiven Untersuchungsteils ist fiir das Jahr 2022 eine standardisierte Befragung von Jobcentermitar-
beiterinnen und -mitarbeitern geplant, die Aufschluss liber die Haufigkeit der im ersten Analyse-
schritt identifizierten Umsetzungsvarianten geben soll.

Trotz der aktuell noch laufenden Erhebungsarbeiten kristallisieren sich bereits zwei Befunde rela-
tivklar heraus: Erstens ist es die Forderung nach §16i SGB I, die von den bislang befragten Jobcen-
terleitungen als wesentliche Neuerung im Forderinstrumentarium der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende bewertet wird. Demgegeniiber wird das in §16e SGB Il geregelte Instrument eher in einer
Linie mit bereits vorhandenen Forderansatzen, insbesondere dem Eingliederungszuschuss, gese-
hen. Ausschlaggebend fiir diese Bewertung ist nicht zuletzt, dass sich das Instrument , Teilhabe
am Arbeitsmarkt“ an sehr arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte richtet und damit eine Teil-
gruppe unter den Hilfeempfangerinnen und -empfangern adressiert, fiir die in den letzten Jahren
keine vergleichbare Fordermdoglichkeit mehr existierte. Aus dieser Einschatzung folgt jedoch nicht,
dass die befragten Jobcenter diesem Forderinstrument durchgéngig eine dhnlich hohe Relevanz
flr ihre Geschaftspolitik beimessen. Vielmehr sind in dieser Hinsicht deutliche Unterschiede fest-
zustellen. Wahrend dem Instrument in manchen Jobcentern eine zentrale Funktion fiir die strate-
gische Grundausrichtung zuerkannt wird, begreifen andere Jobcenter die Férderung nach §16i
SGB Il lediglich als zeitlich befristetes Projekt, das fiir sie - unabhangig von einem moglichen Fort-
bestand des aktuell noch bis zum Jahresende 2024 befristeten Instruments - mit dem Erreichen
einer von ihnen vorab definierten Zahl an Forderfallen abgeschlossen ist.

Zweitens zeigen die Interviews mit den Geschaftsleitungen der Jobcenter, dass auch hinsichtlich
der Zielsetzung der Férderung nach §16i SGB Il teils deutlich voneinander abweichende Vorstel-
lungen existieren. Bei oberflachlicher Betrachtung fallen diese Unterschiede nicht unmittelbar ins
Auge, operieren die Befragten doch gleichermaften mit dem - im Namen des Gesetzes wie des In-
struments verwendeten - Begriff der Teilhabe. Hinter der gemeinsamen Terminologie verbirgt
sich jedoch, wie auch die Interviews mit den Akteuren des sogenannten jobcenterexternen Gover-
nancekontextes zeigen, ein durchaus gegenlaufiges Verstandnis des Forderansatzes. Wahrend die
Realisierung von Teilhabe fiir einen Teil der befragten Jobcenterleitungen einen (baldigen) Uber-
gang der Geforderten in eine ungeforderte Anstellung auf dem ersten Arbeitsmarkt voraussetzt,
erfolgt diese anderen Befragten zufolge bereits im Rahmen der geférderten Beschaftigung.

Im Grunde kommt hinter der gemeinsamen Begrifflichkeit das fiir die 6ffentliche Beschaftigungs-
forderung charakteristische Spannungsverhaltnis zwischen den Zielen der Arbeitsmarkt- und der
Sozialintegration zum Ausdruck. Dabei handelt es sich um ein Spannungsverhéltnis, das fiir die
konkrete Ausrichtung und Umsetzung von Malnahmen der 6ffentlichen Beschéaftigungsforderung
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hochst folgenreich ist. Dies legen die bislang vorliegenden Einsichten der Implementationsstudie
auch im Falle der beiden neu geschaffenen Forderinstrumente nahe. Den bisherigen Beobachtun-
gen zufolge variieren zentrale Parameter der Umsetzung der Férderung nach §16i SGB Il mit der
vom jeweiligen Jobcenter primar verfolgten Zielsetzung. So legen etwa die Jobcenter, die durch
die MalRnahme vor allem die gesellschaftlichen Teilhabemdglichkeiten der geférderten Personen
starken wollen, viel Wert auf eine leistungsadaquate und an den Problemlagen der Geforderten
ausgerichtete Ausgestaltung der geforderten Arbeitspldtze und verweisen in diesem Zusammen-
hang auf die Erfahrung von gemeinniitzigen Arbeitgebern mit der arbeitsmarktfernen Zielgruppe
beider Instrumente. Die Jobcenter dagegen, die das Ziel einer (Re-)Integration der Geférderten in
den ersten Arbeitsmarkt priorisieren, betonen die Relevanz von Arbeitspldtzen bei privatwirt-
schaftlichen Betrieben und stehen Beschaftigungstragern teils sehr skeptisch gegeniiber. Keine
Hinweise gibt es jedoch bislang darauf, dass mit einer Akzentuierung der Arbeitsmarktintegration
auch der Versuch der Jobcenter einhergeht, bevorzugt arbeitsmarktnahere Leistungsberechtigte
zu fordern oder gar die gesetzlichen Vorgaben aufzuweichen.

Geférderte entsprechen nahezu ausnahmslos der angestrebten Zielgruppe

Dies stiitzen auch die statistischen Analysen zu den bisherigen Forderfallen beider Instrumente.
Auf Basis von administrativen Daten der Bundesagentur fiir Arbeit wurde untersucht, inwieweit die
Geforderten - konkret diejenigen, die in den Monaten April bis Juli 2019 eine nach §16e oder §16i
SGB Il geforderte Beschaftigung aufgenommen haben - die gesetzlich definierten Forderkriterien
erfiillen (vgl. Kapitel 9). Im Falle der genannten Zugangskohorte wurde die anvisierte Zielgruppe
unter den Geforderten nahezu ausnahmslos erreicht. Die Kriterien der Férderung nach §16i SGB ||
werden in 95 Prozent der Fille eingehalten - Leistungsberechtigte, die aufgrund der Ubergangsre-
gelung nach §16i Abs. 10 SGB Il eine geforderte Beschaftigung aufgenommen haben, sind hierbei
nicht beriicksichtigt. Dass fiir die verbleibenden 5 Prozent der Teilnehmenden die Erfiillung der
Zugangskriterien nicht nachgewiesen werden kann, konnte auf Datenunsicherheiten zuriickzufiih-
ren sein. Auch die Forderfalle nach §16e SGB Il erfiillen weit tiberwiegend die erforderliche Min-
destdauer der Arbeitslosigkeit von zwei Jahren, auch wenn deren exakte Bestimmung mithilfe der
verwendeten Daten nur mit gewissen Einschrankungen moglich ist.

Mit Blick auf den Einsatz des §16i SGB Il ist weiterhin hervorzuheben, dass aus dem Kreis der Leis-
tungsberechtigten, die das Forderkriterium der sechsjahrigen Leistungsbezugsdauer erfiillen,
haufiger Personen mit noch ldngeren Bezugsdauern geférdert werden. Uberproportional gefor-
dert werden zudem Leistungsberechtigte, die wahrend der letzten sieben Jahre tGiberhaupt keine
Erwerbserfahrung vorzuweisen haben. Zudem sind éltere Leistungsberechtigte unter den Gefor-
derten nach §16i SGB Il ebenso Uberreprasentiert wie schwerbehinderte Menschen. Einzig mit
Blick auf das berufliche Qualifikationsniveau der Geforderten ist fiir beide Instrumente festzustel-
len, dass Leistungsberechtigte ohne beruflichen Abschluss unterreprasentiert sind. Insgesamt an-
dert dies jedoch nichts daran, dass die bisherige Zuweisungspraxis eine ausgepragte Orientierung
auf besonders arbeitsmarktferne Personen unter den Leistungsberechtigten der Grundsicherung
fiir Arbeitsuchende und damit auf die anvisierte Zielgruppe der beiden Férderinstrumente erken-
nen lasst.

Mit Blick auf die soziodemographische Zusammensetzung der Geférderten springt der Befund ins
Auge, dass Frauen deutlich seltener mit einer der beiden Mallnahmen geférdert werden als Man-
ner. Damit gilt auch fiir die neu geschaffenen Mallnahmen, was auf viele andere Instrumente der
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aktiven Arbeitsmarktpolitik zutrifft. Wahrend sich dies im Falle der Forderung nach §16e SGB Il zu-
mindest teilweise damit erklaren lasst, dass Frauen seltener die Zugangskriterien erfiillen, greift
diese Erklarung fir die Forderung nach §16i SGB Il hingegen nicht. Die Implementationsstudie soll
Erkenntnisse Uber die Ursachen der geschlechtsspezifischen Zusammensetzung der Geférderten
gewinnen. Dabei wird unter anderem untersucht, welche Umstande und Uberlegungen auf Seite
der Jobcenter fiir die Auswahlentscheidungen der MaRnahmenteilnehmer eine Rolle spielen.

Geforderte weisen unterschiedliche erwerbsbiographische Konstellationen auf

Die Analysen zu den Erwerbsbiographien und Lebenssituation der Geforderten beider Instrumente
zeigen ebenfalls, dass bislang vor allem Leistungsberechtigte mit langen Erwerbslosigkeitsdauern
sowie geringer Arbeitserfahrung geférdert wurden (vgl. Kapitel 4). Die Befunde dieses Teilprojek-
tes erharten also die Einschatzung, dass bislang nahezu ausnahmslos die adressierte Zielgruppe
unter den Leistungsberechtigten der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende geférdert wurde. Dar-
Uber hinaus zeigen die Analysen von Modul 1b, dass sich die bislang realisierten Forderfalle unab-
hangig von der Zuordnung in §16 e oder § 16i SGB Il zu insgesamt sechs Typen gruppieren lassen,
deren erwerbsbiographischer Hintergrund und deren Lebenssituation sich teils deutlich voneinan-
der unterscheidet. Dabei sensibilisiert diese Analyseperspektive nicht nur fiir die teils ausgeprag-
ten Unterschiede zwischen den Geférderten, sondern 6ffnet zugleich den Blick auf die strukturel-
len und damit ungleichheitsrelevanten Faktoren, die die Erwerbsbeteiligung der betreffenden
Leistungsberechtigten beeintrachtigt haben. Die Analyse stiitzt sich auf administrative Daten der
Bundesagentur fiir Arbeit und berticksichtigt MaRnahmenzugange (ohne Forderfélle gemafd der
Ubergangsregelung nach §16i Abs. 10 SGB Il) zwischen dem 1. Januar und dem 31. August 2019.

Betrachtet man die identifizierten Typen von Foérderféllen sind es vor allem drei erwerbsbiographi-
sche Konstellationen, die malRnahmeniibergreifend einen Erklarungsbeitrag zu den bisherigen
Schwierigkeiten der Geforderten auf dem ersten Arbeitsmarkt leisten. Hierzu gehdren erstens De-
fizite in der Schul- und Berufsausbildung, die sich bei Teilnehmerinnen und Teilnehmern jiingeren
und mittleren Alters als relevante Arbeitsmarktbarrieren erweisen. Diese Defizite sind nicht nur als
individuelle Arbeitsmarktprobleme zu sehen, sondern stehenim Kontext der inharenten Probleme
des deutschen Bildungssystems und seiner sozialen Selektionswirkung. Zweitens erweist sich die
Familiensituation als hohe Hiirde fiir die Erwerbsbeteiligung. Dies gilt insbesondere fiir weibliche
Geforderte jingeren und mittleren Alters. So sind in den entsprechenden Clustern vor allem (al-
leinerziehende) Miitter mit geringer Erwerbserfahrung vertreten, die bereits seit Langem auf Ar-
beitslosengeld Il angewiesen sind. Hierauf hat nicht nur die Verfligbarkeit von Betreuungsmoglich-
keiten einen nennenswerten Einfluss, sondern auch die Frauen zugeschriebenen Anforderungen
und Rollen in Arbeitsmarkt und Gesellschaft. SchlieBlich wird drittens deutlich, dass auch ein ho-
heres Lebensalter eine maRgebliche Arbeitsmarktbarriere darstellt. Dies zeigt sich insbesondere
dort, wo ein biografischer Zusammenhang mit wirtschaftsgeschichtlichen Transformationspro-
zessen vorliegt, die von den Betroffenen nicht nachhaltig bewaltigt werden konnten.

Wahrend diese Befunde veranschaulichen, dass die adressierte Zielgruppe teils erhebliche Bin-
nendifferenzen zeigt, verweisen sie in anderer Hinsicht hingegen auf liberraschend ausgepragte
Ahnlichkeiten. So dhnelt sich die erwerbsbiographische Lage der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer beider Instrumente doch deutlich starker, als es deren unterschiedliche Ausrichtung und Aus-
gestaltung erwarten liel. Im weiteren Verlauf der Evaluation gilt es daher zu klaren, ob und inwie-
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weit sich die Geforderten entlang anderer, in der vorliegenden Analyse nicht umfassend beobacht-
barer Merkmale (z.B. gesundheitliche Einschrankungen) voneinander unterscheiden und sich
dadurch die Zuweisung auf die beiden verschiedenen Instrumente erklaren lasst. In dieser Hinsicht
sind die noch ausstehenden Analysen der standardisierten Befragung von Geforderten beider In-
strumente vielversprechend, in der weitaus mehr Indikatoren erhoben werden, als sie die admi-
nistrativen Daten der Bundesagentur fiir Arbeit bereithalten (vgl. Kapitel 7).

Die ganzheitliche beschéaftigungsbegleitende Betreuung adressiert eine groRe Bandbreite an
betrieblichen wie sozialen Integrationsproblemen

Mit Blick auf die zielgruppenadaquate Ausgestaltung von geforderter Beschéftigung fiir besonders
arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte ermdglicht Modul 2b, das die ganzheitliche beschafti-
gungsbegleitende Betreuung untersucht, vertiefte Einblicke (vgl. Kapitel 6). Dabei handelt es sich
um eine flankierende, soziale personenbezogene Dienstleistung, die mit dem Teilhabechancenge-
setz erstmals fiir Regelinstrumente des SGB Il eingefiihrt wurde. Der Kernauftrag dieser - auch als
Coaching bezeichneten - Dienstleistung besteht darin, den betrieblichen Integrationsprozess der
Geforderten zu unterstiitzen und dadurch ihre Erwerbsbeteiligung zu stabilisieren. Die Einfiihrung
dieses Unterstiitzungsangebots stiitzt sich dabei auf Erfahrungen aus vergleichbaren Vorganger-
instrumenten, nicht zuletzt dem Beschaftigungszuschuss, denen zufolge die (Wieder-)Aufnahme
auch von geforderter Beschaftigung gerade nach einer langen Zeit der Arbeitslosigkeit mit erhh-
ten arbeits- wie lebensweltlichen Anforderungen und Belastungen fiir die betreffenden Personen
verbunden ist. Neben der Stabilisierung des geforderten Beschaftigungsverhaltnisses besteht ein
zweiter Kernauftrag der ganzheitlichen beschaftigungsbegleitenden Betreuung darin, die Gefor-
derten beim Ubergang in eine nicht-geférderte Anschlussbeschéaftigung zu unterstiitzen.

Die Forschungsarbeiten dieses Teilprojekts stiitzen sich auf eine qualitative Langsschnittbefra-
gung von ausgewdhlten Geforderten sowie ihren Coaches und Arbeitgebern. Seit dem Projektstart
zum Jahresbeginn 2020 wurden die Erhebungsarbeiten der ersten Befragungswelle weitgehend
abgeschlossen. Dem bisherigen Stand der Auswertungen des erhobenen Datenmaterials zufolge
kristallisieren sich dabei zwei Befunde heraus. Erstens dokumentieren die bislang gefiihrten Inter-
views, dass die Beschaftigungsaufnahme erwartungsgemaR mit einem teils ausgepragten Unter-
stlitzungsbedarf auf Seiten der Geforderten einhergeht. Zweitens wird deutlich, dass die organisa-
torisch-praktische Umsetzung des Coachings in den Jobcentern des Samples erheblich variiert.

Mit Blick auf den ersten der beiden Befunde ist festzustellen, dass der Unterstiitzungsbedarf der
Geforderten ebenso arbeits- wie lebensweltliche Aspekte umfasst. So resultiert der Unterstiit-
zungsbedarf nicht zuletzt aus den - nach langer Arbeitslosigkeit vielfach ungewohnten - Anforde-
rungen, mit denen die gefordert Beschaftigten an ihrem neuen Arbeitsplatz konfrontiert sind. Ne-
ben den Anforderungen, die unmittelbar mit der libertragenen Arbeitsaufgabe verbunden sind,
gehoren dazu die Verhaltenserwartungen von Vorgesetzen sowie von Kolleginnen und Kollegen,
darunter etwa Plinktlichkeit, die Einhaltung der Arbeitszeiten oder das Befolgen von Anweisungen.
In beiderlei Hinsicht konnten Fallkonstellationen beobachtet werden, in denen die Geférderten
diesen Anforderungen nicht gerecht werden konnten. So fiihrte beispielsweise eine dauerhafte
Uberforderung der kérperlichen Leistungsfahigkeit der Geférderten zu akuten Uberlastungser-
scheinungen, welche die Intervention des Coaches erforderlich gemacht hat. Jenseits des konkre-
ten Arbeitshandelns und seiner funktionalen wie sozialen Anforderungen resultiert der Bedarf an
Unterstiitzung ebenso aus der aufierbetrieblichen Lebensfiihrung der Geférderten. So umfasst das
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Untersuchungssample auch Geforderte, die zusatzlich zur langen Zeit der Arbeitslosigkeit mit vie-
len weiteren sozialen Problemen konfrontiert sind. Konkret gehdren dazu etwa Suchterkrankun-
gen, drohende Obdachlosigkeit, Gefangnisaufenthalte oder schwere familiare Konflikte, die sich
destabilisierend auf die aktuelle Beschaftigungssituation auswirken (kdnnen).

Mit Blick auf den zweiten Themenkomplex, die Implementation der ganzheitlichen beschafti-
gungsbegleitenden Betreuung durch die Jobcenter sowie die teils von ihnen beauftragten Tra-ger,
zeigt sich bereits zum gegenwartigen Erhebungszeitpunkt, dass die konkrete Einsatzpraxis des
Coachings von einer teils ausgepragten Varianz gekennzeichnet ist. Diese Vielfalt an Umset-zungs-
formen wird insbesondere in Gestalt der Kontinuitat der erbrachten Betreuungsleistung sowie ih-
rer Frequenz und Form deutlich. Mit Blick auf die Kontinuitat des Coachings konnten zwei denkbar
gegensatzliche Umsetzungsvarianten beobachtet werden. Wahrend die Betreu-ungsleistung fur
die Geforderten teils auf die ersten sechs bzw. auf die ersten zwdlf Monate der Férderung - und
damit just auf den Zeitraum, in dem die Arbeitgeber gesetzlich verpflichtet sind, die gefordert Be-
schaftigten fiir das Coachung von der Arbeitszeit freizustellen - be-schrankt wird, steht das Unter-
stiitzungsangebot andernorts die gesamte Férderdauer (iber zur Verfligung. Ahnlich ausgepragte
Unterschiede lassen sich auch hinsichtlich der Haufigkeit sowie der Form der Kontakte zwischen
den Geforderten und ihrem Coach beobachten. Hier stehen sich regelméRige personliche Treffen
und gelegentliche fernmiindliche Kontakte gegeniiber. Ein Grund fiir diese ausgepragten Unter-
schiede diirfte im jeweiligen Betreuungsschliissel lie-gen, der nach Auskunft der befragten Coa-
ches zwischen weniger als 20 und mehr als 100 Per-sonen liegt.

Zwischenfazit und Ausblick

Zusammenfassend lassen sich zum gegenwartigen Zeitpunkt der Evaluation die folgenden flinf
Beobachtungen festhalten: So zeichnet sich erstens ab, dass die Férderung nach §16i SGB Il als die
zentrale und zugleich attraktivere Neuerung im Férderportfolio der Grundsicherung fiir Arbeitsu-
chende wahrgenommen wird. Hierfiir sprechen nicht nur die - im Vergleich zur Férderung nach
§16e SGB Il - deutlich hoheren Forderzahlen, auch die Ausfilhrungen der bislang befragten Job-
centerleitungen stiitzen diese Einschatzung. Aus dieser Befragung geht zweitens hervor, dass die
Zielsetzung dieses Instruments jedoch denkbar unterschiedlich ausgelegt wird. Wahrend ein Teil
der Jobcenter darin ein klassisches Arbeitsmarktinstrument sieht, betonen andere hingegen des-
sen Beitrag zur sozialen Stabilisierung und Teilhabe der Leistungsberechtigten. Fiir die konkrete
Umsetzung der Forderung ist das unterschiedliche Grundverstandnis dabei allem Anschein nach
durchaus folgenreich. So werden je nach Stofirichtung beispielsweise eher privatwirtschaftliche
oder eher gemeinnlitzige Arbeitgeber gefordert. Keine Hinweise gibt es jedoch bislang darauf, dass
die Jobcenter verstarkt arbeitsmarktnahere Leistungsberechtigte fordern, sprich die gesetzlichen
Vorgaben zur Zielgruppe beider Foérderinstrumente aufweichen wiirden.

Vielmehr kann als dritte Beobachtung festgehalten werden, dass die bislang zugewiesenen Forder-
falle nahezu vollstéandig den gesetzlich definierten Férderkriterien entsprechen. Im Unterschied zu
vergleichbaren Varianten offentlich geférderter Beschaftigung, etwa dem im Jahr 2012 abge-
schafften Beschaftigungszuschuss, werden mit den neuen Forderinstrumenten vorwiegend be-
sonders arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte erreicht. Bemerkenswert ist in diesem Zusam-
menhang viertens, dass sich die Forderfalle nach §16e und §16i SGB Il hinsichtlich zentraler sozio-
demographischer wie erwerbsbiographischer Merkmale deutlich dhnlicher sind, als es die unter-
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schiedliche Ausrichtung der beiden Malinahmen erwarten lasst. Allerdings stiitzen sich die betref-
fenden Analysen auf administrative Daten der Bundesagentur fiir Arbeit, die nur wenige Informa-
tionen zur gesundheitlichen Situation der Geférderten oder weiteren in der persénlichen Lebens-
situation begriindeten Einschrankungen enthalten.

SchlieBlich weisen die vielfaltigen Problemlagen der Geforderten fiinftens darauf hin, dass es einen
grofden Bedarf an einer ganzheitlichen beschaftigungsbegleitenden Betreuung gibt. Erwartungs-
gemald fallt das thematische Spektrum dieses Unterstiitzungsbedarfs breit aus und resultiert ne-
ben arbeitsweltlichen Aspekten zugleich aus der alltdglichen Lebensfiihrung der Geférderten und
ihren teils dramatischen Lebensumstanden. Allerdings scheint die praktische Umsetzung des
Coachings durch die Jobcenter bzw. durch die beauftragten Trager diesem Bedarf mitunter nicht
gerecht zu werden. So beschranken manche Jobcenter das Coaching auf einen Zeitraum von sechs
bzw. zwolf Monaten. Gerade in diesen Fallen wird im weiteren Untersuchungsverlauf zu klaren
sein, inwieweit eine solche zeitliche Limitierung des Unterstlitzungsangebots ausreichend ist, um
Krisensituationen zu identifizieren und produktiv zu bearbeiten. Gleiches gilt fiir die Frage, wie ver-
breitet dieses Phanomen ist. Auf Basis des qualitativen Untersuchungssamples lasst sich dies nicht
beantworten. In dieser Hinsicht versprechen die reprasentative Befragungen von Jobcentermitar-
beiterinnen und -mitarbeiter (Modul 1a) sowie der Geforderten (Modul 3a) wichtige Einsichten.
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Anhang

Soziale Typik und Erwerbsverlaufe der Geforderten (Modul 1b)

Tabelle 31: Clusterbeschreibung §16e (EVL)

Tabelle

ClustergrofRe in %
Geschlecht

Frau

Alter

25-34

35-44

45-54

55>

Alter (kont.)

Region
Ost-Deutschland
Bildungsniveau
Ausbildung (und hoher)
Staatsangehdrigkeit
Migrant
Haushaltstyp
Alleinstehend
Alleinerziehend
Paar ohne Kind
Paar mit Kind

Gesundheitszustand

Schwerbehindertenstatus

Arbeitserfahrung

Geringe Arbeitserfahrung

Kumulierte Dauer in Jahren:

Beschaftigung. 20J."
Nie

<25

25-5

5-10

10>
Beschaftigung. 10J.
Nie

<6 Monate

6 Monate bis 2J.
2J).>

% in Beschaftigung und ALG II. 10J.*"

0% bis 50%
50% >

Cluster
|

Ostdeut-
sche ,,Ver-
lierer« der
Wiederver-

einigung

15.14

0.39

0.00
0.02
0.52
0.46
53.98

1.00

0.91

0.03

0.73
0.02
0.23
0.02

0.04

0.60

0.17
0.41
0.22
0.13
0.07

0.45
0.18
0.18
0.19

0.38
0.62

Cluster
1

Westdeut-
sche ,,Ver-
lierer“ des
Struktur-
wandels

24.25

0.30

0.00
0.05
0.52
0.43
53.53

0.02

0.62

0.07

0.82
0.01
0.15
0.01

0.06

0.39

0.07
0.20
0.27
0.26
0.20

0.21
0.14
0.24
0.41

0.6
0.40

Cluster
1]

Jiingere
Manner

33.50

0.47
0.46
0.07
0.00
35.96

0.43

0.50

0.00

0.75
0.00
0.03
0.22

0.00

0.54

0.18
0.45
0.22
0.12
0.03

0.29
0.21
0.26
0.24

0.5
0.50

Cluster
IV

Alleinerzie-
hende
Frauen

13.42

0.93

0.28
0.54
0.17
0.01
38.86

0.43

0.57

0.00
0.85
0.03
0.11

0.01

0.67

0.28
0.42
0.18
0.09
0.03

0.46
0.19
0.20
0.14

0.36
0.64

Cluster
\'}

Migranten
mit Bil-
dungsdefizi-
ten

13.69

0.22

0.29
0.37
0.27
0.07
40.81

0.09

1.00

0.34
0.01
0.11
0.54

0.01

0.81

0.51
0.30
0.11
0.05
0.02

0.57
0.17
0.16
0.10

0.4
0.61

Gesamt

100

0.345

0.235
0.291
0.289
0.185
44.00

0.368

0.559

0.181

0.609
0.123
0.099
0.169

0.033

0.567

0.209
0.360
0.212
0.143
0.076

0.356
0.182
0.223
0.239

0.49
0.510
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Tabelle

Geringfligige Beschaftigung. 10J.

Nie

1-3 Monate
3 Monate >
ALMP. 10J
Nie

<1

1-2

2-3

3-4

5>

Zeit seit letzter Beschaftigung. 20J."

Beschéftigt am 31.12.18
<5

5-10

10>

Cluster Cluster
| 1
Ostdeut- Westdeut-
sche ,Ver-  sche,Ver-
lierer“ der lierer” des
Wiederver- Struktur-
einigung wandels
0.29 0.37
0.23 0.24
0.48 0.39
0.08 0.07
0.36 0.44
0.22 0.24
0.17 0.13
0.09 0.06
0.08 0.06
0.00 0.01
0.54 0.51
0.38 0.38
0.08 0.10

Cluster Cluster
1 v
e Alleinerzie-

Manner ICI

Frauen
0.33 0.24
0.29 0.29
0.38 0.47
0.05 0.11
0.40 0.42
0.25 0.22
0.16 0.15
0.08 0.06
0.07 0.04
0.01 0.02
0.63 0.57
0.33 0.37
0.03 0.04

Cluster
Vv
Migranten
mit Bil-
dungsdefizi- Gesamt

ten
0.48 0.345
0.26 0.265
0.25 0.390
0.13 0.079
0.58 0.431
0.19 0.230
0.05 0.135
0.02 0.066
0.02 0.059
0.03 0.012
0.65 0.578
0.28 0.350
0.04 0.060

Anmerkung: * Beschaftigung ist definiert als reguldre Beschaftigung (Voll- und Teilzeit). Durchschnittlicher Wert tiber Personen,
die zuvor beschéftigt waren. *Zeitanteil in reguldrer Beschaftigung und gleichzeitiger Erhalt von ALG II-Transfers.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB

Tabelle 32: Clusterbeschreibung §16i (TaAM)

Tabelle

ClustergrofRe in %
Geschlecht

Frau

Alter

25-34

35-44

45-54

55>

Alter (kont.)

Region
Ost-Deutschland
Bildungsniveau
Ausbildung (und hoher)
Staatsangehdrigkeit
Migrant

Cluster
|

Ostdeutsche
HVerlierer®

der Wieder-
vereinigung

21.73
0.29
0.00
0.10
0.40
0.50

53.74
1.00

0.84

0.00

Cluster Cluster
1l ]|
Struktur-
wandel
Westdeut-  Ostund
sche ,Ver- Westund
lierer“ des kumu-
Struktur-  lierte Ar-
wandels beits-
marktbar-
rieren
33.69 9.87
0.24 0.57
0.01 0.00
0.18 0.00
0.46 0.38
0.36 0.62
51.47 55.91
0.00 0.34
0.58 0.13
0.00 0.40

Cluster Cluster
\") Vv
Méanner
mittleren
Altel:s m‘|t Alleiner-
zusatzli- .
ziehende
GG Frauen
beits-
markbar-
rieren
7.68 6.98
0.00 0.88
0.08 0.25
0.42 0.47
0.39 0.29
0.10 0.00
45.12 40.67
0.09 0.43
0.29 0.78
0.37 0.00

Cluster Cluster
Vi vil
Er-
schwerte s usbil-
Arbeits-
dungsde-
markt- fizite/ge-
rucvlf)knehr storter Ar-
beits-
Frauen .
nach Fa- marktein-
- tritt
milien-
phase
9.40 10.65
1.00 0.18
0.26 0.58
0.48 0.42
0.24 0.00
0.02 0.00
40.35 34.97
0.26 0.35
0.10 0.20
0.36 0.00

Gesamt

100

0.374

0.112

0.237

0.352

0.299

48.36

0.349

0.499

0.103
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Tabelle

Haushaltstypen
Alleinstehend
Alleinerziehend

Paar ohne Kind

Paar mit Kind
Gesundheitszustand
Schwerbehindertenstatus
Arbeitserfahrung
Geringe Arbeitserfahrung
Kumulierte Dauer in Jahren:
Beschaftigung. 20J.

Nie

<25

25-5

5-10

10>

Beschaftigung. 10J.*

Nie

<6 Monate

6 Monate bis 2J.

2J.>

Cluster
|

Ostdeutsche
»wVerlierer®

der Wieder-
vereinigung

0.81
0.01
0.15
0.03

0.07

0.61

0.24
0.46
0.19
0.09
0.02

0.66
0.18
0.11
0.05

% in Beschaftigung und ALG I1. 10J.**

0% bis 50%
50% >

0.22
0.78

Geringfligige Beschaftigung. 10J.

Nie

1 bis 3 Monate
3 Monate >
ALMP. 10J.
Nie

<1

1 bis 2

2 bis 3

3bis4

5>

0.61
0.19
0.20

0.02
0.14
0.18
0.21
0.19
0.27

Zeit seit letzter Beschaftigung. 20J."

Beschéftigt am 31.12.18
<5

5-10

10>

0.01
0.37
0.53
0.09

Cluster Cluster
1l 1]

Struktur-

wandel

Westdeut- Ostund
sche ,Ver- Westund

lierer“ des kumu-
Struktur-  lierte Ar-

wandels beits-
marktbar-
rieren
0.92 0.45
0.01 0.00
0.07 0.55
0.00 0.00
0.10 0.06
0.47 0.78
0.14 0.35
0.36 0.45
0.28 0.13
0.18 0.06
0.04 0.01
0.52 0.70
0.21 0.17
0.20 0.10
0.07 0.03
0.39 0.2
0.61 0.80
0.59 0.62
0.21 0.18
0.21 0.19
0.02 0.03
0.20 0.16
0.20 0.15
0.19 0.18
0.16 0.18
0.22 0.30
0.01 0.01
0.36 0.38
0.51 0.52
0.12 0.09

Cluster
\')

Manner
mittleren
Alters mit
zusatzli-

chen Ar-

beits-
markbar-
rieren

0.16
0.08
0.04
0.72

0.06

0.46

0.12
0.45
0.27
0.12
0.03

0.44
0.24
0.24
0.08

0.26
0.74

0.48
0.24
0.28

0.03
0.31
0.22
0.17
0.12
0.15

0.01
0.45
0.45
0.09

Cluster
Vv

Alleiner-
ziehende
Frauen

0.00
0.88
0.01
0.11

0.03

0.46

0.21
0.45
0.25
0.09
0.01

0.53
0.19
0.21
0.07

0.3
0.69

0.47
0.24
0.29

0.04
0.32
0.26
0.19
0.11
0.09

0.01
0.40
0.51
0.08

Cluster
\'/|

Er-
schwerte
Arbeits-
markt-
riickkehr

Frauen
nach Fa-
milien-
phase

0.03
0.55
0.04
0.38

0.04

0.88

0.57
0.37
0.04
0.02
0.00

0.77
0.14
0.07
0.02

0.19
0.81

0.55
0.24
0.21

0.06
0.30
0.25
0.19
0.11
0.08

0.03
0.50
0.44
0.04

Cluster
Vil

Ausbil-
dungsde-
fizite/ge-

storter Ar-
beits-

marktein-
tritt

0.89
0.00
0.02
0.10

0.05

0.80

0.33
0.62
0.04
0.01
0.00

0.56
0.29
0.13
0.02

0.23
0.77

0.55
0.26
0.19

0.01
0.18
0.24
0.21
0.17
0.19

0.00
0.48
0.50
0.02

Gesamt

0.641
0.124
0.120
0.115

0.073

0.604

0.246
0.435
0.195
0.102
0.022

0.590
0.203
0.155
0.052

0.296
0.704

0.572
0.210
0.217

0.027
0.208
0.204
0.194
0.159
0.208

0.010
0.395
0.504
0.091

Anmerkung: * Beschaftigung ist definiert als reguldre Beschaftigung (Voll- und Teilzeit). Durchschnittlicher Wert tiber Personen,

die zuvor beschéftigt waren. *Zeitanteil in reguldrer Beschaftigung und gleichzeitiger Erhalt von ALG II-Transfers.

Quelle: eigene Berechnungen. © IAB
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